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Zentrale Aufgabe der Ziviljustiz ist die Streit-

entscheidung. Von hoher Bedeutung ist zudem 

die Befriedung von Konflikten durch eine 

gütliche Streitbeilegung. Der Zugang zur Zivil-

justiz ist dabei zeitgemäß, nutzerfreundlich, 

effizient und barrierearm zu gestalten. Er steht 

allen Rechtsuchenden gleichermaßen offen. 

Die Verfahrenseffizienz ist für den Zivilprozess 

der Zukunft ein prägendes Element. Sie setzt 

auch die umfassende Nutzung geeigneter digi-

taler Werkzeuge zur Beschleunigung, Minde-

rung von Komplexität und Aufwandsreduzie-

rung voraus. Die Qualität der Rechtsprechung 

ist zu sichern und weiter zu fördern. Der Zivil-

prozess der Zukunft zeichnet sich durch mög-

lichst klare und einheitliche Verfahrensregeln, 

eine transparente Kommunikation und die bes-

sere Vorhersehbarkeit der Verfahrensabläufe 

aus. 

Die Reformkommission hat zur Erreichung die-

ser Ziele eine Reihe von Handlungsempfehlun-

gen entwickelt, die in diesem Bericht vorge-

stellt und begründet werden. Zusammenge-

fasst hervorzuheben sind die folgenden 30 Vor-

schläge: 
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Digitale Werkzeuge für den Zivilprozess 

1. Der Einsatz digitaler Werkzeuge im Zivilprozess der Zukunft ist für einen einfach zu-

gänglichen, effizienten und transparenten Zivilprozess notwendig. Dabei ist auch der Ein-

satz von künstlicher Intelligenz in verschiedenen Bereichen möglich (A.I.). Es bedarf ein-

heitlicher, standardisierter und niedrigschwelliger digitaler Zugänge zur Justiz (C.II.), die 

perspektivisch die Kommunikation auf dem Postweg ersetzen sollen (C.III.). 

2. Ein einheitliches Bund-Länder-Justizportal soll als zentraler Zugang für alle justizbezo-

genen Informationen und Justizdienstleistungen dienen. Neben Informationen und Aus-

künften soll das Portal den Rechtsuchenden ermöglichen, digital Justizdienstleistungen in 

Anspruch zu nehmen, Anträge einzureichen und über dieses Klagen zu erheben (C.IV.). 

3. Die verfahrensbezogene Kommunikation im Zivilprozess soll über eine bundeseinheitliche 

und cloudbasierte Kommunikationsplattform erfolgen. Diese soll zunächst auf Basis ei-

ner gesetzlichen Experimentierklausel in einem begrenzten Anwendungsbereich erprobt 

werden. Sämtliche verfahrensbezogenen elektronischen Dokumente sollen an die Kom-

munikationsplattform übermittelt, dort bereitgestellt, eingesehen, abgerufen und per-

spektivisch auch bearbeitet werden können. Die Plattform soll zudem der Übermittlung 

und Bereitstellung strukturierter Datensätze durch die Verfahrensbeteiligten und das 

Gericht dienen (C.V.). 

4. Zur Steigerung der Effizienz soll das seitenbasierte PDF-Format durch einen maschinen-

verarbeitbaren digitalen Parteivortrag ersetzt werden. Dazu soll ein digitales Verfahrens-

dokument erprobt werden, das den Parteien einen geordneten und gegliederten Vortrag 

ermöglicht (C.VI.). 

5. Ein bundeseinheitliches, für Prozessparteien und ihre Prozessbevollmächtigten zugängli-

ches digitales Beweisverzeichnis, in das Gericht, Aktenzeichen und Beweisthema aufge-

nommen werden, soll auf Grundlage einer Erprobungsgesetzgebung entwickelt und ge-

testet werden (C.VII.). 

6. Es soll ein zentral geführtes digitales Vollstreckungsregister geschaffen werden, das alle 

Vollstreckungstitel erfasst, deren zwangsweise Durchsetzung betrieben wird (C.VIII.). 

7. Die bisherigen (elektronischen) Formulare sollen sukzessive durch dynamische Eingabe- 

und Abfragesysteme ersetzt werden (C.IX.). 

8. Das Kostenfestsetzungsverfahren soll durch die Nutzung strukturierter Datensätze be-

schleunigt und perspektivisch automatisiert werden (C.X.). 
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Rahmenbedingungen für eine effektive Ziviljustiz 

9. Die notwendige Spezialisierung der Richterschaft soll durch weitere gerichtsverfas-

sungsrechtlich angeordnete Spezialspruchkörper gefördert werden (D.II.).  

10. Zur Sicherung der Rechtsprechungsqualität soll das Kammerprinzip gestärkt werden, 

und zwar durch originäre Zuständigkeiten in Spezialmaterien und ab einem bestimmten 

Streitwert sowie durch eingeschränkte Möglichkeiten zur Übertragung auf den Einzelrich-

ter (D.III.).  

11. Die Zuständigkeiten der Kammern für Handelssachen sollen reformiert und ihre Beset-

zung passgenauer ausgestaltet werden (D.IV.). 

12. Zur Stärkung von Transparenz soll eine grundsätzlich umfassende Veröffentlichungs-

pflicht gerichtlicher Entscheidungen normiert werden. Zuverlässige Anwendungen zur 

automatisierten Anonymisierung oder Pseudonymisierung von Gerichtsentscheidungen 

sind für die Umsetzung der Veröffentlichungspflicht unentbehrlich (D.V.). 

Effektivierung des Erkenntnisverfahrens 

13. Als Verfahrensarten für das Erkenntnisverfahren sollen ein mündliches und ein schrift-

liches Verfahren vorgesehen werden, wobei die konkrete Verfahrensart vom Gericht nach 

Eingang der Klageerwiderung gewählt wird und ein späterer Wechsel möglich ist (E.I.). 

14. Wesentliches Element zur Effizienzsteigerung beider Verfahrensarten ist eine obligato-

rische frühe Verfahrensförderung: Das Gericht soll binnen sechs Wochen nach Eingang 

der Klageerwiderung oder der Replik mindestens eine verfahrensfördernde Maßnahme 

ergreifen. Das Instrumentarium verfahrensfördernder Maßnahmen umfasst die Durch-

führung eines Organisationstermins, die Erteilung eines verfahrensleitenden Hinweises 

verfahrensleitende Hinweis kann u.a. mit der Ladung zu einem umfassend vorbereiteten 

Haupttermin oder einem vorterminlichen Beweisbeschluss verbunden werden oder in 

diesem aufgehen (E.I.). Der Organisationstermin dient insbesondere in wirtschaftsrecht-

lichen oder anderen komplexen Verfahren der Festlegung eines möglichst verbindlichen 

Verfahrensplans. Er soll i.d.R. durch den Vorsitzenden im Wege der Videokonferenz 

durchgeführt werden (E.II.).  

15. Die allgemeinen Hinweispflichten nach § 139 ZPO sollen ausgeweitet werden (E.III.).  
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16. Das Gericht soll so früh wie möglich prozessleitende Anordnungen zur Verfahrensstruk-

turierung und Abschichtung des Prozessstoffs erlassen, die verbindlich ausgestaltet 

werden sollen (E.III.). 

17. Auch soll es dem Gericht ermöglicht werden, die formelle Strukturierung des Partei-

vortrags verbindlich vorzugeben (E.IV.). 

18. Findet eine mündliche Verhandlung statt, soll sie grundsätzlich eine Einführung in den 

Sach- und Streitstand durch das Gericht und eine nachfolgende Erörterung umfassen, so 

dass eine transparente Darstellung der Positionen des Gerichts und der Parteien gewähr-

leistet ist (E.V.). 

19. Dem Gericht soll die Möglichkeit eröffnet werden, die Einführung neuer prozessualer 

Ansprüche mittels Fristsetzung zeitlich zu begrenzen (E.VI.). 

20. Im Beweisrecht sollen erweiterte Möglichkeiten zur Verwertung von Zeugenaussagen 

in Parallelverfahren durch Ton- und/oder Videoaufzeichnungen geschaffen werden 

(E.VII.). 

21. Außerdem sind Verbesserungen bei der (vorprozessualen) Beweissicherung durch ein an 

die Flüchtigkeit digitaler Beweismittel angepasstes Beweissicherungsverfahren notwen-

dig (E.VII.). 

22. Die Zulässigkeit eines Beweisantritts bei bereits in einem Parallelverfahren vernomme-

nen Zeugen soll beschränkt werden (E.VII.). 

Vereinfachung des Verfahrensrechts 

23. Im Recht der örtlichen Zuständigkeit sollen Vereinfachungen geprüft und Möglichkeiten 

digitaler Gerichtsstandsvereinbarungen eröffnet werden (D.I.). 

24. Vereinfachungen sind auch im Zustellungsrecht möglich. Hier soll insbesondere das 

elektronische Empfangsbekenntnis zugunsten einer Zugangsfiktion abgeschafft werden 

(F.II.). 

25. Das Gericht soll die Verkündung von Urteilen und Beschlüssen durch deren Zustellung 

oder Bereitstellung auf der Kommunikationsplattform ersetzen können, wenn nicht ein 

Parteiantrag oder das öffentliche Interesse entgegensteht. Findet ein Verkündungstermin 

statt, gibt das Gericht in diesem auch die Entscheidungsgründe bekannt (F.III.). 

26. Im Recht der Nebenentscheidungen (Kosten, Streitwert, vorläufige Vollstreckbarkeit) 

soll untersucht werden, inwieweit Komplexität abgebaut werden kann (F.IV.). 
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Ausbau des Verfahrensangebots 

27. Der Zugang zum Recht soll durch das Angebot eines Online-Verfahrens gestärkt werden, 

das es Bürgerinnen und Bürgern ermöglicht, Zahlungsansprüche in bürgerlichen Streitig-

keiten vor den Amtsgerichten in einem digital geführten Gerichtsverfahren geltend zu ma-

chen. Die neue Verfahrensart soll zunächst an ausgewählten Gerichten erprobt werden 

(G.IV.).   

Modernisierungsbedarf außerhalb von ZPO und GVG 

28. Justizinterne Abläufe betreffend die Zustellung, Terminfindung und Zahlung des Ge-

richtskostenvorschusses sollen durch die Nutzung digitaler Anwendungen beschleunigt 

werden (H.I.).  

29. Die technische Infrastruktur soll im Hinblick auf die Übermittlung von umfangreichen 

Schriftsätzen, Anlagen und digitalen Beweismitteln verbessert werden (H.III.). 

30. Um die in Spezialspruchkörpern erforderliche hohe Expertise zu fördern, soll ein Rege-

lungsmodell geschaffen werden, das zur Aus- und Fortbildung auffordert (H.IV.). 
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A.  

Der hier vorgelegte Ab-

schlussbericht wurde von 

stellt, die von Juli 2024 bis 

Dezember 2024 getagt hat. 

I. Auftrag  

Die Einsetzung der Reform-

kommission geht auf einen 

Beschluss der Justizministe-

rinnen und Justizminister 

des Bundes und der Länder 

zurück. Diese beschlossen 

am 10.11.2023 auf dem drit-

ten Bund-Länder-Digital-

gipfel die Einsetzung einer 

Reformkommission, die 

Vorschläge für den Zivilpro-

zess der Zukunft erarbeiten 

und das Verfahrensrecht vor 

dem Hintergrund der fort-

schreitenden Digitalisierung 

überprüfen soll. Der Be-

schluss lautet wie folgt: 

Länder sind sich einig, dass der digitale Transformationsprozess 
in der Justiz neben organisatorischen und technischen Maßnah-
men auch eine Modernisierung der Prozessordnungen umfassen 
muss. Sie setzen sich dafür ein, das Verfahrensrecht vor dem Hin-
tergrund der fortschreitenden Digitalisierung zu überprüfen. Das 
Potential der fortschreitenden Digitalisierung soll vielmehr kon-
sequent für eine bürgernahe, niedrigschwellig zugängliche und 
moderne Justiz und für die Bewältigung umfangreicher und kom-
plexer Verfahren sowie von Massenverfahren nutzbar gemacht 
werden.  

2. Die Justizministerinnen und Justizminister des Bundes und der 
Länder stellen fest, dass der Einsatz finanzieller Mittel aus der Di-
gitalisierungsinitiative für die Justiz durch angepasste rechtliche 
Rahmenbedingungen flankiert werden muss. Um die Erprobung 
technischer Lösungen aus Digitalprojekten des Bundes und der 
Länder zu ermöglichen, bedarf es unter anderem der frühzeitigen 
Schaffung von Rechtsgrundlagen für Pilotierungen in den Pro-
zessordnungen.  

3. Sie begrüßen in diesem Zusammenhang ausdrücklich, dass die 
Bund-Länder- - -
Arbeit bereits aufgenommen haben und stimmen überein, dass 
die von den Arbeitsgruppen vorgeschlagenen Änderungen vom 
Bundesministerium der Justiz mit dem Ziel einer schnellstmögli-
chen Umsetzung geprüft werden, insbesondere um die erfolgrei-
che Einführung der elektronischen Akte bei den Gerichten und 
Staatsanwaltschaften zu fördern.  

4. Die Justizministerinnen und Justizminister des Bundes und der 
Länder kommen überein, entsprechend den wiederholten Be-
schlüssen der Justizministerkonferenz, eine von Bund und Län-
dern gemeinsam besetzte Reformkommission einzuberufen, die 
Vorschläge für den Zivilprozess der Zukunft erarbeiten soll. An 
dieser Kommission sollen auch Vertreterinnen und Vertreter der 
Gerichte, der Anwaltschaft, der Verbraucherverbände, der Wirt-
schaft und der Wissenschaft beteiligt werden und die Kommis-
sion soll im Jahr 2024 Überarbeitungen des Prozessrechts vorbe-
reiten. Der E-Justice-Rat legt im Juni 2024 Eckpunkte hierfür vor 
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II. Vorbereitung durch den E-Justice-

Rat und die BLAG E-Justice 

Der Beschluss des Digitalgipfels sah vor, dass 

der von Bund und Ländern auf Staatssekretärs- 

bzw. Amtschefebene besetzte E-Justice-Rat bis 

Juni 2024 Eckpunkte für die von der Kommis-

sion vorzubereitenden Reformvorschläge des 

Zivilprozessrechts vorlegt. Der E-Justice-Rat 

beauftragte mit der Vorbereitung der Eck-

punkte die Bund-Länder-Arbeitsgruppe E-Jus-

tice (im Folgenden: BLAG E-Justice). An der 

BLAG E-Justice sind das Bundesministerium 

der Justiz, die Landesjustizverwaltungen sowie 

die AG Elektronischer Rechtsverkehr und die 

AG IT-Standards der Bund-Länder-Kommis-

sion für Informationstechnik in der Justiz betei-

ligt. Die Ministerien werden vornehmlich durch 

die für das Zivilprozessrecht zuständigen Refe-

rate vertreten. Zur Umsetzung des Auftrags des 

E-Justice-Rats bildete die BLAG E-Justice unter 

der Federführung des Ministeriums für Justiz 

und Migration Baden-Württemberg im Nach-

gang zu einer Auftaktsitzung am 14.11.2023 

sieben Unterarbeitsgruppen, die sich einzelner 

Reformthemen annahmen. In einer Hybridsit-

zung am 22.3.2024 in Stuttgart wurde abschlie-

ßend über das Eckpunktepapier beraten. Am 

24.4.2024 beschloss der E-Justice-Rat, dass das 

von der BLAG E-Justice vorgelegte Eckpunkte-

papier Grundlage für die Arbeit der Reform-

kommission sein soll. 

Dem Eckpunktepapier ist eine Präambel voran-

gestellt, in der die Funktion der Eckpunkte als 

Grundlage für die Arbeit der Reformkommis-

sion dargestellt wird. In einem ersten Teil 

Leitbild des Zivilprozesses der Zukunft wer-

den in dem Eckpunktepapier Erwartungen an 

den Zivilprozess der Zukunft, Überlegungen für 

den Zugang zum Recht sowie für Möglichkei-

ten, Grenzen und Risiken des Einsatzes von KI 

dargestellt. Hieraus sollte die Kommission ein 

visionäres Leitbild für den Zivilprozess der Zu-

kunft entwickeln. In dem Teil Reformansätze 

im Einzelnen  werden die verschiedenen The-

men benannt, mit denen sich die Reformkom-

mission befassen sollte. Dazu zählen insbeson-

dere die folgenden Bereiche: 

• Justizportal als digitaler Zugangspunkt für 

Bürgerinnen und Bürger zur Justiz, 

• Vereinfachung der Zuständigkeitsregeln,  

• weitere Spezialisierung von Spruchkör-

pern, 

• Ausbau von Verfahrensarten (Fast Track- 

und Online-Verfahren, Verfahren für kom-

plexe Streitigkeiten), 

• Integration von externen (auch digitalen) 

Konfliktlösungsangeboten in den Rechts-

streit, 

• Schaffung einer gemeinsamen Kommuni-

kationsplattform und strukturelle Überar-

beitung der Kommunikation im Zivilpro-

zess (Entfallen von Zustellungen),  

• digitale Organisation des Parteivortrags 

und dessen Strukturierung, 

• Effektivierung des Verfahrensablaufs und 

Verbesserungen im Beweisrecht, 
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• Veröffentlichung von Entscheidungen so-

wie 

• Digitalisierung des Zwangsvollstreckungs-

rechts.  

Die im Eckpunktepapier umrissenen Themen 

für die Reformkommission umfassen somit ins-

besondere nicht das Rechtsmittelrecht, den 

Zuständigkeitsstreitwert und sonstige Wert-

grenzen, den kollektiven Rechtsschutz und das 

Gebührenrecht.  

Ergänzt wurde das Eckpunktepapier um einen 

Anhang, in dem laufende Projekte zur Digitali-

sierung und Modernisierung des Zivilprozesses 

aus dem Bereich des Prozessrechts und dem 

technischen Bereich aufgelistet sind. 

Entsprechend der Vorgaben des E-Justice-Rats 

bildete das Eckpunktepapier die Grundlage für 

die Arbeit der Reformkommission. Das vom E-

Justice-Rat beschlossene Eckpunktepapier 

steckt dazu die Themen, mit denen sich die Re-

formkommission befassen soll, ab. Die Reform-

kommission sah sich darin frei, innerhalb der 

Themen eigene und in dem Eckpunktepapier 

nicht enthaltene Lösungsansätze zu finden. 

Entsprechend seiner Aufgabe, die Themen der 

Reformkommission zu bestimmen, enthält das 

Eckpunktepapier keine Bewertung von Lö-

sungsvorschlägen. Diese hat die Kommission 

vorgenommen. Das Eckpunktepapier gab der 

Kommission insoweit eine inhaltliche Hilfestel-

lung, indem auf bereits vorhandene Vorhaben 

und Lösungsansätze in Rechtspolitik und 

Rechtswissenschaft (auch rechtsvergleichend) 

hingewiesen wurde. Auch verfassungs- und eu-

roparechtliche Grenzen wurden aufgezeigt.
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III. Besetzung der Reformkommission 

Der Beschluss des Digitalgipfels sieht vor, dass 

Bund und Länder die Reformkommission ge-

meinsam besetzen und auch Vertreterinnen 

und Vertreter der Gerichte, der Anwaltschaft, 

der Verbraucherverbände, der Wirtschaft und 

der Wissenschaft an ihr beteiligt werden. 

Zur Besetzung der Kommission haben das Bay-

erische Staatsministerium der Justiz und die 

Behörde für Justiz und Verbraucherschutz der 

Freien und Hansestadt Hamburg einen Vor-

schlag erarbeitet, der auf die Zustimmung der 

übrigen Landesjustizverwaltungen und des 

Bundesministeriums der Justiz gestoßen ist 

und entsprechend umgesetzt wurde.  

An der Kommission beteiligten sich von Seiten 

der Justizverwaltungen das Bundesjustizminis-

terium mit einer Referatsleiterin und einem Re-

feratsleiter (ZPO und Digitalisierung) sowie 

sämtliche Landesjustizverwaltungen mit Aus-

nahme des Saarlandes mit jeweils einer Teil-

nehmerin bzw. einem Teilnehmer, zumeist auf 

Referatsleiterebene. Als weitere Mitglieder 

sind  entsprechend dem Besetzungsvorschlag 

 Vertreterinnen und Vertreter der von dem Di-

gitalgipfel benannten Gruppen (Gerichte, An-

waltschaft, Wissenschaft) sowie weitere Ver-

treter aus dem Bereich Legal Tech und 

Rechtsinformatik eingeladen worden. Vertre-

terinnen und Vertreter der Verbraucher- und 

der Wirtschaftsverbände sind in die Beratung 

der jeweils sie betreffenden Themen einbezo-

gen worden.  

Als Mitglieder der Reformkommission wurden 

im Einzelnen ernannt: 

• Professor Dr. Christoph Althammer, Uni-

versität Regensburg  

• Richterin am Landgericht Doreen Aporius, 

Ministerium für Justiz und Verbraucher-

schutz, Sachsen-Anhalt  

• Ministerialrat Jörg Baack, Ministerium der 

Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen 

• Regierungsdirektorin Andrea Bartels, 

nachfolgend: Regierungsdirektorin Dr. 

Catrin Steinbrück, Ministerium für Justiz, 

Migration und Verbraucherschutz, Thürin-

gen  

• Rechtsanwalt Peter Bert, Deutscher An-

waltverein  

• Ministerialrat Götz Böttner, Hessisches Mi-

nisterium der Justiz und für den Rechts-

staat  

• Vorsitzende Richterin am Landgericht Kirs-

ten Bolten, Ministerium für Justiz und Ge-

sundheit des Landes Schleswig-Holstein  

• Rechtsanwältin Sabine Fuhrmann, Vize-

präsidentin der Bundesrechtsanwaltskam-

mer  

• Ministerialrat Wolfram Grepel, Ministe-

rium der Justiz und für Digitalisierung des 

Landes Brandenburg  

• Rechtsanwalt Markus Hartung, Legal Tech 

Verband Deutschland  

• Ministerialrätin Barbara Jansen, Bundesmi-

nisterium der Justiz  
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• Rechtsanwältin und Notarin Dr. h.c. Edith 

Kindermann, Präsidentin des Deutschen 

Anwaltvereins  

• Vizepräsidentin des Amtsgerichts Heike 

Kremer, nachfolgend Richterin am Ober-

landesgericht Isabelle Biallaß, Deutscher 

Richterbund  

• Präsidentin des Landgerichts Jessica Laß, 

Niedersächsisches Justizministerium  

• Ministerialrat Matthias Lau, Sächsisches 

Staatsministerium der Justiz  

• Rechtsanwalt Dr. Christian Lemke, Vize-

präsident der Bundesrechtsanwaltskam-

mer 

• Ministerialrätin Inga Melinkat, Ministerium 

für Justiz, Gleichstellung und Verbraucher-

schutz, Mecklenburg-Vorpommern  

• Professorin Dr. Caroline Meller-Hannich, 

Universität Halle-Wittenberg 

• Ministerialrat André Nowak, E-Justice-Rat  

• Präsidentin des Oberlandesgerichts Stefa-

nie Otte, Oberlandesgericht Celle  

• Professorin Dr. Anne Paschke, EDV-

Gerichtstag 

• Richter am Bundesgerichtshof Dr. Hartmut 

Rensen  

• Präsident des Oberlandesgerichts Dr. Wer-

ner Richter, Oberlandesgericht Düsseldorf  

• Vizepräsident des Amtsgerichts Dr. Peter 

Röhm, Ministerium der Justiz und für Mig-

ration, Baden-Württemberg 

• Ministerialrat Dr. Philip Scholz, Bundesmi-

nisterium der Justiz  

• Ministerialrat Dr. Hendrik Schultzky, 

Staatsministerium der Justiz, Bayern  

• Richterin am Oberlandesgericht Dr. Dag-

mar Synatschke, Behörde für Justiz und 

Verbraucherschutz, Hamburg 

• Senatsrätin Dr. Ines Tari, Senatsverwaltung 

für Justiz und Verbraucherschutz, Berlin  

• Senatsrätin Dr. Silke Utermark, Behörde 

der Senatorin für Justiz und Verfassung, 

Bremen 

• Richterin am Landgericht Dr. Rahel Wein-

gärtner, nachfolgend: Richterin am Land-

gericht Johanna Eisenbach, Ministerium 

der Justiz, Rheinland-Pfalz  

Zusätzlich zu den Mitgliedern sind stellvertre-

tende Mitglieder benannt worden, die teilweise 

an Stelle der Mitglieder an den Beratungen der 

Kommission teilgenommen haben: 

• Regierungsdirektor Dr. Martin Apetz, 

Staatsministerium der Justiz, Bayern 

• Richterin am Oberlandesgericht Isabelle 

Biallaß, nachfolgend Vizepräsidentin des 

Amtsgerichts Heike Kremer, Deutscher 

Richterbund 

• Richter am Landgericht Henning Bierhaus, 

Ministerium der Justiz des Landes Nord-

rhein-Westfalen 

• Präsident des Oberlandesgerichts Dr. 

Thomas Dickert, Oberlandesgericht Nürn-

berg  

• Staatsanwältin Tanja Göhler-Böhm, Säch-

sisches Staatsministerium der Justiz  

• Richter am Landgericht Konrad Hofmann, 

Senatsverwaltung für Justiz und Verbrau-

cherschutz, Berlin 
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• Ministerialrätin Chelion Kalb, Ministerium 

für Justiz, Migration und Verbraucher-

schutz, Thüringen 

• Richter am Verwaltungsgericht Dr. Chris-

tian Klein, Ministerium der Justiz, Rhein-

land-Pfalz 

• Richter am Amtsgericht Dr. Adrian Sebas-

tian Kramer, Niedersächsisches Justizmi-

nisterium 

• Richterin am Amtsgericht Viola Krüger, 

Niedersächsisches Justizministerium 

• Richter am Landgericht Dr. Christoph Lud-

wig, Ministerium der Justiz des Landes 

Nordrhein-Westfalen 

• Richter am Landgericht Dr. Philipp Mohr, 

Ministerium für Justiz und Gesundheit des 

Landes Schleswig-Holstein 

• Regierungsdirektor Dr. Robert Olizeg, Mi-

nisterium der Justiz und für Digitalisierung 

des Landes Brandenburg 

• Regierungsdirektorin Dr. Antje Oswald, 

Hessisches Ministerium der Justiz und für 

den Rechtsstaat 

• Staatsanwalt Jonas Rehm, Ministerium der 

Justiz und für Migration, Baden-Württem-

berg 

• Staatsanwältin Dr. Ines Rohne, Sächsisches 

Staatsministerium der Justiz  

• Richterin am Amtsgericht Dr. Melanie San-

didge, Behörde für Justiz und Verbraucher-

schutz, Hamburg 

• Richter am Landgericht Dr. Niklas Schrei-

ner, Ministerium für Justiz, Gleichstellung 

und Verbraucherschutz Mecklenburg-Vor-

pommern 

• Präsident des Oberlandesgerichts Dr. An-

dreas Singer, Oberlandesgericht Stuttgart 

• Richterin Sophia Thomson, Ministerium 

der Justiz und für Digitalisierung des Lan-

des Brandenburg 

• Präsidentin des Oberlandesgerichts Ann-

Marie Wolff, Hanseatisches Oberlandesge-

richt in Bremen  

Von Seiten der Wirtschafts- und Verbraucher-

verbände nahmen partiell an den Sitzungen 

teil: 

• Rechtsanwalt Dr. Christian Groß, Deutsche 

Industrie- und Handelskammer 

• Felix Methmann, Verbraucherzentrale 

Bundesverband 

Die Leitung der Kommission haben die Kom-

missionsmitglieder aus Bayern, Hamburg und 

dem Bundesjustizministerium übernommen.  
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IV. Beratungsverlauf 

Entsprechend dem vorgegebenen Zeitplan hat 

die Kommission erstmals im Juli 2024 getagt 

und ihre Arbeit bis Ende 2024 abgeschlossen. 

Der Zeitplan machte eine enge Taktung von 

Terminen im zweiten Halbjahr 2024 erforder-

lich. 

Im Einzelnen fanden folgende Sitzungen in 

Präsenz statt: 

 

 
4./5.7.2024 Auftaktsitzung Berlin 
23./24.9.2024 1. Arbeitssitzung Hamburg 
17./18.10.2024 2. Arbeitssitzung München 
13.12.2024 Abschlusssitzung München 

1. Auftaktsitzung 

Die Auftaktsitzung wurde durch Grußworte 

von Staatssekretär Benjamin Strasser, Justizse-

natorin Anna Gallina und Staatsminister Georg 

Eisenreich eröffnet. Ziel der Sitzung war es, 

ausgehend von den Erwartungen der unter-

schiedlichen Teilnehmer ein Leitbild eines Zi-

vilprozesses der Zukunft zu erarbeiten. Die Ein-

führung in die Thematik erfolgte durch fol-

gende Impulsvorträge der an der Kommission 

beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftler: 

• Professorin Dr. Caroline Meller-Hannich: 

Erwartungen an den Zivilprozess der Zu-

kunft 

• Professor Dr. Christoph Althammer: Ver-

fahrensgrundsätze und Prozessmaximen 

als Anlass und Grenzen für den Zivilprozess 

der Zukunft 

• Professorin Dr. Anne Paschke: KI-Einsatz 

in der Ziviljustiz 

Aufbauend auf den Impulsvorträgen wurde 

eine Reihe von Thesen, die von den Vortragen-

den und der Kommissionsleitung aus der 

schriftlichen Vorbereitung ausgewählt wurden, 

diskutiert. Die Ergebnisse der Beratung bilde-

ten die Grundlage für das in diesem Abschluss-

bericht niedergelegte Leitbild des Zivilprozes-

ses der Zukunft. 

2. Arbeitssitzungen und Berichterstat-

tungen 

Die beiden Arbeitssitzungen im September 

(Hamburg) und Oktober (München) waren der 

Behandlung der einzelnen Reformthemen ge-

widmet.  

Zur Vorbereitung der Beratungen bildete die 

Leitung aus den im Eckpunktepapier angespro-

chenen Themen elf sachlich zusammenhän-

gende Themenkomplexe. Zu diesen bereiteten 
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jeweils zwei Kommissionsmitglieder als Be-

richterstatter die Beratungen in den Sitzungen 

vor. Im Einzelnen wurden die Berichterstattun-

gen wie folgt verteilt: 

Bezeichnung Zu behandelnde Themen 
aus dem Eckpunktepapier 

Berichterstattende 

1 
Bürgerzugang 

Justizportal 
Kostenauskunft  
Zahlungsverkehr 
Integration Streitbeilegung 

VzPräs'inAG Kremer (DRB) 
Ri'inOLG Isabelle Biallaß (DRB) 
Präs'inLG Laß (NI) 

2 
Streitbeilegung 

Nutzung von ODR im Prozess 
ADR und ODR als Vorstufe im 
Prozess  

RA'in Dr. h.c. Kindermann 
(DAV) 
SR'in Dr. Utermark (HB) 

3 
Entscheider 

Zuständigkeit 
Spezialisierung 

RA Dr. Lemke (BRAK) 
MR Baack (NW) 

4 
Kommunikation 

Kommunikationsplattform  
Zustellungsrecht  

Präs'inOLG Otte (Celle) 
MR Böttner (HE) 

5 
Parteivortrag 

Digitale Aufbereitung 
Vorgaben und Strukturierung  
Mitwirkungspflichten 

RA Hartung (LegalTech Ver-
band) 
VzPräsAG Dr. Röhm (BW) 

6 
Besondere Verfahren 

Fast-track-Verfahren 
Online-Verfahren  
Verfahren für komplexe Strei-
tigkeiten, Urkundenverfahren 

Prof. Dr. Althammer 
PräsOLG Dr. Richter (Düssel-
dorf) 
 

7 
Formularbasierte Verfahren 

Formularbasierte Verfahren  MR Nowak (E-Justice-Rat) 
VzPräsAG Dr. Röhm (BW) 

8 
Verfahrensgestaltung 

Verfahrensstrukturierung 
Neugestaltung des Ablaufs  
Verfahren der Beweisauf-
nahme 

Prof.'in Dr. Meller-Hannich 
RA'in Fuhrmann (BRAK) 

9 
Entscheidungsgrundlage 

Mündlichkeit im Zivilprozess  
Beweismittel 
Beibringungsgrundsatz 

Prof.'in Dr. Paschke (EDVGT) 
RiBGH Dr. Rensen 

10 
Entscheidungen 

Verkündung 
Veröffentlichung 
Kostenfestsetzung 

RA Bert (DAV) 
SR'in Dr. Tari (BE) 

11 
Zwangsvollstreckung 

Digitalisierung 
Digitale Vermögenswerte 

Ri'inLG Aporius (ST) 
Präs'inLG Laß (NI) 
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Zusätzlich zu den Berichterstattungen wurden 

von MR Dr. Schultzky (Bayern), SR'in Dr. Tari 

(Berlin), MR Grepel (Brandenburg), Ri'inOLG 

Dr. Synatschke (Hamburg), Ri'inLG Dr. Wein-

gärtner (Rheinland-Pfalz), VzPräs'inAG Kremer 

und Ri'inOLG Isabelle Biallaß (Deutscher Rich-

terbund), RA Bert (Deutscher Anwaltverein) 

und Prof. Dr. Meller-Hannich (Universität 

Halle-Wittenberg) ergänzende schriftliche 

Stellungnahmen zu einzelnen Themen über-

mittelt.  

In der Arbeitsgruppensitzung vom 

23./24.9.2024 wurden die Themen der Bericht-

erstattungen 1 bis 5, in der Arbeitsgruppensit-

zung vom 17./18.10.2024 die Themen der Be-

richterstattungen 6 bis 11 beraten. Aufgrund 

des Umfangs der Berichterstattungen wurden 

dabei nicht sämtliche Thesen diskutiert. Ge-

genstand der Behandlung in den Arbeitssitzun-

gen waren ausschließlich besonders gewichtige 

und/oder absehbar kontroverse Punkte. Diese 

wurden im Vorfeld durch die Leitung identifi-

ziert und mit den Mitgliedern der Reformkom-

mission abgestimmt. Die übrigen, unstreitigen 

sammengetragen. Ihre Abstimmung erfolgte 

im Rahmen der Leseberatungen zu dem Ab-

schlussbericht.  

Die Beratungen in den beiden Arbeitssitzungen 

orientierten sich an einem von den Leitungen 

entworfenen Beratungsablauf, in dem die je-

weiligen Thesen und ggf. Gegenthesen zu den 

einzelnen Themen zusammengefasst wurden. 

Die in den Diskussionen genannten Gesichts-

punkte wurden während der Sitzungen (auch in 

der Auftakt- und Abschlusssitzung) auf einem 

digitalen Whiteboard festgehalten. Ein Proto-

koll der Sitzungen wurde nicht geführt.  

3. Beratung des Abschlussberichts und 

Abschlusssitzung 

Die Vorträge zum Leitbild des Zivilprozesses 

der Zukunft, die schriftlichen Berichterstattun-

gen und Stellungnahmen sowie die Ergebnisse 

der mündlichen Beratungen in der Auftaktsit-

zung und in den Arbeitssitzungen der Reform-

kommission bilden die Grundlage für diesen 

Abschlussbericht. Der Abschlussbericht wurde 

von den Leitungen der Reformkommission ent-

worfen und in zwei per Videokonferenz am 

2.12.2024 und 4.12.2024 durchgeführten Le-

seberatungen mit den übrigen Mitgliedern der 

Reformkommission beraten. Hierbei wurden 

auch die noch weiter diskussionsbedürftigen 

Punkte identifiziert, die zum Gegenstand der 

Abschlusssitzung am 13.12.2024 gemacht und 

auf dieser abschließend beraten wurden. 

Die finale Leseberatung des aufgrund der Ab-

schlusssitzung ergänzten und angepassten Be-

richts fand per Videokonferenz am 15.1.2025 

statt. 

4. Informationsveranstaltungen für die 

Kommissionsmitglieder 

Zwischen der Auftaktsitzung und der ersten 

Arbeitssitzung 
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 eine Reihe von Informa-

tionsveranstaltungen für die Kommissionsmit-

glieder statt, in denen  ergänzend zu den im 

Eckpunktepapier gegebenen Nachweisen zu 

Projekten und Reformkommissionen  einige 

für einen möglichen Zivilprozess der Zukunft 

besonders relevante Projekte von den jeweils 

dafür Verantwortlichen kurz vorgestellt wur-

den: 

Am 18.7.2024 stellte der zuständige Referats-

leiter im Bundesjustizministerium, Malte Bütt-

ner, das dort gemeinsam mit dem DigitalSer-

vice Bund durchgeführte Projekt zur Digitalen 

Rechtsantragstelle und zum Justizportal vor. 

Die nächste Veranstaltung am 25.7.2024 diente 

der Vorstellung der Ergebnisse des von Bayern 

und Niedersachsen gemeinsam durchgeführ-

ten Reallabors zur digitalen Aufbereitung des 

Parteivortrags im Basisdokument. Referierende 

waren Prof. Dr. Christoph Althammer und Prof. 

Dr. Christian Wolff, beide Universität Regens-

burg, sowie Jessica Laß, Niedersächsisches Jus-

tizministerium, und Dr. Hendrik Schultzky, 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz. 

Am 1.8.2024 wurde das Projekt des Bundesjus-

tizministeriums sowie die zu dieser Zeit als Re-

ferentenentwurf vorliegende Erprobungsge-

setzgebung für ein Zivilgerichtliches Online-

Verfahren von der für das Projekt zuständigen 

Referentin im Bundesjustizministerium, Dr. Sa-

rah Röck, vorgestellt. 

Die vierte Veranstaltung am 8.8.2024 widmete 

sich der Digitalisierungsinitiative der Justiz. 

Malte Büttner bot einen Überblick über die ver-

schiedenen durch den Digitalpakt geförderten 

Projekte mit Bezug zum Zivilprozess. 

Am 15.8.2024 stellte Prof. Dr. Reinhard Greger 

die Ergebnisse des Forschungsprojekts Recht 

ohne Streit  vor, bei dem ein webbasierter, in-

teraktiver Wegweiser  für Bürgerinnen und 

Bürger zu den verschiedenen außergerichtli-

chen und gerichtlichen Konfliktlösungsange-

boten erprobt wurde. 

Im Rahmen der sechsten Veranstaltung am 

22.8.2024 wurde die dänische Justizplattform 

Minretssag.dk vorgestellt, über welche eine 

digitale Einreichung und Weiterbearbeitung 

von Zivilklagen ermöglicht wird. Referentinnen 

waren Anne Still Laurberg und Josefine Stald-

karl Lautrup aus der dänischen Justizverwal-

tung.  

 

Am 29.8.2024 referierte Prof. Dr. Matthias 

Grabmair, Technische Universität München, 

zum Einsatz von Künstlicher Intelligenz in der 

Ziviljustiz, wobei insbesondere ein Überblick 

über künftige Anwendungsmöglichkeiten ge-

boten wurde. 

 

Den Abschluss der Informationsreihe bildete 

am 19.9.2024 ein Vortrag von Prof. Dr. Michael 

Wrase, Wissenschaftszentrum Berlin für Sozi-

alforschung, zu dessen Forschungsprojekt Zu-

gang zum Recht in Berlin Gegenstand der vor-

gestellten Untersuchung ist eine Analyse des 

tatsächlichen Zugangs zur Justiz in Berlin samt 

etwaiger Barrieren.  
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B. 

Eine klare Zielvorstellung bildet die Grundlage 

für die Fortentwicklung des Zivilverfahrens-

rechts zu einem Zivilprozess der Zukunft. 

I. Aufgaben einer modernen Ziviljustiz 

Zentrale Aufgabe einer modernen Ziviljustiz ist 

die Streitentscheidung auf der Basis eines nach 

Maßgabe des Prozessrechts aufgeklärten Sach-

verhalts. Die Befriedung von rechtlichen Kon-

flikten durch gütliche Streitbeilegung bleibt 

auch künftig ein wesentliches Instrument der 

Ziviljustiz. 

Zivilgerichtlicher Rechtsschutz muss ohne Ab-

striche bei der Qualität von Entscheidungen in-

nerhalb angemessener Zeit gewährt werden. 

Die individuelle Rechtsdurchsetzung wird kei-

nem allgemeinen Vorbehalt prozessualer Ver-

hältnismäßigkeit unterworfen. 

Neben der zentralen Funktion der individuellen 

Rechtsdurchsetzung stehen die überindividuel-

len Aufgaben des Zivilprozesses, insbesondere 

die Rechtsfortbildung.1 

Die Ziviljustiz ist Garant für die rechtsstaatliche 

Beilegung von Streitigkeiten zwischen Privat-

                                                           

1  Die optisch hervorgehobenen Handlungsemp-
fehlungen ergeben sich jeweils aus dem nachfol-
genden, begründenden Abschnitt. 

personen auf der Grundlage demokratisch ge-

schaffenen Rechts. Ihr kommt damit auch in 

Zukunft eine wesentliche Funktion für den 

Rechtsstaat und ein gelingendes Zusammenle-

ben in der Gesellschaft zu.  

Kernaufgabe der Ziviljustiz ist und bleibt die 

rechtsstaatlich geordnete Lösung von Konflik-

ten auf der Grundlage des Parteivortrages und 

eines nach Maßgabe des Prozessrechts aufge-

klärten Sachverhalts. Sachverhaltsklärung und 

Rechtsanwendung sind prägend für die Arbeit 

der Richterinnen und Richter im Zivilgericht. 

Die Funktion der Ziviljustiz ist dabei nicht allein 

auf die streitige Entscheidung von rechtlichen 

Konflikten beschränkt. Zu ihrem Selbstver-

ständnis gehört es auch, Parteien Angebote zur 

gütlichen Beilegung ihrer Auseinandersetzung 

zu machen. Im Interesse einer effizienten und 

nachhaltigen Streitbeilegung werden Instru-

mente konsensualer Konfliktlösung vorrangig 

in solchen Fällen genutzt, in denen diese tat-

sächlich der Bereitschaft und den Erwartungen 

der Parteien zu bzw. an einer einvernehmlichen 

Konfliktlösung entsprechen. 

Der Zivilprozess bietet auch künftig die Gewähr 

individueller Rechtsdurchsetzung unabhängig 
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von der wertmäßigen Bedeutung des bean-

spruchten Rechts. Das schließt Kosten-Nut-

zen-Erwägungen bei der Sachverhaltsklärung 

ebenso wenig kategorisch aus wie die Ausnut-

zung von Beschleunigungspotentialen unter 

Effizienzgesichtspunkten. 

Neben der Kernaufgabe der individuellen 

Rechtsdurchsetzung stehen die Schaffung von 

Rechtsfrieden und die Fortbildung des Rechts 

als wesentliche Aufgaben der Ziviljustiz. Sie 

leistet damit einen unverzichtbaren Beitrag zur 

Bewahrung des Rechts und dem Funktionieren 

des demokratischen Rechtsstaats.  

II. Umfassender Zugang zur Ziviljustiz 

Der Zugang zur Ziviljustiz ist zeitgemäß, nut-

zerfreundlich, effizient und barrierearm zu ge-

stalten. Er muss allen Rechtsuchenden  

gleichermaßen offenstehen. 

Immer weniger Rechtsuchende beschreiten 

den Rechtsweg, um ihre Streitigkeiten zu klä-

ren. Seit mehr als 20 Jahren gehen in Deutsch-

land die Klageeingangszahlen bei den Amts- 

und Landgerichten in Zivilsachen  trotz der in 

einigen Bereichen zu verzeichnenden Massen-

verfahren  zurück. Die Diskrepanz zwischen 

den tradierten Verfahrensabläufen in der Zivil-

justiz und der zunehmend beschleunigten und 

digitalisierten Gesellschaft nimmt zu und 

macht den Zivilprozess insgesamt für Bürgerin-

nen und Bürger wie für Unternehmen immer 

unattraktiver.  

Um dem entgegenzuwirken, sind die Möglich-

keiten der Digitalisierung umfassend zu nutzen. 

Die Ziviljustiz muss digital erreichbar und ver-

fügbar sein. Die weitere Digitalisierung kann 

den Zugang zur Justiz erleichtern, verbessern 

und bestehende Hürden in den Kommunikati-

onsprozessen abbauen. Gleichzeitig stärkt sie 

die medienbruchfreie Arbeit bei Gericht. 

Ein umfassender Zugang zur Ziviljustiz setzt die 

Schaffung digitaler Zugangswege für die 

Rechtsuchenden voraus. Zu deren berechtigten 

Erwartungen gehören heute ein einfacher, ört-

lich ungebundener Zugriff auf alle relevanten 

Informationen sowie digitale Kommunikati-

onswege zwischen Prozessbeteiligten und Ge-

richten. Um eine effektive Nutzung der digita-

len Zugangsmöglichkeiten sicherzustellen, be-

darf es bundeseinheitlicher Standards mit eu-

ropäischer und internationaler Anschlussfähig-

keit. Überall dort, wo es sinnvoll ist, sollten län-

derübergreifende Lösungen angeboten wer-

den. Essenziell dürfte hierbei unter anderem 

die Bereitstellung niedrigschwelliger elektroni-

scher Identifizierungsmittel sein.  

Um daneben nennenswerte Effizienzgewinne 

zu erreichen, werden nach Nutzertypen abge-

stufte Pflichten zur Verwendung digitaler Zu-

gangsmöglichkeiten unerlässlich sein. Mindes-

tens für professionelle und quasi-professio-

nelle Verfahrensbeteiligte sollte eine Nutzung 

verpflichtend vorgegeben werden (dazu 

C.III.2.). Ein umfassender Zugang zur Ziviljustiz 

darf aber durch entsprechende Vorgaben und 

Nutzungspflichten keinesfalls ausgeschlossen 
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werden. Das Recht auf wirksamen Rechts-

schutz muss auch unter den im Rahmen des di-

gitalen Wandels geschaffenen Bedingungen 

vollständig gewahrt bleiben. Der Einsatz digita-

ler Technologien darf die Verfahrensgarantien 

für Personen, die keinen Zugang zu diesen 

Technologien haben, nicht einschränken. 

Der Zugang zur Ziviljustiz steht jeder und je-

dem Einzelnen zu. Er steht nicht unter einem 

allgemeinen Vorbehalt der Ausschöpfung al-

ternativer Streitbeilegungsmechanismen. 

III. Passgenaue Angebote zur rechtli-

chen Konfliktlösung 

Das Leitbild eines einheitlichen Zivilprozesses 

ist im Grundsatz zu erhalten. Das zivilprozessu-

ale Regelverfahren bleibt weiterhin allgemein 

zugänglich. Das schließt eine differenzierte 

Ausgestaltung der Verfahrensabläufe und die 

Schaffung weiterer Verfahrensarten, die dem 

diversifizierten Rechtsmarkt und Besonderhei-

ten des jeweiligen Rechtsgebiets Rechnung 

tragen, nicht aus. 

Der Kernaufgabe der modernen Ziviljustiz ent-

sprechend konzentriert sich die zivilgerichtli-

che Konfliktlösung auf das Klageverfahren, das 

neben der Streitentscheidung auch die kon-

sensuale Streitbeilegung ermöglicht.  

Eine weitergehende Spezialisierung der Rich-

terschaft ist für die Qualität der Rechtspre-

chung von besonderer Bedeutung. Die Ausge-

staltung ist mit dem Gebot der bürgernahen 

Versorgung in Einklang zu bringen. 

Die Stärkung des Kammerprinzips leistet einen 

wesentlichen Beitrag zur Spezialisierung und 

Qualitätssicherung. 

Entscheidend für die Attraktivität des Zivilpro-

zesses der Zukunft ist, dass die Zivilgerichte 

passgenaue Angebote zur rechtlichen Konflikt-

lösung bereithalten, die eine hohe Qualität ge-

währleisten.  

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund des Gebots 

der gleichberechtigten Justizgewährleistung 

kommt dem Leitbild des einheitlichen Zivilpro-

zesses ein Eigenwert zu, den es zu erhalten gilt. 

Das zivilprozessuale Regelverfahren soll ohne 

streitgegenstandsbezogene Abstufungen wei-

terhin allen Parteien offenstehen. Das schließt 

eine differenzierte Ausgestaltung der Verfah-

rensabläufe und die Schaffung weiterer Ver-

fahrensarten, die dem Regelverfahren hinzu-

treten, nicht aus. Eine solche Ausdifferenzie-

rung sollte zur Vermeidung überbordender 

Komplexität mit Augenmaß erfolgen. 

Das Klageverfahren bleibt das Regelverfahren 

zivilgerichtlicher Konfliktlösung. Konsensuale 

Instrumente prozess- und gerichtsinterner 

Streitbeilegung sind dennoch kein Fremdkör-

per in der Ziviljustiz, sondern schon heute in 

den §§ 278, 278a ZPO vorgesehen. Die Justiz 

kann in geeigneten Fällen auch in einem allge-

meinen Sinn auf außergerichtliche Angebote 

der Streitbeilegung hinweisen. Eine echte 
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nicht zu.2 Es bleibt vorrangig Aufgabe der 

rechtsberatenden Berufe sowie der Verbrau-

cherverbände und weiterer Beratungsstellen, 

Rechtsschutzsuchende über die verschiedenen 

Möglichkeiten der Konfliktlösung zu informie-

ren und bei deren Auswahl zu beraten. 

Nicht zuletzt zur tatsächlichen Verwirklichung 

der gleichberechtigten Justizgewähr muss die 

zivilgerichtliche Konfliktlösung auch für Strei-

tigkeiten mit geringen Streitwerten weiter of-

fenstehen und attraktiv sein. Bereichsspezifisch 

ist es für ein passgenaues Angebot der Kon-

fliktlösung erforderlich, besondere Verfahrens-

arten etwa für bestimmte Anspruchsarten oder 

Beweissituationen zu schaffen.  

Der Zivilprozess hat den Anspruch, eine hohe 

Qualität der Rechtsprechung zu gewährleisten. 

Die Diversifizierung des Rechtsmarkts nimmt 

weiter zu. Dies zeigt sich insbesondere an einer 

stetig voranschreitenden Spezialisierung der 

Rechtsanwaltschaft. Diese hat die Justiz nicht 

gleichermaßen nachvollzogen. Dieses Un-

gleichgewicht stellt aus Sicht der regelmäßig 

als Weichensteller zur Ziviljustiz agierenden 

Rechtsanwaltschaft einen wesentlichen Grund 

für die schwindende Attraktivität der zivilge-

richtlichen Streitbeilegung dar.3 Eine weiterge-

hende Spezialisierung der Richterschaft ist da-

                                                           

2  Vgl. aber § Beratungshilfe 
kann auch durch das Amtsgericht gewährt wer-

 

her ein bedeutender Faktor für einen den Be-

dürfnissen der Parteien entsprechenden, ho-

hen Qualitätsmaßstäben genügenden Zivilpro-

zess der Zukunft. Sie kann zugleich die Attrak-

tivität der Justiz als Arbeitgeberin in einem Um-

feld knapper personeller Ressourcen verbes-

sern. 

Neben der nötigen Spezialisierung ist zugleich 

eine bürgernahe Versorgung mit Justizdienst-

leistungen in der Fläche sicherzustellen, damit 

der Rechtsstaat sichtbar und praktisch erfahr-

bar bleibt. Dies kann erfolgen durch differen-

zierte Zuständigkeitskonzentrationen für be-

stimmte Rechtsgebiete, wodurch eine Grund-

versorgung in der Fläche mit zugleich hoch 

spezialisierten konzentrierten Zuständigkeiten 

erreicht wird. 

Die Stärkung des Kammerprinzips ist geeignet, 

das Anliegen der Spezialisierung mit jenem ei-

nes räumlich möglichst flächendeckenden jus-

tiziellen Angebots zu vereinen (dazu D.III.). Die 

Aufwertung der Kammerzuständigkeit zu einer 

tatsächlichen Regelzuständigkeit bietet allen 

Kammermitgliedern die Möglichkeit der län-

gerfristigen Spezialisierung, ohne die notwen-

dige Flexibilität im Einsatz der Beisitzenden in-

frage zu stellen. Zugleich kann hiermit im be-

3 
forschung der Ursachen des Rückgangs der Ein-

, S. 152 ff. 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
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sonderen Maße Konstanz und eine gleichblei-

bend hohe Qualität der Rechtsprechung si-

chergestellt werden.
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IV. Funktionsgerechte Verfahrensregeln  

Die Prozessmaximen sind mit Blick auf die An-

forderungen, die an den Zivilprozess der Zu-

kunft zu stellen sind, fortzuentwickeln. Einer 

zusammenfassenden Kodifikation der fortent-

wickelten Prozessmaximen bedarf es im Inte-

resse der Anpassungsfähigkeit der Prozessord-

nung an gesellschaftliche Veränderungen 

nicht. 

Der Beibringungsgrundsatz und die Dispositi-

onsmaxime symbolisieren die liberale Grund-

ausrichtung der deutschen Zivilprozessord-

nung, die es zu erhalten gilt. Der Grundsatz der 

Parteiherrschaft muss in einem modernen Zi-

vilprozess angepasst werden, um prozessuale 

Machtungleichgewichte zwischen den Parteien 

zu kompensieren. Zudem können die Pflichten 

zur Mitwirkung an der digitalen Vermittlung 

des Parteivortrags zu einem zentralen Verfah-

rensgrundsatz der digitalen Kooperation wei-

terentwickelt werden, der den Beibringungs-

grundsatz sinnvoll ergänzt.  

Die Verfahrenseffizienz bzw. Prozessökonomie 

ist für den Zivilprozess der Zukunft prägend. 

Sie darf jedoch nicht im Widerspruch zum zent-

ralen Ziel der Individualrechtsdurchsetzung 

stehen, sondern muss dieses fördern. Es gilt, 

die prozessrechtlichen Möglichkeiten zur Ver-

fahrensbeschleunigung im Interesse der 

Rechtsuchenden auszunutzen.  

Der Zivilprozess der Zukunft zeichnet sich 

durch klare und einheitliche Verfahrensregeln 

aus. Unnötig komplexe Regelungen sind zu be-

seitigen. Die Vorgaben zur Verfahrensleitung 

sind für Gericht und Parteien  soweit erforder-

lich  verbindlich auszugestalten. 

Der Streitgegenstand muss auch in Massenver-

fahren für das Gericht handhabbar sein, damit 

auch diese Verfahren effizient geführt werden 

können. Hierfür sind Verfahrensvorschriften 

einzuführen, die gleichzeitig dem Anspruch auf 

rechtliches Gehör und dem Justizgewährungs-

anspruch gerecht werden. 

Ein effektiver Zivilprozess setzt die umfassende 

Nutzung moderner Technik zur Beschleuni-

gung, Minderung von Komplexität und Auf-

wandsreduzierung voraus. Die zur Effektivie-

rung von Verfahren eingesetzten digitalen 

Werkzeuge sind daher möglichst einfach und 

anwenderfreundlich nach den Methoden des 

Legal Designs zu gestalten. 

Die aktive richterliche Verfahrensleitung stellt 

ein zentrales Element des modernen Zivilver-

fahrens dar, welches es prozessual weiter zu 

stärken gilt. Eine transparente Kommunikation 

und Vorhersehbarkeit bei der Strukturierung 

der Verfahrensabläufe durch das Gericht sind 

sicherzustellen. 

Die Mündlichkeit ist auch im Zivilprozess der 

Zukunft ein prägender Grundsatz für das Er-

kenntnisverfahren. 
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1. Fortentwickelte Verfahrensgrund-

sätze als Richtschnur für die Reform 

Bei allen Reformüberlegungen zu den Verfah-

rensregeln sind die Prozessmaximen oder  im 

Folgenden synonym verwandt  Verfahrens-

grundsätze zu berücksichtigen. Sie sind Aus-

druck der rechtspolitischen Grundlinien des 

Prozesses und daher bei jeder Reform in den 

Blick zu nehmen. 

Die Verfahrensgrundsätze sind teilweise be-

reits im Grundgesetz, der EMRK und der 

EuGrRCh angelegt. So ergibt sich aus Art. 103 

Abs. 1 GG und Art. 6 Abs. 1 EMRK der Anspruch 

auf rechtliches Gehör: Niemand darf in seinen 

Rechten betroffen werden, der nicht vorher 

Gelegenheit zur Äußerung gehabt hat. Über-

wiegend sind die Prozessmaximen aber nicht 

ausdrücklich geregelt, sondern finden nur mit-

telbar Ausdruck in einzelnen Vorschriften des 

Prozessrechts. Zu den anerkannten Grundsät-

zen gehören insbesondere die Dispositionsma-

xime, der Beibringungsgrundsatz sowie die 

Verfahrensgrundsätze der Mündlichkeit, Öf-

fentlichkeit und der Unmittelbarkeit. 

Die Beachtung der Verfahrensgrundsätze bei 

Reformen sichert ein konsistentes Regelwerk. 

Das schließt nicht aus, dass sie in einzelnen Re-

gelungen des Verfahrensrechts durchbrochen 

werden. Beispiele bietet bereits das geltende 

Recht. So können die Parteien im Zivilprozess 

                                                           

4 BVerfG, Beschl. v. 30.4.2003  1 PBvU 1/02, NJW 
2003, 1924 (1926); Althammer, ZZP 126 (2013), 
3 f. 

z.B. grundsätzlich nicht über die Kostenfrage 

disponieren (§ 308 Abs. 2 ZPO). Auch ist der 

Beibringungsgrundsatz durch die richterliche 

Hinweispflicht in der Zivilprozessordnung 

nicht in Reinform umgesetzt. Um den Leitbild-

charakter der Verfahrensgrundsätze nicht zu 

verlieren, sind solche gesetzgeberischen Aus-

nahmen aber möglichst zu begrenzen und be-

dürfen im Einzelfall der Rechtfertigung.  

Soweit die Verfahrensgrundsätze zugleich Jus-

tizgrundrechte sind, besitzen sie eine verfas-

Einhaltung rechtsstaatlicher Mindeststan-

4 Insoweit setzen sie als feste Parameter 

der Modernisierung des Zivilprozessrechts 

auch Grenzen. Der einfache Gesetzgeber ist 

etwa gehindert, in den Kernbereich des durch 

Art. 103 Abs. 1 GG geschützten rechtlichen Ge-

hörs einzugreifen. Ferner werden etwa der Dis-

positions- und Verhandlungsgrundsatz, der 

Öffentlichkeitsgrundsatz sowie der Grundsatz 

der Unmittelbarkeit im Einzelfall verfassungs-

rechtlich gewährleistet. Einer zeitgemäßen 

Ausgestaltung und Weiterentwicklung des Zi-

vilprozesses im Hinblick auf geänderte Anfor-

derungen in der Zukunft stehen die Prozess-

maximen allerdings nicht entgegen, sofern der 

grundgesetzliche Gehalt dieser Prinzipien nicht 

verletzt wird bzw. eine verfassungsrechtliche 

Absicherung überhaupt nicht existiert.  
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Außerhalb des verfassungsrechtlichen Kernbe-

reichs sind die Prozessmaximen auch als solche 

wandelbar. Die Verfahrensgrundsätze reichen 

überwiegend auf das 19. und 20. Jahrhundert 

zurück. Um den Bezug der Gerichtspraxis zur 

Lebenswirklichkeit nicht zu verlieren, darf ihr 

Inhalt nicht versteinern, sondern muss den ver-

änderten gesellschaftlichen und technischen 

Entwicklungen angepasst werden können. Das 

Recht des Einzelnen auf effektiven Rechts-

schutz5 verlangt sogar eine Fortentwicklung 

der Prozessmaximen. Die Digitalisierung wirkt 

dabei als Katalysator bei der notwendigen dog-

matischen Neuinterpretation. Schreibt man die 

Prozessmaximen fort, werden sie eine digitale 

Neuausrichtung des zivilprozessualen Erkennt-

nisverfahrens vorgeben. Sie bieten dadurch die 

Chance, der evolutiven Weiterentwicklung des 

Zivilprozessrechts im Zuge der Digitalisierung 

künftig konkrete Leitlinien zu geben. 

Eine zusammenfassende Kodifikation der wei-

terentwickelten Prozessmaximen sollte nicht 

erfolgen. Ihre gesetzliche Regelung  wie etwa 

in Frankreich ( ) und in der 

Schweiz (Schweizer Zivilprozessordnung von 

2010)  könnte zwar eine prägende Kraft für 

eine zweckmäßige und systemgerechte An-

wendung der prozessualen Vorschriften entfal-

ten. Eine solche Kodifikation brächte jedoch die 

Gefahr einer Versteinerung des Prozessrechts 

und der Verfahrensgrundsätze selbst mit sich. 

                                                           

5 BVerfG, Beschl. v. 25.9.2018  1 BvR 453/17, 
NJW 2018, 3699. 

6 So wie dies z.B. bei der in § 308 Abs. 1 ZPO ge-
regelten Bindung des Gerichts an die gestellten 

Es ist daher vorzuziehen, dass die Regelungen 

der Zivilprozessordnung die den Prozessmaxi-

men innewohnenden konkreten Regelungsge-

halte wie bisher mittelbar zum Ausdruck brin-

gen, aber nicht den Grundsatz als solchen nie-

derlegen.6 

2. Parteiherrschaft als auch künftig 

prägendes Prinzip 

Der Grundsatz der Parteiherrschaft prägt das 

deutsche Zivilprozessrecht. Dabei steht er in ei-

nem Spannungsverhältnis zu Reformüberle-

gungen, die eine verstärkte Mitwirkung der 

Parteien verlangen oder eine stärkere Stellung 

des Gerichts vorsehen. 

Beibringungsgrundsatz und Dispositionsma-

xime symbolisieren die freiheitliche Grundaus-

richtung der deutschen Zivilprozessordnung, 

die es zu erhalten gilt. Die Parteien sind am 

besten in der Lage zu beurteilen, wann und wie 

sie ihre Rechte verfolgen. Der Grundsatz der 

Parteiherrschaft bedarf aber in einem moder-

nen Zivilprozess Anpassungen, um ein gerade 

in Verbrauchersachen und bei Streu-, Massen- 

und Bagatellschäden existierendes prozessua-

les Machtgefälle zu kompensieren. Dies kann 

etwa durch niedrigschwellige digitale Zugänge 

zu den Gerichten geschehen, etwa in Form von 

Online-Verfahren oder einer Kommunikations-

Anträge erfolgt ist. Diese Regelung ist Ausdruck 
der Dispositionsmaxime. 
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plattform. Ferner kann in bestimmten Konstel-

lationen eine aktivere Rolle des Gerichts bei der 

Sachverhaltsklärung erforderlich sein. 

Die Überlegungen für einen Zivilprozess der 

Zukunft umfassen Vorschläge, den Streitstoff 

digital aufzubereiten (dazu C.VI.). Derartige 

Ansätze versprechen insbesondere dann be-

sondere Effizienzgewinne, wenn die digitalen 

Instrumente von beiden Parteien verwendet 

werden und die Parteien bei der Nutzung ent-

sprechender digitaler Tools (bereits vorhande-

nen oder noch zu schaffenden) prozessualen 

Regeln zur Art und Weise der Mitwirkung7 un-

terliegen. Derartige Pflichten bei der Mitwir-

kung an der digitalen Vermittlung des Partei-

vortrags lassen sich zu einem das künftige Pro-

zessrecht prägenden Verfahrensgrundsatz der 

digitalen Kooperation verdichten, der dem Bei-

bringungsgrundsatz zur Seite zu stellen ist. Im 

Rahmen des Zumutbaren (dazu unter II.) kön-

nen Mitwirkungspflichten der Parteien etwa 

durch eine Nutzungspflicht für digitale Tools 

oder im Rahmen eines digitalen Parteivortrags 

ausgeformt werden. 

                                                           

7 So z.B. zu den Inhalten der Klageschrift (§ 253 
Abs. 2, 3 ZPO) und von vorbereitenden Schrifts-
ätzen (§ 130 ZPO). Aus § 138 Abs. 2 ZPO ergibt 
sich die Vorgabe, sich zu den gegnerischen Be-
hauptungen zu erklären, mithin diese in Bezug 
zu nehmen. 

8 Hahn, Die gesammten Materialien zur CPO, 
Band II Abt. 1, S. 115. 

3. Effiziente Verfahrensabläufe 

Bereits in dem Entwurf der Zivilprozessord-

 Erforder-

es den 

dem einfachsten, kürzesten, 

sichersten 

führt.8 Diese Aufgabe der Verfahrensregeln ist 

aktueller denn je. Die Faktoren Zeit, Kosten 

und Vorhersehbarkeit sind für Privatpersonen, 

Unternehmen und Anwaltschaft entscheidend 

für die Frage, ob Klage erhoben wird oder 

nicht.9 Die Verwirklichung der Prozesszwecke, 

insbesondere die Durchsetzung subjektiver 

Rechte und die Bewahrung des objektiven 

Rechts, hängt im Zivilprozess maßgeblich da-

von ab, dass die Verfahrensabläufe effizient 

ausgestaltet sind. Der effiziente Ablauf des zi-

vilprozessualen Erkenntnisverfahrens ist daher 

zentraler Gegenstand eines Leitbilds für den Zi-

vilprozess der Zukunft. Hierzu gehört auch die 

Beseitigung zeitfressender, sachlich nicht 

zwingender justizieller Abläufe außerhalb der 

eigentlichen Rechtserkenntnis. 

9 
forschung der Ursachen des Rückgangs der Ein-

, S. 342. 

 

 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
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Ob Verfahrenseffizienz eine Maxime des gel-

tenden Zivilprozesses darstellt, ist in der Wis-

senschaft umstritten.10 Der Zivilprozess der Zu-

kunft darf  unabhängig von ihrer dogmati-

schen Einordnung  jedoch Wirtschaftlich-

keitserwägungen nicht ausblenden. Nicht nur 

die Prozessmaximen im eigentlichen Sinne, 

sondern auch die Verfahrenseffizienz bzw. Pro-

zessökonomie sind für den Zivilprozess der Zu-

kunft daher von prägender Kraft. So sieht etwa 

das europäische Justizbarometer (European 

Scoreboard)11 seit längerem in der Verfahrens-

12  

Kostenerwägungen und Effizienzüberlegungen 

sind aber keine Aspekte, die den traditionellen 

Prozessmaximen übergeordnet sind. Bereits 

der im deutschen Zivilprozessrecht vorherr-

 (dazu bereits I.) verhindert 

nämlich eine ausufernde Dominanz von Effizi-

enz- und Wirtschaftlichkeitserwägungen.13 Da-

rauf zielende Maßnahmen würden in Deutsch-

land die Zweckstruktur des Prozesses beschä-

digen, die verfassungsrechtlich (Art. 20 Abs. 3 

GG) fundiert ist. Ein Grundsatz der prozessua-

                                                           

10 Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, vor § 128 
ZPO Rn. 13c m.w.N.; anders ist dies im engli-
schen Zivilprozessrecht oder nach Rule 2 
MERCP (Model European Rules of Civil Proce-
dure). 

11 The 2024 EU Justice Scoreboard, S. 10 ff., abruf-
bar unter: https://commission.eu-
ropa.eu/document/download/84aa3726-82d7-

len Verhältnismäßigkeit im Sinne einer aus-

schließlich effizienten Lösung von Zivilrechts-

konflikten ist im deutschen Recht weiterhin 

nicht zur Maxime zu erheben und darf daher 

nicht die Prozesszwecke prägen. 

Die Absage an eine prozessuale Verhältnismä-

ßigkeit verlangt indes keine Wahrheitsfindung 

che Grenze ergibt sich bereits aus der Endlich-

keit von Ressourcen. Überdies setzt der Justiz-

gewährungsanspruch der Dauer eines Zivil-

rechtsstreits Grenzen. Notwendig ist daher im 

Ergebnis ein wertendes Verständnis, ob be-

stimmte prozessuale Ziele unter möglichst ge-

ringem Einsatz von Ressourcen umgesetzt wer-

den können. Gründliche Rechtsfindung und 

sorgfältige Sachverhaltsaufklärung einerseits 

und Schnelligkeit des Verfahrens andererseits 

sind für den Zivilprozess der Zukunft somit kein 

Gegensatz, sondern miteinander in Einklang zu 

bringen. Es gilt, prozessrechtliche Möglichkei-

ten zur Verfahrensbeschleunigung ohne quali-

tative Einbußen auszunutzen. Beschleuni-

gungspotentiale sollten in allen Bereichen ge-

hoben werden.  

4401-98c1-fee04a7d2dd6_en?file-
name=2024%20EU%20Justice%20Scoreboard.p
df. 

12 Allerdings erscheinen reine Quantitätsfaktoren 
wie Erledigungszeiten als wenig geeignet, die 
Effizienz der Ziviljustiz mit Nachhaltigkeit zu be-
messen, dazu Althammer, ZVglRWiss 119 
(2020), 197 (199). 

13 Stein/Althammer, ZPO, 24. Aufl. 2024, Einl. vor 
§ 1 ZPO Rn. 100, 110, 112. 

https://commission.europa.eu/document/download/84aa3726-82d7-4401-98c1-fee04a7d2dd6_en?filename=2024%20EU%20Justice%20Scoreboard.pdf
https://commission.europa.eu/document/download/84aa3726-82d7-4401-98c1-fee04a7d2dd6_en?filename=2024%20EU%20Justice%20Scoreboard.pdf
https://commission.europa.eu/document/download/84aa3726-82d7-4401-98c1-fee04a7d2dd6_en?filename=2024%20EU%20Justice%20Scoreboard.pdf
https://commission.europa.eu/document/download/84aa3726-82d7-4401-98c1-fee04a7d2dd6_en?filename=2024%20EU%20Justice%20Scoreboard.pdf
https://commission.europa.eu/document/download/84aa3726-82d7-4401-98c1-fee04a7d2dd6_en?filename=2024%20EU%20Justice%20Scoreboard.pdf
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Eine Vereinfachung der Verfahrensabläufe wird 

häufig auch einer Verwirklichung des Rechts 

auf ein effektives Verfahren und damit dem In-

dividualrechtsschutz dienen. Das ist insbeson-

dere dann der Fall, wenn aktuell bestehende 

verfahrensrechtliche Hindernisse für eine  

Sachentscheidung abgebaut werden. Es wird 

allerdings zu berücksichtigen sein, dass Verein-

fachungen von Regelungen in Verfahrens-

grundrechte, wie das rechtliche Gehör oder das 

Recht auf den gesetzlichen Richter, eingreifen 

können. Daneben können auch andere Pro-

zessmaximen berührt sein, wenn etwa auf 

mündliche Verhandlungen verzichtet werden 

sollte. Angesichts des fehlenden Vorrangs der 

Verfahrenseffizienz als Maxime ist bei derarti-

gen Eingriffen in Verfahrensgrundsätze für ei-

nen sorgfältigen Ausgleich zu sorgen.  

Eine Effektivierung des Prozessrechts hat auch 

dort zu erfolgen, wo die Verfahrensregeln zu 

stark differenzieren oder unnötig komplizierte 

Abläufe vorgeben. Vereinfachungen können 

hier Verfahren beschleunigen, aber auch die 

Transparenz des Prozesses für die Beteiligten 

erhöhen und Rechtsunsicherheiten beseitigen. 

Der Zivilprozess der Zukunft sollte sich daher 

durch möglichst klare und einheitliche Verfah-

rensregeln auszeichnen. Unnötig komplexe Re-

gelungen sind zu beseitigen.  

                                                           

14  
forschung der Ursachen des Rückgangs der Ein-

, S. 344. 

Damit Verfahrensregeln einheitlich gehand-

habt werden, sollte der Gesetzgeber, wo es er-

forderlich ist, verbindliche Vorgaben zur Ver-

fahrensgestaltung machen. Soweit unter-

schiedliche Situationen Flexibilität im Verfah-

rensablauf erfordern, ist diese freilich zu erhal-

ten. Die Verbindlichkeit der Verfahrensregeln 

ist auch auf die Parteien zu erstrecken. Dabei 

sollten nicht nur gesetzliche Regelungen, son-

dern auch richterliche Anordnungen durch-

setzbar sein und bei Missachtung mit geeigne-

ten prozessualen Sanktionen belegt werden 

können. 

Daneben bietet insbesondere die Nutzung digi-

taler Techniken die Chance, ohne Einschrän-

kung der Verfahrensrechte Beschleunigungs-

potentiale im Verfahren zu heben. Viele justizi-

elle Abläufe und Strukturen entsprechen nicht 

mehr der Entwicklung, die Wirtschaft und Ge-

sellschaft in den letzten Jahrzehnten genom-

men haben.14 Mit den bisher geschaffenen 

Möglichkeiten zur Videoverhandlung und  

-beweisaufnahme (§§ 128a, 284 ZPO) ist nur 

ein erster Schritt gegangen. In einem moder-

nen Zivilprozess bedarf es vor allem moderner 

Kommunikationsstrukturen, etwa einer Ver-

fahrensführung über eine Plattform oder die 

Verwendung maschinenlesbarer Daten. Gerade 

für die effiziente Handhabung von Massenver-

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
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fahren müssen auch Regeln über die Erforder-

lichkeit des Austauschs strukturierter Daten 

geschaffen werden. 

Allerdings dürfen die technischen Möglichkei-

ten nicht das Prozessrecht bestimmen. Die Mo-

dernisierung der Verfahrensabläufe im Zivil-

prozess sollte vielmehr von den Prozesszwe-

cken ausgehen und diese zum Maßstab einer 

Gestaltung der Verfahrensregeln erheben. Bei 

der Regelung des Einsatzes von neuen Techno-

logien im Zivilprozess ist darauf zu achten, dass 

der Zugang zum Recht für anwaltlich nicht ver-

tretene Bürgerinnen und Bürger nicht behin-

dert wird. Die zur Effektivierung von Verfahren 

eingesetzten digitalen Werkzeuge sind daher 

möglichst einfach und bürgerfreundlich nach 

den Methoden des Legal Designs15 zu gestal-

ten. 

4. Aktive und transparente richterliche 

Verfahrensführung  

Eine effektive und transparente Prozessfüh-

rung durch das Gericht unter Ausschöpfung der 

Möglichkeiten moderner Informationstechno-

logien bietet die Chance, zügig sowie ressour-

censchonend zu einer Lösung des Rechtsstreits 

zu gelangen und zugleich nachhaltigen Rechts-

frieden zu schaffen. Insoweit stellt die aktive 

richterliche Verfahrensleitung ein zentrales 

                                                           

15  Vgl. Kohlmeier, Legal Design: Verständliche 
rechtliche Inhalte, Anwaltsblatt, Artikel v. 

Element des modernen Zivilverfahrens dar, 

welches es prozessual weiter zu stärken gilt. 

Leitplanke einer gestärkten materiellen Ver-

fahrensleitung muss dabei stets der Zweck des 

Zivilprozesses sein, effektiven und zeitnahen 

Individualrechtsschutz zu gewährleisten, ohne 

die Rechte der Parteien einzuschränken.  

Der in §§ 272, 275 ff. ZPO geregelte Verfah-

rensablauf obliegt weitgehend dem richterli-

chen Ermessen und findet aus Sicht der Par-

teien letztlich in einer statt. Diese 

gilt es aufzubrechen und die Parteien über den 

weiteren Verfahrensablauf transparent und in 

verständlicher Sprache zu informieren. Die 

Kommunikationserwartungen der Bevölkerung 

an öffentliche Stellen haben sich maßgeblich 

verändert. Im Zuge der Digitalisierung werden 

vorhersehbare Abläufe und zeitnahe Lösungen 

auf elektronischer Basis erwartet, wie sie im 

privaten und geschäftlichen Bereich bereits zur 

selbstverständlichen Lebenswirklichkeit der 

Bürgerinnen und Bürger gehören. 

Eine transparente Kommunikation und Vorher-

sehbarkeit der gerichtlichen Verfahrensabläufe 

sind daher durch die Ausgestaltung effektiver 

Prozessregeln sicherzustellen. Dies soll die Ak-

zeptanz des Zivilprozesses steigern.  

16.2.2024, abrufbar unter: https://anwalts-
blatt.anwaltverein.de/de/themen/kanzlei-pra-
xis/legal-design. 

https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/kanzlei-praxis/legal-design
https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/kanzlei-praxis/legal-design
https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/kanzlei-praxis/legal-design
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5. Erhaltung und Fortentwicklung der 

Mündlichkeit 

Einen wesentlichen Verfahrensgrundsatz stellt 

das Recht der Parteien auf Durchführung einer 

mündlichen Verhandlung dar, weshalb eine 

solche grundsätzlich in jedem Verfahren nach 

der Zivilprozessordnung und in jeder Tatsa-

cheninstanz stattzufinden hat. Die mündliche 

Verhandlung bildet das Herzstück des Zivilpro-

zesses. Von dem Erfordernis ihrer Durchfüh-

rung sind nur wenige Ausnahmen vorgesehen; 

beispielsweise in Bagatellverfahren (§ 495a 

ZPO), dem Small-Claims-Verfahren16 oder bei 

ausdrücklicher Zustimmung der Parteien 

(§ 128 Abs 2 S. 1 ZPO). 

Gleichwohl lässt der Grundsatz der Mündlich-

keit verfahrensabhängige Modifikationen zu.17 

Eine verfassungsrechtliche Fundierung besteht 

grundsätzlich nur eingeschränkt, zumal recht-

liches Gehör auch schriftlich gewährt werden 

kann. Zwingend zu beachten sind die weiterge-

henden Vorgaben des Art. 6 Abs. 1 EMRK. Die 

Rechtsprechung des EGMR eröffnet aber auch 

insoweit gewisse Spielräume (im Einzelnen 

dazu E.I.1.a)). 

Ungeachtet der bestehenden Spielräume für 

den Gesetzgeber soll in einem Zivilprozess der 

Zukunft die Mündlichkeit als prägender Grund-

                                                           

16  Verordnung (EG) Nr. 861/2007 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 11.07.2007 
zur Einführung eines europäischen Verfahrens 
für geringfügige Forderungen. 

satz für das Erkenntnisverfahren erhalten blei-

ben. Den Parteien muss unabhängig von der 

Verfahrensart in der dafür vorgesehenen In-

stanz grundsätzlich das Recht zustehen, ihren 

Rechtsstandpunkt dem Gericht unmittelbar 

mündlich darzulegen. 

Das Bekenntnis zur Mündlichkeit schließt aller-

dings nicht aus, in Fällen, in denen eine münd-

liche Verhandlung zur Wahrung der Partei-

rechte oder der Verfahrensöffentlichkeit nicht 

erforderlich ist, von der Durchführung einer 

mündlichen Verhandlung abzusehen. Zur Ef-

fektivierung und Beschleunigung kommt dabei 

auch ein regelhaftes Absehen von der mündli-

chen Verhandlung in Betracht, etwa in einem 

rein schriftlichen oder einem Online-Verfah-

ren. 

Neben der Frage der Erforderlichkeit einer 

mündlichen Verhandlung im jeweiligen Einzel-

fall ist auch deren konkrete Ausgestaltung in 

den Blick zu nehmen. Der Ausbau virtueller 

Verhandlungsformate eröffnet eine höhere 

Flexibilität für sämtliche Verfahrensbeteiligte, 

was zur Beschleunigung des gesamten Verfah-

rens beiträgt. Zugleich werden ökonomische 

und ökologische Ressourcen eingespart und 

der Zugang zum Recht verbessert. Die mündli-

che Verhandlung kann insoweit einen digitalen 

Inhaltswandel vollziehen, um die Vorteile der 

17  Meller-Hannich, Beschleunigtes Online-Verfah-
ren und Verfahrensgrundsätze, AnwBl 2021, 
288. 
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Digitalisierung nutzbar zu machen. Das gilt ins-

besondere dann, wenn die mündliche Ver-

einem im Übrigen rein online geführten Ver-

fahren darstellen würde. 

                                                           

18 Ziff. 1 des Beschlusses des dritten Bund-Länder-
Digitalgipfels vom 10.11.2023 zur Einsetzung 

V. Zielgerichtete und evidenzbasierte 

Digitalisierung  

Der Einsatz geeigneter digitaler Werkzeuge ist 

nicht nur zulässig, sondern sogar geboten, um 

den Justizgewährungsanspruch zu erfüllen und 

den Rechtsstaat zu stärken. 

Bei der Entwicklung digitaler Werkzeuge und 

Abläufe sollten die Vorteile gesetzlicher Expe-

rimentierklauseln ausgeschöpft werden. 

1. Digitalisierung als Chance für eine 

bessere Ziviljustiz  

Um das erhebliche Potential der Digitalisierung 

rigschwellig zugängliche und moderne Justiz 

und für die Bewältigung umfangreicher und 

komplexer Verfahren sowie von Massenverfah-

18 nutzbar zu machen, ist der passgenaue 

Einsatz geeigneter digitaler Werkzeuge uner-

lässlich. Der digitale Wandel bringt  auch für 

den Zivilprozess  grundlegende und vielver-

sprechende Veränderungen mit sich. Legal-

Tech-Anbieter bereichern den Markt und 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte nutzen 

 etwa zur Erstellung von Schriftsätzen  zu-

nehmend hochentwickelte Software. Zukünf-

tig sind innovative Analysetools zu erwarten, 

die Bearbeitungsvorschläge unterbreiten, die 

die geltende Rechtslage und die dazu ergan-

gene Rechtsprechung berücksichtigen. Auch 

das Zivilprozessrecht selbst kann und sollte die 
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Möglichkeiten der Digitalisierung verstärkt für 

eine effiziente Verfahrensgestaltung nutzen. 

Digitale Werkzeuge bieten eine breite Palette 

an Unterstützungsmöglichkeiten, von regelba-

sierten Programmen (z.B. herkömmliche Pro-

zesskostenhilfe-Rechner) über die Nutzung 

strukturierter Daten bis hin zu komplexen As-

sistenzprogrammen, die auf Künstlicher Intel-

ligenz (KI)19 basieren. Diese Werkzeuge können 

sowohl gerichtsseitig (z.B. Aktenstrukturie-

rungsmöglichkeiten, Berechnungsprogramme, 

Recherchetools) als auch zur Erleichterung der 

Rechtsverfolgung für die Parteien (z.B. intelli-

gente Abfrage-/Eingabemasken zur Erstellung 

von Mahnbescheiden, Prozesskostenhilfean-

trägen oder Klagen) eingesetzt werden. Zudem 

können sie die Kommunikation mit und unter 

den Prozessbeteiligten verbessern (z.B. durch 

Bereitstellung einer Kommunikationsplattform 

anstelle des bisherigen Schriftsatzaustauschs). 

Die Bereitstellung und Nutzung digitaler Hilfs-

mittel durch die Justiz sind in allen diesen Fäl-

len kein Selbstzweck, sondern ein bedeutender 

                                                           

19 

nicht trennscharf möglich. Art. 3 Nr. 1 KI-VO de-
finiert ein KI-
tes System, das für einen in unterschiedlichem 
Grade autonomen Betrieb ausgelegt ist und das 
nach seiner Betriebsaufnahme anpassungsfähig 
sein kann und das aus den erhaltenen Eingaben 
für explizite oder implizite Ziele ableitet, wie 
Ausgaben wie etwa Vorhersagen, Inhalte, Emp-
fehlungen oder Entscheidungen erstellt werden, 
die physische oder virtuelle Umgebungen beein-

schiedene Varianten Künstlicher Intelligenz vgl. 

Schritt zur Verbesserung des Zugangs zur Justiz 

und zur Verwirklichung der Funktionen des Zi-

vilprozesses. 

Die möglichen Unsicherheiten sind gegen das 

Risiko abzuwägen, den Status quo beizubehal-

ten. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Jus-

tiz immer auch die Lebenswirklichkeit abbilden 

muss, in der Konflikte entstehen und ein Ver-

gleich oder eine Entscheidung zeitnah erfolgen 

muss. Eine unzureichende Ausstattung der Ge-

richte kann den Justizgewährungsanspruch mit 

Blick auf das Recht, in angemessener Zeit 

Rechtssicherheit durch eine Gerichtsentschei-

dung zu bekommen, tangieren. Einer drohen-

den Überschreitung der Kapazitäten der Ge-

richte muss auch durch technologische Ertüch-

tigung begegnet werden.20 Ein besonders in-

adäquates Verhältnis von Arbeitslast und zur 

Verfügung stehenden Ressourcen eines Ge-

richts kann zudem wegen der Rückwirkungen 

auf die Bearbeitungstiefe die richterliche Unab-

hängigkeit gefährden.21 Das gilt nicht nur für 

eine unzureichende Personalausstattung, son-

tagung der Präsidentinnen und Präsidenten der 
Oberlandesgerichte, des Kammergerichts, des 
Bayerischen Obersten Landesgerichts und des 
Bundesgerichtshofs vom 23. bis 25.5.2022 in 
Rostock, 2022, S. 1 ff., abrufbar unter: 
https://www.justiz.bayern.de/me-
dia/images/behoerden-und-gerichte/oberlan-
desgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_al-
gorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf. Vgl. 
auch den Überblick über mögliche Tools bei 
Dörr, LTZ 2023, 203 ff. 

20 Vgl. hierzu Dörr, LTZ 2023, 203 ff. 
21 Huber/Voßkuhle/Classen, Grundgesetz, 8. Aufl. 

2024, Art. 97 GG Rn. 29a. 

https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf
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dern auch mit Blick auf eine fehlende Ausstat-

tung mit erforderlichen Hilfsmitteln. Nicht zu-

letzt ist eine moderne Arbeitsplatzgestaltung 

einschließlich der Verwendung moderner 

Technik für die Attraktivität der Justiz als Ar-

beitgeberin von erheblicher Bedeutung. 

Schließlich kann die durch Justizverwaltung 

und Gerichtsleitungen gesteuerte und über-

wachte Beschaffung hochwertiger digitaler 

Werkzeuge, die den besonderen Anforderun-

gen der Justiz gewachsen sind, verhindern, dass 

die Rechtsanwendenden zur Arbeitserleichte-

rung auf frei verfügbare Programme zurück-

greifen, bei denen die Einhaltung notwendiger 

Mindeststandards zweifelhaft ist. 

Darüber hinaus erleichtert die Eröffnung geeig-

neter digitaler Zugangswege und entsprechen-

der Hilfestellungen (z.B. intelligente Abfrage-

/Eingabemasken, Chatbots, zentrale und gut 

aufbereitete Informationsbereitstellung im 

Rahmen eines Justizportals (dazu unten C.IV.)) 

den Rechtsuchenden die Entscheidung über 

passende Rechtsverfolgungsmaßnahmen und 

weist ihnen einen zeitgemäßen Weg zum Ge-

richt. Damit werden Hürden bei der Rechtsver-

folgung beseitigt und der Zugang zur Justiz ver-

bessert. Auch für professionelle Prozessbetei-

ligte, insbesondere Prozessbevollmächtigte, 

trägt eine sinnvoll gestaltete digitale Kommu-

nikation mit dem Gericht und den übrigen Be-

teiligten zu schlankeren Arbeitsabläufen und 

größerer Transparenz hinsichtlich des Prozess-

verlaufs und des maßgeblichen Streitstoffs bei. 

2. Experimentierklauseln für zielfüh-

renden Technikeinsatz 

Um herauszufinden, ob ein digitales Werkzeug, 

neue digitale Kommunikationsformen oder 

Verfahrensabläufe geeignet sind, die jeweilige 

Aufgabe besser  bezogen auf die Funktionen 

des Zivilprozesses und den Zugang zur Justiz  

zu erfüllen als die jeweilige herkömmliche Vor-

gehensweise, können gesetzliche Experimen-

tierklauseln sinnvoll und erforderlich sein. 

Auch für die Auswahl unter mehreren denkba-

ren Umsetzungsalternativen und mit Blick auf 

die Einführung bundeseinheitlicher IT-

Strukturen können Experimentierklauseln von 

Vorteil sein. Den heterogenen Anforderungen 

der föderalen Justizlandschaft kann durch ei-

nen stufenweisen, agilen Ausbau der neuen 

Werkzeuge Rechnung getragen werden. 

Mit Experimentierklauseln wird der Regelungs-

rahmen für begrenzte Ausnahmen von den an-

sonsten geltenden Regelungen gesetzt, inner-
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halb dessen eine befristete Erprobung von In-

novationen in Reallaboren erfolgen kann.22 Ziel 

ist dabei ein sog. regulatorisches Lernen i.S.v. 

§ 2 Nr. 3 ReallaboreG-E, d.h. auf der Grundlage 

der in der Erprobung gewonnenen Erkennt-

nisse soll dem Gesetzgeber eine evidenzba-

sierte und möglichst schnelle Entscheidung 

über die Weiterentwicklung des Rechtsrah-

mens hinsichtlich der erprobten Innovation er-

möglicht werden.23 

Experimentierklauseln stehen allerdings in ei-

nem Spannungsverhältnis zu einem möglichst 

                                                           

22 Vgl. zum Verwaltungsbereich die Legaldefinition 
zu Experimentier- und Erprobungsklauseln in 
§ 2 Nr. 2 des Entwurfs eines Gesetzes zur Ver-
besserung der Rahmenbedingungen für die Er-
probung von Innovationen in Reallaboren und 
zur Förderung des regulatorischen Lernens (Re-
allaboreG; Kabinettsbeschluss vom 13.11.2024). 

23 Für das Reallabor zur Erprobung und Evaluie-
rung des Online-Verfahrens als neue Verfahren-
sart soll die ZPO um ein weiteres Buch ergänzt 

einheitlichen Prozessrecht und führen zu einer 

zusätzlichen Komplexität. Gleichwohl können 

durch sie die Wechselwirkungen zwischen 

eventuell erforderlichen Verfahrensmodifikati-

onen, Parteiverhalten und Verfahrensanforde-

rungen sowie Möglichkeiten und Grenzen des 

Einsatzes digitaler Hilfsmittel in einem kleine-

ren Rahmen zunächst erprobt und auf der 

Grundlage der gewonnenen Erkenntnisse opti-

miert werden. Das verhindert kostenträchtige 

Fehlentwicklungen und trägt der Schnelligkeit 

des technischen Wandels Rechnung.  

werden (vgl. Regierungsentwurf eines Gesetzes 
zur Entwicklung und Erprobung eines Online-
Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit, BT-Drs. 
20/13082). Mit dem dann 12. Buch der ZPO 
würde das Prozessrecht generell für eine Erpro-
bungsgesetzgebung geöffnet und könnte durch 
weitere Experimentierklauseln und Reallabore 
ergänzt werden. 
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C. 

Bei der dringend notwendigen Entwicklung 

von digitalen Werkzeugen bis hin zur Einfüh-

rung von KI-Lösungen sind die rechtlichen 

Rahmenbedingungen zu beachten. Diese erlau-

ben die Entwicklung und den Einsatz einer 

Vielzahl von Anwendungen und können bei an-

gemessener Anwendung die Sicherheit und 

Qualität justizieller IT-Nutzung entscheidend 

verbessern (A.I.). Für einen digitalen Zivilpro-

zess bedarf es einheitlicher und niedrigschwel-

liger digitaler Zugänge zur Justiz (II.), deren 

Nutzung obligatorisch ist (III.). Bereits vorhan-

dene oder absehbar zur Verfügung stehende 

technische Möglichkeiten für den Zivilprozess 

sind zu nutzen  

und entsprechende Anwendungen zu entwi-

ckeln. Dies umfasst die Einrichtung eines um-

fassenden Justizportals (IV.) für die vorgericht-

liche Phase, die Einführung einer Kommunika-

tionsplattform (V.), des digitalen Parteivortrags 

(VI.) und eines bundesweiten digitalen Beweis-

verzeichnisses (VII.) für das Erkenntnisverfah-

ren sowie die Errichtung eines Vollstreckungs-

registers (VIII.). Außerdem sind die formular-

basierten Verfahren zu digitalisieren (IX.) und 

das Kostenfestsetzungsverfahren zu automati-

sieren (X.). 
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I. Einsatz von KI im Zivilprozess  

Möglichkeiten und Grenzen 

Es sind zahlreiche Szenarien für den Einsatz 

von KI-Systemen in der Ziviljustiz denkbar, die 

den verfassungsrechtlichen Vorgaben (insbe-

sondere aus Art. 20 Abs. 3, Art. 92, Art. 97 sowie 

Art. 101 und Art. 103 GG) ebenso wie den An-

forderungen der europäischen KI-Verordnung 

gerecht werden. 

So sind entscheidungsvorbereitende Assistenz-

programme mit Art. 97 GG vereinbar, sofern sie 

im Hinblick auf die eingeflossenen rechtlichen 

Auffassungen transparent arbeiten, abwei-

chende Rechtsauffassungen von den Anwen-

derinnen und Anwendern eingesteuert werden 

können und die Quellen bzw. Suchergebnisse 

nachprüfbar sind.  

In Abhängigkeit von der jeweiligen Zweckbe-

stimmung dieser KI-Systeme steht zu erwar-

ten, dass solche Assistenzprogramme vielfach 

risiko-KI-System

sind, sondern unter die Ausnahmen des Art. 6 

Abs. 3 KI-Verordnung fallen werden. Auch bei 

solchen Assistenzprogrammen ist insbeson-

dere eine der Bedeutung des jeweiligen Pro-

gramms angemessene Qualität der Trainings-, 

Validierungs- und Testdatensätze sicherzustel-

len.  

Verfassungsrechtlich ist eine Automatisierung 

von Aufgaben, die nicht den Richterinnen und 

Richtern vorbehalten sind (beispielsweise bei 

der Kostenfestsetzung), grundsätzlich zulässig, 

sofern entsprechende einfachgesetzliche Re-

gelungen geschaffen werden. Hierbei ist im 

Einzelnen zu prüfen, ob diese Automatisierung 

durch ein deterministisches bzw. regelbasiertes 

Softwaresystem oder ein KI-System erfolgen 

kann. Sollte ein KI-System zur Anwendung 

kommen, ist zu prüfen, ob dieses als Hochri-

siko-KI-System im Sinne der KI-Verordnung 

einzustufen ist oder von der Ausnahme des Art. 

3 Abs. 2 lit. a KI-Verordnung (eng gefasste Ver-

fahrensaufgabe) erfasst ist.  

Einer digitalen Unterstützung oder Automati-

sierung der aus der Papierwelt stammenden 

Geschäftsstellenaufgaben stehen keine aus 

dem Grundgesetz oder der KI-Verordnung ab-

zuleitenden Hindernisse entgegen. Es ist ge-

rade in diesem Bereich zur Verwirklichung des 

Justizgewährungsanspruchs dringend geboten, 

die Abläufe in deutlich größerem Umfang als 

bisher digital zu optimieren und damit das Jus-

tizpersonal zu entlasten. 

1. Rechtliche Rahmenbedingungen und 

Grenzen der Digitalisierung 

Neben der technischen Machbarkeit und der 

realistischen Abwägung von Kosten und Nut-

zen digitalisierter Abläufe muss der Einsatz von 

digitalen Werkzeugen innerhalb der europa- 

und verfassungsrechtlichen Vorgaben erfolgen. 

Hierbei gilt es insbesondere die Verordnung 
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über künstliche Intelligenz24 (im Folgenden: 

KI-Verordnung) zu berücksichtigen.25 

Die KI-Verordnung trifft die grundsätzliche 

Wertung, dass der Einsatz von KI-gestützten 

Systemen in der Justiz zulässig ist. Allerdings 

müssen bei als Hochrisiko-KI-System im Sinne 

von Art. 6 Abs. 2 i.V.m. Anhang III Nr. 8 lit. a KI-

Verordnung einzustufenden Systemen die 

strengen Anforderungen der Art. 8 ff. KI-

Verordnung eingehalten werden. Hierbei geht 

es u.a. um die Implementierung eines Risiko-

managementsystems. Für die Trainings-, Vali-

dierungs- und Testdatensätze gelten Quali-

tätskriterien sowie Vorgaben für die Datenver-

waltung und das Datenmanagement, die Etab-

lierung einer Datenverwaltung, die technische 

Dokumentation, Transparenzpflichten, die Ein-

bindung einer menschlichen Aufsicht und die 

Sicherstellung eines angemessenen Niveaus an 

Genauigkeit, Robustheit und IT-Sicherheit 

während des gesamten Lebenszyklus der KI-

Anwendung. Bei Beachtung der Vorgaben der 

Art. 8 ff. KI-Verordnung werden die Risiken des 

Einsatzes von KI-Systemen auf ein Minimum 

reduziert. Die KI-Verordnung bietet dabei eine 

wertvolle Chance, auch komplexe KI-Systeme 

                                                           

24 Verordnung (EU) 2024/1689 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13.7.2024 zur 
Festlegung harmonisierter Vorschriften für 
künstliche Intelligenz und zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 300/2008, (EU) Nr. 
167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, 
(EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der 
Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und 
(EU) 2020/1828 (Verordnung über künstliche 
Intelligenz). 

25 Der rechtliche Rahmen für den Einsatz jeglicher 
digitaler Werkzeuge wird darüber hinaus (bereits 

in der Justiz unter hohen Qualitätsstandards 

einzusetzen und diesen Einsatz sicher und ver-

trauenswürdig zu gestalten. 

Auch das Grundgesetz steht dem Einsatz von 

KI nicht grundsätzlich entgegen. Insbesondere 

Art. 92 GG, wonach die rechtsprechende Ge-

walt den Richtern anvertraut ist, und Art. 97 

Abs. 1 GG, der die Unabhängigkeit der Richter 

garantiert, setzen der Nutzung aber Grenzen. 

Die aus dem Grundgesetz und der KI-

Verordnung abzuleitenden grundlegenden 

Leitplanken beeinflussen nicht nur die Ent-

scheidung, ob digitale Werkzeuge überhaupt 

eingesetzt werden, sondern auch, welchen An-

forderungen sie bei ihrem Einsatz standhalten 

müssen. Die hierauf abzielende Einschätzung 

kann abschließend nur im jeweiligen Einzelfall 

erfolgen. Generelle Aussagen lassen sich aber 

funktionsbezogen und orientiert an den ver-

schiedenen Stadien eines Rechtsstreits bzw. an 

Aufgaben für besonders relevante Einsatzbe-

reiche treffen. Hierbei handelt es sich um 

• den Einsatz bei der richterlichen Endent-

scheidung, 

jetzt) durch eine Vielzahl anderer Aspekte ge-
prägt. Zu erwähnen sind beispielhaft Vorgaben 
der betrieblichen Mitbestimmung, des Daten-
schutzes, der IT-Sicherheit sowie auch der IT-
Justizgesetze der Länder. Darüber hinaus sind 
bereits jetzt bei elektronischer Aktenführung 
und Kommunikation etwa die Authentizität, der 
Beweiswerterhalt und die Revisionssicherheit 
der gespeicherten Daten zu gewährleisten. Diese 
Vorgaben sind allerdings im jeweiligen Einzelfall 
zu prüfen; generelle Aussagen lassen sich hierzu 
nicht treffen. 
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• den Einsatz von entscheidungsvorberei-

tenden Assistenzsystemen oder bei richter-

lichen Aufgaben außerhalb der Endent-

scheidung,  

• die Unterstützung oder Automatisierung 

von Rechtspflegertätigkeiten, 

• die Unterstützung oder Automatisierung 

von Geschäftsstellenaufgaben. 

In jedem Einsatzbereich kann das Spektrum 

der digitalen Werkzeuge von einfachen (algo-

rithmischen) Berechnungs- oder Eingabehilfen 

über komplexere, aber nach wie vor klassisch 

programmierte Software bis hin zu KI im Sinne 

der KI-Verordnung, d.h. einem in gewissem 

, reichen. 

2. Keine automatisierte richterliche 

Entscheidung (Art. 92 GG) 

ren entscheidenden Personen (z.B. Rechtspfle-

gerinnen und Rechtspflegern) noch einem au-

tomatisierten System übertragen werden. Im 

Anwendungsbereich des Art. 92 GG ist eine au-

tomatisierte letztverbindliche, der Rechtskraft 

fähige Entscheidung anstelle einer Entschei-

dung durch eine Richterin bzw. einen Richter 

verfassungsrechtlich unzulässig. 

                                                           

26 Ausführlich Dürig/Herzog/Scholz/Hillgruber, 
Grundgesetz-Kommentar, 104. EL April 2024, 
Art. 92 GG Rn. 33 ff. m.w.N.; vgl. Erwägungs-
grund 61 der KI-Verordnung. 

Art. 92 GG vertraut die rechtsprechende Gewalt 

Sinne wird anhand der verschiedenen verfas-

sungsrechtlich den Gerichten anvertrauten 

Kontrollaufgaben und der traditionellen Kern-

bereiche der bürgerlichen Rechtspflege und 

der Strafrechtspflege definiert. Darüber hinaus 

hält das Bundesverfassungsgericht eine funkti-

onelle Betrachtung für erforderlich. Hiernach 

handelt es sich  ungeachtet des jeweiligen 

sachlichen Gegenstandes  um Rechtspre-

chung, wenn der Gesetzgeber ein gerichtsför-

miges Verfahren hoheitlicher Streitbeilegung 

vorsieht und den dort zu treffenden Entschei-

dungen eine Rechtswirkung verleiht, die nur 

unabhängige Gerichte herbeiführen können.26  

3. Richterassistenz durch digitale 

Werkzeuge  

Außerhalb der vorgenannten Einschränkungen 

ist der Einsatz digitaler Werkzeuge zur Unter-

stützung der richterlichen Tätigkeit und insbe-

sondere zur Vorbereitung einer richterlichen 

Entscheidung oder in deren Anschluss grund-

sätzlich sowohl nach dem Grundgesetz als 

auch der KI-Verordnung zulässig.  

Wesentlich ist zunächst, dass die richterliche 

Unabhängigkeit (Art. 97 Abs. 1 GG) gewahrt 
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bleibt. Assistenzprogramme dürfen keine un-

zulässige Steuerung oder Lenkung der richter-

lichen Entscheidung bewirken.27 Entschei-

dungsvorbereitende Assistenzprogramme 

müssen hierfür unter anderem folgende Min-

destanforderungen einhalten: Bei KI-Software, 

die den Subsumtionsprozess unterstützen (z.B. 

Berechnung des Nutzungsausfallschadens) o-

der Entscheidungsentwürfe nach Nutzervorga-

ben erstellen soll (z.B. Vorschlag von Textbau-

steinen nach individuellen Nutzervorgaben o-

der infolge einer Vorkategorisierung des Falles 

durch die Rechtsanwendenden), ist Transpa-

renz über die als Trainingsdaten eingeflossenen 

Gerichtsdokumente und die insoweit erhebli-

chen vordefinierten Parameter bei einem KI-

System zu schaffen. Zudem muss für die An-

wenderinnen und Anwender die Möglichkeit 

bestehen, die KI-Systeme mit eigenen Doku-

menten, anderen Rechtsauffassungen sowie im 

Falle von Gesetzesänderungen eigenständig 

weiter zu trainieren. Assistenzprogramme zur 

Aktendurchdringung müssen individualisier-

bare Suchen zulassen und die Überprüfung der 

Ergebnisse in dem zu Grunde liegenden Partei-

vortrag ermöglichen. 

                                                           

27 Zur Reichweite der richterlichen Unabhängig-
keit statt vieler BeckOK GG/Morgenthaler, 59. 
Ed. 15.9.2024, Art. 97 GG Rn. 10; Dürig/Her-
zog/Scholz/Hillgruber, Grundgesetz-Kommen-
tar, 104. EL April 2024, Art. 97 Rn. 75.  

28  Vgl. Grundlagenpapier zur 74. Jahrestagung der 
Präsidentinnen und Präsidenten der Oberlan-
desgerichte, des Kammergerichts, des Bayeri-
schen Obersten Landesgerichts und des Bun-
desgerichtshofs vom 23. bis 25.5.2022 in 
Rostock, 2022, S. 11, abrufbar unter: 

Darüber hinaus ist bei der Entwicklung solcher 

Software darauf zu achten, dass sie der Gefahr 

des vorbeugt. Hierunter ist 

die Tendenz von Menschen zu verstehen, sich 

übermäßig auf automatisierte Systeme oder 

Technologien zu verlassen, wodurch Fehler 

übersehen und automatisiert erzeugte Ausga-

ben zu wenig kritisch hinterfragt werden.28 

Hierdurch kann es zu einer mittelbaren Beein-

trächtigung der richterlichen Unabhängigkeit 

kommen. Dafür müssen Richterinnen und 

Richter bei der Bedienung dieser Systeme re-

gelmäßig dafür sensibilisiert werden, dass die 

Systeme Fehler machen (können) und die ge-

fundenen Ergebnisse lediglich Vorschläge dar-

stellen, die die eigene Prüfung und die persön-

liche Überzeugungsbildung nicht ersetzen dür-

fen. Zudem sollten Justizbeschäftigte Fortbil-

dungen zum Umgang mit diesen Systemen und 

ihrer Funktionsweise erhalten. Das System 

muss eine Überprüfung der entscheidungsrele-

vanten Trainingsdaten ermöglichen und das 

Justizpersonal muss jederzeit das KI-System 

überstimmen und bei Bedarf auch bereichsspe-

zifisch nachtrainieren können. Weiterhin ist da-

für Sorge zu tragen, dass vorgeschlagene Ent-

https://www.justiz.bayern.de/me-
dia/images/behoerden-und-gerichte/oberlan-
desgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_al-
gorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf; 
Nink, Justiz und Algorithmen, S. 295 f. 

 

 

https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf
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scheidungsbausteine nicht automatisiert über-

nommen werden können, sondern als zu über-

arbeitender Entwurf gestaltet sind, denn auch 

mittelbare, subtile und psychologische Ein-

flussnahmen sind verboten.29 

Schreibt der jeweils zuständige Gesetzgeber die 

Verwendung digitaler Hilfsmittel vor, ist die 

richterliche Unabhängigkeit wegen der Geset-

zesbindung der Rechtsprechung indes nicht 

(mehr) betroffen, und zwar unabhängig davon, 

ob dies den äußeren Rahmen (z.B. Führung ei-

ner elektronischen statt einer Papierakte, 

elektronischer Rechtsverkehr) oder die Rechts-

findung im Einzelfall beträfe (z.B. ver-

pflichtende Auswertung großer Datenmengen 

unter Verwendung spezifischer Analysetools 

etc.). Gesetzliche Regelungen, wonach etwa die 

Erfüllung bestimmter Tatbestandsmerkmale 

oder deren Rechtsfolge unter Verwendung ei-

nes bestimmten digitalen Werkzeugs festzu-

stellen sein soll, müssen allerdings hinreichend 

bestimmt sein (Art. 20 Abs. 3 GG). Dazu gehört, 

dass das Ergebnis des eingesetzten Werkzeugs 

nachvollziehbar und vorhersehbar ist und der 

vom Gesetzgeber im Übrigen intendierten Aus-

legung der jeweiligen Norm entspricht.30 Ent-

sprechende gesetzliche Vorgaben zum Einsatz 

                                                           

29  Vgl. BVerfG, Beschl. v. 11.11.2021  2 BvR 
1473/20, NJW 2021, 3717 Rn. 19. 

30 Vgl. Abschlussbericht der Länderarbeitsgruppe, 
Legal Tech: Herausforderungen für die Justiz, 
2019, S. 59, abrufbar unter: https://www.schles-
wig-hol-
stein.de/DE/landesregierung/ministerien-
behoer-
den/II/Minister/Justizministerkonferenz/Down

digitaler Werkzeuge sind daher eher im materi-

ellen Recht als im für alle Verfahren geltenden 

Prozessrecht denkbar. 

Weiterhin muss sichergestellt werden, dass die 

Parteien die Informationen über entschei-

dungsvorbereitend eingesetzte digitale Hilfs-

mittel und deren Ergebnisse erhalten und sich 

hierzu in angemessener Weise äußern können, 

wenn das zur Wahrung rechtlichen Gehörs er-

forderlich ist.  

Bei der Verwendung von deterministischen Be-

rechnungsprogrammen als Hilfsmittel bei der 

Bestimmung der Anspruchshöhe (z.B. der Be-

rechnung von Unterhaltsansprüchen) oder bei 

der Feststellung einzelner Tatbestandsvoraus-

setzungen (z.B. der Bedürftigkeit bei Prozess-

kostenhilfe) wird es im Regelfall erforderlich, 

aber auch ausreichend sein, den Rechenweg 

und die zu Grunde gelegten Daten den Betei-

ligten mitzuteilen. Bei KI-gestützten Berech-

nungsprogrammen können ergänzend Infor-

mationen über die Zuverlässigkeit und Validie-

rungsmethoden bzw. Fehlerquellen notwendig 

sein. 

loads/190605_beschlu-
esse/TOPI_11_Abschlussbericht.pdf?__blob=pu
blicationFile&v=1; zur Wechselwirkung zwi-
schen Gesetzesbindung als Gewährleistung de-
mokratischer Legitimation und Garantie der Un-
abhängigkeit vgl. Huber/Voßkuhle/Classen, 
Grundgesetz, 8. Aufl. 2024, Art. 97 GG Rn. 5. 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Minister/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Minister/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Minister/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Minister/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Minister/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Minister/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Minister/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Minister/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Schließlich muss für die Ausgestaltung der je-

weiligen Assistenzprogramme im Einzelfall ge-

prüft werden, ob es sich um risiko-KI-

Systeme Abs. 2 i.V.m. An-

hang III Nr. 8 lit. a KI-Verordnung handelt und 

daher die Anforderungen der Art. 8 ff. KI-

Verordnung eingehalten werden müssen, oder 

ob die Ausnahme des Art. 6 Abs. 3 KI-

Verordnung zur Anwendung kommt. Ein in An-

hang III der KI-Verordnung genanntes KI-

System gilt in den von Art. 6 Abs. 3 KI-

Verordnung benannten Fällen u.a. nicht als 

hochriskant, wenn es kein erhebliches Risiko 

der Beeinträchtigung in Bezug auf die Grund-

rechte natürlicher Personen birgt, indem es un-

ter anderem nicht das Ergebnis der Entschei-

dungsfindung wesentlich beeinflusst. Zusätz-

lich werden verschiedene Ausnahmen enume-

rativ benannt, in denen die Anforderungen an 

Hochrisiko-KI-Systeme nicht erfüllt sein müs-

sen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn das 

KI-System für die Ausführung einer eng ge-

fassten Verfahrensaufgabe bestimmt ist oder 

das KI-System dazu bestimmt ist, eine vorbe-

reitende Aufgabe für eine Bewertung durchzu-

führen. Recherche- und Assistenzprogramme, 

die lediglich die richterliche Bewertung unter-

stützen, indem sie die Aktenstrukturierung 

bzw. -durchdringung, insbesondere durch KI-

gestützte Texterkennung erleichtern oder KI-

gestützte Recherchen in Datenbanken ermög-

lichen, können unter Berücksichtigung von Er-

wägungsgrund 52 der KI-Verordnung  insbe-

sondere in Abhängigkeit von ihrer Zweckbe-

stimmung und der Intensität der Unterstüt-

zungsleistung  unter diese beiden Ausnahmen 

fallen. Gleichwohl ist in Abhängigkeit von der 

Bedeutung des jeweiligen Programms auf eine 

hohe Qualität der Trainings-, Validierungs- und 

Testdatensätze sowie angemessene Anforde-

rungen an Robustheit, IT-Sicherheit und Ge-

nauigkeit zu dringen. Diese Anforderungen tra-

gen nämlich generell dazu bei, dass die KI-

Anwendung ihre Aufgabe dauerhaft mit einer 

möglichst geringen Fehlerquote sicher erfüllen 

kann  ein für jede Anwendung im Justizkon-

text erstrebenswertes Ziel, das die Funktions-

fähigkeit der Justiz sicherstellt. 

Der darüber hinaus gegenüber natürlichen Per-

sonen bestehenden Informationsverpflichtung 

der Betreiber von KI-Systemen aus Art. 26 

Abs. 11 KI-Verordnung genügt es, wenn zur 

Wahrung rechtlichen Gehörs ohnehin auf den 

Einsatz von KI-gestützten Assistenzprogram-

men hingewiesen wird. 

4. Unterstützung oder Automatisierung 

von Rechtspflegertätigkeiten 

Einfachgesetzlich sind Rechtspflegerinnen und 

Rechtspflegern derzeit im Zivilverfahren im 

Wesentlichen die in §§ 20, 21 RPflG genannten 

Geschäfte übertragen. Dazu gehören insbeson-

dere das Mahnverfahren, die Kostenfestset-

zung und Aufgaben im Bereich der Zwangsvoll-

streckung.  

In diesen Bereichen können unterstützende di-

gitale Hilfsmittel, wie KI-Assistenzprogramme 
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zum Auffinden relevanter Informationen in der 

Akte, zur Berechnung und ggf. auch mit dem 

Ziel, Entscheidungsvorschläge zu generieren, 

grundsätzlich unter denselben Bedingungen, 

die für richterliche Assistenzprogramme gel-

ten, eingeführt werden. 

Allerdings wäre auch eine vollständige Auto-

matisierung einzelner auf Rechtspflegerinnen 

und Rechtspfleger übertragener Geschäfte 

grundsätzlich zulässig, sofern entsprechende 

einfachgesetzliche Regelungen geschaffen 

würden, denn hierbei handelt es sich gerade 

nicht um Entscheidungen im Anwendungsbe-

reich des Art. 92 GG. 

5. Unterstützung oder Automatisierung 

von Geschäftsstellenaufgaben  

Ein wichtiges Anwendungsfeld digitaler Unter-

stützung findet sich bei Geschäftsstellenaufga-

ben. Viele Abläufe bei der Ausführung von rich-

terlichen bzw. rechtspflegerischen Verfügun-

gen und bei der sonstigen Aktenbearbeitung 

bilden derzeit trotz elektronischer Aktenfüh-

daher nach wie vor erheblichen Aufwand. Digi-

tale Unterstützung oder Automatisierung kann 

diesen Aufwand erheblich reduzieren, erfordert 

gleichzeitig allerdings häufig eine Veränderung 

der bisherigen Arbeitsprozesse. 

Einer digitalen Unterstützung oder Automati-

sierung der aus der Papierwelt stammenden 

Geschäftsstellenaufgaben stehen keine aus 

dem Grundgesetz oder der KI-Verordnung ab-

zuleitenden Hindernisse entgegen. Vielmehr ist 

es gerade in diesem Bereich zur Verwirklichung 

des Justizgewährungsanspruchs dringend ge-

boten, die Abläufe in deutlich größerem Um-

fang als bisher digital zu optimieren. 

Dasselbe gilt für eine Nutzung von Transkripti-

onssoftware zur Erstellung von Terminproto-

kollen, Diktatsoftware bei der Entscheidungs-

abfassung oder Anonymisierungssoftware zur 

Vorbereitung der Entscheidungsveröffentli-

chung.  
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II. Einheitliche und niedrigschwellige 

Zugänge 

Es bedarf bundeseinheitlich ausgestalteter, 

standardisierter, niedrigschwelliger und weit 

verbreiteter, aber zugleich auch (rechts-)siche-

rer Identifizierungs- und Authentisierungsmit-

tel. Dies erfordert eine Vernetzung der Post-

fach- und Identifizierungslösungen im Justiz- 

und Verwaltungsbereich.  

Bei der Kommunikation mit der Justiz bedarf es 

eines abgestuften Identifizierungs- und Au-

thentisierungskonzepts, bei dem je nach Art 

der Nutzung im konkreten Fall das erforderli-

che Sicherheitsniveau zu wahren ist. Dabei 

kann eine Differenzierung zwischen Erstidenti-

fizierung und späterer Authentisierung erfol-

gen.  

Die technische Anbindung der elektronischen 

Brieftasche für die Digitale Identität nach der 

eIDAS-Verordnung (EUDI-Wallet) an die IT-

Strukturen der Justiz ist von Anfang an mitzu-

denken, um die Potentiale für die Justizkom-

munikation voll auszuschöpfen. 

1. Rahmenbedingungen 

Eine Modernisierung und Verbesserung der di-

gitalen Kommunikations- und Zustellwege 

kann nur gelingen, wenn übergreifende Post-

fach-, Identifizierungs- und Authentisierungs-

möglichkeiten für die Verfahrensbeteiligten 

bereitgestellt werden. Je mehr verschiedene 

Nutzerkonten, Anmeldeverfahren sowie Vor-

gaben für Authentisierung und Identifizierung 

es gibt, desto intransparenter sowie unüber-

sichtlicher und damit abschreckender für po-

tenzielle Nutzende ist das System. Auf Ge-

richtsseite können zudem durch eine weiterge-

hende Standardisierung der Kommunikations-

kanäle Aufwände bei der Implementierung und 

im Betrieb minimiert werden.  

Hieraus folgt, dass bundeseinheitlich ausge-

staltete, standardisiert zugängliche Identifizie-

rungs- und Authentisierungsmittel erforderlich 

sind. Dies gilt sowohl für eine Identifizierung 

und Authentisierung über Postfachlösungen 

als auch für neue digitale Werkzeuge wie Jus-

tizportal und Kommunikationsplattform. Bei 

der Kommunikationsplattform kann dabei die 

Identifizierung als bloßer Zugangsschlüssel zur 

Plattform genutzt werden, um hieran anschlie-

ßend über digitale Eingabesysteme, struktu-

rierte Datenübertragung oder sonstige Formen 

der Datenübermittlung mit den Gerichten zu 

kommunizieren (siehe hierzu unter V.5.). 

Für Bürgerinnen und Bürger bedeutet dies, 

dass ein digitales, zentral ausgestaltetes Bür-

gerpostfach zur Verfügung stehen sollte, um 

mit der Justiz kommunizieren zu können und  

über einen   rechtssicher erreich-

bar zu sein. Dieses Postfach sollte mit nutzer-

freundlichen und weit verbreiteten Identifizie-

rungslösungen verknüpft werden, die künftig 

auch bei digitalen Werkzeugen ohne die Not-

wendigkeit eines Rückkanals   insbesondere 

bei Nutzung einer Kommunikationsplattform  

eingesetzt werden können. Auf umständliche 

Zugangshürden (wie besondere Hardware oder 
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postalischer Versand von Zugangscodes) sollte 

verzichtet werden. Ziel ist es, den Zugang zur 

Justiz durch zeitgemäße und nutzerfreundliche 

Kommunikationskanäle zu erleichtern. 

Generell ist bei der Ausgestaltung zu berück-

sichtigen, dass für die Justiz eine hinreichende 

Gewähr für die Identität und Authentizität der 

Verfahrensbeteiligten bestehen muss. Zudem 

muss ein hinreichender Schutz vor missbräuch-

lichen, automatisiert veranlassten (Massen-) 

Einreichungen bei Gericht bestehen. Darüber 

hinaus ist zu berücksichtigen, dass Identifizie-

rungs- und Formhürden auch und gerade im 

digitalen Kontext einen Warn- und Überei-

lungsschutz bieten können. Nutzenden kann so 

die Ernsthaftigkeit ihrer Erklärung vor Augen 

geführt werden, die regelmäßig auch Kosten-

folgen haben kann.  

Auf der anderen Seite spricht für eine Absen-

kung der Anforderungen an Identifizierung und 

Authentisierung, dass hierdurch der Zugang zu 

den Gerichten erleichtert werden kann. Auch in 

der analogen Welt werden regelmäßig keine 

weitgehenden Anforderungen an die Identifi-

digitalen Raum ist insoweit zu vermeiden. Das 

zu gewährleistende Sicherheitsniveau steht da-

her in einem Spannungsverhältnis zu der ange-

strebten Erleichterung des Zugangs zur Justiz 

                                                           

31 So auch § 1124 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 lit. b, Nr. 2, 
§ 1131 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 ZPO-E des Regierungs-
entwurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und 
Erprobung eines Online-Verfahrens in der Zivil-
gerichtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082, 26. 

durch niedrigschwellige Identifizierungs- und 

Authentisierungsanforderungen. 

2. Vernetzung der Postfach- und Iden-

tifizierungslösungen im Justiz- und 

Verwaltungsbereich 

Aus dem Erfordernis einheitlicher Zugangs-

wege zur Justiz folgt, dass eine Vernetzung der 

Postfach- und Identifizierungslösungen im 

Justiz- und Verwaltungsbereich geboten ist.31 

Dies gilt sowohl für Bürgerinnen und Bürger als 

auch für Organisationen: Je umfassender Iden-

tifizierungsmittel bei öffentlichen Stellen ge-

nutzt werden können, desto geringer wird die 

Hemmschwelle sein, sie auch im Kontakt mit 

der Justiz zu nutzen. Zugleich kann die Justiz 

von bestehenden IT-Infrastrukturen aus dem 

Verwaltungsbereich profitieren, insbesondere 

von einem allgemein anwendbaren Identitäts-

management sowie dynamischen Entwicklun-

gen im Bereich der elektronischen Identifizie-

rungsmittel. Insgesamt ist davon auszugehen, 

dass mit dem modernisierten Onlinezugangs-

32) die Nutzung von Online-

diensten in der Verwaltung weiter zunehmen 

wird, unter anderem durch eine Weiterent-

wicklung des zentralen Bürgerkontos (BundID) 

zu einer DeutschlandID (§ 12 Abs. 1 S. 3 OZG). 

32 Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgeset-
zes sowie weiterer Vorschriften zur Digitalisie-
rung der Verwaltung vom 19.7.2024 (BGBl. 2024 
I Nr. 245  OZG-Änderungsgesetz). 
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Auch für ein Justizportal (siehe dazu unter IV.) 

und den dortigen Zugang zu Onlinediensten 

der Justiz ist eine einheitliche Infrastruktur für 

die Identifizierung und Authentisierung von 

entscheidender Bedeutung. Die Parallelen zur 

Zielrichtung des OZG liegen dabei auf der 

Hand: Es werden jeweils nutzerfreundliche, 

barrierefreie, digitale Zugänge angestrebt, die 

für eine Vielzahl von Onlinediensten genutzt 

werden können. Dabei wird insgesamt das Ziel 

verfolgt, Portalverbünde und interoperable 

Strukturen zu schaffen. 

In der Zivilprozessordnung ist diese Vernet-

zung zwischen Justiz und Verwaltung für den 

elektronischen Rechtsverkehr bereits durch 

den Verweis auf die Nutzerkonten nach § 2 

Abs. 5 OZG in § 130a Abs. 4 S. 1 Nr. 5 ZPO an-

gelegt. Dieser Verweis umfasst sowohl eine An-

bindung an OZG-Bürgerkonten für Naturalpar-

teien als auch an OZG-Organisationskonten für 

Unternehmen. 

Konkret bedeutet dies, dass mittels OZG-

Bürgerkonto nach § 3 Abs. 4 Nr. 1 OZG insbe-

sondere die Online-Ausweisfunktion des Per-

sonalausweises (eID) genutzt werden kann. Für 

Bürgerinnen und Bürger steht dabei aktuell im 

Justizbereich bereits das zentrale Bürgerkonto 

33 zur Verfügung. 

Bei der Einrichtung eines MJP müssen sich die 

Nutzenden mit der BundID34 identifizieren; das 

BundID-Konto wird über die Online-Funktion 

                                                           

33 Abrufbar unter: https://mein-justizpost-
fach.bund.de/. 

34 Vgl. https://id.bund.de/de. 

des Personalausweises angelegt. Eine Nutzung 

mittels App ist auch über Smartphones und 

Tablets möglich. Zudem kann der Identitäts-

nachweis beim Bürgerkonto nach § 12 des eID-

Karte-Gesetzes oder nach § 78 Abs. 5 des Auf-

enthaltsgesetzes erfolgen.  

Ergänzend besteht für Organisationen die 

Möglichkeit, den Nachweis der Identität der o-

der des Nutzenden durch ein sicheres Verfah-

ren nach § 87a Abs. 6 der Abgabenordnung 

(ELSTER-Identifizierungsverfahren) zu erbrin-

gen. Für den Justizbereich ist dies in § 13 Abs. 1 

Nr. 2 ERVV n.F. für Organisationskonten35 

nachvollzogen. Darüber hinaus erstreckt sich 

das ELSTER-Identifizierungsverfahren im 

OZG-Bereich aber auch auf OZG-

Bürgerkonten, sofern die betreffende elektro-

nische Verwaltungsleistung höchstens das Ver-

§ 3 

Abs. 4 Nr. 1 lit. a OZG). Für den Justizbereich ist 

dagegen für Naturalparteien in der ERVV bis-

lang keine Öffnung für das ELSTER-

Identifizierungsverfahren (parallel zum OZG) 

erfolgt. Hierdurch könnte der Zugang zu den 

Gerichten noch weiter erleichtert werden und 

der hohen Verbreitung von ELSTER Rechnung 

getragen werden. Im Hinblick auf die parallel 

geführten Diskussionen und technische Details 

gibt die Reformkommission hierzu aber derzeit 

keine Empfehlung ab. 

35 Eingeführt durch das Gesetz zur weiteren Digi-
talisierung der Justiz vom 12.7.2024 (BGBl. 2024 
I Nr. 234). 

https://mein-justizpostfach.bund.de/
https://mein-justizpostfach.bund.de/
https://id.bund.de/de
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3. Abgestuftes Identifizierungs- und 

Authentisierungskonzept 

Bei der Kommunikation mit der Justiz bedarf es 

eines abgestuften Identifizierungs- und Au-

thentisierungskonzepts, bei dem je nach Art 

und Weise der Nutzung im konkreten Fall ein 

bestimmtes Sicherheitsniveau i.S.d. Verord-

nung (EU) 2024/1183 zur Änderung der Ver-

ordnung (EU) Nr. 910/2014 im Hinblick auf die 

Schaffung des europäischen Rahmens für eine 

digitale Identität (eIDAS-Verordnung) erfor-

derlich bzw. ausreichend ist. Bei der Auswahl 

der tauglichen Verfahren bedarf es dabei einer 

Abwägung zwischen den für ein vertrauens-

würdiges Identitätsmanagement notwendigen 

Maßnahmen und dem möglicherweise ab-

schreckenden Effekt eines zu komplexen Ver-

fahrens. Dementsprechend eröffnet auch im 

OZG-Bereich der Gesetzgeber differenzierte 

Identifizierungsmöglichkeiten: Der Nachweis 

der Identität der oder des Nutzenden erfolgt 

nach § 3 Abs. 4 OZG in Abhängigkeit vom er-

forderlichen Vertrauensniveau der jeweiligen 

elektronischen Verwaltungsleistung; dies um-

 

Im Rahmen eines abgestuften Identifizierungs- 

und Authentisierungskonzepts zur Justizkom-

munikation kommt  auch in Abhängigkeit von 

dem jeweiligen digitalen Werkzeug  folgende 

                                                           

36 Vgl. in diesem Zusammenhang die BRAK-
Stellungnahme Nr. 47, Juli 2024, S. 10 f., abruf-
bar unter: https://www.brak.de/filead-
min/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-

Differenzierung in Betracht: Zum einen kann 

für die Erstidentifizierung ein höheres Sicher-

heitsniveau als für spätere Authentisierungs-

mittel vorgesehen werden. Auf diese Weise 

wird die Identifizierung zu Beginn auf einem 

hohen Niveau gewährleistet, in der anschlie-

ßenden Nutzung des Kommunikationsmedi-

ums werden dann niedrigschwelligere Zugänge 

eröffnet. Diesen Weg geht für die Kommunika-

tionsplattform auch der Gesetzentwurf zur 

Entwicklung und Erprobung eines Online-Ver-

fahrens in der Zivilgerichtsbarkeit (siehe hierzu 

unter V.5.). 

Zum anderen besteht die Möglichkeit, je nach 

Art der Erklärung im Rahmen des Zivilprozes-

ses unterschiedliche Anforderungen an eine 

Identifizierung und Authentisierung zu stellen. 

Insbesondere mit Blick auf einen Schrift- 

formersatz könnten dabei höhere Anforderun-

gen zu stellen sein als bei bloßen formlosen 

Nachrichten. Ein solches abgestuftes Konzept 

erscheint mit Blick auf die analoge Welt prakti-

kabel. Allerdings setzt dies bei der digitalen 

Kommunikation eine konkrete Abgrenzung 

und Festlegung voraus, welches Sicherheitsni-

veau für welche Nutzung ausreichend und not-

wendig ist, um Rechtsunsicherheiten zu ver-

meiden.36 Insoweit müssen die Verfahrensab-

läufe vor Etablierung eines abgestuften Kon-

zepts in einer Vielzahl von Einzelfällen hinter-

fragt und klar umrissen werden. Dies spricht 

pdf/stellungnahmen-deutschland/2024/stel-
lungnahme-der-brak-2024-47.pdf). 

https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2024/stellungnahme-der-brak-2024-47.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2024/stellungnahme-der-brak-2024-47.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2024/stellungnahme-der-brak-2024-47.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2024/stellungnahme-der-brak-2024-47.pdf
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dafür, es auf gesetzgeberischer Ebene bei Re-

gelungen zu belassen, welche nicht nach der 

Erklärung im jeweiligen Einzelfall differenzie-

ren, sondern vielmehr ein technikoffenes Iden-

tifizierungs- und Authentisierungskonzept (mit 

etwaiger Abstufung zwischen Erstidentifizie-

rung und Anschluss-Authentisierung) ermögli-

chen. Auch im OZG ist im Übrigen nach § 9a 

Abs. 5 OZG ein Schriftformersatz für sämtliche 

Fallgestaltungen des § 3 Abs. 4 OZG  und da-

mit unabhängig vom jeweiligen Vertrauensni-

veau  vorgesehen. In Betracht kommt daher 

die Schaffung einer Generalnorm in der Zivil-

prozessordnung, welche die Vorschrift zur Ein-

reichung eines elektronischen Dokuments 

nach § 130a ZPO ergänzt. Spezifische Regelun-

gen sind im Übrigen im Zusammenhang mit 

dem jeweiligen digitalen Werkzeug  auch auf 

Verordnungsebene  denkbar (siehe zur Kom-

munikationsplattform unter V.5.). 

4. Elektronische Brieftasche für die Di-

gitale Identität (EUDI-Wallet) 

Zusätzlich sind bei der Ausgestaltung von 

Identifizierung und Authentisierung die weite-

ren Entwicklungen auf der Grundlage der 

eIDAS-Verordnung mitzudenken. Maßgebli-

che Bedeutung kommt dabei der konkreten 

Umsetzung der elektronischen Brieftasche für 

die Digitale Identität (EUDI-Wallet) nach 

Art. 5a ff. der Verordnung zu. Hier sollte im Ar-

chitektur- und Umsetzungsprozess der EUDI-

Wallet deren technische Anbindung an die IT-

Strukturen der Justiz von Anfang an mitge-

dacht werden, um den Anforderungen einheit-

licher und interoperabler Identifizierungslö-

sungen Rechnung zu tragen und die Potentiale 

für die Justizkommunikation in vollem Umfang 

auszuschöpfen. Konkret müssen der elektroni-

sche Rechtsverkehr und die hiermit verbunde-

nen (Justiz-)Postfächer an die Wallet an-

schlussfähig sein. 
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III. Pflicht zur digitalen Kommunikation  

Digitale Werkzeuge zur Kommunikation mit 

der Justiz sind von professionellen sowie von 

quasi-professionellen Verfahrensbeteiligten 

grundsätzlich verpflichtend zu nutzen. Der 

Kreis der aktiv und passiv Nutzungsverpflichte-

ten nach §§ 130d, 173 Abs. 2 ZPO ist entspre-

chend zu erweitern. Eine Ausnahme von der 

Nutzungspflicht greift, soweit die Nutzung aus 

technischen Gründen (vorübergehend) unmög-

lich ist. 

Auch für nicht-professionelle Verfahrensbetei-

ligte wird eine vollständig digitale Kommunika-

tion mit der Justiz angestrebt, die aktive und 

passive Nutzungspflichten umfasst. 

Umfassende digitale Nutzungspflichten für 

Bürgerinnen und Bürger setzen eine Über-

gangszeit voraus, in der in einem ersten Schritt 

das Regel-Ausnahme-Verhältnis von analoger 

und digitaler Kommunikation umzukehren ist: 

Anstelle eines Opt-in für die Nutzung digitaler 

Zugänge zu den Gerichten sollten Opt-out-Lö-

sungen geschaffen werden, die Ausnahmen 

vom Grundsatz der digitalen Kommunikation 

begründen. Auf diese Weise bleibt vorerst im 

Ausnahmefall der Zugang über den papierge-

mög-

lich.  

Bereits während der Übergangszeit besteht 

eine Pflicht von Bürgerinnen und Bürgern zur  

(Fort-)Nutzung der digitalen Kommunikations-

formate, sofern sie sich durch eine Erstnutzung 

im jeweiligen Verfahren  etwa durch Identifi-

zierung bei der Kommunikationsplattform  

darauf eingelassen haben. 

Die Übergangszeit ist durch eine kontinuierli-

che Evaluierung zu begleiten, um das Nutzer-

verhalten, die technischen Möglichkeiten und 

die Ausgestaltung und Effektivität möglicher 

Unterstützungsangebote zu untersuchen. 

Maßgeblich ist der Aufbau nutzerfreundlicher, 

barrierefreier, niedrigschwelliger und einheitli-

cher Onlinedienste und Zugangswege zur Jus-

tiz. 

Nach Ablauf der Übergangszeit wird in einem 

weiteren Schritt angestrebt, auch bei Bürgerin-

nen und Bürgern auf eine postalische Kommu-

nikation Postweg zu verzichten. Dabei ist dem 

Recht auf wirksamen Rechtsschutz und den 

Verfahrensgarantien umfassend Rechnung zu 

tragen. Erforderlich sind daher einfach zugäng-

liche, umfängliche Unterstützungsleistungen, 

um auch für die Personen den Zugang zu den 

Gerichten zu gewährleisten, die nach ihren per-

sönlichen Fähigkeiten und Möglichkeiten oder 

wegen besonderer Umstände des Einzelfalls 

nicht in der Lage sind, digital zu kommunizie-

ren. Hierbei empfiehlt sich etwa die Schaffung 

von Digitallotsen, beispielsweise in den 

 

Verstöße gegen Nutzungspflichten führen zur 

Unwirksamkeit der erfassten Anträge und Er-

klärungen. 



Digitale Werkzeuge für den Zivilprozess 42 

 

1. Ausgangslage 

Immer mehr Menschen in Deutschland neh-

men am digitalen Wandel teil. Elektronische 

(und mobile) Kommunikation ist für weite Teile 

der Bevölkerung zur Normalität im Alltag ge-

worden. Konkret sind heute nur noch 5 % der 

Bevölkerung im Alter zwischen 16 und 74 Jah-

ren sog. Offliner, haben also noch nie das In-

ternet genutzt.37 Gleichzeitig entwickelt sich 

der papiergebundene Postweg zu einem immer 

weniger genutzten und bereits heute langsa-

mer werdenden Kommunikationsweg.38 Damit 

verändern sich auch die Erwartungen, die Bür-

gerinnen und Bürger sowie Unternehmen an 

einen modernen Rechtsstaat haben: Die große 

Mehrheit wünscht sich eine einfache und 

schnelle Kommunikation mit der Justiz.  

Gesetzgebung und Justiz sind daher gefordert, 

die nächsten Schritte bei der Ausweitung der 

digitalen Kommunikation zu gehen. Mehrwerte 

können sich nur dann ergeben, wenn grund-

sätzliche Nutzungspflichten für alle Verfah-

rensbeteiligten bestehen, weil nur so eine 

Ende-zu-Ende-Digitalisierung der Verfahren-

sabläufe gelingen kann.  

                                                           

37 Vgl. Statistisches Bundesamt, Zahl der Woche 
Nr. 15 vom 9. April 2024, https://www.desta-
tis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/Zahl-
der-Woche/2024/PD24_15_p002.html. Am 
größten war der Anteil derer, die das Internet 
noch nie genutzt haben, in der Altersgruppe der 
65- bis 74-Jährigen: Hier war gut ein Siebtel (15 
%) offline. 

Insgesamt können sowohl die Justiz als auch 

ihre Kommunikationspartnerinnen und Kom-

munikationspartner von einer weitergehenden 

Digitalisierung profitieren: Doppelstrukturen 

zwischen analogen und digitalen Wegen kön-

nen vermieden werden, elektronisch übermit-

telte Daten können in den IT-Anwendungen 

der Justiz medien- und systembruchfrei weiter-

verarbeitet werden und so zu Beschleuni-

gungseffekte führen. Darüber hinaus können 

gerade digitale Kommunikationsformate den 

Zugang zum Recht weiter verbessern. Dies 

kann auch für Menschen mit Behinderungen 

gelten, da digitale Zugänge barrierefrei gestal-

tet werden können und damit grundsätzlich 

leichter an individuelle Bedürfnisse angepasst 

werden können als herkömmliche Papiervor-

gänge. 

Die fortschreitende Digitalisierung darf nicht 

dazu führen, dass das Recht auf wirksamen 

Rechtsschutz für einzelne Bevölkerungsgrup-

pen eingeschränkt wird. Der Zugang zur Justiz 

muss stets auch für diejenigen Personen er-

möglicht werden, die nach ihren persönlichen 

Fähigkeiten und Möglichkeiten oder aufgrund 

besonderer Umstände nicht in der Lage sind, 

digital mit den Gerichten zu kommunizieren. 

Die Verfahrensgarantien einschließlich des 

38  Das Postrechtsmodernisierungsgesetz vom 
15.7.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 236) sieht eine Ver-
längerung der Postlaufzeiten um einen Tag vor. 
Standardbriefe in der Grundversorgung müssen 
zu 95 Prozent am dritten Werktag und zu 99 
Prozent am vierten Werktag den Empfänger er-
reichen. 

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/Zahl-der-Woche/2024/PD24_15_p002.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/Zahl-der-Woche/2024/PD24_15_p002.html
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/Zahl-der-Woche/2024/PD24_15_p002.html
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Rechts auf rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1 

GG) sind uneingeschränkt zu wahren. Es bedarf 

daher hinreichender Unterstützungsangebote, 

die Einschränkungen der betroffenen Personen 

durch die weitergehende Digitalisierung der 

Kommunikationsabläufe ausschließen. Dies 

umfasst insbesondere den persönlichen Zu-

gang zu den Gerichten über die Rechtsantrag-

stellen. 

2. Adressaten der Nutzungspflichten 

Die Nutzung digitaler Werkzeuge für die Kom-

munikation mit der Justiz soll für professionelle 

und quasi-professionelle Verfahrensbeteiligte 

grundsätzlich verpflichtend sein. Hierzu ist der 

Kreis der aktiv und passiv Nutzungsverpflichte-

ten nach §§ 130d, 173 Abs. 2 ZPO zu erweitern. 

Unter die quasi-professionellen Einreichenden 

fallen etwa Sachverständige, Dolmetscher, 

Steuerberater, Insolvenzverwalter, Berufsbe-

treuer, registrierte Inkassodienstleister und 

weitere Personen und Organisationen, die auf-

grund ihrer beruflichen Tätigkeit regelmäßig 

mit der Justiz im Austausch stehen. Die Rege-

lungen zur verpflichtenden Nutzung des elekt-

ronischen Rechtsverkehrs sind auf neue Kom-

munikationsformate  insbesondere die Kom-

munikationsplattform (dazu V.6.)  zu erstre-

cken. Ausnahmen von den Nutzungspflichten 

                                                           

39 Vorbild könnte die Regelung in § 1a Abs. 1 S. 2 
OZG für den Verwaltungsbereich sein, wonach 
Verwaltungsleistungen, die ausschließlich Nut-
zer nach § 2 Abs. 4 Nr. 2 OZG (und damit Unter-

sind nur vorzusehen, soweit Nutzendeninteres-

sen im Zusammenhang mit dem jeweiligen di-

gitalen Werkzeug die übergangsweise Auf-

rechterhaltung eines analogen Zugangskanals 

rechtfertigen. 

Auch für nicht-professionelle Verfahrensbetei-

ligte ist eine vollständig digitale Kommunika-

tion mit der Justiz anzustreben, die aktive und 

passive Nutzungspflichten umfasst. Dabei ist 

ein abgestuftes Vorgehen mit Übergangsfristen 

erforderlich. Bei Organisationen bieten sich 

strengere Maßstäbe an als bei Naturalparteien, 

da bei Ersteren regelmäßig von einer höheren 

digitalen Professionalisierung ausgegangen 

werden kann.39 Nicht dauerhaft zielführend er-

scheint hierbei eine Differenzierung zwischen 

großen Unternehmen (wie etwa Kredit- und Fi-

nanzdienstleistungsinstitute oder Versiche-

rungsunternehmen) einerseits und kleineren 

Unternehmen andererseits oder eine Differen-

zierung nach erhöhter Zuverlässigkeit (wie bis-

her in § 173 Abs. 2 ZPO). Vielmehr sollte  um 

flächendeckend hohe Beschleunigungs-, Ver-

einfachungs- und Einspareffekte zu erzielen  

eine generelle Regelung für Organisationen zur 

Nutzung digitaler Werkzeuge geschaffen wer-

den. Mit Blick auf den Grundsatz der Waffen-

gleichheit ist darauf zu achten, strukturell be-

dingte Ungleichgewichte in der digitalen Kom-

nehmen i.S.v. § 3 Abs. 1 des Unternehmensba-
sisdatenregistergesetzes) betreffen, nach einer 
Übergangsfrist von fünf Jahren grundsätzlich 
ausschließlich elektronisch angeboten werden. 
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munikationsfähigkeit der Verfahrensbeteilig-

ten durch geeignete Mechanismen auszuglei-

chen.  

3. Erstreckung der digitalen Kommuni-

kation auf Bürgerinnen und Bürger 

Die Einbeziehung von Naturalparteien in die di-

gitale Kommunikation sollte schrittweise erfol-

gen. In der ersten Stufe (Übergangsphase) soll 

munikation ausgestaltet werden, während die 

Einreichung in Papierform zum begründeten 

Ausnahmefall wird. In der zweiten Stufe wird 

dagegen ein vollständiger Verzicht auf den pa-

piergebundenen Postweg angestrebt. Die 

Dauer der Übergangsphase ist im Rahmen ei-

ner Evaluierung näher zu bestimmen. Im Rah-

men der Evaluierung sind auch Erfahrungen 

anderer Länder miteinzubeziehen. 

a) Erste Stufe: Umstellung von Opt-in 

auf Opt-out 

Eine grundsätzliche Ausrichtung auf den digi-

talen Zugang für nicht-professionelle Verfah-

rensbeteiligte ist davon abhängig, dass eine 

einfache Kommunikation mit dem Gericht er-

möglicht und sichergestellt ist, dass Verfah-

rensbeteiligte die sie betreffenden Informatio-

nen auf einfachem Weg erreichen. Eine beson-

dere Medienkompetenz darf dabei nicht gefor-

dert sein. Dies kann durch den Aufbau eines 

Justizportals des Bundes und der Länder (dazu 

IV.) als einheitliche und niedrigschwellige An-

laufstelle für Rechtsuchende sowie durch die 

Bereitstellung nutzerfreundlicher digitaler 

Kommunikationsformate, z.B. einer Kommuni-

kationsplattform (dazu V.), erreicht werden. 

Voraussetzung für eine Ausweitung der Nut-

zungspflichten sind überdies einheitliche und 

niedrigschwellige Möglichkeiten zur Identifi-

zierung und Authentisierung (dazu II.). Darüber 

hinaus ist eine flächendeckende Infrastruktur 

für Justiz-Unterstützungsangebote aufzu-

digitalaffine Personen leisten (dazu IV.3). Die 

Gerichte müssen auch in Zukunft für eine per-

sönliche Vorsprache erreichbar sein. 

Vollständig wird sich dieses Zielbild erst nach 

einer Übergangsphase und einer Erprobung 

neuer digitaler Kommunikationswege zur Jus-

tiz erreichen lassen. Zunächst müssen finanzi-

elle, technisch-organisatorische sowie perso-

nelle Ressourcen eingesetzt werden, um die er-

forderlichen Infrastrukturen und Online-

dienste aufzubauen. Um dem Gebot der Ge-

währung effektiven Rechtsschutzes zu genü-

gen, sollten daher bis zum Ablauf einer noch 

näher zu bestimmenden Übergangszeit be-

grenzte Ausnahmen von der Nutzungspflicht 

für Bürgerinnen und Bürger vorgesehen wer-

den (Opt-out-Lösung). Eine Opt-out-Lösung 

erlaubt dabei in Ausnahmefällen den Zugang 

 und führt damit zu einer Umkehr 

des Regel-Ausnahme-Verhältnisses von analo-

ger und digitaler Kommunikation. Gleichwohl 

bleibt hierdurch sichergestellt, dass für Perso-

nen, die nicht digital kommunizieren können, 
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ein analoger Zugang zur Justiz weiterhin ge-

währleistet ist. 

Zugleich geht eine grundsätzliche Nutzungs-

pflicht der digitalen Kommunikation über die 

bisherigen rechtlichen Regelungen hinaus, die 

für nicht-professionelle Verfahrensbeteiligte 

lediglich zusätzliche digitale Angebote schaf-

fen.40 

Ausnahmen von der Nutzungspflicht können 

bestehen, soweit eine Naturalpartei nach ihren 

persönlichen Fähigkeiten und Möglichkeiten o-

der wegen besonderer Umstände des Einzel-

falls nicht in der Lage ist, digital zu kommuni-

zieren oder einen digitalen Zugangsweg zu er-

öffnen, etwa weil ihr die technischen Voraus-

setzungen oder die digitale Kompetenz fehlen. 

Zudem muss eine Ersatzeinreichung entspre-

chend § 130d S. 2 ZPO stets möglich bleiben, 

sofern eine Nutzung der digitalen Kommunika-

tionsformate aus technischen Gründen vo-

rübergehend nicht möglich ist.41 

Über das Vorliegen einer Ausnahme entschei-

det das Gericht nach pflichtgemäßem Ermes-

sen. Ausnahmetatbestände könnten als Regel-

beispiele gesetzlich geregelt werden. 

Bereits während der Übergangszeit sollte im 

Übrigen eine vorgangs- und verfahrensbezo-

gene Pflicht von Bürgerinnen und Bürgern zur 

                                                           

40 Vgl. §§ 130a, 130d, 173 ZPO. 
41 Im Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ent-

wicklung und Erprobung eines Online-Verfah-
rens in der Zivilgerichtsbarkeit (BT-Drs. 

(Fort-)Nutzung des digitalen Werkzeugs beste-

hen, sofern sie sich durch eine Erstnutzung im 

jeweiligen Verfahren  etwa durch Identifizie-

rung bei der Kommunikationsplattform  da-

rauf eingelassen haben. Über die Rechtsfolgen 

einer Erstnutzung ist entsprechend aufzuklä-

ren. 

Die Übergangszeit ist durch eine fortlaufende 

Evaluierung zu begleiten, um das Nutzungsver-

halten (Akzeptanz, Nutzerzahlen, Usability), die 

technischen Möglichkeiten sowie die Ausge-

staltung und Wirksamkeit möglicher Unter-

stützungsangebote zu untersuchen. Auf diese 

Weise können Erkenntnisse zur praktischen 

Handhabung der digitalen Kommunikation ge-

wonnen werden, um auf dieser Grundlage den 

Rechtsrahmen zu den Nutzungspflichten ziel-

gerichtet weiterzuentwickeln. 

b) Zweite Stufe: Beschränkung oder 

Ausschluss des Opt-out 

Langfristig sollte angestrebt werden, die Zu-

gangswege zur Justiz vollständig von papierge-

bundenen Postwegen zu lösen und Bürgerin-

nen und Bürger zu befähigen, niedrigschwellig 

digital mit der Justiz zu kommunizieren. Die 

Evaluierung soll als Entscheidungsgrundlage 

dafür dienen, wann die Übergangsphase enden 

20/13082) ist in § 1132 Abs. 2 ZPO-E eine Rege-
lung vorgesehen, welche für eine Nutzungs-
pflicht neben einer technischen Verfügbarkeit 
auf eine Zumutbarkeit zur Nutzung einer Kom-
munikationsplattform abstellt. 
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kann bzw. welche Ausnahmetatbestände wei-

terhin erforderlich sind, d.h. wann und in wel-

chem Umfang ein Opt-out für Naturalparteien 

ausgeschlossen oder zumindest noch weiter-

gehend beschränkt werden kann. 

Zu prüfen ist auch, ob zwischen einer einseiti-

gen Inanspruchnahme von Justizdienstleistun-

gen einerseits und einem Bezug des Verfahrens 

zu mehreren Beteiligten andererseits zu diffe-

renzieren ist; in letzterem Fall könnten die In-

teressen der übrigen Verfahrensbeteiligten an 

einer effektiven Verfahrensabwicklung stren-

gere Maßstäbe rechtfertigen. 

4. Rechtsfolgen bei Verstößen 

Bei einer aktiven Nutzungspflicht entfaltet die 

Einreichung von Dokumenten außerhalb des 

jeweiligen (verpflichtend zu nutzenden) digita-

len Kommunikationswegs keine rechtliche 

Wirkung; darin enthaltene Prozesserklärungen 

und Anträge sind nicht wirksam.42 Auf die Ein-

haltung der Nutzungspflicht kann auch die 

gegnerische Partei weder verzichten noch sich 

rügelos einlassen (§ 295 Abs. 2 ZPO).43 

Nur wenn die digitale Kommunikation aus 

technischen Gründen vorübergehend nicht 

möglich ist, sollte  wie in § 130d S. 2 ZPO vor-

gesehen  eine Übermittlung elektronischer 

Dokumente außerhalb des in Rede stehenden 

                                                           

42 Zu Verstößen gegen § 130d S. 1 ZPO, vgl. BT-
Drs. 17/12634, 27; zu Nutzungspflichten im zi-
vilgerichtlichen Online-Verfahren, vgl. BT-Drs. 
20/13082, 49, 60. 

Kommunikationsformats zulässig sein. Eine 

Einreichung in Papierform muss in diesen Fäl-

len weiterhin zulässig sein. Professionelle und 

quasi-professionelle Verfahrensbeteilige soll-

ten allerdings weiterhin zur Nachreichung in 

dem ursprünglich vorgesehenen Kommunika-

tionsformat verpflichtet werden können (§ 

130d S. 3 Hs. 2 ZPO). 

43 Zu § 130d S. 1 ZPO vgl. BT-Drs. 17/12634, 27. 
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IV. Justizportal  

Ein einheitliches Bund-Länder-Justizportal soll 

als zentraler Zugangspunkt für alle justizbezo-

genen Informationen und Justizdienstleistun-

gen geschaffen werden.  

Das bundeseinheitliche Justizportal soll nut-

zendenzentriert und im Hinblick auf relevante 

Zielgruppen entwickelt werden. Im Fokus ste-

hen dabei u.a. einheitliche Designstandards, in-

tuitive Bedienbarkeit, eine klare Inhaltsstruk-

tur, Responsivität, Barrierefreiheit und Such-

maschinenoptimierung (SEO). 

Neben Informationen und Auskünften soll das 

Justizportal den Rechtsuchenden ermöglichen, 

Justizdienstleistungen digital in Anspruch zu 

nehmen, Anträge einzureichen und über dieses  

Klagen zu erheben. Bei den einzubindenden 

Onlinediensten der Justiz sollen relevante Da-

ten, soweit erforderlich, frühzeitig und einma-

lig abgefragt werden (Once-only-Prinzip). 

                                                           

44 Mit dem European e-Justice Portal möchte die 
-

tungen schaffen, vgl. https://e-justice.eu-
ropa.eu/home?init=true&ac-
tion=home&plang=de. 

45 Sowohl übergreifend unter https://jus-
tiz.de/onlinedienste/index.php;jsessio-
nid=5B3BA7DC5D431DD2725889C3CFBD3D96
, als auch für einzelne Länder, vgl. z.B. Justiz 
NRW https://www.justiz.nrw.de; Niedersächsi-
sches Landesjustizportal, https://justizpor-
tal.niedersachsen.de/startseite, als auch geson-
dert für unterschiedliche Sachgebiete, vgl. z.B. 
https://www.vollstreckungspor-
tal.de/zponf/allg/willkommen.jsf; www.insol-
venzbekanntmachungen.de, www.registerpor-
tal.de. 

1. Ausgangslage 

Die Flut an Informationen auf den Portalen der 

EU,44 des Bundes und der Länder45 und den ein-

zelnen Internetseiten der Gerichte erschwert 

für Bürgerinnen und Bürger die Suche nach für 

sie relevanten Informationen. Neben diesen 

Informationsseiten stehen Broschüren und für 

einzelne Dienste auch online ausfüllbare und 

speicherbare Formulare bereit.46 Trotz der auf-

wendig aufbereiteten Informationen sind diese 

für Rechtsuchende oft nicht leicht zu verste-

hen. Abläufe in den Gerichten oder juristische 

Fachbegriffe und Handlungsoptionen sind 

ihnen unbekannt.47  

2. Vision/Zielsetzung 

Für den künftigen Zugang der Rechtsuchenden 

zur Justiz soll ein im Design und in den über-

greifend geltenden Informationen und Funkti-

onalitäten einheitliches Bundesportal geschaf-

fen werden.48 Ein zentraler Zugangspunkt zur 

46 Vgl. z.B. Justizportal des Bundes und der Länder 
https://justiz.de/service/formular/in-
dex.php;jsessio-
nid=754ABDD3C5F750C378AE72BCDE62C879; 
Formularserver NRW https://www.jus-
tiz.nrw.de/BS/formulare/index.php. 

47 Vgl. bereits das Projekt des BMJ gemeinsam mit 
Testgerichten in den Bundesländern: 
https://www.zugang-zum-recht-projekte.de. 

48 Im Januar 2024 hat das BMJ mit einer Machbar-
keitsstudie für die Entwicklung eines Bund-Län-
der-Justizportals begonnen. In Zusammenarbeit 
mit der DigitalService GmbH wurde eine erste 
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https://justiz.de/onlinedienste/index.php;jsessionid=5B3BA7DC5D431DD2725889C3CFBD3D96
https://www.justiz.nrw.de/
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https://www.justiz.nrw.de/BS/formulare/index.php
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Justiz verbessert den Zugang zu rechtlichen 

Dienstleistungen und Rechtsprechung, steigert 

aber auch über die konkrete Gerichtsbefassung 

hinaus die Effizienz und Transparenz des Jus-

tizsystems, wenn die dort hinterlegten 

Rechtsinformationen verständlich sind und 

Nutzende sie intuitiv und einfach auffinden 

können. Das Justizportal soll Rechtsuchenden 

auch ermöglichen, Erklärungen abzugeben, 

Anträge einzureichen und insbesondere über 

dieses Klagen zu erheben.49 Damit soll es den 

(Kommunikations-)Erwartungen Rechtsuchen-

der an ein zeitgemäßes, digitales Angebot der 

Justiz entsprechen und den Zugang zum Recht 

verbessern.  

3. Ausgestaltung des Justizportals 

Angestrebt werden soll ein bundesweit ein-

heitlich gestalteter Zugang.50 Dieser erleichtert 

                                                           

Justizportal-Vision erarbeitet, welche grundle-
gende Ideen, Ziele und Funktionen eines Jus-
tizportals veranschaulicht. Gemeinsam mit Bund 
und Ländern wird mittels der partizipativen Pro-
duktentwicklung an Konzepten für Inhalte, De-
sign, Organisations- und Betriebsstruktur gear-
beitet. 

49 Nach § 1125 Abs. 2 S. 1 ZPO-E des Regierungs-
entwurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und 
Erprobung eines Online-Verfahrens in der Zivil-
gerichtsbarkeit (BT-Drs. 20/13082) soll dement-
sprechend die bundeseinheitliche Bereitstellung 
von digitalen Eingabesystemen zur Klageeinrei-
chung über ein Bund-Länder-Justizportal ge-
setzlich verankert werden; entsprechendes gilt 
nach § 1134 Abs. 2 ZPO-E für digitale Eingabe-
systeme bei der digitalen Rechtsantragstelle. 

50 Die dafür zu schaffenden Strukturen und orga-
nisatorischen Maßnahmen sind nicht Gegen-
stand der Betrachtung. Die bereits in der Erklä-
rung des Digitalgipfels der Justizministerinnen 
und Justizminister von Bund und Ländern vom 

nicht nur die Übersichtlichkeit für Rechtsu-

chende, sondern schafft durch eine eindeutige 

Klarstellung des Anbieters mit einer digitalen 

Dachmarke51 Vertrauen und erleichtert die 

Auffindbarkeit in Suchmaschinen. Auch Infor-

mationen, die sich auf einzelne Gerichte bezie-

hen, z.B. Öffnungszeiten, sollten in einem ein-

heitlichen Design dargestellt werden. Unter-

halb einer URL sollen sämtliche Angebote und 

Services der Justiz gebündelt werden. Das Jus-

tizportal soll inklusive sämtlicher Unterseiten 

und Justiz-Onlinedienste einheitlich gestaltet 

sein und einen Wiedererkennungswert schaf-

fen. Hierdurch gewinnen Rechtsuchende 

schnell Klarheit darüber, dass sie sich auf einer 

offiziellen Webpräsenz der Justiz und nicht bei 

einem privaten Anbieter52 befinden.  

Das Portal soll nutzendenzentriert, das heißt an 

den Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger 

30.3.2023, S. 4 (abrufbar unter: 
https://www.bmj.de/SharedDocs/Down-
loads/DE/Themen/Nav_Themen/230330_Digit
algipfel_Gemeinsame_Erklae-
rung.html?nn=110490) angestrebten Strukturen 
werden unterstützt. 

51 Vgl. für die Verwaltung den Beschluss des deut-
schen IT-Planungsrates vom 20.3.2024, abruf-
bar unter: https://www.it-planungsrat.de/be-
schluss/beschluss-2024-04. 

52 Z.B. werden für den Antrag auf Erlass eines 
Mahnbescheides private Anbieter wie Mahnbe-
scheid24,  bei einer Google Suche durch die 
Schaltung von Anzeigen ganz oben angezeigt 
und wecken bei Laien den Eindruck, dass es 
sich um ein Justizangebot handelt. 
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sowie Unternehmen ausgerichtet sein.53 Es soll 

Rechtsuchende durch die vorhandenen Infor-

mationen führen und durch nutzerfreundliche 

Suchfunktionen beim Auffinden derselben hel-

fen. Für häufig nachgefragte Themen kann es 

hilfreich sein, Rechtsuchende über einfache 

Fragen zu weitergehenden Informationen auf 

dem Justizportal zu leiten. Nutzende müssen 

die Eingabesysteme durch einfache, aussage-

kräftige Funktionalitäten und Abfragedialoge 

leicht bedienen können (dazu auch IX.3.). 

Hierzu kommen bei der Entwicklung Metho-

den des Legal Design Thinking54 zum Einsatz, 

damit Inhalte, Angebote, Dienstleistungen und 

Abläufe auch für Rechtsuchende ohne juristi-

schen Hintergrund verstanden und Hand-

lungsoptionen deutlich werden. Die über das 

Portal bereitgestellten Informationen sollen 

barrierearm und logisch aufgebaut bereitge-

stellt werden. Für reine Bedienfragen des Jus-

tizportals könnten Bedienstete als Digitallot-

sinnen und Digitallotsen tätig werden, die den 

Rechtsuchenden telefonisch zur Verfügung 

stehen und so einen first level support  bei der 

Bedienung des Justizportals leisten. 

Für bundesweit identische Informationen ge-

nügt eine Bereitstellung an einer Stelle, auf die 

verlinkt werden kann bzw. deren Information 

                                                           

53 Vgl. das im Aufbau befindliche Portal für Justiz-
Services unter https://service.justiz.de/. 

54 Vgl. Kohlmeier, Legal Design: Verständliche 
rechtliche Inhalte, Anwaltsblatt, Artikel v. 
16.2.2024, abrufbar unter: https://anwalts-
blatt.anwaltverein.de/de/themen/kanzlei-pra-
xis/legal-design. 

über eine Schnittstelle abgerufen und einge-

bettet werden kann. Die dafür nötigen techni-

schen und organisatorischen Strukturen sind 

mit der Bund-Länder-Kommission für Infor-

mationstechnik in der Justiz55 bereits angelegt. 

Auch landesspezifische Informationen sollten 

möglichst zentral, d.h. landesweit zur Verfü-

gung gestellt werden.56 Nur gerichtsspezifische 

Informationen wie Zuständigkeiten, Ansprech-

partner, Öffnungszeiten, Anschriften oder 

Laufwege sollten durch das jeweilige Gericht 

bereitgestellt und aktualisiert werden. 

Relevante Daten werden, soweit erforderlich, 

frühzeitig und einmalig abgefragt. Über geeig-

nete Schnittstellen und Standards sollen sie an 

die bestehenden IT-Systeme der Justiz bzw. 

eine künftige Kommunikationsplattform über-

geben werden (Once-only-Prinzip). Bei Zu-

stimmung der Nutzenden wird der Austausch 

mit bei Behörden vorhandenen Daten erlaubt.57  

Viele der potenziellen Angebote des Justizpor-

tals können für jedermann ohne Anmeldung 

online verfügbar gemacht werden. Ein Login 

mit einem Benutzerkonto kann trotzdem sinn-

voll sein, um den Nutzenden zu ermöglichen, 

Lesezeichen zu setzen oder Angaben in Formu-

laren zwischenzuspeichern, möglichst unter 

55 Vgl. https://justiz.de/laender-bund-
europa/BLK/index.php. Diese Strukturen könn-
ten genutzt und weiterentwickelt werden. 

56 Z.B. Informationen über anerkannte Gütestel-
len nach § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO. 

57 Dieses Prinzip wird vom IT-Planungsrat bereits 
im Bereich der Registermodernisierung durch 
das Registermodernisierungsgesetz und das 
Identifikationsnummerngesetz umgesetzt. 

https://service.justiz.de/
https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/kanzlei-praxis/legal-design
https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/kanzlei-praxis/legal-design
https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/kanzlei-praxis/legal-design
https://justiz.de/laender-bund-europa/BLK/index.php
https://justiz.de/laender-bund-europa/BLK/index.php
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Nutzung der Möglichkeiten des Single-sign-on 

(SSO). Bei formbedürftigen Anträgen und Er-

klärungen gegenüber den Gerichten ist zwin-

gend die Anlage eines Nutzerkontos mit Iden-

tifikation der oder des Nutzenden und deren o-

der dessen Authentifizierung nötig. Dabei soll-

ten einheitliche und niedrigschwellige Zugänge 

zur Justiz zur Verfügung gestellt werden (dazu 

unter II.). 

4. Funktionalitäten des Justizportals 

Das Justizportal soll ein Informationsportal, ein 

Einsichtsportal (beispielsweise Register, 

Grundbuch) und ein Antrags- und Erklärungs-

portal (beispielsweise für Prozess- und Verfah-

renskostenhilfe, Beratungshilfe, Mahnverfah-

ren, Klagen, Beschwerden, Vollstreckung) sein, 

in dem persönlich über die digitale Rechtsan-

tragstelle und digital über Formulare und Ab-

fragemasken Anträge (auch für justiznahe 

Dienstleistungen) gestellt und von Rechtsu-

chenden Klagen erhoben werden können. Auch 

eine Erreichbarkeit von Servicefunktionalitäten 

(beispielsweise Terminvergaben) über das Por-

tal ist anzustreben. Sinnvoll erscheint eine 

schrittweise Integration der vielfältig denkba-

ren Funktionalitäten in das Justizportal. Unter 

                                                           

58 Als Beispiel kann im Bereich außergerichtlicher 

streit
beitsgruppe um Prof. Greger entwickelt worden 
ist, dienen. Bei diesem wird in einem interaktiven 
Frage-Antwort-Tool der Sachverhalt durch den 
Nutzer eingegeben, der sodann über die Mög-
lichkeiten der Streitbeilegung informiert und 

anderem folgende Funktionalitäten soll das 

Justizportal umfassen:  

a) Bereitstellung eines digitalen 

 

Eine digitale Nutzerführung der Rechtsuchen-

den zur Unterstützung deren autonomer Ent-

scheidung für einen Konfliktlösungsweg ist 

wünschenswert. Auf dem Justizportal sollte 

deshalb ein digitaler Konfliktlotse  verortet 

sein, um eine kostenlose, digital gestützte Hil-

festellung bei der Auswahl des passenden ge-

richtlichen Verfahrens für Rechtsuchende an-

zubieten. Der Hauptzweck eines solchen digi-

talen Tools soll darin liegen, die einzelnen 

staatlichen justiziellen Angebote zu erklären 

und eine Hilfestellung bei ihrer Auswahl und 

der ggf. für die Einleitung zu veranlassenden 

Schritte zu gewähren.58 Endet die Aufbereitung 

nicht mit einer Empfehlung, sondern mit einer 

Auswahl theoretisch bestehender Optionen, 

erbringt die digitale Benutzerführung keine 

Rechtsdienstleistung. 

hung nicht-staatlicher Angebote sollte derzeit 

nicht erfolgen. Zwar würden Bürgerinnen und 

Bürger einem solchen Service durch die Justiz 

durch individuelle Handlungsempfehlungen un-
terstützt wird. Die Nutzenden sollen die ver-
schiedenen in Betracht kommenden Methoden 
und Verfahren, die geltend gemachte Forderung 
zu realisieren, an Fallbeispielen erläutert be-
kommen. Vgl. https://rechtohnestreit.de. 

https://rechtohnestreit.de/
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ein sehr hohes Vertrauen entgegenbringen. 

Entsprechend hoch wären aber auch die Erwar-

tungen an seine Qualität, Aktualität und Ver-

lässlichkeit. Angesichts der bestehenden 

Schranken wird es kaum möglich sein, diesen 

Erwartungen gerecht zu werden und eine spür-

bare Verbesserung gegenüber den bereits be-

stehenden Informations- und Beratungsange-

boten zu erreichen. Hilfestellungen zu konkre-

ten Angeboten außerhalb der Justiz, wie z.B. 

die Benennung bestimmter Schlichtungsstel-

len, müssten aufgrund der Neutralitätspflicht, 

des sonst drohenden Konflikts mit der Rechts-

beratung sowie möglicher Haftungsrisiken so 

allgemein und abstrakt gehalten werden, dass 

ein echter Mehrwert für Rechtsuchende gegen-

über bereits vorhandenen Beratungsangeboten 

nicht bestünde. Durch die Notwendigkeit der 

ständigen Aktualisierung entstünde zudem ein 

hoher Aufwand und es würden unerwünschte 

Doppelstrukturen geschaffen. 

b) -Check-  

Ein sog. Vorab-Check-Verfahren  könnte in 

Form einer webbasierten Anwendung einzel-

nen Verfahren vorgelagert werden. Ein solches 

-Check-

-Antwort-

(etwa im Mahnverfahren: Schuldet Ihnen je-

mand Geld? Kennen Sie den Namen der 

Schuldnerin/des Schuldners? Ist Ihre Forde-

rung bereits fällig? etc.) darstellen. Begleitet 

werden könnten die Fragen mit anklickbaren 

- n Nutzenden  

falls nötig  zusätzliche Erklärungen anbieten. 

-Check-

lichst einfach und knapp (wenige Klicks) gestal-

ten und den Bürgerinnen und Bürgern in weni-

gen Minuten die Möglichkeit eröffnen zu klä-

ren, ob das angestrebte Verfahren grundsätz-

lich passend und sinnvoll sein kann. Eine ab-

schließende Rechtsberatung oder konkrete 

Empfehlung erfolgt am Ende nicht. Vorstellbar 

wäre die Lieferung eines abstrakt und rechtlich 

unverbindlich formulierten Ergebnisses unter 

gleichzeitigem Hinweis darauf, dass das jewei-

lige Verfahren auch bei negativem Vorab-

Check durchgeführt werden kann 

Mahnverfahren ohne eine fällige Forderung hat 

. Das 

-Check-

und Bürger nicht davon abhalten, auch Anträge 

mit geringeren Erfolgsaussichten zu stellen, o-

der zusätzliche Hürden aufbauen, sondern eine 

grobe Einordnung der Sinnhaftigkeit des An-

trags ermöglichen. Die Durchführung des 

-Check-

gende Voraussetzung für die spätere Antrag-

stellung sein. Gleichzeitig sollen Bürgerinnen 

und Bürger ausdrücklich darauf hingewiesen 

werden, dass es ihnen freisteht, unabhängig 

-Check-Verfah-
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-Check-Ver-

59 wäre ein sinnvolles Tool, um den Bür-

gerinnen und Bürgern niedrigschwellig die 

Möglichkeit zu bieten, herauszufinden, ob die 

Durchführung des jeweiligen Verfahrens in der 

konkreten Situation für sie sinnvoll sein kann. 

Dies sorgt zum einen für eine Zeit- und ggf. 

auch Kostenersparnis auf Seiten der Bürgerin-

nen und Bürger, weil so ggf. das sinnlose Aus-

füllen eines Onlineantrags unterbleibt und zu-

dem aussichtslose Anträge bereits nicht ge-

stellt werden. Zum anderen könnte ein solches 

Verfahren dazu führen, dass auch die Gerichte 

nicht zusätzlich mit unvollständigen und nach-

zubearbeitenden Anträgen belastet werden.  

c) Digitaler Zugang zur Rechtsantrag-

stelle 

Da das Ziel ist, möglichst viele Justizdienste ge-

bündelt über das Justizportal bereitzustellen, 

soll das Justizportal auch einen einheitlichen 

digitalen Zugang zur Rechtsantragstelle um-

fassen, der neben dem ortsnahen Zugang im 

Gericht besteht. Die Online-Antragstellung 

(§ 129a Abs. 2 ZPO) per Bild- und Tonübertra-

gung soll in das Portal integriert werden. Nach-

dem bereits nach geltendem Recht Anträge 

und Erklärungen ohne Beschränkung der örtli-

                                                           

59 Vgl. auch den Vorab-Check zur Beratungshilfe 
und zur gerichtlichen Geltendmachung von 
Fluggastrechten unter https://service.justiz.de/. 

60  Vgl. https://www.zugang-zum-recht-
projekte.de/digitalerast. 

chen Zuständigkeit bei einem beliebigen Amts-

gericht abgegeben werden können (vgl. § 129a 

Abs. 1 ZPO), ist deren digitale Abgabe über di-

gitale Eingabesysteme eine weitere Erleichte-

rung in der Rechtswahrnehmung und dient der 

effektiven Justizgewähr. Lösungsansätze für 

eine digitale Rechtsantragstelle werden bereits 

in dem aus der Digitalisierungsinitiative für die 

.60  

d) Übergang zum gerichtlichen Verfah-

ren 

Das Justizportal soll einen Zugang zu gerichtli-

chen Verfahren und einer für diese genutzten 

Kommunikationsplattform bereitstellen.  

e) Bezahlplattform 

Für die Zahlungsabwicklung soll eine bundes-

einheitliche elektronische Bezahlplattform in 

das Justizportal integriert werden, über die ver-

schiedene Zahlungsarten genutzt werden kön-

nen und die an die Kassensysteme der Länder 

und die zentralen Zahlstellen angeschlossen 

ist. Hierdurch werden vollständig digitale 

Workflows ermöglicht und Medienbrüche be-

endet.61 

61 Vgl. z.B. ePayBL, eine Plattform zur Integration 
von Zahlverfahren in elektronische Geschäfts-
prozesse öffentlicher Verwaltungen, 
https://www.epaybl.de/; Bezahlplattform auf 
dem Verwaltungsportal Hessen, https://ver-
waltungsportal.hessen.de/epayment. 

https://service.justiz.de/
https://www.zugang-zum-recht-projekte.de/digitalerast
https://www.zugang-zum-recht-projekte.de/digitalerast
https://www.epaybl.de/
https://verwaltungsportal.hessen.de/epayment
https://verwaltungsportal.hessen.de/epayment
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f) Keine Kostenauskunft  

Für Rechtsuchende stehen aktuell im Internet 

verschiedene Prozesskostenrechner zur Verfü-

gung. Trotzdem können sie die Kosten eines 

gerichtlichen Verfahrens nur schwer im Voraus 

berechnen, da das korrekte Befüllen dieser 

Rechner ein Verständnis darüber voraussetzt, 

welcher Streitwert zugrunde zu legen ist sowie 

welche Kostenpositionen entstehen (können), 

und die Auslagen zu Beginn eines Verfahrens 

nicht prognostizierbar sind. Die Umsetzung ei-

nes verständlich gestalteten und zugleich rela-

tiv sicheren Prozesskostenrechners, der auf der 

Grundlage des derzeitigen Kostenrechts valide 

Kostenprognosen unter Berücksichtigung der 

denkbaren Verfahrensabläufe und Kostentrei-

ber trifft, erscheint aktuell jedoch nicht leistbar. 

Eine Kostenprognose auf dem Justizportal soll 

vor diesem Hintergrund vorerst unterbleiben. 

V. Kommunikationsplattform 

Die verfahrensbezogene Kommunikation im 

Zivilprozess soll künftig über eine bundesein-

heitliche und cloudbasierte Kommunikations-

plattform erfolgen. Eine zeitgemäße Platt-

formlösung kann die Kommunikation zwischen 

den Verfahrensbeteiligten und dem Gericht 

wesentlich erleichtern sowie für effizientere, 

transparentere und beschleunigte Verfahrens- 

abläufe sorgen. 

Die Kommunikationsplattform soll zunächst 

auf Basis einer gesetzlichen Experimentierklau-

sel in einem begrenzten Anwendungsbereich 

erprobt werden. 

Sämtliche verfahrensbezogenen elektroni-

schen Dokumente sollen an die Kommunikati-

onsplattform übermittelt, dort bereitgestellt, 

eingesehen, abgerufen und perspektivisch auch 

bearbeitet werden können. Die Plattform soll 

zudem die Übermittlung und Bereitstellung 

strukturierter Datensätze durch die Verfah-

rensbeteiligten und das Gericht ermöglichen. 

Die Kommunikationsplattform soll modular 

aufgebaut sein, sodass sie schrittweise  auf 

der Grundlage von gesetzlichen Experimentier-

klauseln  durch zusätzliche Komponenten er-

weitert werden kann (z.B. Terminierungstool, 

Nachrichtenraum, Werkzeuge zur kollaborati-

ven Dokumentenbearbeitung). 
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Die Nutzung der Kommunikationsplattform er-

fordert offene und standardisierte Schnittstel-

len, insbesondere zur Anwaltschaft, zu den Be-

standssystemen der Justiz und zu Behörden. 

Für professionelle und quasi-professionelle 

Verfahrensbeteiligte besteht eine aktive und 

passive Pflicht zur Nutzung der Kommunikati-

onsplattform. Eine verpflichtende Nutzung der 

Kommunikationsplattform ist grundsätzlich 

auch für nicht-professionelle Verfahrensbetei-

ligte anzustreben. Für diese sollen aber Aus-

nahmen bei Vorliegen besonderer Umstände 

im Einzelfall und bei der erstmaligen Zustel-

lung eines Dokuments gelten. 

Ein Verstoß gegen die Nutzungspflicht führt 

zur Unwirksamkeit der Prozesshandlungen, 

d.h. Unbeachtlichkeit des Parteivortrags und 

bei der Klageeinreichung zur Unzulässigkeit 

der Klage. 

1. Ausgangslage und Reformbedarf 

Die verfahrensbezogene Kommunikation, ins-

besondere die Übermittlung von Dokumenten 

zwischen Rechtsanwältinnen und Rechtsan-

wälten sowie dem Gericht erfolgt derzeit über 

das Kommunikationssystem des Elektroni-

schen Gerichts- und Verwaltungspostfachs 

                                                           

62 Riehm/Yuan, ZRP 2024, 101. 
63  Derzeit folgen Begrenzungen aus § 5 Abs. 1 

ERVV i.V.m. der 2. Elektronischen-Rechtsver-
kehr-Bekanntmachung 2022. Zudem können 
sich technische Beschränkungen ergeben. 

64 Vgl. Münchener Thesen zum Zivilprozess der 
Zukunft, These A. 1, S. 4 ff.; Dörr, LTZ 2023, 203 
(209). 

(EGVP). Der derzeitige Elektronische Rechts-

verkehr (ERV) bildet dabei im Wesentlichen die 

Abläufe des papiergebundenen Aktenaus-

tauschs ab und basiert auf dem Versand elekt-

ronischer Dokumente als PDF-Datei von Punkt 

zu Punkt über entsprechende Postfachlösun-

62 Zudem ist die 

Größe der Nachrichten im ERV begrenzt, so-

dass größere Audio- oder Videodateien nicht 

übertragen werden können.63 Es besteht auch 

keine Möglichkeit für die Verfahrensbeteilig-

ten, direkt und synchron auf den Verfahrens-

stand zuzugreifen und die jeweiligen Verfah-

rensdokumente einzusehen. Jeder Kommuni-

kationsvorgang, auch die bloße Weiterleitung 

eines Schriftsatzes, muss bewusst und einzeln 

durch die Anwenderin oder den Anwender ini-

tiiert werden. Serviceeinheiten sind daher mit 

Versand- und Eingangskontrolltätigkeiten, der 

Weiterleitung eingegangener Schriftsätze und 

Zustellungen belastet. Schließlich erschwert 

der derzeitige ERV die Nutzung eines digitalen 

Parteivortrags (siehe unter VI.); die kollabora-

tive Erstellung und Bearbeitung von Dokumen-

ten ist gänzlich ausgeschlossen.64 Es bedarf da-

her neuer Formen der verfahrensbezogenen 

Kommunikation zwischen Gericht und Verfah-

 

 

https://oberlandesgericht-celle.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/prasidentinnen-und-prasidenten-der-obergerichte-setzen-sich-fur-die-starkung-des-rechtsstaats-ein-und-formulieren-thesen-zur-zukunft-des-zivilprozesses-232019.html
https://oberlandesgericht-celle.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/prasidentinnen-und-prasidenten-der-obergerichte-setzen-sich-fur-die-starkung-des-rechtsstaats-ein-und-formulieren-thesen-zur-zukunft-des-zivilprozesses-232019.html
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rensbeteiligten, die sich von der bloßen Abbil-

dung analoger Abläufe und dem beschriebenen 

Versandparadigma lösen. 

Beispiele für eine moderne Verfahrenskommu-

nikation finden sich im internationalen Ver-

gleich.65 Österreich verfügt über ein Online-

digitale Mahn- und Gerichtsverfahren sowie 

Rechtsinformationen und einen Chatbot 

(§§ 89a f. GOG).66 In Dänemark erfolgen die 

Einleitung und Bearbeitung von Zivilverfahren 

seit 2018 ausschließlich über ein Prozessportal 

richt nur in Einzelfällen zugelassen (§ 148a Ret-

splejeloven).67 Eine vergleichbare Plattform 

existiert seit 2017  nach Beendigung des Pro-

 in den Niederlanden für Verfah-

ren vor dem Hoge Raad, wo digital Rechtsmit-

                                                           

65 Vgl. Hartung/Brunnader/Veith/Plog/Wolters, 
The Future Digital Justice, 2022, abrufbar unter: 
https://www.legaltechverband.de/wp-con-
tent/uploads/2022/06/22-06-01-The-Future-
of-Digital-Justice_BLS_BCG-web.pdf; Sol-
ler/Colombo, LTZ 2024, 248 ff. 

66 Vgl. https://justizonline.gv.at/jop/web/home. 
67 Vgl. https://minretssag.dk/; vgl. dazu Horn, 

Elektronischer Rechtsverkehr  Von der Elektro-
nifizierung zur Digitalisierung (Göttinger Kollo-
quien zur Digitalisierung des Zivilverfahrens-
rechts), 2024, S. 73 ff., abrufbar unter: 
https://univerlag.uni-goettin-
gen.de/bitstream/handle/3/isbn-978-3-86395-
622-
6.5/GKDZ03_05_horn.pdf?sequence=1&isAllow
ed=y; Abschlussbericht der Länderarbeits-
gruppe, Legal Tech: Herausforderungen für die 
Justiz, 2019, S. 75 ff., abrufbar unter: 
https://www.schleswig-hol-
stein.de/DE/landesregierung/ministerien-

tel eingelegt, Dokumente ausgetauscht, einge-

sehen und heruntergeladen werden können.68 

In Estland ermöglichen E-toimik  und E-file  

einen digitalen Informationsaustausch mit al-

len an einem Gerichtsverfahren Beteiligten. Es 

können Zivilverfahren eingeleitet, Dokumente 

elektronisch hochgeladen und der Verfahrens-

ablauf verfolgt werden.69 

die digitale Plattform des belgischen Zentralen 

Insolvenzregisters, die es Gläubigern und an-

deren interessierten Parteien, die über einen 

Online-Account verfügen, ermöglicht, Infor-

mationen in anhängigen Konkursverfahren ein-

zusehen.70 Singapur hat ein End-to-End-On-

line-Fallmanagementsystem für alle Gerichts-

überwacht sowie Termine festgelegt werden 

können und außerdem auf Akten zugegriffen 

werden kann.71 

be-
hoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz
/Downloads/190605_bes-
chluesse/TOPI_11_Abschlussbericht (kritisch 
zur Übertragung auf Deutschland). 

68 Vgl. https://www.hogeraad.nl/digitaal-
procederen. 

69 Vgl. https://www.rik.ee/en/e-
file/introduction-e-file; https://etoimik.rik.ee. 

70 Vgl. https://www.regsol.be. 
71 Vgl. 

https://www.judiciary.gov.sg/services/elitigatio
n. 

 

 

https://www.legaltechverband.de/wp-content/uploads/2022/06/22-06-01-The-Future-of-Digital-Justice_BLS_BCG-web.pdf
https://www.legaltechverband.de/wp-content/uploads/2022/06/22-06-01-The-Future-of-Digital-Justice_BLS_BCG-web.pdf
https://www.legaltechverband.de/wp-content/uploads/2022/06/22-06-01-The-Future-of-Digital-Justice_BLS_BCG-web.pdf
https://justizonline.gv.at/jop/web/home
https://minretssag.dk/
https://univerlag.uni-goettingen.de/bitstream/handle/3/isbn-978-3-86395-622-6.5/GKDZ03_05_horn.pdf?sequence=1&isAllowed=y
https://univerlag.uni-goettingen.de/bitstream/handle/3/isbn-978-3-86395-622-6.5/GKDZ03_05_horn.pdf?sequence=1&isAllowed=y
https://univerlag.uni-goettingen.de/bitstream/handle/3/isbn-978-3-86395-622-6.5/GKDZ03_05_horn.pdf?sequence=1&isAllowed=y
https://univerlag.uni-goettingen.de/bitstream/handle/3/isbn-978-3-86395-622-6.5/GKDZ03_05_horn.pdf?sequence=1&isAllowed=y
https://univerlag.uni-goettingen.de/bitstream/handle/3/isbn-978-3-86395-622-6.5/GKDZ03_05_horn.pdf?sequence=1&isAllowed=y
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht
https://www.hogeraad.nl/digitaal-procederen
https://www.hogeraad.nl/digitaal-procederen
https://www.rik.ee/en/e-file/introduction-e-file
https://www.rik.ee/en/e-file/introduction-e-file
https://etoimik.rik.ee/
https://www.regsol.be/
https://www.judiciary.gov.sg/services/elitigation
https://www.judiciary.gov.sg/services/elitigation
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Vorbilder finden sich auch in der Schiedsge-

richtsbarkeit: Die Deutsche Institution für 

Schiedsgerichtsbarkeit (DIS) hat jüngst eine die 

komplette Verwaltung aller Unterlagen des 

Schiedsgerichtsverfahrens umfassende digitale 

Verfahrensakte eingeführt.72 Für Schiedsver-

fahren nach den Schiedsregeln des Schiedsge-

richtshofs bei der Deutschen Industrie- und 

Handelskammer steht eine Verfahrensma-

nagementplattform zur Verfügung, über die 

sämtliche Verfahrensschritte  von der Einrei-

chung des Schiedsantrags bis hin zum Schieds-

spruch  vollständig digital abgebildet wer-

den.73 

2. Einführung einer bundeseinheitli-

chen Kommunikationsplattform 

Die verfahrensbezogene Kommunikation im 

Zivilprozess soll künftig über eine bundesein-

heitliche und cloudbasierte Kommunikations-

plattform erfolgen. Dabei soll das zivilgerichtli-

che (Erkenntnis-)Verfahren vollständig über 

die Kommunikationsplattform abgewickelt 

und damit eine durchgängige Digitalisierung 

des Zivilprozesses erreicht werden. 

Die Einführung einer solchen Plattformlösung 

kann die Kommunikation zwischen den Ver-

fahrensbeteiligten und dem Gericht wesentlich 

vereinfachen und erleichtern, mehr Transpa-

renz schaffen und durch die niedrigschwellige 

Erreichbarkeit der Verfahrensbeteiligten und 

                                                           

72 Vgl. https://www.disarb.org/werkzeuge-und-
tools/dis-efile. 

die zentrale Verfügbarkeit von Informationen 

für effizientere und beschleunigte Verfahren-

sabläufe sorgen. 

Die Bereitstellung einer bundeseinheitlichen 

Kommunikationsplattform stellt hohe Anfor-

derungen an die technische Umsetzung und er-

fordert eine enge Abstimmung zwischen Bund 

und Ländern einschließlich der Bund-Länder-

Kommission für Informationstechnik in der 

Justiz und ihrer Gremien. Die konkrete Ausge-

staltung sollte einer agilen und iterativen Pro-

duktentwicklung vorbehalten bleiben. Die 

Kommunikationsplattform sollte daher zu-

nächst in einem Reallabor erprobt und auf Basis 

der gewonnenen Erkenntnisse weiterentwi-

ckelt werden. Hierfür sollte eine Experimen-

tierklausel in Form eines innovationsfreundli-

chen und technologieoffenen Rechtsrahmens 

geschaffen werden. 

3. Anwendungsbereich 

Für die Kommunikationsplattform ist ein wei-

ter Anwendungsbereich vorzusehen. Spürbare 

Entlastungen und Effizienzgewinne (z.B. die 

Vermeidung von Doppelstrukturen) sind vor al-

lem dann zu erwarten, wenn die Kommunikati-

onsplattform langfristig in möglichst vielen 

Verfahren und in allen Instanzen zum Einsatz 

kommt. Insbesondere in Massenverfahren so-

wie in Verfahren mit professionellen Einrei-

chenden, die regelmäßig strukturiert vortragen, 

73  Vgl. https://schiedsgerichtshof.de/digitale-
verfahren/vmp/. 

https://www.disarb.org/werkzeuge-und-tools/dis-efile
https://www.disarb.org/werkzeuge-und-tools/dis-efile
https://schiedsgerichtshof.de/digitale-verfahren/vmp/
https://schiedsgerichtshof.de/digitale-verfahren/vmp/
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wird ein Einsatz als vorteilhaft angesehen. Zu-

dem dürften sich insbesondere Commercial 

Courts mittelfristig zu einem sinnvollen An-

wendungsbereich entwickeln, wenn die Kom-

munikationsplattform erprobt und stabil funk-

tionsfähig ist. 

Es empfiehlt sich, schrittweise vorzugehen und 

den Einsatz der Kommunikationsplattform zu-

nächst in bestimmten Verfahren oder an be-

stimmten Gerichten zu erproben. Diesen Weg 

schlägt auch der Regierungsentwurf eines Ge-

setzes zur Entwicklung und Erprobung eines 

Online-Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit 

vor, der die bundeseinheitliche Erprobung ei-

ner Kommunikationsplattform auf die neue 

Verfahrensart des Online-Verfahrens be-

schränkt (vgl. § 1130 Abs. 1 ZPO-E).74 

4. Funktionalitäten 

a) Bereitstellung, Austausch und Zu-

stellung von Dokumenten 

Sämtliche verfahrensbezogenen elektroni-

schen Dokumente (z.B. Klage, Klageerwide-

rung, sonstiger Vortrag der Parteien sowie Ent-

scheidungen des Gerichts) sollen an die Kom-

munikationsplattform übermittelt, dort bereit-

gestellt, eingesehen, abgerufen und ggf. später 

                                                           

74 BT-Drs. 20/13082, 56. 
75 Vgl. § 1131 Abs. 4 ZPO-E des Regierungsent-

wurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und Er-
probung eines Online-Verfahrens in der Zivilge-
richtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082, 60. 

in diesem Sinne wäre auch das digitale Verfah-

rensdokument, in dem der gesamte Parteivor-

trag aufbereitet ist und das künftig das seiten-

basierte PDF-Format ersetzen soll (siehe dazu 

unter VI.). 

Bei der Bereitstellung eines elektronischen Do-

kuments über die Kommunikationsplattform 

oder bei Änderungen und Ergänzungen eines 

bereits vorhandenen Dokuments sind die Ver-

fahrensbeteiligten darüber zu benachrichtigen, 

dass das neue Dokument abgerufen werden 

kann. Für Rechtsanwältinnen und Rechtsan-

wälte kommt eine Benachrichtigung über das 

beA in Betracht, für Naturalparteien und Orga-

nisationen insbesondere eine Benachrichtigung 

über eine zu diesem Zweck angegebene E-

Mail-Adresse.75 

Die Zustellung elektronischer Dokumente soll 

durch das Bereitstellen auf der Plattform und 

die Benachrichtigung des Empfängers über die 

Abrufbarkeit erfolgen. An die Stelle eines elekt-

ronischen Empfangsbekenntnisses soll eine 

Zustellungsfiktion treten (dazu F.II.2.).76 

76 Vgl. § 1131 Abs. 5 ZPO-E des Regierungsent-
wurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und Er-
probung eines Online-Verfahrens in der Zivilge-
richtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082, 60. 
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b) Verarbeitung strukturierter Daten-

sätze 

Der Austausch von elektronischen Dokumen-

ten über eine Kommunikationsplattform ist nur 

der erste Schritt auf dem Weg zu einem voll-

ständig digitalisierten und datenbasierten Zivil-

prozess. Die Potentiale einer Kommunikations-

plattform können nur dann voll ausgeschöpft 

werden, wenn diese in der Lage ist, struktu-

rierte Verfahrensdaten zu verarbeiten. Die 

Plattform sollte daher die Übermittlung und 

Bereitstellung strukturierter Datensätze durch 

die Verfahrensbeteiligten und das Gericht er-

möglichen. Strukturierte Datensätze könnten 

künftig automatisiert in die Justizsysteme 

übernommen und dort weiterverarbeitet wer-

den, z.B. zur Texterstellung. Dies führt zu Effi-

zienzsteigerungen bei der inhaltlichen Bearbei-

tung und ist daher insbesondere für gut zu 

standardisierende Fälle, z.B. in Massenverfah-

ren, von Bedeutung.77 

Bereits heute besteht im ERV die Möglichkeit, 

elektronisch eingereichten Dokumenten einen 

strukturierten, maschinenlesbaren Datensatz 

im Dateiformat XML (XJustiz) beizufügen (vgl. 

§ 2 Abs. 3 ERVV). Das XJustiz-Format ist erwei-

terbar und sollte dazu verwendet werden, nicht 

nur standardisierte Metadaten (z.B. Aktenzei-

chen, Bezeichnung des Gerichts, Bezeichnung 

der Parteien etc.), sondern auch strukturierte 

                                                           

77 Zur digitalen Strukturierung in Massenverfahren 
vgl. Hundertmark/Meller-Hannich, RDi 2023, 
317 ff. 

Inhaltsdaten einer Klage oder anderer Schrifts-

ätze (z.B. Anträge, Tatsachenvortrag etc.) zu 

übermitteln, wie es bereits heute in einzelnen 

Projekten  etwa in Verfahren betreffend Flug-

gastrechte  praktiziert wird. 

c) Ausbau zur Verfahrensmanagement-

plattform 

Die Kommunikationsplattform soll modular 

aufgebaut sein, sodass sie schrittweise  auf 

der Grundlage von Experimentierklauseln  

durch zusätzliche Komponenten erweitert 

werden kann, ohne dass alle denkbaren Kom-

ponenten technisch und funktional parallel be-

reitgestellt werden müssen. Die Kommunikati-

onsplattform kann so sukzessive zu einer um-

fassenden Verfahrensmanagementplattform 

ausgebaut werden.78 

aa) Terminierungstool und Verfahrenska-

lender 

Ein hilfreiches Modul für eine Kommunikati-

onsplattform wäre ein Terminierungstool, mit 

dem Termine für die mündliche Verhandlung 

festgelegt werden können. Dieses könnte auch 

genutzt werden, um bereits zu Beginn des Ver-

fahrens  insbesondere in einem Organisati-

onstermin (dazu E.II.)  einen Verfahrenskalen-

der oder Verfahrensplan (dazu E.II.2.) mit ver-

bindlichen Fristen und Terminen festzulegen. 

Dies kann zu einer Verfahrensbeschleunigung 

78 Münchener Thesen zum Zivilprozess der Zu-
kunft, These A. 1., S. 5.; Riehm/Yuan, ZRP 2024, 
101 (102 f.). 

https://oberlandesgericht-celle.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/prasidentinnen-und-prasidenten-der-obergerichte-setzen-sich-fur-die-starkung-des-rechtsstaats-ein-und-formulieren-thesen-zur-zukunft-des-zivilprozesses-232019.html
https://oberlandesgericht-celle.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/prasidentinnen-und-prasidenten-der-obergerichte-setzen-sich-fur-die-starkung-des-rechtsstaats-ein-und-formulieren-thesen-zur-zukunft-des-zivilprozesses-232019.html
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führen, da zeitraubende Terminverlegungsan-

träge vermieden werden und der Koordinati-

onsaufwand für das Gericht reduziert wird. 

bb) Videokonferenztool 

Ein weiteres praxisrelevantes Modul könnte ein 

bundesweit einheitliches Videokonferenztool 

für Organisationstermine, mündliche Verhand-

lungen und Beweisaufnahmen sein, das im 

Sinne einer einfachen und benutzerfreundli-

chen Bedienung direkt über die Kommunikati-

onsplattform angesteuert wird. Über die Platt-

form könnten dann während der Videokonfe-

renz Dokumente ausgetauscht, eingesehen o-

der auch gemeinsam erstellt werden. Der Ein-

satz von Videokonferenztechnik wird dadurch 

attraktiver und die Verfahrensabläufe werden 

vereinfacht. 

cc) Nachrichtenraum 

Denkbar ist auch die Integration eines elektro-

nischen Nachrichtenraums (im Sinne einer 

-

form, der  über den telefonischen und schrift-

lichen Austausch hinaus  für eine transpa-

rente, direkte und schnelle, aber auch nied-

rigschwellige Kommunikation zwischen dem 

Gericht und den Verfahrensbeteiligten bzw. 

unter den Verfahrensbeteiligten genutzt wer-

den kann.79 Über den elektronischen Nachrich-

tenraum könnten Verhandlungstermine 

                                                           

79 Vgl. zu diesem Vorschlag Diskussionspapier 
, S. 27 ff. 

schnell und unkompliziert abgesprochen wer-

den. Häufige und arbeitsintensive Umladungen 

oder aufwendige telefonische Terminabspra-

chen werden vermieden. Das Gericht und die 

Prozessbevollmächtigten könnten aber auch 

(im Vorfeld des § 278 Abs. 6 S. 1 ZPO) transpa-

rent, unkompliziert und zeitlich flexibel Ver-

gleichsverhandlungen vorbereiten oder führen 

sowie Vergleichstexte abstimmen. 

dd) Erstellung und Bearbeitung von Doku-

menten 

In einem weiteren Schritt könnte die Kommu-

nikationsplattform um Werkzeuge zur kollabo-

rativen Arbeit an elektronischen Dokumenten 

erweitert werden. 

So könnten z.B. bei Gericht (im internen Zu-

griffs- und Nutzerbereich) Entscheidungen im 

Entwurf auf der Plattform erstellt und dann zur 

Bearbeitung durch alle Mitglieder eines Kolle-

gialgerichts freigegeben werden, sodass diese 

parallel an dem Dokument arbeiten können. 

Eine derartige Funktionalität könnte auch dazu 

genutzt werden, dass die Parteien ihren Vor-

trag in einem digitalen Verfahrensdokument 

verwalten und unmittelbar auf der Plattform 

fortschreiben (siehe dazu VI.2.e)).  

https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
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d) Offene und standardisierte Schnitt-

stellen 

Die Kommunikationsplattform soll perspekti-

visch die Ende-zu-Ende-Digitalisierung des Zi-

vilprozesses umsetzen. Dies erfordert offene 

und transparent dokumentierte Schnittstellen. 

Ein wesentlicher Bestandteil der Kommunika-

tionsplattform sollen daher Schnittstellen für 

professionelle Anwender (Anwaltschaft und 

andere Rechtsdienstleister) sein, damit diese 

neben elektronischen Dokumenten auch struk-

turierte Datensätze im XJustiz-Format automa-

tisiert übermitteln können. Die offenen 

Schnittstellen sollen z.B. die direkte Interaktion 

mit Anwaltssoftware ermöglichen. 

Darüber hinaus sollen Schnittstellen zur Anbin-

dung von digitalen Eingabesystemen (siehe 

dazu unter G.IV.5.) an die Plattform geschaffen 

werden, die die direkte Eingabe von Anträgen 

und Erklärungen (z.B. Klagen) insbesondere 

durch Naturalparteien ermöglichen. 

Schließlich ist  abhängig von der konkreten 

Systemarchitektur  für die Funktionalität der 

Kommunikationsplattform eine Schnittstelle 

zu den bestehenden Systemen der Justiz (Fach-

verfahren, E-Akten-Systeme) erforderlich, die 

die Verarbeitung aller relevanten Daten und 

Dokumente, die über die Kommunikations-

plattform eingereicht werden, sicherstellt. 

Gleichzeitig muss die Schnittstelle gewährleis-

ten, dass die in der Justiz erstellten Datensätze 

und Dokumente den Beteiligten direkt auf der 

Plattform zugänglich gemacht werden können. 

Zu einem späteren Zeitpunkt können auch 

Schnittstellen zu weiteren Personen (z.B. Sach-

verständigen), zu Registern (z.B. zu einem künf-

tigen digitalen Vollstreckungsregister, dazu 

unter VIII.) sowie zu Verwaltungsbehörden re-

alisiert werden. Letzteres würde es  ein ent-

sprechendes Einverständnis der Beteiligten vo-

rausgesetzt  ermöglichen, E-Akten zwischen 

Gerichten und Behörden (Jugendamt, Agentur 

für Arbeit etc.) zu übermitteln bzw. dort vor-

handene Daten z.B. im PKH-Verfahren auto-

matisiert abzurufen und weiterzuverarbeiten. 

5. Zugang, Identifizierung und Authen-

tisierung, Schriftformersatz 

Die Kommunikationsplattform soll als bundes-

weit einheitlicher, webbasierter Online-Dienst 

entwickelt werden. Sie soll über ein einfaches 

und benutzerfreundliches Zugangssystem mit 

Web-Interface für die Verfahrensbeteiligten 

verfügen, das mit dem Justizportal so verknüpft 

werden könnte, dass Bürgerinnen und Bürger 

direkt über das Justizportal Zugang zur Platt-

form erhalten. Der Zugriff auf die auf der Platt-

form vorgehaltenen Verfahrensdaten und Do-

kumente kann über individuelle Berechtigun-
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gen von Parteien, Anwaltschaft und Gericht er-

folgen (Zugriffsrechte-Management).80 Die 

Kommunikationsplattform muss dabei das für 

Prozessdaten notwendige Informationssicher-

heitsniveau aufweisen, um den Anforderungen 

an Verfügbarkeit, Integrität und Vertraulichkeit 

sowie Datenschutz zu genügen. 

Für die Anmeldung auf der Kommunikations-

plattform bedarf es allgemeiner, nied-

rigschwelliger und weit verbreiteter, aber zu-

gleich auch (rechts-)sicherer Identifizierungs- 

und Authentisierungsverfahren. Es wird inso-

weit auf die Ausführungen zu einheitlichen und 

niedrigschwelligen Zugängen zur Justiz unter 

II. verwiesen. Für die Identifizierung von 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten 

stünde das Verfahren zum Zugang zum beA 

nach § 31a Abs. 3 S. 1 BRAO zur Verfügung.81 

Für die Identifizierung anderer Verfahrensbe-

teiligter stünde ein Verfahren über ein Nutzer-

konto (als Bürger- oder Organisationskonto) 

nach § 2 Abs. 5 i.V.m. § 3 Abs. 4 OZG zur Verfü-

gung.82 Damit könnten bereits vorhandene und 

(teilweise) etablierte technische Zugangswege 

genutzt werden. Das besondere elektronische 

Anwaltspostfach und die OZG-Nutzerkonten 

                                                           

80 Vgl. Münchener Thesen zum Zivilprozess der 
Zukunft, These A. 1, S. 5; Riehm/Yuan, ZRP 
2024, 101; Hermann, RDi 2024, 371 Rn. 26. 

81 Vgl. § 1131 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 ZPO-E des Regie-
rungsentwurfs eines Gesetzes zur Entwicklung 
und Erprobung eines Online-Verfahrens in der 
Zivilgerichtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082, 59. 

82 Vgl. § 1131 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 ZPO-E des Regie-
rungsentwurfs eines Gesetzes zur Entwicklung 

dienten dabei nicht als Postfach für den Ver-

sand elektronischer Dokumente im Sinne von 

§ 130a ZPO, sondern lediglich als Zugangs-

schlüssel zur Plattform.  

Die Kommunikationsplattform sollte zudem 

ein abgestuftes Identifizierungs- und Authen-

tisierungskonzept vorsehen, das nach einer 

Erstidentifizierung auf höherem Sicherheitsni-

veau eine niedrigschwelligere Authentisierung 

ermöglicht (dazu bereits II.3).83 

Die prozessuale Schriftform sollte sowohl 

durch die Übermittlung elektronischer Doku-

mente oder strukturierter Datensätze über die 

Kommunikationsplattform als auch durch eine 

unmittelbare Eingabe von Anträgen und Erklä-

rungen über digitale Eingabesysteme der Platt-

form ersetzt werden können, sofern ein Identi-

fizierungsverfahren mit hinreichendem Sicher-

heitsniveau genutzt wurde und die Authentizi-

tät und Integrität der Daten gewährleistet ist.84 

6. Nutzungspflichten 

Eine weitreichende Pflicht zur Nutzung der 

Kommunikationsplattform ist notwendig, um 

und Erprobung eines Online-Verfahrens in der 
Zivilgerichtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082, 59. 

83 Vgl. § 1131 Abs. 1 S. 2 ZPO-E des Regierungs-
entwurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und 
Erprobung eines Online-Verfahrens in der Zivil-
gerichtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082, 59. 

84 Vgl. § 1131 Abs. 1, 2 ZPO-E des Regierungsent-
wurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und Er-
probung eines Online-Verfahrens in der Zivilge-
richtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082, 59 f. 

https://oberlandesgericht-celle.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/prasidentinnen-und-prasidenten-der-obergerichte-setzen-sich-fur-die-starkung-des-rechtsstaats-ein-und-formulieren-thesen-zur-zukunft-des-zivilprozesses-232019.html
https://oberlandesgericht-celle.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/prasidentinnen-und-prasidenten-der-obergerichte-setzen-sich-fur-die-starkung-des-rechtsstaats-ein-und-formulieren-thesen-zur-zukunft-des-zivilprozesses-232019.html
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eine Effizienzsteigerung für die Verfahrensbe-

teiligten und die Gerichte zu erzielen. Auf die 

allgemeinen Ausführungen zu den Nutzungs-

pflichten digitaler Werkzeuge für den Zivilpro-

zess unter III. wird verwiesen. 

a) Professionelle Verfahrensbeteiligte 

Für professionelle Verfahrensbeteiligte (insbe-

sondere die Anwaltschaft) sollte die aktive und 

passive Kommunikation über die Plattform 

ebenso verpflichtend sein wie derzeit die Teil-

nahme am ERV (§§ 130d, 173 Abs. 2 ZPO). 

b) Quasi-professionelle Verfahrensbe-

teiligte 

Gleiches sollte für quasi-professionelle Verfah-

rensbeteiligte (z.B. Sachverständige, Dolmet-

scher, Steuerberater, Insolvenzverwalter, Be-

rufsbetreuer) gelten, die nicht zur aktiven 

(§ 130d ZPO) und nur teilweise zur passiven 

Teilnahme am ERV verpflichtet sind (§ 173 

Abs. 2 ZPO). Diese Prozessbeteiligten stehen in 

einem engen, ständigen, umfassenden und ge-

genseitigen Austausch mit allen Zweigen der 

Justiz, sodass mit einer Nutzungspflicht Auf-

wände reduziert und hohe Beschleunigungs-, 

Vereinfachungs- und Einspareffekte erzielt 

werden können. 

c) Nicht-professionelle Verfahrensbe-

teiligte 

Eine verpflichtende Nutzung der Kommunika-

tionsplattform ist  insbesondere unter Be-

rücksichtigung der fortschreitenden Digitali-

sierung in allen Lebensbereichen und der Ver-

meidung von Medienbrüchen  grundsätzlich 

auch für nicht-professionelle Verfahrensbetei-

ligte (Organisationen, natürliche Personen) zu-

mutbar. Voraussetzung dafür ist allerdings, 

dass die Kommunikationsplattform so gestal-

tet ist, dass sie auch von Naturalparteien ein-

fach genutzt werden kann, und für diese ein 

niedrigschwelliges, leicht zugängliches Identi-

fizierungsverfahren zur Verfügung steht. Diese 

Voraussetzungen können möglicherweise erst 

nach einer gewissen Übergangszeit erfüllt wer-

den und sollten Gegenstand der Erprobung 

sein. 

Auch wird bei nicht-professionellen Verfah-

rensbeteiligten zwischen aktiver und passiver 

Nutzungspflicht zu unterscheiden sein. Die 

Übermittlung elektronischer Dokumente an 

das Gericht oder die Eingabe von Anträgen und 

Erklärungen sollte ausschließlich über die 

Plattform erfolgen. Ausnahmen sollten nur bei 

Vorliegen besonderer Umstände im Einzelfall 

zugelassen werden (z.B. Krankheit, körperliche 

oder kognitive Beeinträchtigungen). Bei der 

passiven Nutzung sollte hingegen eine Aus-

nahme für die Erstzustellung eines Dokuments 

vorgesehen werden, durch die die beklagte 

Partei erstmals von dem Verfahren erfährt. 
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Diese Zustellung sollte über bereits vorhan-

dene Kommunikationswege erfolgen. Folgezu-

stellungen können dann  nach entsprechen-

dem Hinweis auf die Nutzungspflicht  über 

die Plattform durchgeführt werden. 

7. Verstoß gegen die Nutzungspflicht 

Wird entgegen der Nutzungspflicht ein elekt-

ronisches Dokument oder ein strukturierter 

Datensatz nicht über die Kommunikations-

plattform übermittelt, entfaltet dieses keine 

Wirkung. Darin enthaltene Prozesserklärungen 

wären unwirksam, darin enthaltener Parteivor-

trag wäre unbeachtlich. Eine Klage wäre als un-

zulässig abzuweisen.85 Dies entspricht der 

Rechtslage bei Verstößen gegen § 130d S. 1 

ZPO. Das Gericht weist die Verfahrensbeteilig-

ten auf diese Folgen hin.  

Nur wenn die Kommunikation über die Platt-

form aus technischen Gründen vorübergehend 

nicht möglich ist, sollte  wie in § 130d S. 2 

ZPO vorgesehen  eine Übermittlung von 

elektronischen Dokumenten außerhalb der 

Plattform zulässig sein.86 

VI. Digitaler Parteivortrag im Verfah-

rensdokument 

Ein wesentliches Element zur Steigerung der 

Effizienz im Zivilprozess ist die Ersetzung des 

                                                           

85  Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 130d ZPO 
Rn. 1; BeckOK ZPO/Selle, 54. Ed. 1.9.2024, 
§ 130d ZPO Rn. 6. 

seitenbasierten PDF-Formats durch einen ma-

sch

 Er zeichnet sich durch folgende Elemente 

aus: 

• Die Übermittlung des Parteivortrags er-

folgt in digital unmittelbar verarbeitungs-

fähiger Form. 

• Die Parteien tragen für sich selbst vor und 

können ihren Vortrag in geeignete Ab-

schnitte gliedern. Die entsprechenden Be-

weismittel werden strukturiert erfasst und 

können als übersichtliche Liste angezeigt 

werden. 

• Der Vortrag der Parteien kann unmittelbar 

Bezug aufeinander nehmen.  

• Ergänzungen des Parteivortrags können an 

den jeweils passenden Stellen vorgenom-

men werden. Sachlich zusammengehören-

der Vortrag kann so  unabhängig vom 

Zeitpunkt des Vortrags  zusammen dar-

gestellt werden. 

• Der gesamte Parteivortrag beider Parteien 

kann zusammen dargestellt werden. Der 

digitale Parteivortrag enthält eine über-

sichtliche und variable Darstellung des 

Vortrags.  

86 Vgl. § 1132 Abs 2 S. 2 ZPO-E des Regierungsent-
wurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und Er-
probung eines Online-Verfahrens in der Zivilge-
richtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082, 60. 
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• Richterliche Hinweise können passgenau 

angebracht werden.  

Es ist sinnvoll, den digitalen Parteivortrag an 

ausgewählten Gerichten im Rahmen einer Ex-

perimentierklausel zu erproben. Die Erprobung 

soll nur an Landgerichten und Oberlandesge-

richten im Anwaltsprozess erfolgen. Die Aus-

wahl der jeweiligen Gerichte obliegt den Län-

dern. 

Das digitale Verfahrensdokument ist im Rah-

men der Erprobung bereits bei der Klageerhe-

bung verpflichtend zu verwenden. Eine Ersatz-

einreichung als Schriftsatz entsprechend 

§ 130d S. 2 ZPO ist nur im Fall einer vorüberge-

henden technischen Störung zulässig. 

In der Erprobungsgesetzgebung ist klarzustel-

len, dass ein ausdrückliches Bestreiten einer 

Tatsache im digitalen Verfahrensdokument er-

fordert, dass die entsprechende Tatsachenbe-

hauptung auch in Bezug genommen wird. 

Der im digitalen Verfahrensdokument aufbe-

reitete Parteivortrag ersetzt nicht den Tatbe-

stand des Urteils. 

Bereits im Rahmen der Erprobung ist sicherzu-

stellen, dass die im digitalen Verfahrensdoku-

ment verwendete Datenstruktur bundesein-

heitlich festgelegt wird.  

1. Ausgangslage 

Der Parteivortrag erfolgt traditionell in 

Schriftsätzen (§ 129 ZPO). Bei der Einreichung 

als elektronisches Dokument (§ 130a ZPO) 

sieht die Zivilprozessordnung die Einreichung 

mente vor, indem nach § 2 Abs. 1 S. 1 ERVV die 

Übermittlung als PDF vorgegeben wird. Auch 

die PDF-Dokumente werden herkömmlicher-

weise seitenbasiert im DIN A4-Format erstellt. 

Die Schriftsätze bzw. elektronischen Doku-

mente werden nach dem Zeitpunkt der Einrei-

chung der (elektronischen) Akte zugefügt, so-

dass sich der Streitstoff dort nach dem Vor-

tragszeitpunkt geordnet wiederfindet. 

Diese Form des Parteivortrags nutzt die Mög-

lichkeiten der Digitalisierung für ein effizientes 

Verfahren nicht aus. Bereits die vorgegebene 

Ansicht der einzelnen Schriftsätze in starren, 

lediglich in der Ansichtsgröße veränderbaren 

PDF-Dokumenten erscheint als Fremdkörper 

bei einem Arbeiten am Bildschirm. Die in § 130 

Nr. 4 ZPO angelegte Bezugnahme auf den Tat-

sachenvortrag des Gegners ist aufwendig. Um 

einen Gesamtüberblick über das Vorbringen ei-

ner Partei zu erhalten, muss der in der Akte 

chronologisch geordnete Vortrag aus den ver-

schiedenen Schriftsätzen der Parteien mühe-

voll zusammengestellt werden. Diesen Auf-

wand müssen sowohl das Gericht als auch die 

gegnerische Partei betreiben. Auch jede vortra-

gende Partei selbst muss sich ihren eigenen 

Vortrag aus den eigenen Schriftsätzen zusam-

menstellen, um einen Überblick darüber zu er-

halten, was im Einzelnen bereits vorgetragen 

wurde. Die Anfertigung mehrerer Schriftsätze 

im Laufe des Verfahrens bindet Ressourcen 
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und birgt die Gefahr von Widersprüchen und 

redundantem Vortrag. 

2. Modell des digitalen Parteivortrags 

Vorschläge zur digitalen Aufbereitung und 

Strukturierung des Parteivortrags sind nicht 

neu.87 Das Modell des digitalen Parteivortrags 

löst sich dabei von den traditionellen Überle-

gungen eines strukturierten Parteivortrags88 

und stellt die zielführende Nutzung digitaler 

Möglichkeiten in den Mittelpunkt.89 

a) Gestaltungsfreiheit der Parteien 

Ein digitaler Parteivortrag bedeutet die Nut-

zung digitaler Möglichkeiten zur Steigerung 

der Übersichtlichkeit, zur logischen Anordnung 

und erleichterten Bezugnahme. Eine Abkehr 

von dem Grundsatz, dass jede Partei nur für 

sich selbst vorträgt, findet dabei nicht statt.90 

Die digitale Aufbereitung des Parteivortrags 

geht weder mit Beschränkungen des Inhalts 

noch des Umfangs des Parteivortrags einher. 

                                                           

87 Zusammenfassend etwa Riehm/Dörr/Köbler, 
Digitalisierung und Zivilverfahren, 2023, § 18 Rn. 
10 ff.  

88  Im Sinne einer parteiseitigen Ordnung nach be-
stimmten Merkmalen, dazu z.B. Zwickel, MDR 
2021, 716 Rn. 2 m.w.N. 

89 Das Grundkonzept wurde im Reallabor zur Er-
probung eines digital aufbereiteten Parteivor-
trags des Bayerischen Staatsministeriums der 
Justiz, des Niedersächsischen Justizministeriums 
und der Universität Regensburg entwickelt und 

im Detail den Abschlussbericht des Forschungs-
projekts Reallabor Basisdokument im Auftrag 

Die Parteien sind darin frei, was und in wel-

chem Umfang sie vortragen. Strukturvorgaben 

für Aufbau oder Gliederung des Vortrags sind 

mit der Digitalisierung als solcher ebenfalls 

nicht verbunden, könnten aber durch pro-

zessuale Regelungen eingeführt werden (dazu 

5.e) und E.IV.). Auch eine andere zeitliche 

Struktur des Vortrags wird durch den digitalen 

Parteivortrag nicht vorgegeben. Es wird viel-

mehr  wie bisher  in Vortragsrunden (Klage, 

Klageerwiderung, Replik, Duplik etc.) vorgetra-

gen. 

Eine bestimmte Gliederung des Vortrags wird 

durch die Gestaltung des digitalen Parteivor-

trags nicht erzwungen. Es können aber für ty-

pische Fallkonstellationen unverbindliche Glie-

derungsmuster  insbesondere von privaten 

Anbietern  bereitgestellt werden, die von den 

Parteien im Einzelfall herangezogen werden 

können. Diese Muster können von den Parteien 

freiwillig genutzt und abgeändert werden. Es 

ist zu erwarten, dass sich ein privater Markt 

entwickelt und in der Fachliteratur entspre-

der Justizministerien Bayerns und Niedersach-
sens. 

90  Anders aber z.B. Greger, NJW 2019, 3429 (3431), 
der die gemeinsame Erarbeitung eines Texts mit 
unstreitigem und streitigem Vortrag in einem 
Basisdokument vorschlägt. 

 

 

https://www.uni-regensburg.de/assets/forschung/reallabor-parteivortrag-im-zivilprozess/Abschlussbericht_2024-07-24.pdf
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chende Muster bereitgestellt werden. Die Be-

reitstellung von Gliederungsmustern durch die 

Justiz wird nicht für erforderlich gehalten.91 Als 

Ergänzung zu Gliederungsmustern sollte das 

digitale Verfahrensdokument außerdem so 

ausgestaltet werden, dass in ihm auch Vortrag 

abgebildet werden kann, der über Eingabe- 

und Abfragesysteme92 erfolgt.  

b) Erfassung des gesamten Streitstoffs 

Der Parteivortrag erfolgt in digital verarbeitba-

rer Form. Die Darstellung des Parteivortrags er-

folgt weder schriftsatz- noch seitenbasiert, 

sondern im Rahmen eines übersichtlichen und 

variablen digitalen Verfahrensdokuments. Das 

digitale Verfahrensdokument beinhaltet dabei 

den gesamten bisher in einzelnen Schriftsätzen 

erfolgenden Tatsachen- und Rechtsvortrag 

einschließlich der Beweisangebote sowie der 

Angaben zum Rubrum, der Anträge und der 

weiteren Angaben des § 253 Abs. 3 ZPO. Auch 

etwaige im Laufe des Verfahrens erfolgende 

Ausführungen der Parteien zur Beweiswürdi-

gung sind enthalten. Anlagen können unmit-

telbar mit dem Beweisangebot verknüpft und 

direkt abgerufen werden.93 Das digitale Verfah-

                                                           

91 Ähnliche Rechtsunsicherheiten wie bei den vom 
Gesetzgeber bereitgestellten Musterwiderrufs-
belehrungen, die zu einer sehr ausdifferenzier-
ten Rechtsprechung geführt haben, sollten ver-
mieden werden. 

92 Vgl. dazu den Regierungsentwurf für ein Gesetz 
zur Entwicklung und Erprobung eines Online-
Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit, BT-Drs. 
20/13082; Riehm/Dörr/Köbler, Digitalisierung 
und Zivilverfahren, 2023, § 18 Rn. 43 ff. 

rensdokument ordnet den Anlagen dabei auto-

matisch fortlaufende Nummern zu und ermög-

licht eine eindeutige Bezeichnung. Die angebo-

tenen Beweismittel werden strukturiert erfasst. 

Richterliche Hinweise können unmittelbar zu 

dem Vortrag in diesem digitalen Verfahrensdo-

kument angebracht und so daneben dargestellt 

werden.  

Lediglich prozessuale Verfügungen und allge-

meine Hinweise des Gerichts sowie prozessu-

ale Anträge der Parteien (z.B. Fristverlängerun-

gen, Terminverfügungen, Terminverlegungs-

anträge) sind nicht Gegenstand des digitalen 

Verfahrensdokuments.  

c) Ordnung des Parteivortrags 

Unabhängig vom Vortragszeitpunkt kann im 

digitalen Verfahrensdokument zusammenge-

hörender Vortrag mit den entsprechenden Be-

weisantritten zusammen dargestellt werden. 

Ergänzungen des eigenen Vortrags bleiben  

soweit es das Prozessrecht zulässt  wie bisher 

möglich. Im Unterschied zum schriftsätzlichen 

Vortrag können Einfügungen an der jeweils 

passenden Stelle im digitalen Verfahrensdoku-

ment vorgenommen werden. Das Datum der 

93 Vgl. Abschlussbericht des Forschungsprojekts 
Reallabor Basisdokument im Auftrag der Justiz-
ministerien Bayerns und Niedersachsens, S. 38 f. 
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Einfügung in das digitale Verfahrensdokument 

wird gespeichert und dokumentiert insoweit 

rechtssicher den Vortragszeitpunkt. Streichun-

gen und Modifikationen bereits erfolgten Vor-

trags sind hingegen nicht möglich; Abweichun-

gen sind von den Parteien im Wege der Ergän-

zung darzustellen. 

In dem digitalen Verfahrensdokument erfolgt 

eine Gliederung des Vortrags nach den Vorga-

ben der jeweiligen Partei. Die Gliederung ist da-

bei im Fortgang des Prozesses erweiterbar. Das 

digitale Verfahrensdokument ermöglicht es ei-

bar auf den gegnerischen Vortrag Bezug zu 

nehmen.94  

d) Möglichkeiten der Darstellung 

Jede Partei und das Gericht kann den Vortrag 

im digitalen Verfahrensdokument nach per-

sönlicher Präferenz für sich variabel darstellen 

lassen: Möglich ist etwa die zusammenhän-

gende Darstellung des Vortrags jeder Partei, 

die sachlich sortierte aufeinanderfolgende Dar-

stellung des Vortrags der Parteien zu dem je-

weiligen Gliederungspunkt (Chat-ähnliche 

Darstellung) oder die Gegenüberstellung des 

                                                           

94 Vgl. Abschlussbericht des Forschungsprojekts 
Reallabor Basisdokument im Auftrag der Justiz-
ministerien Bayerns und Niedersachsens, S. 40 f. 

95 Vgl. Abschlussbericht des Forschungsprojekts 
Reallabor Basisdokument im Auftrag der Justiz-
ministerien Bayerns und Niedersachsens, S. 48 f. 

Vortrags in zwei oder mehr Spalten für die je-

weilige Partei (Relationstabelle).95 Beweismittel 

können als übersichtliche Liste angezeigt wer-

den.96 So kann z.B. direkt erkannt werden, zu 

welchem Vortrag ein bestimmter Zeuge als Be-

weis angeboten worden ist. 

e) Übermittlung des Parteivortrags 

Die Übermittlung des Parteivortrags kann bei 

Nutzung des digitalen Verfahrensdokuments 

technisch betrachtet in verschiedenen Formen 

erfolgen:  

So besteht die Möglichkeit, erstmaligen und 

späteren Vortrag unmittelbar in einem von al-

len Beteiligten abrufbaren digitalen Verfah-

rensdokument einzutragen (Schreibzugriff). 

Der Zugriff auf dieses digitale Verfahrensdoku-

ment kann etwa über eine Plattform erfolgen.97 

Eine nachträgliche Ergänzung kann in der 

Weise erfolgen, dass die Parteien in diesem di-

gitalen Verfahrensdokument innerhalb oder 

zusätzlich zu der vorhandenen Gliederung Frei-

textfelder anlegen und diese befüllen.  

Auch besteht die Möglichkeit, dass die Parteien 

ihren Vortrag als Datensatz dem Gericht über-

mitteln und dieser von einer Software an der 

von den Parteien vorgegebenen Stelle in dem 

96 Vgl. Abschlussbericht des Forschungsprojekts 
Reallabor Basisdokument im Auftrag der Justiz-
ministerien Bayerns und Niedersachsens, S. 44. 

97 Siehe hierzu Abschlussbericht des Forschungs-
projekts Reallabor Basisdokument im Auftrag 
der Justizministerien Bayerns und Niedersach-
sens, S. 182, 189, 237, 250 ff. 
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digitalen Verfahrensdokument eingefügt wird. 

Auch in diesem Fall erfolgt der Zugriff von Ge-

richt und Parteien auf das digitale Verfahrens-

dokument vorzugsweise (siehe aber 6.b))  di-

rekt und unmittelbar  über eine Plattform. Es 

genügt dann ein lesender Zugriff der Parteien 

auf ein dort zentral abgelegtes digitales Verfah-

rensdokument. Dabei erscheint es auch denk-

bar, dass der Vortrag wie bisher mit einem 

Textverarbeitungsprogramm erstellt und mit 

zusätzlichen Metadaten (z.B. Bezeichnung des 

Standorts im Dokument und des Bezugnahme-

ziels) versehen wird. 

f) Mandantenkommunikation 

Die Kommunikation zwischen Rechtsanwältin 

bzw. Rechtsanwalt und Mandantin bzw. Man-

dant muss bei der Ausgestaltung des digitalen 

Verfahrensdokuments mitgedacht werden. So 

muss eine einfache Möglichkeit bestehen, die 

Mandantin bzw. den Mandanten vor der Eintra-

gung oder Übermittlung des Vortrags in das di-

gitale Verfahrensdokument zu informieren und 

den Inhalt des Vortrags abzustimmen. Der di-

gitale Parteivortrag darf zuvor nicht für andere 

Verfahrensbeteiligten oder das Gericht sichtbar 

sein oder sichtbar gemacht werden. Entschei-

dend wird hier die Möglichkeit sein, das digitale 

Verfahrensdokument als Ganzes sowie be-

stimmte Bereiche (z.B. nur eigener Vortrag, 

letzter Vortrag des Gegners) in optisch anspre-

chender Form zu extrahieren und als Entwurf 

weiterzubearbeiten. Hier ist den unterschiedli-

chen Bedürfnissen und Arbeitsweisen der An-

waltschaft bei der technischen Umsetzung um-

fassend Rechnung zu tragen. Es sollte ein mög-

chen Vorbringens möglich sein. 

3. Vorzüge eines digitalen Parteivor-

trags 

Die Nutzung des digitalen Parteivortrags lässt 

erhebliche Effizienzgewinne und Arbeitser-

leichterungen auf Seiten der Gerichte, der An-

waltschaft, der Parteien und der weiteren Ver-

fahrensbeteiligten erwarten. 

Der dargestellte Vorschlag eines digitalen Par-

teivortrags zeichnet sich dadurch aus, dass der 

Parteivortrag für das Gericht und alle Verfah-

rensbeteiligten in seiner Gesamtheit ver-

gleichsweise zügig und effizient erfasst werden 

kann, ohne dabei die Parteirechte einzuschrän-

ken. Der Beibringungsgrundsatz bleibt unbe-

rührt; die Parteien bleiben dafür verantwort-

lich, den Tatsachenstoff vorzutragen und bei 

Bedarf Beweismittel anzubieten. Die Parteien 

haben, wie bisher auch, zu überlegen, welche 

Gliederung sie für ihren Vortrag wählen und wo 

sie sinnvollerweise auf den gegnerischen Vor-

trag Bezug nehmen wollen. Denkbar ist bei-

spielsweise eine Gliederung nach Sachverhalts-

abschnitten, nach Anspruchsgrundlagen oder 

eine chronologische Darstellung. Mit der Ein-

führung des digitalen Verfahrensdokuments 

wird den Parteien für ihren Vortrag bewusst 
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keine bestimmte Gliederung vorgegeben.98 Sie 

 

Der Prozessstoff kann gebündelt dargestellt 

werden. Dies fördert die Übersichtlichkeit und 

Transparenz für alle Verfahrensbeteiligten. 

Durch die Möglichkeit der variablen und jeweils 

an die eigenen Bedürfnisse angepassten Dar-

stellung können die Verfahrensbeteiligten die 

Ansicht des Vortrags im digitalen Verfahrens-

dokument für die eigenen Zwecke anpassen 

und sich diese weiter aufbereiten lassen. Auch 

eine Einarbeitung in den Sach- und Streitstand 

nach einem Richter- oder Anwaltswechsel wird 

wesentlich erleichtert. 

Einen erheblichen Vorteil des digitalen Verfah-

rensdokuments gegenüber einem Schriftsatz 

stellt auch die Möglichkeit dar, dass die Par-

teien an den jeweils passenden Stellen in ihrem 

Vortrag unmittelbar Bezug auf den gegneri-

schen Vortrag nehmen können. Inhaltlich zu-

sammengehörender Vortrag kann so unabhän-

gig vom Zeitpunkt des Vortrags zusammen 

dargestellt werden. So können sich der Vortrag 

von Kläger- und Beklagtenseite zu einzelnen 

Sachverhaltselementen (etwa Abschluss des 

Kaufvertrags, Vortrag zu einzelnen Mängeln) 

im digitalen Verfahrensdokument gegenüber-

stehen. Das Gericht erhält einen schnellen 

Überblick über den jeweiligen Parteivortrag zu 

                                                           

98 Anders der Vorschlag für ein Basisdokument der 

einzelnen Aspekten. Durch den Verzicht auf 

eine chronologische Aneinanderreihung von 

steht gleichermaßen für die Parteien, die 

schneller erkennen können, wo Schwerpunkte 

liegen, sowie ob und was zu einzelnen Aspek-

ten bereits vorgetragen wurde. Eine Gegen-

überstellung des jeweiligen Vortrags lässt auch 

deutlicher erkennen, an welchen Punkten der 

eigene oder der gegnerische Vortrag gegebe-

nenfalls knapp ist. Das erschwert es zwar, eige-

den eigenen Vortrag zu einzelnen Aspekten zu 

verschleiern, besteht jedoch nicht und trägt 

auch nicht zum Ziel einer effektiven Verfah-

rensführung bei. 

Die Möglichkeit, unmittelbar den eigenen Vor-

trag zu ergänzen oder auf gegnerischen Vortrag 

Bezug zu nehmen, vermeidet Wiederholungen 

im digitalen Verfahrensdokument. Es ist unmit-

telbar ersichtlich, welcher zuvor gebrachte 

Vortrag vertieft, ergänzt oder geändert werden 

soll. Einmal in das digitale Verfahrensdoku-

ment eingetragener oder übermittelter Vortrag 

kann hingegen nicht geändert werden. Damit 

ist der jeweils letztgültige Vortrag sofort er-

kennbar, ohne dass die Transparenz leidet. 

Durch die Verwendung von (automatisierten) 

denten der Oberlandesgerichte, des Kammerge-
richts, des Bayerischen Obersten Landesgerichts 
und des Bundesgerichthofs, vgl. Diskussionspa-

, S. 34 f. 

https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
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Zeitstempeln bei späterem Vortrag können ins-

besondere etwaige Verspätungen festgestellt 

werden. 

Der Vortrag der Parteien erfolgt weiterhin un-

mittelbar gegenüber dem Gericht und wird 

nicht vorgefiltert. Das schließt den parallelen 

Einsatz von KI auf Seiten der Gerichte und der 

Verfahrensbeteiligten nicht aus. Vielmehr ist 

das digitale Verfahrensdokument durch die 

Gliederung und Bezugnahme in besonderem 

Maße für einen Einsatz von KI geeignet. So be-

stünde z.B. die Möglichkeit, redundanten Vor-

trag in einer Gliederung sichtbar zu machen 

und die Ansicht entsprechend anzupassen, den 

Vortrag weitergehend zu strukturieren oder 

umzusortieren (etwa vom tatbestandsorien-

tierten hin zum chronologischen Aufbau) oder 

nach Schlüsselbegriffen zu filtern. Anwälte 

könnten den gegnerischen Vortrag durch eine 

KI auswerten und auf die Erforderlichkeit einer 

Erwiderung hin untersuchen lassen.  

Sinnvoll ist es, dass gerichtliche Hinweise pass-

genau angebracht werden können. Dies ver-

mindert den Aufwand für das Gericht und die 

Parteien und erhöht die Übersichtlichkeit. So 

wird auch das wesentliche Ziel der Überlegun-

gen zum Zivilprozess der Zukunft unterstützt, 

die gerichtliche Verfahrensleitung durch mög-

lichst konkrete richterliche Hinweise zu stär-

ken. 

Zwar bedeutet es eine Umgewöhnung für alle 

Verfahrensbeteiligten, wenn der Parteivortrag 

nicht mehr in Schriftsätzen niedergelegt und 

erfasst wird. Angesichts der weiten Verbreitung 

digitalen Arbeitens sollten die damit verbunde-

nen Herausforderungen allerdings nicht über-

bewertet werden. Die Arbeitsweise mit variab-

len Darstellungen am Bildschirm nähert sich 

vielmehr der Lebenswirklichkeit im digitalen 

Zeitalter an. Der Wechsel vom seiten- und 

schriftsatzbasierten Vortrag zu einem an sei-

nem Inhalt (Text) orientierten und mit techni-

schen Mitteln digital aufbereiteten Parteivor-

trag entspricht überdies der in der Praxis ge-

nutzten und in der Ausbildung vermittelten Re-

lationstechnik. 

4. Notwendigkeit einer Erprobung  

Ob und inwieweit die vorgenannten Vorteile 

eine Umstellung des aktuellen Systems vom 

schriftsatzbezogenen auf einen digitalen Par-

teivortrag sinnvoll erscheinen lassen, lässt sich 

noch nicht abschließend bewerten. Unklar ist 

insbesondere, welche Auswirkungen die feh-

lenden Strukturvorgaben auf die Aufbereitung 

des Streitstoffes im digitalen Verfahrensdoku-

ment haben und ob unstrukturiertem Vortrag 

durch die bereits vorhandenen und zu schaf-

fenden (siehe E.IV) prozessualen Mittel hinrei-

chend begegnet werden kann. Auch bedarf es 

einer praktischen Untersuchung, ob die geglie-

derte Darstellung die Position der Partei im Zi-

vilprozess tatsächlich  wie beabsichtigt  voll-

umfänglich abbilden kann und die notwendige 

Ebenfalls zu untersuchen sind die Auswirkun-

gen auf das Haftungsrisiko der Anwaltschaft 
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und die Mandantenkommunikation (dazu be-

reits 2.f)). Dabei wird insbesondere auch zu eva-

luieren sein, ob die neue Form des Parteivor-

trags von den Mandantinnen und Mandanten 

technisch und intellektuell erfasst werden 

kann. 

Einen erheblichen Einfluss darauf, ob der digi-

tale Parteivortrag nutzbringend ist, wird auch 

die technische Umsetzung haben. Es bedarf da-

her der Erprobung, Bewertung und fortlaufen-

den Weiterentwicklung anhand der Bedürf-

nisse der Nutzenden. 

5. Rechtliche Rahmenbedingungen für 

eine Erprobung 

Neben der technischen Umsetzung ist über die 

rechtlichen Rahmenbedingungen für eine Er-

probung zu entscheiden. Diese sollten so aus-

gestaltet sein, dass ein möglichst breiter Ein-

satz des digitalen Verfahrensdokuments erfol-

gen kann, um in einer Evaluation valide Er-

kenntnisse zu verschiedenen Verfahrenskons-

tellationen gewinnen zu können. In Anlehnung 

an die Erprobungsgesetzgebung für ein Online-

Verfahren in der Zivilgerichtsbarkeit bieten sich 

hierfür Erprobungsklauseln im geplanten 

neuen 12. Buch der ZPO99 an.  

                                                           

99 Siehe dazu den Regierungsentwurf für ein Ge-
setz zur Entwicklung und Erprobung eines On-
line-Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit, BT-
Drs. 20/13082. 

a) Anwendungsbereich  

Im Rahmen einer solchen Erprobung sollte für 

die Länder die Möglichkeit bestehen, einzelne 

Gerichte als Erprobungsgerichte auszuwählen. 

Die digitale Aufbereitung des Parteivortrags 

sollte  jedenfalls zunächst  auf den Anwalts-

prozess (§ 78 ZPO) vor den erst- und zweitin-

stanzlich zuständigen Landgerichten und 

Oberlandesgerichten beschränkt, dort aber 

verpflichtend ausgestaltet werden. 

Für die Anwendung zunächst nur im Anwalts-

prozess spricht, dass die digitale Aufbereitung 

des Parteivortrags vom bisherigen Vortrag in 

Form von Schriftsätzen abweicht und gewisse 

Grundkenntnisse im Umgang mit elektroni-

schen Eingabesystemen voraussetzt. In Einzel-

fällen könnte eine Pflicht zur Nutzung eines 

solchen digitalen Verfahrensdokuments für 

Naturalparteien daher den Zugang zur Justiz 

erschweren. Demgegenüber sind Nutzungs-

pflichten für die Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälte im Bereich des elektronischen 

Rechtsverkehrs der Zivilprozessordnung auch 

dem geltenden Recht nicht fremd (vgl. etwa 

§ 130d ZPO).  

Sinnvoll ist die Nutzung des digitalen Verfah-

rensdokuments während des gesamten Ver-

fahrens. Der digital aufbereitete Parteivortrag 

sollte bereits von Beginn des Verfahrens an 
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vorgesehen und nicht erst auf eine gesonderte 

gerichtliche Anordnung hin eingeführt wer-

den.100 Gegen die Schaffung einer solchen ge-

richtlichen Anordnungsmöglichkeit spricht 

zum einen die Unvorhersehbarkeit für die Par-

teien. Zum anderen würde eine solche Anord-

nung erst im Laufe des Verfahrens ergehen 

können. Mindestens die Klageschrift, möglich-

erweise aber auch mehrere Schriftsätze wären 

zu diesem Zeitpunkt bereits erstellt. Eine nach-

trägliche Anordnung und Gliederung des Vor-

trags im digitalen Verfahrensdokument würde 

dann nicht unerheblichen Mehraufwand erfor-

dern.101 

Die Nutzung des digitalen Verfahrensdoku-

ments von Beginn an setzt Klarheit bereits vor 

Klageerhebung darüber voraus, ob der Vortrag 

herkömmlich in Form von Schriftsätzen oder 

im Rahmen eines digitalen Verfahrensdoku-

ments erfolgt. Im Rahmen der Erprobung sind 

daher klare Regelungen notwendig, aus denen 

ersichtlich ist, in welcher Form vor dem jewei-

ligen Gericht vorzutragen ist. Auch das spricht 

für eine Begrenzung der Erprobung auf den An-

waltsprozess, denn in diesen Verfahren ist von 

vornherein gewährleistet, dass beide Seiten an-

waltlich vertreten sind. Zwar sind die Parteien 

                                                           

100 Vgl. auch Abschlussbericht des Forschungspro-
jekts Reallabor Basisdokument im Auftrag der 
Justizministerien Bayerns und Niedersachsens, 
S. 205 f. 

101 Vgl. dazu auch Riehm/Dörr/Köbler, Digitalisie-
rung und Zivilverfahren, 2023, § 18 Rn. 24 ff.; 

, S. 35. 
102 Vgl. auch Abschlussbericht des Forschungspro-

jekts Reallabor Basisdokument im Auftrag der 

auch im Verfahren vor den Amtsgerichten häu-

fig durch Rechtsanwältinnen und Rechtsan-

wälte vertreten. Anders als beim Anwaltspro-

zess steht das jedoch nicht in jedem Fall bereits 

im Zeitpunkt der Klageeinreichung fest.  

Die Vorhersehbarkeit des Einsatzes des digita-

len Verfahrensdokuments und die Notwendig-

keit, in der Erprobung zu umfassenden Er-

kenntnissen zu gelangen, spricht dagegen, die 

digitale Aufbereitung des Parteivortrags an den 

Erprobungsgerichten auf bestimmte Arten von 

Verfahren zu beschränken.102 Zwar könnten 

sich gerade gut strukturierbare Verfahren (z.B. 

Massenverfahren oder Punktesachen) beson-

ders eignen. Eine Begrenzung auf bestimmte 

Verfahren ist aber nicht notwendig. Das digitale 

Verfahrensdokument zeichnet sich durch seine 

offenen Strukturen aus, die den Parteien ge-

rade keine Gliederungspunkte oder einen be-

stimmten Aufbau vorschreiben.  

Für den Fall, dass der Parteivortrag zunächst 

herkömmlich, nicht digital aufbereitet erfolgt 

(z.B. nach Verweisung vom Amtsgericht an das 

Landgericht), ist das Verfahren im Regelfall in 

der Schriftsatzform fortzuführen. Bei einer Ver-

weisung direkt nach Klageeinreichung ist eine 

Justizministerien Bayerns und Niedersachsens, 
S. 202 ff. 
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Übertragung des Vortrags in ein digitales Ver-

fahrensdokument im Regelfall allerdings zu-

mutbar und sollte vom Gericht angeordnet 

werden dürfen.103 

b) Opt-out Möglichkeit 

Es sprechen jeweils gute Gründe für und gegen 

die Möglichkeit, im Rahmen der Erprobung ein 

-

der Nutzung des digitalen Verfahrensdoku-

ments unter Verwendung des herkömmlichen 

Schriftsatzaustauschs vorzutragen wäre. Nach 

-

rensdokument den bis zu diesem Zeitpunkt er-

folgten Sach- und Rechtsvortrag abbilden. Es 

bliebe Bestandteil der Akten, sodass eine Wie-

derholung bereits erfolgten Vortrags nicht er-

forderlich wäre. 

Die einseitige Möglichkeit ein -  er-

scheint jedenfalls insoweit nicht sinnvoll, als sie 

obstruktives Parteiverhalten begünstigen kann. 

Auch das Gericht sollte nicht ohne Weiteres 

von Amts wegen oder auf nicht näher begrün-

deten Antrag nur einer Partei die Umstellung 

auf den herkömmlichen Schriftsatzaustausch 

bestimmen können.104 In Betracht gezogen 

werden könnte aber eine Regelung, dass auf 

begründeten Antrag einer Partei oder überein-

stimmenden Antrag beider Parteien sowie in 

begründeten Fällen auch von Amts wegen mit 

Schriftsätzen vorgetragen wird. So könnte 

technischen Hürden bei der Erprobung oder 

Besonderheiten des Verfahrensgegenstands 

Rechnung getragen werden. Es ist nicht auszu-

schließen, dass gerade in der Anfangsphase 

Verfahren (z.B. Verfahren, die von der typi-

schen Zwei-Parteien-Konstellation abwei-

chen105) im Einzelfall nicht sachgerecht nach 

dem Modell eines digital aufbereiteten Partei-

vortags durchgeführt werden können. Aller-

dings steht zu befürchten, dass durch eine 

- -Möglichkeit eine Evaluation der 

Verfahren erschwert wird. Die Reformkommis-

sion gibt daher hierzu keine Empfehlung ab. 

c) Folgen eines Verstoßes gegen die 

Nutzungspflicht 

Mit der Nutzungspflicht des digitalen Verfah-

rensdokuments an den Erprobungsgerichten 

geht einher, dass nicht digital aufbereiteter, 

                                                           

103 Vgl. dazu auch 
, S. 35; Abschlussbericht 

des Forschungsprojekts Reallabor Basisdoku-
ment im Auftrag der Justizministerien Bayerns 
und Niedersachsens, S. 222 f. 

sondern beispielsweise in Form eines klassi-

schen Schriftsatzes übermittelter Vortrag 

grundsätzlich unbeachtlich bleiben muss. Die 

hierzu in der Erprobungsgesetzgebung vorzu-

sehenden Regelungen sollten denjenigen für 

Schriftsätze entsprechen, die im elektronischen 

104 Vgl. auch Abschlussbericht des Forschungspro-
jekts Reallabor Basisdokument im Auftrag der 
Justizministerien Bayerns und Niedersachsens, 
S. 207 f. 

105 Zurückhaltend daher Stürner, ZZP 135 (2022), 
369 (384). 
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Rechtsverkehr nach §§ 130d, 130a ZPO einzu-

reichen sind. Ist die Nutzung des digitalen Ver-

fahrensdokuments vorgeschrieben, ist daher 

eine Ersatzeinreichung als Schriftsatz entspre-

chend § 130d S. 2 ZPO nur im Fall einer vo-

rübergehenden technischen Störung zulässig. 

Dieser Schriftsatz kann, wenn die Nutzung der 

Software für das Verfahrensdokument lokal 

noch möglich ist, automatisiert vorbereitet 

werden, indem die vorgesehenen Eintragungen 

und/oder das Verfahrensdokument selbst als 

PDF extrahiert werden. Nach Beseitigung der 

Störung ist die Übermittlung in digital aufbe-

reiteter Form nachzuholen (vgl. § 130d S. 3 Hs. 

2 ZPO). 

d) Keine normativen Gliederungsvorga-

ben 

Die Einführung normativer Gliederungsvorga-

ben erscheint nicht sinnvoll. Die Möglichkeit, 

den Vortrag frei zu strukturieren, ist vielfach 

notwendig, um den Standpunkt der jeweiligen 

Partei deutlich zu machen. Anders ist es aller-

dings bei richterlichen Gliederungsvorgaben, 

die im Rahmen der Erweiterung der Hinweis-

pflicht und der Möglichkeiten zur Abschich-

tung von Parteivortrag vorgeschlagen werden 

(dazu E.IV.5.). Diese sollten ebenso wie bei der 

Verwendung von Schriftsätzen verbindlich 

sein. 

e) Bezugnahmepflichten 

Das Modell des digitalen Parteivortrags ermög-

licht zwar die Bezugnahme auf gegnerischen 

Vortrag, erzwingt eine solche aber nicht. Dies 

e auf den gegneri-

schen Vortrag erfolgt, vom Gericht berücksich-

tigt werden muss.  

Der volle Nutzen des digitalen Verfahrensdo-

kuments setzt zwar voraus, dass die Parteien 

ihren eigenen Vortrag möglichst weitgehend 

sinnvoll gliedern und  wo möglich  auch auf 

den gegnerischen Vortrag Bezug nehmen. Den-

noch sollte eine strenge Mitwirkungspflicht im 

Sinne der Einhaltung zwingender Strukturie-

rungsvorgaben für die Klagepartei bzw. einer 

umfassenden Pflicht für die beklagte Partei zur 

Anpassung der Gliederung an diejenige der Kla-

gepartei im Regelfall nicht vorgesehen werden. 

Die Gliederung des Vortrags ist und bleibt im 

Zivilprozess originäre Aufgabe der Parteien. So 

gibt die Klägerseite mit ihrer Klage eine erste 

Struktur für das digitale Verfahrensdokument 

vor. Im Optimalfall ist der klägerische Vortrag 

so überzeugend gegliedert, dass die beklagte 

Partei sich an dieser Struktur orientiert und ih-

ren Vortrag dem klägerischen Vortrag unmit-

telbar gegenüberstellt. Für die Situation, dass 

die beklagte Partei die Struktur des klägeri-

schen Vorbringens für verfehlt oder lückenhaft 

hält, muss für sie die Möglichkeit bestehen, 

dem klägerischen Vortrag nur sehr knapp den 

eigenen Vortrag entgegenzuhalten und ihren 

weiteren Vortrag im Rahmen ihrer eigenen 

Gliederung oder Gliederungsergänzung vorzu-

bringen.  
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Um die Parteien zu einem Mindestmaß an Mit-

wirkung anzuhalten, sollte allerdings be-

schränkt auf den Fall des Bestreitens eine Be-

zugnahmepflicht bestehen. Eine solche ist in 

§ 138 Abs. 

Zuordnung des Bestreitens zu der bestrittenen 

Behauptung bedeutet bei der im digitalen Par-

teivortrag angelegten Arbeitsweise keinen zu-

sätzlichen Aufwand, sondern fügt sich unmit-

telbar in diese ein. Die Zweifelsfälle, ob ein Vor-

trag bestritten ist, werden somit weniger. Die 

Bezugnahmepflicht ändert nichts daran, ob ein 

einfaches Bestreiten genügt oder ein substan-

tiiertes Bestreiten erforderlich ist. Auch die Be-

urteilung, ob sich aus entgegenstehendem 

früheren Vortrag ein Bestreiten ergibt, obliegt 

weiter der Beurteilung des Gerichts. Es sollte 

also in der Erprobungsgesetzgebung klarge-

stellt werden, dass ein ausdrückliches Bestrei-

ten einer Tatsache im digitalen Verfahrensdo-

kument erfordert, dass die entsprechende Tat-

sachenbehauptung auch in Bezug genommen 

wird.  

Erwogen werden könnte darüber hinaus, expli-

zit im Rahmen der Erprobung des digitalen Par-

teivortrags eine § 1126 Abs. 2 Nr. 1 ZPO-E in 

der Fassung des Entwurfs eines Gesetzes zur 

                                                           

106 BT-Drs. 20/13082. 
107 Vgl. zu diesem Vorschlag Diskussionspapier 

, S. 34; vgl. 
auch Abschlussbericht des Forschungsprojekts 
Reallabor Basisdokument im Auftrag der Justiz-
ministerien Bayerns und Niedersachsens, S. 219 
ff. 

Entwicklung und Erprobung eines Online-Ver-

fahrens in der Zivilgerichtsbarkeit106 entspre-

chende Regelung vorzusehen. Damit könnten 

Gerichte künftig anordnen, dass die Parteien 

ihren jeweiligen weiteren Vortrag demjenigen 

der anderen Partei in digitaler Form gegen-

überzustellen haben. Die Regelung ist nicht nur 

im Online-Verfahren, sondern in allen Verfah-

ren sinnvoll. Bei Einführung richterlicher Struk-

turanordnungen für den Parteivortrag würde 

die Bezugnahmepflicht lediglich klarstellende 

Bedeutung haben (dazu E.IV.5.). 

Unmittelbare Eingriffe des Gerichts in die Glie-

derung des digitalen Verfahrensdokuments 

sollten hingegen nicht erfolgen können.107 Wie 

bei einem Austausch von Schriftsätzen bleibt 

dem Gericht ein Zugriff auf den Parteivortrag 

versagt; dieser bleibt allein in der Verantwor-

tung der Parteien. Das Gericht hat deshalb 

keine Möglichkeit, Umstellungen unmittelbar 

im Verfahrensdokument vorzunehmen, etwa 

Parteivortrag anderem gegenüberzustellen o-

der die Gliederung umzustellen. Eine solche 

braucht es bei einer geeigneten technischen 

Ausgestaltung auch nicht. Für die interne Ar-

beit des Gerichts (oder auch der Verfahrensbe-

teiligten) kann die Darstellung des Verfahrens-

dokuments flexibel ausgestaltet werden, so 
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dass das Gericht eine  auch über mehrere Re-

visionen des Verfahrensdokuments hinweg be-

stehende  für sich taugliche Gliederung erstel-

len kann. 

f) Keine tatbestandsersetzende Funk-

tion 

Eine tatbestandersetzende Funktion108 kommt 

dem im digitalen Verfahrensdokument aufbe-

reiteten Parteivortrag nicht zu.109 Die Erstellung 

des Tatbestands und der Entscheidungsgründe 

ist und bleibt originäre Aufgabe des Gerichts.  

6. Technische Rahmenbedingungen bei 

der Erprobung  

Der digitale Parteivortrag setzt technische 

Strukturen voraus, die es ermöglichen, den 

Vortrag einfach, schnell und übersichtlich zu 

halten und in das digitale Verfahrensdokument 

einzutragen.  

a) Bundeseinheitliche Gestaltung 

Bereits im Rahmen der Erprobung ist sicherzu-

stellen, dass die im digitalen Verfahrensdoku-

ment verwendete Datenstruktur bundesein-

heitlich, etwa im XJustiz-Standard, festgelegt 

wird. Es sollte ebenfalls eine Anwendung zur 

                                                           

108 Vgl. zu diesem Vorschlag das Diskussionspapier 
, S. 33 ff., 

40. 
109 Vgl. auch Abschlussbericht des Forschungspro-

jekts Reallabor Basisdokument im Auftrag der 

Bearbeitung des gemeinsamen digitalen Ver-

fahrensdokuments bundesweit zur Verfügung 

gestellt werden. Die Offenlegung der Daten-

struktur und das Bereithalten einheitlicher 

Schnittstellen sollte es überdies Softwarean-

bietern von Kanzleisoftware ermöglichen, ei-

gene Anwendungen zur Bearbeitung des digi-

talen Verfahrensdokuments zu entwickeln und 

in ihre Angebote zu integrieren.  

So könnten technische Lösungen die Rechtsan-

wältinnen und Rechtsanwälte beim digitalen 

Parteivortrag unterstützen. Vorstellbar ist 

etwa, dass technische Unterstützungssoftware 

aus einem klassischen Schriftsatz einen (abän-

derbaren) Vorschlag für einen digitalen Vortrag 

im Rahmen eines digitalen Verfahrensdoku-

ments erstellt. Dadurch könnte der Wechsel 

vom schriftsatzbasierten Vortrag hin zum digi-

talen Parteivortrag erleichtert und so die Ak-

zeptanz des Systemwechsels erhöht werden.  

b) Plattformlösung 

Für die digitale Aufbereitung des Parteivortrags 

bietet sich eine  an die Anwaltssoftware ange-

bundene  Plattformlösung an (dazu V.).110 Auf 

dieser Plattform ist das digitale Verfahrensdo-

kument zentral abgespeichert und für alle Ver-

fahrensbeteiligten und das Gericht zumindest 

Justizministerien Bayerns und Niedersachsens, 
S. 221 f. 

110 Vgl. auch Diskussionsp
, S. 39; Bert, AnwBl 2024, 14 

(16). 
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lesend (dazu unter 2.e)) zugänglich. Sicherzu-

stellen ist, dass die Parteien unmittelbar über 

neuen gegnerischen Vortrag sowie richterliche 

Hinweise und Anmerkungen informiert wer-

den.  

Die Erprobung setzt eine Plattform jedoch 

nicht zwingend voraus. Bei einer Anpassung 

der zur Übermittlung im elektronischen 

Rechtsverkehr zugelassenen Dateiformate 

kann der notwendige Austausch der Datens-

ätze mit dem jeweiligen Parteivortrag bzw. des 

digitalen Verfahrensdokuments als solches 

auch über die Nutzung der vorhandenen elekt-

ronischen Postfächer erfolgen.111 Die Vorteile 

bei der Bearbeitung des digitalen Parteivor-

trags können ohne Plattformlösung voraus-

sichtlich allerdings nicht vollkommen ausge-

schöpft werden. 

                                                           

111 In dieser Weise erfolgte die Erprobung im Real-
labor Basisdokument, vgl. Abschlussbericht des 
Forschungsprojekts Reallabor Basisdokument 

VII. Digitales Beweisverzeichnis 

Über ein bundeseinheitliches digitales Beweis-

verzeichnis, in das Gericht und Aktenzeichen 

des Ausgangsverfahrens und das Beweisthema 

aufgenommen werden, sollen Parteien sowie 

ihre Bevollmächtigten künftig in Erfahrung 

bringen können, ob in anderen Verfahren eine 

Beweisaufnahme zu einem Beweisthema statt-

gefunden hat.  

Bei Darlegung eines berechtigten Interesses 

können sie Akteneinsicht in dem nachgewiese-

nen Verfahren erlangen und die Verwertung 

dortiger Beweisaufnahmen (insbesondere Gut-

achten gemäß § 411a ZPO) anregen bzw. das 

Ergebnis sonstiger Beweisaufnahmen einfüh-

ren.  

Das digitale Beweisverzeichnis soll in einem 

ersten Schritt im Rahmen einer Erprobungsge-

setzgebung beschränkt auf Sachverständigen-

gutachten entwickelt und getestet werden.  

1. Handlungsbedarf und Zielsetzung 

Reformbedarf besteht vor allem in Bezug auf 

gang zu den hierfür eventuell bedeutsamen Be-

weismitteln: Während die an einer Vielzahl von 

Verfahren beteiligten Parteien und Bevoll-

mächtigten über Kenntnisse von Beweisauf-

nahmen in anderen Zivilprozessen verfügen, 

im Auftrag der Justizministerien Bayerns und 
Niedersachsens, S. 17 f. 
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die sie gezielt einzusetzen vermögen, fehlen 

solche Kenntnisse bei den nicht gleichermaßen 

umfangreich in solchen Verfahren tätigen Par-

teien und Bevollmächtigten. Eine Veröffentli-

chung von Beweisbeschlüssen findet nur spo-

radisch statt (siehe hierzu D.V.1.). Veröffent-

lichte Endentscheidungen sind als Informati-

onsquelle nur sehr begrenzt geeignet, weil In-

formationen zu erfolgten Beweiserhebungen 

nicht durchgängig enthalten sind (vgl. § 313 

Abs. 2 ZPO). 

Von ausschlaggebender Bedeutung ist daher, 

dass der Anwaltschaft der Zugriff auf Beweis-

mittel aus anderen Verfahren so erleichtert 

wird, dass sie regelhaft in die Verfahren einge-

führt werden können. Das beseitigt nicht nur 

eine offensichtliche Chancenungleichheit, son-

dern wird auch in gewissem Umfang Wieder-

holungen erübrigen und gerade bei Massenver-

fahren Beschleunigungseffekte erzielen, ohne 

dass deshalb eine Verletzung des Gebots effek-

tiver Justizgewähr in Rede steht. Für eine Ein-

schätzung, ob Beweisergebnisse aus möglichen 

Parallelverfahren in den eigenen Prozess über-

tragen werden können, muss eine strukturierte 

und auch kuratierte Sammlung solcher Beweis-

ergebnisse vorhanden sein. Diese Sammlung 

muss gerichtsübergreifend und überregional 

zur Verfügung stehen. Je mehr solcher Daten 

zur Verfügung stehen und automatisiert ausge-

wertet werden können, desto besser lässt sich 

beurteilen, ob das Beweisthema identisch ist, 

die gleiche Fragestellung betrifft und auf an-

dere Fälle übertragen werden kann. Dabei darf 

nicht vergessen werden, dass im Falle der Ver-

wendung eines aus einem anderen Verfahren 

bzw. einer anderen Beweisaufnahme erstellten 

Sachverständigengutachtens dem confirma-

tion bias entgegengewirkt werden muss, der 

dann entstehen kann, wenn (insbesondere bei 

einer KI-gestützten Suche) zur Verfügung ste-

hende Gutachten in einer sich selbst bestäti-

genden Art und Weise vorgeschlagen werden. 

2. Lösung: Digitales Beweisverzeichnis 

Der mit der Informationsasymmetrie verbun-

denen Einschränkung der Chancengleichheit 

soll durch die Entwicklung einer den bereits 

seit langem bekannten Rechtsprechungsda-

tenbanken ähnlichen Informationssammlung 

über in anderen Verfahren erfolgte Beweisauf-

nahmen begegnet werden. Die Datenbank 

selbst soll nur Angaben zum Gericht und Ak-

tenzeichen, zum Beweisthema, sowie, soweit 

zum Verständnis erforderlich, zum Beweismit-

tel enthalten. Datenschutzrechtliche Anforde-

rungen sind zu beachten. Voraussetzung für 

eine Aufnahme in die Datenbank ist darüber 

hinaus, dass die Beweisaufnahme voraussicht-

lich auch Bedeutung für weitere Verfahren hat 

und keine besonders schützenswerten Daten 

(etwa Gutachten in Arzthaftungsfällen) enthält.  

Eine solche spezifisch auf Beweisaufnahmen 

fokussierte Nachweissammlung ermöglicht es 

Parteien in Parallelverfahren, möglicherweise 

relevante Beweisaufnahmen zu identifizieren. 

Können sie in der Folge ein berechtigtes Inte-

resse an der Akteneinsicht geltend machen, 
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können sie nach § 299 Abs. 2 ZPO Aktenein-

sicht in die nachgewiesenen Verfahren erlan-

gen und die Verwertung dort enthaltener Be-

weisaufnahmen (insbesondere Gutachten ge-

mäß § 411a ZPO) anregen bzw. das Ergebnis 

sonstiger Beweisaufnahmen jedenfalls im 

Wege des Urkundenbeweises einführen. Auch 

die Gerichte selbst haben die Möglichkeit, auf 

das digitale Beweisverzeichnis zuzugreifen. 

Um das Konzept zu testen, soll die Nachweis-

datenbank zunächst auf Sachverständigengut-

achten in Rechtsgebieten, in denen eine Verlet-

zung von Persönlichkeitsrechten oder sonsti-

gen schützenswerten Interessen (z.B. Ge-

schäftsgeheimnissen) der Beteiligten der Aus-

gangsverfahren unwahrscheinlich ist, be-

schränkt werden. Dies kann im Rahmen einer 

Erprobungsgesetzgebung erfolgen, mit der 

auch vergütungsrechtliche Fragen bei einer 

vermehrten 

digengutachten geregelt werden. Ebenso wäre 

zu regeln, bei welcher Stelle eine solche Nach-

weissammlung geführt wird, wie der Zugang 

ausgestaltet wird und welche Kosten für ihre 

Nutzung anfallen. Bei der Ausgestaltung muss 

sichergestellt werden, dass die Sammlung bun-

desweit zugänglich ist und bundesweit mit In-

-

nerhalb einzelner Bundesländer oder Fachge-

richtsbarkeiten führen nicht zu den erwarteten 

Synergieeffekten und verschenken die Mög-

lichkeit, vorhandenes Wissen und Informatio-

nen umfänglich auszuwerten und zugänglich 

zu machen. In welchen Verfahren genau die 

durchgeführten Beweisaufnahmen in das digi-

tale Beweisverzeichnis aufzunehmen sind, ins-

besondere auch um einen bias zugunsten be-

stimmter Beweisergebnisse auszuschließen, ist 

weiter zu untersuchen. 

VIII. Vollstreckungsregister 

Es soll ein zentral geführtes digitales Vollstre-

ckungsregister geschaffen werden, in dem alle 

Vollstreckungstitel, deren zwangsweise Durch-

setzung betrieben wird, erfasst werden. 

Der Eintrag eines Vollstreckungstitels im Voll-

streckungsregister tritt an die Stelle der bislang 

papiergebundenen vollstreckbaren Ausferti-

gung. Der Vollstreckbarkeitsvermerk im Regis-

ter ersetzt die Wirkung einer Vollstreckungs-

klausel.  

Das Vollstreckungsregister ist vom Justizportal 

aus als Bestandteil eines umfassenderen Voll-

streckungsportals erreichbar und an eine zu er-

richtende Kommunikationsplattform ange-

bunden. 

1. Voraussetzungen einer medien-

bruchfreien digitalen Vollstreckung 

Das Zwangsvollstreckungsrecht beschränkt 

den Prüfungsumfang der Vollstreckungsor-

gane von Amts wegen regelmäßig auf die fest-
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gelegten Voraussetzungen der Zwangsvollstre-

112 Die kon-

krete Verfahrensführung ist durch den Zwang 

zur Nutzung amtlicher Vollstreckungsformu-

lare (§ 753 Abs. 3, § 829 Abs. 4 ZPO, §§ 1 ff. 

ZVFV) formalisiert. Die damit einhergehende 

Standardisierung des Vollstreckungsverfahrens 

schafft gute Voraussetzungen für dessen Digi-

talisierung.113  

Nichtsdestotrotz haben Modernisierungen der 

Zivilprozessordnung das Zwangsvollstre-

ckungsverfahren bisher nur punktuell erfasst. 

Auch jüngere Reformpläne114 stützen sich un-

verändert auf die Schaffung und Verkörperung 

von Vollstreckungstiteln in Gestalt von voll-

streckbaren Ausfertigungen  selbst dann, 

wenn der Vollstreckungstitel als elektronisches 

Dokument errichtet wurde.115 Damit bleibt die 

vollstreckbare Ausfertigung des Titels eine me-

diale Sollbruchstelle beim Übergang zum Voll-

streckungsverfahren, auch wenn die jeweiligen 

Verfahrensabschnitte für sich im elektroni-

schen Rechtsverkehr und unter Nutzung von E-

Akten-Systemen geführt werden. 

Die medienbruchfreie digitale Vollstreckung 

erfordert den Ersatz der papiergebundenen 

                                                           

112 BGH, Beschl. v. 17.1.2024, VII ZB 54/21, NJW-
RR 2024, 481 Rn. 14; MüKoZPO/Rauscher, 6. 
Aufl. 2020, Einl. vor § 1 ZPO Rn. 436 f.; Sa-
enger/Saenger, ZPO, 10. Aufl. 2023, Einführung 
Rn. 83. 

113 Stamm, NJW 2021, 2563 Rn. 1. 
114 Regierungsentwurf eines Gesetzes zur weiteren 

Digitalisierung der Zwangsvollstreckung, BT-
Drs. 20/11310. 

115 Stamm, ZZP 137 (2024), 151 (153); zur Urteils-
ausfertigung vgl. BeckOK ZPO/Elzer, 54. Ed. 

vollstreckbaren Ausfertigung durch ein elekt-

ronisches Dokument116 mit der Eignung für ei-

nen elektronischen strukturierten Datenaus-

tausch. Auf dieses neue Äquivalent sind die 

rechtlichen Strukturen des Zwangsvollstre-

ckungsverfahrens, die Praxis der elektroni-

schen Erteilung von Vollstreckungsaufträgen 

und die verfahrensbezogene Kommunikation 

auszurichten. Verfahrensschritte, die der Pa-

pierform geschuldet waren, wie etwa die suk-

zessive postalische Weiterleitung der voll-

streckbaren Ausfertigung von Vollstreckungs-

organ zu Vollstreckungsorgan, können entfal-

len. Das führt zur Straffung des Vollstre-

ckungsverfahrens und erlaubt eine verein-

fachte und beschleunigte Durchsetzung von in 

elektronischer Form errichteten Vollstre-

ckungstiteln. Ob bereits in Papierform existie-

rende Titel in die elektronische Form überführt 

oder in dieser Form weiter vollstreckt werden 

können, erfordert eine weitere Prüfung der da-

mit verbundenen Vorteile und Nachteile. 

Um Zwangsvollstreckungsverfahren medien-

bruchfrei und ohne wiederholte Dateneinga-

ben nutzerfreundlich und beschleunigt führen 

zu können, soll daher ein zentral geführtes 

Stand 1.9.2024, § 317 ZPO Rn. 18; Zöller/Fes-
korn, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 317 ZPO Rn. 6 f. 

116 Vgl. 
, S. 108 f.; Bernhardt, NJW 2015, 

2775 (2776). 
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bundesweites digitales Vollstreckungsregister 

errichtet werden, in dem die Voraussetzungen 

der Zwangsvollstreckung (Titel, Vollstreckbar-

keitsvermerk, Zustellung) hinterlegt sind und 

welches in das Justizportal ein- und an die zu 

errichtende Kommunikationsplattform ange-

bunden ist.117  

2. Titelbezogener Anwendungsbereich 

eines Vollstreckungsregisters 

Das Vollstreckungsregister soll  entgegen teil-

weise unterbreiteten Vorschlägen118  kein all-

gemeines Titelregister oder dokumentarisches 

Titelarchiv vergleichbar dem elektronischen 

Urkundenarchiv der Bundesnotarkammer (§ 78 

Abs. 2 Nr. 3, § 78h BNotO) sein, sondern nur 

diejenigen Vollstreckungstitel aufführen, deren 

zwangsweise Durchsetzung tatsächlich betrie-

ben wird. Dadurch wird dem zivilprozessualen 

Grundsatz der Prozessökonomie und der Dis-

positionsmaxime ebenso Rechnung getragen 

wie dem datenschutzrechtlichen Prinzip der 

Datenminimierung.119 Wie bislang bei der Ertei-

lung einer vollstreckbaren Ausfertigung, soll 

auch die Eintragung in das Vollstreckungsre-

gister auf Initiative der Gläubigerin bzw. des 

Gläubigers, nicht aber von Amts wegen durch 

                                                           

117 Dazu können die bereits laufenden Überlegun-
gen des Bundes und der Länder zu einer 

zept für eine bundesweite Vollstreckungsdaten-

wickelt werden. 

den jeweiligen Titelersteller erfolgen. Gleicher-

maßen soll eine Eintragung auf Initiative der 

Gläubigerin bzw. des Gläubigers oder  bei Ti-

telerschöpfung auch der Vollstreckungs-

schuldnerin bzw. des Vollstreckungsschuld-

ners  wieder entfernt werden können. 

Gegen ein weitergehendes, allgemeines Titel-

register spricht, dass nicht alle Titel zwangs-

weise durchgesetzt werden müssen oder kön-

nen. Auch Titel, die durch ausländische Voll-

streckungsorgane vollstreckt werden sollen, 

eignen sich für eine Registratur im nationalen 

Vollstreckungsregister nicht. Darüber hinaus 

gibt es Sonderfälle, die es erforderlich machen 

können, vor oder mit der Registereintragung 

eine Titelumschreibung vorzunehmen.120 Eine 

automatisierte Registratur aller Titel auf Basis 

der Daten des Erkenntnisverfahrens würde ei-

nen unnützen, aufgrund der Zahl an Titeln un-

verhältnismäßig hohen Aufwand verursachen. 

Eine Überfrachtung des Vollstreckungsregis-

ters mit praktisch unnötigen Eintragungen 

sollte von Anfang an vermieden werden. 

Soweit eine Zwangsvollstreckung tatsächlich 

betrieben wird, soll das Vollstreckungsregister 

unterschiedslos alle Vollstreckungstitel erfas-

sen, also unabhängig vom Titelersteller (z.B. 

118 Vgl. Damm, DNotZ 2017, 426 (429); Stamm, ZZP 
137 (2024), 151 (154 f.); Stamm, NJW 2021, 2563 
Rn. 5 ff. 

119 Vgl. Gola/Heckmann/Pötters, DS-GVO - BDSG, 
3. Aufl. 2022, Art. 5 DS-GVO Rn. 22; BeckOK Da-
tenschutzrecht/Wolff, 49. Ed. 1.11.2021, Grund-
lagen Syst. A Rn. 42. 

120 Etwa § 265 ZPO, vgl. Musielak/Voit/Foerste, 
ZPO, 21. Aufl. 2024, § 265 ZPO Rn. 10. 
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deutsches Gericht, Gericht aus dem EU-

Ausland, Gütestelle, Notar), der Errichtungs-

form (auf Papier, als elektronisches Doku-

ment), der Art (z.B. Urteil, Gerichtsbeschluss, 

notarielle Urkunde) und dem Inhalt des Voll-

streckungstitels. Ebenfalls sollten im Inland zu 

vollstreckende Vollstreckungsurteile über die 

Zulässigkeit der Vollstreckbarkeit ausländi-

scher Urteile nach den §§ 722, 723 ZPO erfasst 

werden. Auf diese Weise könnten die Verfah-

rensabläufe für ein breit gefasstes Titelspekt-

rum vereinheitlicht und damit für alle Beteilig-

ten effizienter gestaltet werden.  

Auf Antrag eintragungsfähig sollen auch titel-

ersetzende Vollstreckungsaufträge von Ver-

waltungsbehörden sein (z.B. nach § 7 JBeitrG), 

die Vollstreckungsorgane der Zivilrechtspflege 

im Rahmen der Verwaltungsvollstreckung mit 

Vollstreckungsmaßnahmen beauftragen. Allein 

die Leihe von Vollstreckungsorganen der Zivil-

rechtspflege gibt keinen genügenden Grund, 

die Verwaltungsbehörden einem zivilrechtli-

chen Registerzwang zu unterwerfen. Um bei 

Beauftragung durch Verwaltungsbehörden 

einheitliche Verfahrensabläufe zu ermöglichen, 

                                                           

121 Zum von der Bundesnotarkammer und dem 
Bayerischen Staatsministerium der Justiz entwi-
ckelten Digitalen Gültigkeitsregister für Legiti-
mationsurkunden, vgl. Danninger, RDi 2021, 109 
ff. 

122  bundesweite 

Kernfunktionali-

sollte eine Registratur, auch zur denkbaren ei-

genen Verfahrenserleichterung der Verwal-

tungsbehörden, jedoch zugelassen werden. 

3. Multifunktionalität des Vollstre-

ckungsregisters 

Das Vollstreckungsregister soll, um eine größt-

mögliche Digitalisierungswirkung zu entfalten, 

multifunktional ausgestaltet werden und über 

die Funktionalität eines reinen Gültigkeitsre-

gisters,121 welches binär einen Status (gül-

tig/ungültig) ausweist, hinausgehen.  

a) Registereintrag als Ersatz für voll-

streckbare Ausfertigung  

Der Titeleintrag im Vollstreckungsregister soll 

über die unter den aktuellen rechtlichen Rah-

menbedingungen erwogene digital erleichterte 

Überprüfung der Papierausfertigung122 hinaus 

regelhaft an die Stelle der bislang nach § 724 

ZPO nötigen vollstreckbaren Ausfertigung des 

Vollstreckungstitels treten. Die Stellen, die bis-

lang zur Erteilung von vollstreckbaren Ausfer-

tigungen befugt sind, sollen Schreibrechte im 

Register erhalten, um die einer vollstreckbaren 

tät aus Sicht der Vollstreckungsorgane ist die di-
gitale Abrufbarkeit von elektronischen Doku-
menten (PDF) am Bildschirm  
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Ausfertigung äquivalenten Eintragungen vor-

nehmen zu können.123 

Durch den digitalen Eintrag würden Probleme 

wie das Abhandenkommen der papiergebun-

denen vollstreckbaren Ausfertigung oder die 

versehentliche Doppelausfertigung vermie-

den.124 Der Eintrag würde das Verfahren zur Er-

teilung weiterer vollstreckbarer Ausfertigun-

gen (§ 733 ZPO) obsolet machen. Aufgrund der 

jederzeitigen und parallelen Abrufbarkeit der 

Eintragung im Vollstreckungsregister könnten 

mehrere Vollstreckungsmaßnahmen durch 

verschiedene Vollstreckungsorgane gleichzei-

tig durchgeführt und einzelne Vollstreckungs-

maßnahmen beschleunigt werden, so etwa, 

wenn infolge von Zuständigkeitsregelungen 

mehrere Gerichtsvollzieherinnen bzw. Ge-

richtsvollzieher zusammenwirken müssen (vgl. 

§ 16 GVO), die vereinfacht je für sich auf das 

ubiquitäre Register zugreifen können.125 

Vollstreckbare Ausfertigungen in Papierform 

sollen nur noch erteilt werden, wenn ein 

Rechtsschutzbedürfnis dafür besteht, etwa bei 

                                                           

123 Z.B. könnte § 724 Abs. 2 ZPO sinngemäß lauten: 
Die Erklärung der Vollstreckbarkeit des Regis-

tereintrags oder die vollstreckbare Ausfertigung 
wird von dem Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle des Gerichts des ersten Rechtszuges er-
teilt. Ist der Rechtsstreit bei einem höheren Ge-
richt anhängig, so kann die Erklärung der Voll-
streckbarkeit des Registereintrags oder die voll-
streckbare Ausfertigung auch von dem Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Ge-

 
124 Stamm, ZZP 137 (2024), 151 (157). 

der beabsichtigten Durchsetzung eines inländi-

schen Vollstreckungstitels durch ausländische 

Vollstreckungsorgane. Für diesen  zukünftig 

schmalen  Anwendungsbereich sind die bis-

herigen ZPO-Vorschriften als Ausnahmerege-

lungen beizubehalten. 

b) Registereintrag als Ersatz für die 

Vollstreckungsklausel 

Die digitale Registereintragung soll im Anwen-

dungsbereich des Vollstreckungsregisters dar-

über hinaus die Vollstreckungsreife des Titels 

bestätigen.126 Dazu ist die Vollstreckbarkeit des 

Titels von der zuständigen Stelle, in der Regel 

dem Titelersteller, im Register zu vermerken. 

Das Klauselerteilungsverfahren wandelt sich 

damit zum Registereintragungsverfahren mit 

einfachen und qualifizierten Registereinträ-

gen.127 Die Umstände, von denen schon bislang 

die Erteilung der Vollstreckungsklausel abhing, 

sollen auch für die Registereintragung gelten. 

Die im geltenden Recht vorgesehenen Ausnah-

men vom Klauselerfordernis z.B. für Vollstre-

ckungsbescheide (§§ 754a, 796 Abs. 1, § 829a 

125 Damit einher geht zwar die Gefahr von Zuviel-
Vollstreckungen, jedoch besteht dieses Risiko 
auch im jetzigen Zwangsvollstreckungsrecht, 
z.B. bei Pfändung und Überweisung gleich meh-
rerer Forderungen unterschiedlicher Dritt-
schuldner; diesem Risiko kann mittels Vollstre-
ckungserinnerung und Bereicherungsklage be-
gegnet werden. 

126 Ähnlich 
, S. 111: Einstellung ins Register 

in Abhängigkeit vom Vorliegen der grundsätzli-
chen Vollstreckungsvoraussetzungen. 

127 Ähnlich Stamm, ZZP 137 (2024), 151 (157). 

https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
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ZPO) oder Kostenfestsetzungsbeschlüsse 

(§ 795a ZPO) können gestrichen werden. Für 

Vollstreckungstitel, die nicht registergestützt 

durchgesetzt werden können, etwa bei durch 

ausländische Vollstreckungsorgane zu veran-

lassenden Vollstreckungsmaßnahmen, bleibt 

es bei der bisherigen Klauselerteilung. 

Auf die vorbeschriebene Zweistufigkeit des 

Verfahrens (Eintragung des Vollstreckungsti-

tels und klauselgleiche Bestätigung der Voll-

streckungsreife) kann wegen des Erfordernis-

ses titelergänzender Vollstreckbarkeitsbe-

scheinigungen -

übertragende Klauseln, nicht verzichtet wer-

den. 

c) Bescheinigung der Zulässigkeit der 

Zwangsvollstreckung 

Mit dem Registereintrag wird die Zulässigkeit 

der Zwangsvollstreckung aus dem jeweiligen 

Vollstreckungstitel bescheinigt (Vermerk der 

Vollstreckungsfähigkeit). Dadurch werden 

Vollstreckungsorgane von Prüfungen entlas-

tet; dasselbe soll für die nach § 751 ZPO zu be-

achtenden besonderen Vollstreckungsvoraus-

setzungen gelten. Der Registereintrag würde so 

das Original des Titeldokuments in Zwangs-

vollstreckungsverfahren vertreten (Titelein-

trag) und das Bestehen und die Vollstreckungs-

reife des Vollstreckungstitels bestätigen (Voll-

                                                           

128 Dafür Stamm, ZZP 137 (2024) 151 (156). 

streckbarkeitsvermerk). Der Vermerk der Voll-

streckungsfähigkeit sollte jedoch keine weiter-

gehende rechtliche Wirkung haben, als das 

Vorliegen der allgemeinen und besonderen 

Vollstreckungsvoraussetzungen zu bescheini-

gen. Vollstreckungshindernisse (z.B. nach § 775 

ZPO, § 89 InsO) wären weiterhin zu beachten.  

Der Registereintrag erfüllt damit zwei der drei 

allgemeinen Vollstreckungsvoraussetzungen 

(Titel und Klausel). Die Eintragung eines Titels 

im Vollstreckungsregister vermag ohne Weite-

res aber nicht das dritte Erfordernis, die Zustel-

lung an die Titelschuldnerin bzw. den Titel-

schuldner, zu ersetzen. Das wäre nur denkbar, 

wenn das Vollstreckungsregister  zwangsvoll-

streckungsrechtlich sachfremd und zu aufwen-

dig (dazu unter 2.)  als allgemeines Verkün-

dungsportal für die einzutragenden Titel ge-

nutzt würde.128 Die Eintragung sollte aber um-

gekehrt auch nicht von der nachzuweisenden 

vorherigen Zustellung des Titels an den Titel-

schuldner abhängig gemacht werden. Das 

würde das Vollstreckungsverfahren verzögern, 

welches nach geltendem Recht gleichzeitig mit 

der Zustellung des Titels beginnen darf.129 Au-

ßerdem würde anderenfalls dem einstweiligen 

Rechtsschutz das Überraschungsmoment ge-

nommen, welches § 929 Abs. 3 S. 2 ZPO 

dadurch schafft, dass die Zustellung des Ar-

129 Vgl. Musielak/Voit/Lackmann, ZPO, 21. Aufl. 
2024, § 750 ZPO Rn. 15. 
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restbeschlusses oder der einstweiligen Verfü-

gung binnen einer Woche nach Vollziehung ge-

nügt. 

Ist die Zustellung erfolgt, sollte dies auf Veran-

lassung des handelnden Zustellorgans im Voll-

streckungsregister mit Bescheinigungswirkung 

für alle nachfolgenden Vollstreckungsmaßnah-

men verzeichnet werden, denn ausreichend ist 

eine einmalige Zustellung der die Grundlage 

der Zwangsvollstreckung bildenden Doku-

mente für alle Vollstreckungsmaßnahmen.130 

d) Quittierungs- und Zeugnisfunktion 

Die vollständige oder teilweise Leistung auf die 

titulierten Ansprüche soll zum Schutz der 

Schuldnerin bzw. des Schuldners vor Vollstre-

ckung über den titulierten Anspruch hinaus 

nach § 757 ZPO durch einen entsprechenden 

Eintrag im Vollstreckungsregister vermerkt 

werden und die bisherige Herausgabe der voll-

streckbaren Ausfertigung wie auch die Quit-

tungserteilung funktional ersetzen.131 

Das Vollstreckungsregister kann darüber hin-

aus die Funktion der Erteilung von Rechtskraft- 

und Notfristzeugnissen (§ 706 ZPO) in Bezug 

auf solche Titel übernehmen, deren Vollstre-

ckung betrieben wird.132 Übermittelt ein Ge-

                                                           

130 BeckOK ZPO/Ulrici, 54. Ed. Stand 1.9.2024, 
§ 750 ZPO Rn. 21. 

131 Stamm, ZZP 137 (2024), 151 (159); zur Eignung 
eines elektronischen Registers, dasselbe 
zwangsvollstreckungsrechtliche Schutzniveau 
zu erreichen, siehe die Begründung des Gesetzes 

richt einen Vollstreckungstitel zur Registerein-

tragung, könnte es die ihm mitgeteilte Regis-

ternummer und die Rechtsmittelfrist in seinem 

E-Akten-System hinterlegen. Wird nach ent-

sprechender Wiedervorlage vom Gericht kein 

Rechtsmitteleingang verzeichnet, könnte dies 

in der dortigen E-Akte festgehalten und auto-

matisch eine Mitteilung an das Vollstreckungs-

register veranlasst werden, in welchem die 

Rechtskraft und ein Statusübergang von vor-

läufig zu endgültig vollstreckbar registriert 

würde. Erfolgt der Vollstreckungsauftrag erst 

nach Rechtskrafteintritt, würde das Gericht die 

Rechtskraft direkt mit der Titelübermittlung 

mitteilen. 

e) Dokumentenablage zur Verfah-

renserleichterung 

Die Registereintragung erfordert die digitale 

Hinterlegung des Vollstreckungstitels und der 

weiteren Vollstreckungsdokumente (z.B. 

Nachweise über Zustellungen oder Bedin-

gungseintritte nach § 726 ZPO), die als abruf-

bare elektronische Dokumente im jeweils ein-

zurichtenden Registerordner abzulegen sind. 

Die Vollstreckungsdokumente, die nach § 750 

ZPO der Schuldnerin bzw. dem Schuldner zur 

Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung zwin-

zur Neuordnung der Aufbewahrung von Notari-
atsunterlagen und zur Einrichtung des Elektro-
nischen Urkundenarchivs bei der Bundesnotar-
kammer, BT-Drs. 18/10607, 43. 

132 Stamm, ZZP 137 (2024), 151 (155 f.). 
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gend zuzustellen sind, könnten in dem Regis-

terordner als zustellfähiges Dokument, also er-

forderlichenfalls etwa mit der qualifizierten 

elektronischen Signatur des Dokumentener-

stellers abgelegt werden. Bei einer solchen 

Ausgestaltung würde es der Vollstreckungs-

gläubigerin bzw. dem Vollstreckungsgläubiger 

ermöglicht, zusammen mit der Einleitung der 

Vollstreckungsmaßnahme auch die Zustellung 

durch das Vollstreckungsorgan unmittelbar aus 

dem Register heraus zu veranlassen.  

4. Öffentlicher Glaube des Vollstre-

ckungsregisters 

Der Eintrag im Vollstreckungsregister soll öf-

fentlichen Glauben dahingehend genießen, 

dass es eines weiteren Nachweises über das 

Vorliegen einer vollstreckbaren Ausfertigung 

des Titels nicht bedarf. Dies ist deshalb ge-

rechtfertigt, weil der Vollstreckbarkeitsver-

merk, der die Vollstreckungsreife bestätigt, im 

Vollstreckungsregister allein durch die Titeler-

steller selbst erfolgen kann.  

Umgekehrt sollte das Register hinsichtlich des 

aktuellen Bestandsumfangs der titulierten An-

sprüche aber keine positive Publizitätswirkung 

haben. Anderenfalls würden Schuldnerinnen o-

der Schuldner, die außerhalb von Vollstre-

ckungsmaßnahmen vorgenommene Teilerfül-

lungen registerlich nicht erfassen lassen oder 

nicht in geeigneter Form nachweisen können 

(§ 775 Nr. 4 und 5 ZPO), benachteiligt. Einwen-

dungen gegen den titulierten Anspruch selbst 

wären weiterhin im Verfahren der Vollstre-

ckungsabwehrklage vorzubringen und ein Ur-

teil, welches zu einem Vollstreckungshindernis 

führt (§ 775 Nr. 1 ZPO), vom Prozessgericht 

von Amts wegen zur Registereintragung wei-

terzuleiten. 

5. Ausgestaltung des Vollstreckungsre-

gisters 

Um seine Multifunktionalität zu gewährleisten, 

soll das Vollstreckungsregister nach dem Vor-

bild bestehender zivilrechtlicher Register (z.B. 

Handels-, Vereins-, Genossenschaftsregister) 

bestehen aus 1.) dem jeweiligen Registerblatt 

für die Eintragungen, 2.) einem Registerordner 

für die zu hinterlegenden vollstreckungsbezo-

genen Dokumente sowie 3.) einem Ablageort, 

in den registerbezogene Dokumente (z.B. Ver-

fügungen der registerführenden Stelle) einge-

stellt werden. Jeder Titeleintrag soll unter einer 

individuellen Registernummer geführt werden. 

Für die Richtigkeitsgewähr der Titeleintragung, 

insbesondere zur Verhinderung versehentli-

cher Doppelregistrierungen oder der Erfassung 

bereits verbrauchter Titel, soll die automati-

sierte generische Vergabe von Titelidentifikati-

onsnummern durch die Titelersteller vorge-

schrieben werden.  

Alle Registereinträge sollen aus verarbeitungs-

fähigen Datensätzen bestehen und  nach Vor-

bild des strukturierten Registerinhalts des Han-

delsregisters  einen strukturierten Datenaus-

tausch ermöglichen. Der Titeleintrag soll Anga-
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ben zum Titelgläubiger, Titelschuldner (ent-

sprechend § 882b Abs. 2 ZPO), den Verfah-

rensbevollmächtigten, dem Vollstreckungstitel 

und der Vorläufigkeit (§§ 708 ff. ZPO) oder Be-

dingtheit (§ 726 ZPO) seiner Vollstreckbarkeit 

enthalten. Vollstreckungshindernisse und -be-

schränkungen, insbesondere nach § 775 ZPO, 

sind ebenfalls im Register zu vermerken und 

entsprechende Dokumente im Registerordner 

zu hinterlegen. 

Die Erfassung auch der titulierten Ansprüche in 

maschinell verarbeitungsfähiger Form wäre 

wünschenswert, dürfte wegen der Vielgestal-

tigkeit von Tenorierungsmöglichkeiten jedoch 

schwierig umzusetzen sein und in zahlreichen 

Fällen eine manuelle Dateneingabe erfordern. 

Hilfreich könnte insoweit eine Vorgabe in § 313 

ZPO sein, den zu vollstreckenden Urteilsaus-

spruch als für eine Eintragung im Vollstre-

ckungsregister verarbeitungsfähigen struktu-

rierten Datensatz zu erfassen. Von Vorteil, aber 

ebenso schwierig umzusetzen, wäre die Aus-

weisung nicht nur des Nennbetrages einer titu-

lierten Zahlungsforderung, sondern auch des 

aktuellen Restbetrages, der mit den im Register 

hinterlegten Daten (Hebevermerken) automa-

tisch errechnet werden könnte.133 Hier stellt 

sich allerdings das  auch heute bestehende  

Problem von Zahlungen außerhalb von Voll-

streckungsmaßnahmen, die vom Vollstre-

ckungsorgan nicht ohne Weiteres im Register 

eingetragen werden können. 

                                                           

133 Kasselmann, DGVZ 2023, 190 (191). 

Die im Registerordner hinterlegten Dokumente 

sollen möglichst einen elektronischen Daten-

austausch zu allen Vollstreckungseinzelverfah-

ren, also den der konkreten Titeldurchsetzung 

dienenden einzelnen Vollstreckungsmaßnah-

men, erlauben. Alternativ wären zumindest 

einzelne der im Register abzulegenden Doku-

mente nicht nur als solche, sondern zumindest 

auch als strukturierte Datensätze auf dem je-

weiligen Registerblatt zu erfassen. Das würde 

eine unmittelbare Datenverarbeitung und da-

mit weitere Funktionalitäten ermöglichen. Bei-

spielhaft könnten als Datensätze zugelieferte 

Kostenrechnungen der Vollstreckungsorgane 

bei der Beantragung und Durchführung der 

Kostenfestsetzung nach § 788 Abs. 2 ZPO au-

tomatisiert verarbeitet werden. 

6. Anbindung des Vollstreckungsregis-

ters an die IT-Anwendungen 

Das Vollstreckungsregister muss über Schnitt-

stellen an die justizseitig beim Prozess-, Voll-

streckungs- und Insolvenzgericht, den Grund-

buchämtern und Gerichtsvollzieherinnen und 

Gerichtsvollziehern derzeit oder zukünftig ge-

nutzten IT-Anwendungen angebunden wer-

den. Dasselbe gilt für die technische Anbin-

dung an Anwendungen der Notarinnen und 

Notare und weiterer Titelersteller. 
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a) Einbettung in das Justizportal 

Für Rechtsuchende sollen das Vollstreckungs-

register und die daran angebundenen Vollstre-

ckungsorgane über das Justizportal erreichbar 

sein. Erste Anträge zur Vorbereitung der späte-

ren Zwangsvollstreckung sollen wie bisher im 

Erkenntnisverfahren gestellt werden können. 

So würde dem bisher schon bei Einreichung der 

Klageschrift verbreiteten Antrag auf Erteilung 

einer vollstreckbaren Ausfertigung (§ 317 

Abs. 2 S. 1 ZPO) künftig der Antrag auf Eintra-

gung des Titels in das Vollstreckungsregister 

entsprechen. Darüber hinaus soll es nutzer-

freundlich möglich sein, im Anschluss an die 

elektronische Übermittlung eines Vollstre-

ckungstitels durch das Prozess- oder Mahnge-

richt die Vollstreckungsorgane über das Jus-

tizportal elektronisch mit der Zustellung und 

Durchsetzung des Titels zu beauftragen. 

b) Integration in ein umfassenderes 

Vollstreckungsportal 

Das Vollstreckungsregister soll in das bisherige 

Vollstreckungsportal integriert werden. Das 

gemeinsame Vollstreckungsportal der Länder 

beschränkt sich derzeit auf die Bereitstellung 

von Daten aus den Schuldnerverzeichnissen 

nach den §§ 882b ff. ZPO und, für den in § 802k 

Abs. 2 ZPO genannten Berechtigtenkreis, auch 

aus den schuldnerischen Vermögensauskünf-

                                                           

134 Für eine Verknüpfung Stamm, ZZP 137 (2024), 
151 (160). 

ten. Diese eingeschränkte Funktionalität ent-

spricht nicht dem, was Bürgerinnen und Bürger 

unter dem Begriff 

warten dürfen. 

Eine direkte Anbindung des Vollstreckungsre-

gisters an das Schuldnerverzeichnis erscheint 

demgegenüber weder rechtlich noch technisch 

zwingend geboten.134 Anordnungen über die 

Eintragung in das Schuldnerverzeichnis nach 

§ 882c ZPO können im Vollstreckungsregister 

dokumentiert werden. Sie müssen aber nicht 

von dort, sondern können von der anordnen-

den Stelle an diejenige, die das Schuldnerver-

zeichnis führt, übermittelt werden. Umgekehrt 

erscheint es jedoch sinnvoll, die im Schuldner-

verzeichnis nach § 882b Abs. 2 und 3 ZPO zu 

vermerkenden Daten direkt aus dem Vollstre-

ckungsregister zu importieren. Insoweit ist zu 

erwägen, ob das Schuldnerverzeichnis zu einer 

Unterfunktion des Vollstreckungsregisters im 

Sinne eines automatisiert erstellten Auszuges 

werden kann. 

7. Einsichtnahme in das Vollstre-

ckungsregister 

Das Vollstreckungsregister soll nicht schran-

kenlos für jedermann einsehbar sein. Derglei-

chen gebietet auch der aus § 169 GVG folgende 

Grundsatz der Öffentlichkeit nicht. Dieser fin-

det auf Vollstreckungsverfahren keine Anwen-

dung.135 Uneingeschränkt einsichtsberechtigt 

135 MüKoZPO/Pabst, 6. Aufl. 2022, § 169 GVG Rn. 
14. 
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müssen hingegen die Vollstreckungsorgane 

sein. Bezogen auf die eigenen Einträge gilt das-

selbe für die jeweilige Gläubigerin bzw. den je-

weiligen Gläubiger und deren bzw. dessen Ver-

fahrensbevollmächtigte.  

Vollstreckungsschuldnerinnen und Vollstre-

ckungsschuldnern sind Einsichtsrechte einzu-

räumen, sobald ihnen rechtliches Gehör zu ge-

währen ist.136 Soweit es zur Erfüllung ihrer Auf-

gaben erforderlich ist, müssen außerdem die 

Titelersteller Zugang in Form von Einsichts- 

und Schreibrechten haben. Dasselbe gilt zu 

Zwecken der Gesamtvollstreckung für die In-

solvenzgerichte und mit Blick auf mögliche 

Vollstreckungssperren nach § 49 Abs. 1 Nr. 1 

StaRUG für die Restrukturierungsgerichte. Zu-

letzt sind auch den Strafverfolgungs- und 

Strafvollstreckungsbehörden Befugnisse ent-

sprechend den §§ 802k Abs. 2 S. 3, 882f Abs. 1 

S. 1 Nr. 5 ZPO einzuräumen.  

IX. Formularbasierte Verfahren 

Die bisherigen (elektronischen) Formulare sind 

sukzessive durch dynamische Eingabe- und 

Abfragesysteme zu ersetzen. Die online einge-

gebenen Daten werden aus der Anwendung 

heraus digital an das Gericht übermittelt. Die 

Eingabe- und Abfragesysteme sollen langfristig 

                                                           

136 Stamm, ZZP 137 (2024), 151 (155). 

als Anwendungsmodule in eine Kommunikati-

onsplattform integriert werden. 

Die Nutzung jeweils vorgesehener Eingabe- 

und Abfragesysteme ist auch für nicht-profes-

sionelle Verfahrensbeteiligte bzw. deren Ver-

treterinnen und Vertreter grundsätzlich ver-

pflichtend. In der Zivilprozessordnung ist eine 

allgemeine Regelung zur Einführung digitaler 

Eingabe- und Abfragesysteme zu schaffen. 

In formularbasierten Verfahren kommt der 

Einsatz von entscheidungsvorbereitenden und 

entscheidungsunterstützenden automatisier-

ten Verfahren und KI-Systemen in Betracht. 

1. Ausgangslage 

Bislang sieht die Zivilprozessordnung für ver-

schiedene Verfahren die zwingende Verwen-

dung von Formularen vor, so etwa im Verfah-

ren zur Bewilligung von Prozesskostenhilfe 

(§ 117 Abs. 3 S. 1, Abs. 4, § 120a Abs. 4 S. 1 

ZPO), im Mahnverfahren (§ 703c Abs. 1 S. 1, 

Abs. 2 ZPO) und im Zwangsvollstreckungsver-

fahren (§ 753 Abs. 3, § 758a Abs. 6, § 829 Abs. 4 

ZPO). Die Formulare werden auf den Formular-

servern der Justiz im Internet bereitgestellt und 
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können online oder nach Ausdruck hand-

schriftlich ausgefüllt werden.137  

Darüber hinaus sieht § 130c ZPO zur Vereinfa-

chung und Vereinheitlichung gerichtlicher Ver-

fahrensabläufe die Möglichkeit vor, durch 

Rechtsverordnung elektronische Formulare für 

das gerichtliche Verfahren einzuführen.138 In 

der Rechtsverordnung kann auch bestimmt 

werden, dass die in den Formularen enthalte-

nen Angaben in strukturierter maschinenlesba-

rer Form zu übermitteln sind. Von dieser Ver-

ordnungsermächtigung hat das Bundesjustiz-

ministerium bislang keinen Gebrauch gemacht. 

2. Reformbedarf 

Auch wenn die oben genannten Formulare in 

elektronischer Form bereitgestellt sind, wer-

den sie häufig nicht digital bei den Gerichten 

eingereicht. Die Vermischung von analogen 

und digitalen Prozessen führt zu Medienbrü-

chen und ist für die Beteiligten umständlich 

und zeitaufwendig. Hinzu kommt, dass das Ge-

richt in formularbasierten Verfahren bislang 

nur in Ausnahmefällen die Möglichkeit hat, mit 

den Antragstellenden digital in Kontakt zu tre-

Die Einreichung von Papierformularen 

                                                           

137 Siehe z.B. Justizportal des Bundes und der Län-
der unter https://justiz.de/service/formular/in-
dex.php; Formularserver NRW unter 
https://www.jus-
tiz.nrw/BS/formulare/index.php; Justizportal 
BW unter https://justizportal.justiz-
bw.de/pb/,Lde/Startseite/Service/Formu-
lare+und+Hinweisblaetter; Internetseite des 
BMJ unter 

bei Gericht verursacht  bei elektronischer Ak-

tenführung  einen erheblichen Mehraufwand 

dadurch, dass diese nach den vorgegebenen 

Standards eingescannt und dann digital verak-

tet werden müssen. Auch die weitere (Rück-

)Kommunikation mit den Beteiligten führt zu 

Mehraufwand durch die Notwendigkeit des 

Ausdruckens und Versendens.  

Reformbedarf besteht auch deshalb, weil die 

derzeit unter Nutzung von (Papier-)Formularen 

gelebte Praxis nicht mehr dem Stand der Digi-

talisierung außerhalb der Justiz entspricht. Bür-

gerinnen und Bürger sind zunehmend daran 

gewöhnt, sich bei persönlichen und beruflichen 

Erledigungen digitaler Systeme zu bedienen. In 

der Lebenswirklichkeit der Bürgerinnen und 

Bürger und insbesondere der professionellen 

Verfahrensbeteiligten erscheint das händische 

Ausfüllen von (Papier-)Formularen als ana-

chronistisch. Das Ausfüllen und Übersenden 

von Formularen ist zeitaufwendig und die Pro-

zesse zur Entscheidung über einen solchen An-

trag sind langwierig, was dazu führt, dass an-

tragstellende Personen länger auf eine Ent-

scheidung warten müssen (z.B. Zeit für Post-

laufzeiten, gerichtsinterner Zu- und Abtrag). 

Hinzu kommt, dass ein Antragsformular es zu-

https://www.bmj.de/DE/service/formulare/for
mulare_muster_node.html. 

138 Siehe Riehm/Dörr/Biallaß, Digitalisierung und 
Zivilverfahren, 2023, § 11 Rn. 57 ff.; Biallaß, Die 
Verwendung von elektronischen Formularen zur 
Einreichung bei Gericht (Göttinger Kolloquien 
zur Digitalisierung des Zivilverfahrensrechts), 
2024, 63, 66 ff. 

https://justiz.de/service/formular/index.php
https://justiz.de/service/formular/index.php
https://www.justiz.nrw/BS/formulare/index.php
https://www.justiz.nrw/BS/formulare/index.php
https://justizportal.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Service/Formulare+und+Hinweisblaetter
https://justizportal.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Service/Formulare+und+Hinweisblaetter
https://justizportal.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Service/Formulare+und+Hinweisblaetter
https://www.bmj.de/DE/service/formulare/formulare_muster_node.html
https://www.bmj.de/DE/service/formulare/formulare_muster_node.html


Digitale Werkzeuge für den Zivilprozess 91 

 

lässt, dass Pflichtfelder nicht oder falsch aus-

gefüllt werden. Dies führt zu aufwendigen und 

vor allem die Entscheidung verzögernden 

Rückfragen oder ggf. zu unnötigen Ablehnun-

gen des Antrags.  

Überdies fördert die Möglichkeit, Anträge in 

formularbasierten Verfahren digital einzu-

reichen, im Vergleich zu nachträglich digitali-

sierten Aktenbeständen auch die Performance 

des zentralen Betriebs bzw. der Bereitstellung 

von E-Akten aus dem Rechenzentrum. Dies gilt 

insbesondere vor dem Hintergrund, dass ge-

scannte Papierdokumente deutlich mehr Spei-

cherplatz benötigen als ausschließlich nativ 

elektronische Dokumente.  

3. Einführung von digitalen Eingabe- 

und Abfragesystemen 

In den formularbasierten Verfahren sollten die 

starren (elektronischen) Formulare durch dy-

namische Eingabe- und Abfragesysteme er-

gänzt und schrittweise ersetzt werden. 

a) Gestaltung 

Die Eingabe- und Abfragesysteme sollten den 

Bürgerinnen und Bürgern bundeseinheitlich als 

webbasierte Anwendungen zur Verfügung ge-

stellt werden, die auch auf mobilen Endgeräten 

nutzbar sind. Bei ihrer Gestaltung ist die Me-

thode des Legal Design anzuwenden. Der Auf-

bau und die Abfrage von Daten sollten mög-

lichst nutzerfreundlich erfolgen. Dazu sollten 

die Eingabe- 

in dem Sinne sein, dass sie erkennen, welche 

Eingaben in der konkreten Situation erforder-

lich und welche entbehrlich sind. Es braucht 

eine klare und intuitive Navigation mit der 

Möglichkeit, jederzeit zu getätigten Angaben 

zurückzukehren und diese zu ändern. Das Sys-

tem sollte den Nutzenden kontinuierlich Rück-

meldungen geben, damit sie wissen, dass ihre 

Eingaben erfolgreich verarbeitet wurden, und 

diese bei der Fehlervermeidung und -korrektur 

unterstützen.  

Die für den jeweiligen Antrag erforderlichen 

Angaben sollten  wo sinnvoll  in Frageform 

ermittelt werden. Es kann sowohl mit Auswahl- 

als auch mit Ausfüllfeldern gearbeitet werden. 

Auswahlfelder haben den Vorteil, dass die an-

tragstellende Person nur die im Auswahlfeld 

vorgeschlagenen Angaben auswählen kann. 

Eine Weiterverarbeitung der Angaben ist daher 

 weil die Angaben immer im gleichen Format 

und mit der gleichen Formulierung erfolgen  

einfacher als die Auswertung und Weiterverar-

beitung von individuellen Angaben. Zudem 

stellen solche Auswahlfelder auch für die An-

tragstellenden eine Erleichterung dar, da keine 

Daten eingegeben werden müssen und die An-

tragstellenden sich keine Gedanken über die 

Formulierung oder die Art der Darstellung der 

abgefragten Daten machen müssen, sondern 

nur die richtigen Daten auswählen und ankli-

cken. Derartige Auswahlfelder sollten immer 

dann verwendet werden, wenn die antragstel-

lende Person keine weiteren oder anderen An-
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gaben als die ihr zur Auswahl gestellten ma-

chen kann/muss, ein Ausfüllen des jeweiligen 

Feldes mit anderen als den vorgeschlagenen 

Angaben also ausgeschlossen ist (z.B. bei der 

Eingabe des Geburtsjahres).  

Für Eingaben, die eine gewisse Flexibilität er-

fordern, sollten dagegen Eingabefelder ver-

wendet werden. Um spätere Rückfragen mög-

lichst zu vermeiden, sollten solche Felder mög-

lichst konkret und eindeutig bezeichnet oder 

mit Fragen überschrieben werden, um dem An-

tragsteller die korrekte Eingabe und die an-

schließende Weiterverarbeitung zu erleichtern.  

Darüber hinaus sollte  an Stellen, wo dies 

sinnvoll ist  die Möglichkeit geschaffen wer-

den, den Angaben Anlagen zuzuordnen und zu 

übermitteln (z.B. Kontoauszüge bei der Bean-

tragung von Prozesskostenhilfe im Kontext der 

Angaben zu Kontoguthaben bei Kreditinstitu-

ten).  

Die Eingabe- und Abfragesysteme sollten der 

antragstellenden Person bei Bedarf zusätzliche 

Erläuterungen anbieten. Denkbar wäre dazu 

z.B. die Bereitstellung eines Chatbots.139 Ein 

solches textbasiertes Dialogsystem könnte da-

bei helfen, typischerweise auftretende, einfa-

che Fragen beim Ausfüllen des Antrags mittels 

eines technischen Systems zu klären. Ein Chat-

bot ermöglicht es den Bürgerinnen und Bür-

gern, konkrete Fragen zum Ausfüllen des An-

trags zu stellen, die standardisiert beantwortet 

                                                           

139 Siehe Riehm/Dörr/Biallaß, Digitalisierung und 
Zivilverfahren, 2023, § 11 Rn. 18 ff. 

werden. Dadurch können zeit- und arbeitsin-

tensive Rückfragen der Gerichte entfallen.  

Fehlen zwingend erforderliche Angaben oder 

sind bestimmte Eintragungen widersprüchlich 

oder nicht schlüssig, sollte das Eingabe- und 

Abfragesystem so gestaltet sein, dass es einer 

antragstellenden Person nicht möglich ist, ei-

nen Antrag zu finalisieren bzw. abzusenden, o-

der dass zumindest eine Warnmeldung vor der 

Versendung ausgegeben wird. Die Anwendung 

sollte in einem solchen Fall konkret darauf hin-

weisen, welche Angaben nicht oder nicht kor-

rekt gemacht wurden, sodass es der antragstel-

lenden Person leicht möglich ist, die Angaben 

zu ergänzen oder zu korrigieren.  

Schließlich sollten die Eingabe- und Abfrage-

systeme auch in Leichter Sprache angeboten 

und barrierefrei gestaltet werden. Der Einsatz 

von Übersetzungstools könnte helfen, mögli-

che Sprachbarrieren abzubauen.  

Um Medienbrüche zu vermeiden, sollten die 

Daten in das System eingegeben und direkt di-

gital an das zuständige Gericht übermittelt 

werden können. Dies sollte vorzugsweise in 

Form eines strukturierten Datensatzes im XJus-

tiz-Standard erfolgen, um die Weiterverarbei-

tung im Gericht zu erleichtern. Allenfalls in ei-

ner Übergangszeit kann die Erzeugung eines 

formulargleichen elektronischen Dokuments 

im PDF-Format eine Lösung sein. 
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Die digitalen Eingabe- und Abfragesysteme 

sollen über das Justizportal (siehe IV.) zugäng-

lich sein und langfristig als Anwendungsmo-

dule in die unter V. beschriebene Kommunika-

tionsplattform integriert werden, um neben 

der digitalen Antragstellung auch die weitere 

Kommunikation zwischen antragstellender 

Person und Gericht sowie die Weiterverarbei-

tung durch das Gericht zu erleichtern. 

b) Nutzungspflicht 

Die Nutzung der Eingabe- und Abfragesysteme 

sollte für nicht-professionelle Verfahrensbetei-

ligte grundsätzlich verpflichtend sein. Hier-

durch werden Medienbrüche vermieden. Um 

den Zugang zum Recht für natürliche Personen 

ohne Zugang zu digitalen Systemen zu gewähr-

leisten, sollte neben dem persönlichen Zugang 

über die Rechtsantragstellen in begründeten 

Ausnahmefällen eine Antragstellung auf dem 

herkömmlichen papiergebundenen Weg mög-

lich sein. Ein solcher Ausnahmefall liegt vor, 

wenn eine natürliche Person nach ihren per-

sönlichen Fähigkeiten und Möglichkeiten oder 

wegen besonderer Umstände des Einzelfalls 

nicht in der Lage ist, digital zu kommunizieren 

und einen digitalen Zugangsweg zu eröffnen, 

etwa weil ihr die technischen Voraussetzungen 

oder die digitale Kompetenz fehlen (dazu 

V.6.c)). Auch professionelle Verfahrensbetei-

ligte sollen die Eingabe- und Abfragesysteme 

verpflichtend nutzen und nicht auf die bisheri-

gen Formulare zurückgreifen dürfen. Eingabe-

systeme brauchen nur dann nicht genutzt wer-

den, wenn alternative Möglichkeiten zur Über-

mittlung strukturierter Datensätze an das Ge-

richt zur Verfügung stehen (z.B. Schnittstellen 

zur Anwaltssoftware). 

c) Allgemeine gesetzliche Regelung 

Für die Einführung der beschriebenen digitalen 

Eingabe- und Abfragesysteme ist eine allge-

meine, d.h. bereichsübergreifende Regelung in 

der Zivilprozessordnung sinnvoll. Diese sollte 

u.a. die Anwendungsbereiche, die bundesein-

heitliche Bereitstellung, die Identifizierung der 

antragstellenden Person, die Nutzungspflich-

ten, die zulässigen Datenformate, die barriere-

freie Ausgestaltung und die Verarbeitung per-

sonenbezogener Daten regeln. Die bisherige 

Verordnungsermächtigung in § 130c ZPO 

könnte durch diese Neuregelung ersetzt wer-

den. Noch zu prüfen wäre dann, ob die be-

reichsspezifischen Formularverordnungen 

weiterhin erforderlich sind. 

Im Rahmen des BMJ-

Digitalisierun

verschiedene Dienste der Justiz entwickelt und 

durch das Bundesjustizministerium bundesein-

heitlich erprobt werden. Hierzu wird in § 1134 

ZPO-E des Entwurfs eines Gesetzes zur Ent-



Digitale Werkzeuge für den Zivilprozess 94 

 

wicklung und Erprobung eines Online-Verfah-

rens in der Zivilgerichtsbarkeit140 bereits eine 

Regelung zur bundeseinheitlichen Bereitstel-

lung von digitalen Eingabesystemen vorge-

schlagen. 

4. Vorabprüfung durch automatisierte 

Entscheidungshilfen und KI 

Bei der Entscheidung über die Bewilligung von 

Prozesskostenhilfe und bei der Entscheidung 

über den Erlass eines Mahnbescheids stellen 

sich in der Regel auch Fragen, die nicht auf-

grund einer umfassenden rechtlichen Bewer-

tung, sondern durch bloße Berechnung oder 

Prüfung von Formalia zu beantworten sind. In 

solchen Fällen kommt der Einsatz automati-

sierter Entscheidungshilfen oder der Einsatz 

von KI in Betracht (zu den allgemeinen Gren-

zen unter A.I.). KI-Systeme können gleichför-

mige, unterstützende Tätigkeiten teilweise 

besser ausführen als ein Mensch und die Ge-

richte dadurch entlasten. Zu denken ist hier 

beispielsweise an die Ermittlung der persönli-

chen und wirtschaftlichen Verhältnisse bei na-

türlichen Personen im Rahmen einer Entschei-

dung über die Prozesskostenhilfe. Diese wer-

den im Wesentlichen durch klare Ja-Nein-

Schemata ermittelt, was algorithmische Sys-

teme technisch übernehmen könnten. Die Zi-

vilprozessordnung hat für die Berechnung der 

                                                           

140 Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Entwick-
lung und Erprobung eines Online-Verfahrens in 
der Zivilgerichtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082. 

Prozesskostenhilfe klare mathematische Re-

geln geschaffen, die (mit Ausnahmen: z.B. Er-

mittlung des Schonvermögens, Vorliegen eines 

auffälligen Missverhältnisses) wenig Bewer-

tungsspielraum lassen. Eine solche Berechnung 

könnte durch eine automatisierte Entschei-

dungshilfe erfolgen, deren Ergebnis durch die 

entscheidende Person weiterverarbeitet wird. 

Aber auch, wenn im Rahmen von formularba-

sierten Verfahren Fragen aufkommen, die die 

entscheidende Person üblicherweise erst nach 

rechtlicher Würdigung und Subsumtion beant-

worten kann, könnten KI-Systeme und Ent-

scheidungshilfen zum Einsatz kommen. Zu 

denken wäre hier daran, dass diese zwar keine 

(abschließende) Entscheidung über eine 

Rechtsfrage treffen, aber die entscheidende 

Person darauf hinweisen könnten, dass eine 

rithmisches System könnte z.B. die Information 

übermitteln, dass nach Auswertung der Anga-

ben in dem Antrag in vergleichbaren Fällen 

auffälliges Missverhältnis im 

Sinn des § 115 Abs. 1 S. 

Denkbar wäre auch, dass KI-Systeme einen 

Entscheidungsvorschlag erstellen, den die ent-

scheidende Person überprüfen kann. 
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X. Automatisiertes Kostenfestset-

zungsverfahren 

Ziel eines modernen Kostenfestsetzungsver-

fahrens ist die zügige, fehlerfreie und ressour-

censchonende Entscheidung über Kostenfest-

setzungsanträge.  

Dies kann langfristig in geeigneten Fällen durch 

ein automatisiertes Kostenfestsetzungsverfah-

ren, ähnlich dem Mahnverfahren, erreicht wer-

den, so dass regelhaft eine menschliche Ent-

scheidung nur bei einem Widerspruch gegen 

die automatisierte Entscheidung oder in Fällen 

ergeht, die von den automatisierten Systemen 

nicht bearbeitet werden können.  

Erhebliches Beschleunigungs- und Vereinfa-

chungspotential besteht in der verpflichtenden 

Übermittlung von Kostenfestsetzungsanträgen 

als strukturierte Datensätze an das Gericht. Die 

Eingabe und Übermittlung strukturierter Da-

tensätze kann mithilfe verpflichtender digitaler 

Eingabesysteme auch für nicht anwaltlich ver-

tretene Parteien erfolgen.  

1. Ausgangslage 

Der justizinterne Prozess der Kostenfestset-

zung ist derzeit nicht automatisiert. Weder 

werden Daten automatisiert aus Kostenfestset-

zungsanträgen noch in den Justizsystemen vor-

handene Daten in die vorhandenen Tools zur 

Erstellung von Kostenfestsetzungsbeschlüssen 

übernommen. Die Funktionalität der vorhan-

denen Tools erschöpft sich in der Berechnung 

der Kosten anhand der RVG- und GKG-

Gebühren und deren Übergabe an die Textver-

arbeitung. Rechtspflegerinnen und Rechtspfle-

ger sind in den meisten Gerichten noch damit 

beschäftigt, die für die Kostenfestsetzungsent-

scheidung erforderlichen Informationen aus 

der Akte manuell zusammenzutragen, wobei 

einerseits Daten der Parteien, andererseits aber 

auch Daten der Richterinnen und Richter, wie 

die Streitwertfestsetzung oder die Kostengrun-

dentscheidung, verarbeitet werden. Dies bindet 

wertvolle Ressourcen und begründet ein enor-

mes Rationalisierungspotential in der Justiz.  

2. (Verpflichtende) Übermittlung von 

strukturierten Datensätzen 

Voraussetzung für die Automatisierung der 

Kostenfestsetzung ist das Vorhandensein von 

entscheidungserheblichen Daten als struktu-

rierte Datensätze, die eine einfachere, nicht 

notwendig KI-basierte automatische Datener-

fassung ermöglichen. Es wäre zwar theoretisch 

möglich, diese mittels Auslesung der Daten aus 

PDF-Dokumenten durch eine KI-Anwendung 

zu erhalten. Derartige KI-Anwendungen sind 

jedoch noch nicht flächendeckend verfügbar 

und aufwendig zu beschaffen. Als bessere Op-

tion erscheint es daher, dass Gerichte für die 

Kostenfestsetzung eine automatisierte Bear-

beitung eröffnen, und bereits mit dem Antrag 

die für die Kostenfestsetzung relevanten Infor-

mationen als strukturierte Datensätze übermit-

telt werden. Die Übermittlung strukturierter 

Datensätze kann für Parteien  auch wenn sie 



Digitale Werkzeuge für den Zivilprozess 96 

 

nicht anwaltlich vertreten sind  mittels digita-

ler Eingabesysteme ermöglicht werden (zu de-

ren Gestaltung bereits IX.3.a)).141  

3. Automatisierte Entscheidungen mit 

Widerspruchsmöglichkeit 

Eine automatisierte Entscheidung von Kosten-

festsetzungsanträgen kann vor dem Hinter-

grund der Effizienzsteigerung sinnvoll sein und 

ist auch rechtlich zulässig. Da es sich um eine 

Entscheidung außerhalb der richterlichen 

Kerntätigkeit handelt, ist weder die richterliche 

Unabhängigkeit (Art. 97 Abs. 1 GG) noch das 

Recht auf den gesetzlichen Richter (Art. 101 

Abs. 1 S. 2 GG) betroffen (dazu unterI.4.).142 Die 

Beteiligtenrechte könnten dadurch gewahrt 

werden, dass das zu schaffende (teil-)automa-

tisierte Verfahren (zunächst) freiwillig von der 

antragstellenden Person genutzt werden kann 

und eine menschliche Kontrollinstanz jeden-

falls im Rechtsbehelfsverfahren, aber auch in 

Fällen vorgesehen bleibt, die das eingesetzte 

                                                           

141 Dies soll als Möglichkeit vorgesehen werden in 
§ 1125 Abs. 4 des Regierungsentwurfs eines Ge-
setzes zur Entwicklung und Erprobung eines 
Online-Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit, 
BT-Drs. 20/13082. 

Automatisierungstool als problematisch er-

kennt.143 Dafür ist zusätzlich zu der bisherigen 

sofortigen Beschwerde ein weiteres Rechtsmit-

tel gegen den (automatisierten) Kostenfestset-

zungsbeschluss zur erstmaligen Entscheidung 

eines Menschen im Kostenfestsetzungsverfah-

ren einzuführen.144  

Auch das Datenschutzrecht steht einer auto-

matisierten Entscheidung im Kostenfestset-

zungsverfahren nicht entgegen, wenn eine 

Rechtsgrundlage hierfür im Sinne des Art. 22 

Abs. 2 lit. b DSGVO geschaffen wird. Sofern bei 

der Automatisierung der Einsatz von KI-

Anwendungen erforderlich ist oder wird, sind 

die Vorgaben der KI-Verordnung zu beachten. 

Sofern das Automatisierungstool eine  wenn-

gleich vorläufige  Entscheidung trifft, wird es 

sich allerdings um Hochrisiko-KI handeln (dazu 

I.1.). Die Kosten und der Aufwand zur Erfüllung 

der daraus folgenden besonderen Anforderun-

gen sind bei der Kosten-Nutzen-Abwägung 

einzustellen. Die Reformkommission gibt 

hierzu keine abschließende Empfehlung ab.   

142 Vgl. auch Hermann, RDi 2024, 371 Rn. 30. 
143 Hermann, RDi 2024, 371 Rn. 31. 
144 Ory/Weth/Müller, jurisPK-ERV Band 2, 2. Aufl. 

2022, § 104 ZPO Rn. 32 f. 
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D. 

Die zentrale Aufgabe der Justiz ist die Recht-

sprechung im eigentlichen Sinne (dazu bereits 

B.I). Hierzu ist ein unmittelbarer Zugang zu den 

Gerichten als Streitentscheider zu erhalten (I.). 

Die Qualität der Rechtsprechung ist durch 

Maßnahmen der gerichtsverfassungsrechtli-

chen Spezialisierung (II.), durch eine Stärkung 

des Kammerprinzips (III.) sowie Modifikatio-

nen bei der Besetzung der Kammern für Han-

delssachen (IV.) sicherzustellen. Transparenz 

schafft eine Veröffentlichungspflicht (V.). 

I. Zugang zur Rechtsprechung  

Ein weiterer Ausbau der obligatorischen vorge-

richtlichen Streitschlichtung ist abzulehnen. 

Ebenso ist ein obligatorisch vorgeschaltetes bei 

Gericht verortetes summarisches Entschei-

streckungsfähige Zwischenentscheidungen 

mittels Softwareunterstützung oder durch 

nicht-richterliche Personen ergehen können, 

abzulehnen. 

                                                           

145 Vgl. zum rechtlichen und technischen Ablauf die 
Übersicht bei Ebers/Meller-Hannich/Timmer-
mann, StichwortKommentar Legal Tech, 1. Aufl., 

1. Ausgangslage 

Zur Befriedung von Konflikten im Zivilrecht 

ebenso wie zur Durchsetzung von Ansprüchen 

kommen neben der Klageerhebung eine Reihe 

anderer Mechanismen in Betracht. Auf der ei-

nen Seite stehen insbesondere die außerge-

richtlichen Streitbeilegungsmechanismen der 

Schlichtung und Mediation. Auf der anderen 

Seite kann ein Titel in vielen Fällen auch durch 

ein gerichtliches Mahnverfahren schnell und 

kostengünstig erreicht werden. In beiden Fäl-

len findet eine richterliche Streitentscheidung 

auf der Grundlage eines aufgeklärten Sachver-

halts und gründlicher Rechtsfindung nicht 

statt. Vielmehr steht bei der Schlichtung bzw. 

Mediation die Vermittlung und die Erreichung 

einer gütlichen Einigung im Vordergrund. Titel 

im Mahnverfahren werden dagegen nach be-

grenzter Prüfung allein aufgrund des Vortrags 

der Antragstellerseite geschaffen, und zwar in 

einem bereits sehr weitgehend automatisierten 

Verfahren.145 Beide Verfahrensweisen haben 

sich seit langem im jeweiligen Anwendungsbe-

reich bewährt und reagieren auf unterschiedli-

che Bedürfnisse der Rechtsuchenden. 
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Eine Ausweitung staatlicher Verfahren zur 

Konfliktlösung, die das Portfolio der Gerichte 

erweitern, aber die Zugänglichkeit des Regel-

verfahrens unberührt lassen (dazu unter 0. für 

die kontradiktorischen Verfahren), ist im Hin-

blick auf den Zugang zum Recht unproblema-

tisch. Davon abzugrenzen sind Überlegungen 

vor der Erhebung einer Klage zu durchlaufen 

sind. 

Als ein solches Verfahren eröffnet § 15a 

EGZPO den Ländern die Möglichkeit, eine ob-

ligatorische Schlichtung als Zulässigkeitsvo-

raussetzung für eine Klage vorzusehen. Nicht 

alle Länder haben von dieser, zur Entlastung 

der Gerichte gedachten, Öffnungsklausel über-

haupt Gebrauch gemacht; soweit sie es getan 

haben, beschränken sich die Landesschlich-

tungsgesetze (inzwischen) auf einen engen An-

wendungsbereich.146 Soweit eine Schlichtung 

für vermögensrechtliche Streitigkeiten vorge-

sehen ist, wird sie zudem durch die Einleitung 

eines Mahnverfahrens häufig umgangen. Die 

Zahl der Streitschlichtungsverfahren nach 

§ 15a EGZPO ist so bis heute sehr niedrig.147 

Eine nennenswerte Arbeitserleichterung für die 

Zivilgerichte ist daher infolge der Einführung 

nicht eingetreten.  

                                                           

146 Übersicht bei Zöller/Heßler, ZPO, 35. Aufl. 2024, 
§ 15a EGZPO Rn. 27. 

147 Vgl. Abschlussbericht zum Forschungsvorhaben 

, S. 273 f.; 
vgl. auch Anders/Gehle/Schmidt, ZPO, 82. Aufl. 
2024, § 15a EGZPO Rn. 2. 

2. Kein Ausbau obligatorischer Schlich-

tung 

Ein Ausbau der obligatorischen Schlichtung 

nach § 15a EGZPO wäre verfassungsrechtlich 

möglich. Die Einführung obligatorischer 

Schlichtungen ist im Hinblick auf Art. 19 Abs. 4 

GG und den allgemeinen Justizgewährungsan-

spruch unbedenklich, soweit die Zugangsbe-

schränkung zur Entlastung der Gerichte und 

auch zur Steigerung des Rechtsfriedens ver-

hältnismäßig ist.148 

Gleichwohl ist eine Ausweitung der obligatori-

schen Streitschlichtung als Zulässigkeitsvo-

raussetzung für eine Klage nicht interessenge-

recht und würde sich angesichts der Gefahr von 

Verzögerungen bzw. durch die Möglichkeit der 

bewussten Verschleppung und Kostensteige-

rung als nicht vertretbares Zugangshindernis 

zu einem gerichtlichen Verfahren darstellen.  

Zwar ist der Auffassung, die außergerichtliche 

(freiwillige) Streitbeilegung höhle die Rechte 

der Verbraucherinnen und Verbraucher aus, in-

werde, wodurch Verbraucherinnen und Ver-

148 BVerfG, Beschl. v. 14.2.2007  1 BvR 1351/01, 
NJW-RR 2007, 1073 (1074). 

 

 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
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braucher in an Unternehmensinteressen orien-

tierten 149 in 

dieser Pauschalität nicht zu folgen.150 Auch die 

Bedenken, dass streitige Fragen von rechts-

grundsätzlicher Bedeutung durch die außerge-

richtliche Streitbeilegung einer höchstrichterli-

chen Klärung vorenthalten würden,151können 

nicht uneingeschränkt geteilt werden. Der Zu-

gang zur außergerichtlichen Streitbeilegung 

komplettiert vielmehr den Rechtsschutz durch 

die Gerichte und ist Teil eines effektiven 

Rechtsschutzes.152 Nicht jedes Verfahren, das 

sich für die außergerichtliche Streitschlichtung 

eignet, ist ein Verfahren, das potenziell zu Ge-

richt ginge. Gerade bei längerfristigen Ver-

tragsbeziehungen oder Nachbarschaftsverhält-

nissen kann eine Streitschlichtung besonders 

sinnvoll sein.153 

Parteien vor der gerichtlichen Rechtsdurchset-

zung in einen Güteversuch gezwungen werden 

müssen. Häufig möchten die Parteien, insbe-

sondere wenn sie nicht in einem Dauerschuld-

                                                           

149 Eidenmüller/Engel, ZIP 2013, 1704 ff. 
150 Vgl. Abschlussbericht zum Forschungsvorhaben 

, S. 275 f. 
zu den aus Verbrauchersicht bestehenden Vor-
teilen der Schlichtung sowie zur Schließung ei-
ner Verfolgungslücke bei eher kleinen Streitwer-
ten. 

151 Roth, JZ 2013, 637 (644). 
152 Vgl. Hirsch/Gerhardt, ZRP 2014, 152 f.; BVerfG, 

Beschl. v. 14.2.2007  1 BvR 1351/01, NJW-RR 
2007, 1073 (1074). 

153 Vgl. zu den Langzeiteffekten der Mediation die 
Studie von Kaiser/Eisenkopf/Gabler/Lehmann, 
Qualities and Long-Term-Effects of Mediation, 

verhältnis zueinander stehen oder ausschließ-

lich Rechtsfragen zu klären sind, eine Entschei-

dung des Streits oder schlicht einen schnellen 

Titel erzielen. In diesen Fällen ist die Situation 

oft festgefahren und Bewegung kommt erst 

hinein, wenn entscheidungsbefugte Richterin-

nen oder Richter den Parteien die Erfolgsaus-

sichten und Risiken des Rechtsstreits nachvoll-

ziehbar begründen. Dies ist jedoch nicht der 

Ansatz bei einer Schlichtung.154 Eine erzwun-

gene Streitschlichtung im Sinne eines verord-

neten Dialogs hat in den meisten Fällen ohne-

hin keine Aussicht auf Erfolg und entspricht 

nicht ihrer Grundidee.155 

3. Keine Einführung einer obligatori-

 

Ebenso wenig sollte anstelle des Mahnverfah-

rens oder neben dem Mahnverfahren ein obli-

gatorisches kontradiktorisches Verfahren als 

Vortrag erfolgt und entweder maschinell (z.B. 

durch Abfragen und Chatbots) unterstützt, 

Universität Vechta in Zusammenarbeit mit dem 
OLG Schleswig, 2023, Negotiation and Conflict 
Management Research 16(2), 132 ff. (abrufbar 
unter: https://ncmr.lps.library.cmu.edu/ar-
ticle/id/612/).  

154 Stadler, NJW 1998, 2479 (2483), verweist darauf, 
dass in diesen Fällen dem Schlichter lediglich der 
Appell bliebe, sich doch bitte nicht zu streiten. 

155 So auch Stadler, NJW 1998, 2479 (2482). 

 

 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://ncmr.lps.library.cmu.edu/article/id/612/
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durch eine Güterichterin bzw. einen Güterich-

ter oder auch durch eine nichtrichterliche 

Hilfsperson Vergleichsverhandlungen geführt 

werden, die zu einem vollstreckbaren Vergleich 

oder  besonders weitgehend  einer vorläufig 

vollstreckbaren Entscheidung führen. 

Ein solches 

156 neben dem Mahnverfahren wird in der 

Literatur157 erwogen, insbesondere bei Massen-

verfahren, für sonstige standardisierte Fall-

konstellationen oder Verfahren mit geringem 

wird, ob es freiwillig oder obligatorisch vorge-

sehen werden soll und ob es mit dem streitigen 

Verfahren im Sinne eines erweiterten Mahn-

verfahrens zu verknüpfen ist.  

Gegen eine obligatorisch vorgeschaltete sum-

marische Entscheidung bei kontradiktorischem 

Vortrag bestehen allerdings unabhängig von 

ihrer technischen Umsetzung Bedenken. Auch 

wenn hiermit insbesondere bei Massenverfah-

ren möglicherweise eine Effizienzsteigerung 

scheidung beiderseits nicht angegriffen wird, 

führt ein obligatorisches Durchlaufen einer sol-

N

lediglich zu Verzögerungen und entspricht 

                                                           

156  Als Beispiel für eine erfolgreiche Umsetzung 
wird vielfach das Civil Resolution Tribunal (CRT) 
der kanadischen Provinz British Columbia ge-
nannt, siehe hierzu Anzinger, ZKM 2021, 84 ff.; 
Voß, RabelsZ 84 (2020), 62 ff. 

157 Müller, AnwBl 2024, 22 (23). 

nicht den Erwartungen der Rechtsuchenden an 

die Justiz.  

Das trifft in besonderem Maße zu, sofern die 

Entscheidung rein automatisiert, etwa auf 

Grundlage einer Wahrscheinlichkeitsberech-

nung anhand bereits vorhandener Gerichtsent-

scheidungen in Massenverfahren erfolgt. Ent-

scheidungen, die durch die schematische Erfas-

sung von Sachverhalten ergehen, erfassen un-

ter Umständen die Besonderheiten des konkre-

ten Falls nicht vollständig, denn die Systeme 

sind primär auf monetäre Aspekte ausgerichtet. 

Sachverhaltsermittlung und Subsumtion sind 

keine Gegenstände, die einer vollständig com-

putergestützten Entscheidungsfindung bei Ge-

richt zugänglich wären.  

Auch das Vertrauen in den Rechtsstaat wird 

durch den Einsatz solcher Entscheidungstools 

nicht in jedem Fall gestärkt. Vielmehr kommen 

Rechtsuchende in der Regel mit der berechtig-

ten Erwartung zu Gericht, sich in der mündli-

chen Verhandlung äußern und den Sachverhalt 

darstellen zu können. Hierdurch kann gewähr-

leistet werden, dass sich die strukturelle Asym-

metrie des juristischen Laien gegenüber pro-

fessionellen Prozessbeteiligten nicht entschei-

dend auf die Erfolgschancen des Prozesses 

auswirkt und weitere für die Entscheidung re-

levante Aspekte nicht übergangen werden. Es 
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besteht die Gefahr, dass durch die obligatori-

sche Verlagerung der Kommunikation in digi-

tale Räume die emotionalen und sozialen Kom-

munikationsebenen nicht hinreichend beachtet 

werden.158 Durch eine Erläuterung der Ent-

scheidung kann zudem dem Gerechtigkeits-

empfinden der Rechtsuchenden entsprochen 

und Rechtsfrieden geschaffen werden. Diese 

Erwartung kann durch die (zwingende und aus-

schließliche) Nutzung einer Software  wenn 

überhaupt  nur mit erheblichem Aufwand er-

füllt werden. 

vilgerichtlichen Online-Verfahren (siehe unten 

G.IV): Dieses nutzt zwar digitale Kommunikati-

onswege und die Möglichkeiten der Videover-

handlung, verzichtet aber gerade nicht auf die 

richterliche  menschliche  Rechtsfindung 

und erlaubt, wo nötig, eine Rückkehr in die 

analoge Welt.  

KI-Systeme, die eine summarische (vorläufige) 

Entscheidung eines Rechtsstreits auf der 

Grundlage kontradiktorischen Vortrags treffen, 

sind zudem als Hochrisiko-KI gemäß Art. 6 

i.V.m. Anhang III Nr. 8 lit. a KI-Verordnung 

einzustufen (dazu C.I.1.). Es besteht bei ihrem 

Einsatz außerdem die Gefahr einer Trivialisie-

rung der gerichtlichen Tätigkeit.  

Hinzu kommt, dass das Prozessverhalten der 

Beklagtenseite gerade in Massenverfahren 

nicht erwarten lässt, dass eine summarische 

Nullten 

                                                           

158 Zwickel, ZKM 2022, 44 (45). 

sen Fällen dürfte sich der Effizienzgewinn da-

her in engen Grenzen halten und sich der Nut-

zen allenfalls in einem vorläufig vollstreckba-

ren Titel erschöpfen.  

Eine (obligatorische) summarische Entschei-

dung durch eine nicht-richterliche Person ist 

ebenfalls problematisch. Die Parteien gehen 

berechtigterweise davon aus, nach Einleitung 

eines gerichtlichen Verfahrens eine auf Recht 

und Gesetz gestützte Entscheidung durch eine 

mit dem Sachverhalt vertraute Richterin oder 

einen Richter zu erhalten. Zudem könnte keine 

Beweiserhebung durch eine nicht-richterliche 

Person erfolgen und sie könnte jedenfalls auf-

grund des Grundsatzes der Unmittelbarkeit der 

Verhandlung nicht in das weitere Verfahren 

eingeführt werden. Ein solches obligatorisches 

nicht-richterliches Vorverfahren würde daher 

häufig zu Kostensteigerungen und Verfahrens-

verzögerungen führen.  

II. Gerichtsverfassungsrechtliche Spezi-

alisierung  

Angesichts der zunehmenden Komplexität von 

Rechtsstreitigkeiten in einzelnen Rechtsgebie-

ten und des hoch spezialisierten und diversifi-

zierten Rechtsdienstleistungsmarkts ist eine 

weitergehende Spezialisierung der Ziviljustiz 
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erforderlich. Zusätzliche gerichtsverfassungs-

rechtlich angeordnete Spezialisierungen kön-

nen hierzu einen Beitrag leisten.  

Die Sachgebietskataloge gemäß § 72a Abs. 1 

und § 119a Abs. 1 GVG sollen maßvoll erwei-

tert werden. Die bereits etablierten fachlichen 

Spezialisierungen der Anwaltschaft können da-

bei als Anknüpfungspunkt dienen. Des Weite-

ren sollen die Spezialzuständigkeiten möglichst 

weitgehend den originär der Kammer zugewie-

senen Streitigkeiten nach § 348 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 

ZPO angeglichen werden. Um kleinere Ge-

richte nicht zu überfordern, ist eine nach Ge-

richtsgröße differenzierende Lösung zu wählen 

und sind gerichtsübergreifende Zuständig-

keitskonzentrationen in Betracht zu ziehen.  

Für den Erfolg gesetzgeberischer Bemühungen 

um mehr Spezialisierung entscheidend sind be-

gleitende personalwirtschaftliche und organi-

satorische Maßnahmen, mit denen eine per-

sönliche Spezialisierung der einzelnen Richte-

rinnen und Richter gefördert und anerkannt 

wird.  

1. Ausgangslage 

Für einen Katalog von Spezialgebieten sieht das 

GVG die obligatorische Einrichtung von Kam-

mern bei den Landgerichten bzw. Senaten bei 

den Oberlandesgerichten vor (§ 72a Abs. 1, 

§ 119a Abs. 1 GVG). Zudem können die Landes-

                                                           

159 Vgl. Nöhre/Meller-Hannich, NJW 2023, 2701 ff. 

regierungen durch Rechtsverordnung Spezial-

kammern und -senate für weitere Sachgebiete 

einrichten (§ 72a Abs. 2, § 119a Abs. 2 GVG) 

und Zuständigkeiten umfassend bei einzelnen 

Gerichten konzentrieren (§ 13a GVG).  

Trotz dieser Ausgangslage wird eine zuneh-

mende Diskrepanz zwischen der fachlichen 

Spezialisierung auf Seiten der Richterschaft 

und jener auf Seiten der Anwaltschaft be-

klagt.159 

2. Grundsätzliche Notwendigkeit wei-

tergehender Spezialisierung 

Zivilrechtliche Streitigkeiten werden in einigen 

Rechtsgebieten zunehmend komplexer.160 Zur 

Sicherung einer hohen Qualität der Rechtspre-

chung bei gleichzeitig effizienter Verfahrens-

bearbeitung ist eine weitergehende Spezialisie-

rung der Ziviljustiz angezeigt. In spezialisierten 

Spruchkörpern tätige Richterinnen und Richter 

sind sowohl mit dem maßgeblichen Tatsachen-

stoff als auch mit der einschlägigen Rechtspre-

chung regelmäßig besser vertraut. Der Trend in 

der Anwaltschaft zu einer immer stärkeren 

Spezialisierung, gerade in den wirtschaftlich 

bedeutenden Rechtsmaterien, ist ungebro-

chen. Daher ist es wichtig, dass auch die Justiz 

diese Entwicklung aufgreift und der Anwalt-

schaft mit entsprechender Erfahrung und 

Sachkunde begegnet. 

160 Vgl. BT-Drs. 20/13251, 2. 
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Eine maßvolle Erweiterung der Sachgebietska-

taloge gemäß § 72a Abs. 1 und § 119a Abs. 1 

GVG kann einen Beitrag zur weiteren Speziali-

sierung der Spruchkörper leisten. Die Möglich-

keiten, weitere Spezialspruchkörper durch Lan-

desrecht nach § 72a Abs. 2 und § 119a Abs. 2 

GVG oder in den Geschäftsverteilungsplänen 

der Gerichte einzurichten, sollen damit nicht 

beschnitten werden. Diese Instrumente rei-

chen für sich genommen aber nicht aus. Erst 

die bundeseinheitliche Bestimmung spezieller 

Spruchkörper schafft nämlich für die Parteien 

Sicherheit, dass sich unabhängig von dem Ge-

richtsstand spezialisierte Richterinnen und 

Richter mit der Sache befassen. Die im Bundes-

recht verankerte Spezialzuständigkeit trägt zu 

einer hohen Qualität der Rechtsprechung bei 

und fördert auf diese Weise die Akzeptanz der 

Rechtsprechung bei den Rechtsuchenden. 

3. Fachliche Spezialisierungen der An-

waltschaft als Anknüpfungspunkt 

Die eingeführten fachlichen Spezialisierungen 

der Anwaltschaft in den verschiedenen Fach-

anwaltschaften sind ein möglicher Anknüp-

fungspunkt für den Ausbau gerichtsverfas-

sungsrechtlicher Spezialisierung.  

In zahlreichen Fachgebieten hat sich eine Spe-

zialisierung der Anwaltschaft etabliert, die 

grundsätzlich insbesondere auch auf Ebene der 

                                                           

161 Im Hinblick auf § 72a Abs. 1 Nr. 5 GVG (Strei-
tigkeiten über Ansprüche aus Veröffentlichun-
gen durch Druckerzeugnisse, Bild- und Tonträ-
ger jeder Art, insbesondere in Presse, Rundfunk, 

Landgerichte bzw. Oberlandesgerichte eine 

entsprechende fachliche Spezialisierung wün-

schenswert erscheinen lässt. Dies könnte in 

den angesprochenen Fachgebieten zur Siche-

rung einer hohen Qualität der Rechtsprechung 

bei gleichzeitig effizienter und ressourcenscho-

nender Verfahrensbearbeitung beitragen. 

Das betrifft namentlich die folgenden Fachge-

biete, in denen Fachanwaltschaften im Sinne 

von § 1 der Fachanwaltsordnung bestehen, bei 

denen schwerpunktmäßig das Zivilrecht be-

troffen ist, ohne dass eine vorrangige aus-

schließliche Zuständigkeit der Amtsgerichte 

bestünde, und zu denen sich in § 72a Abs. 1 und 

§ 119a Abs. 1 GVG bisher keine Entsprechung 

findet: Gewerberaummietrecht, gewerblicher 

Rechtsschutz, Informationstechnologierecht, 

Internationales Wirtschaftsrecht, Sportrecht, 

Transport- und Speditionsrecht, Urheber-

recht,161 Vergaberecht und Verkehrsrecht. 

Diese Rechtsmaterien zeichnen sich in der Pra-

xis regelmäßig durch höhere Streitwerte mit 

häufig zugleich höherer tatsächlicher und 

rechtlicher Komplexität der Fälle aus. So kön-

nen schwierige tatsächliche Fragen umfangrei-

che Beweisaufnahmen zu verschiedenen Sach-

verhalten erfordern (etwa im Gewerberaum-

mietrecht). Eine erhöhte rechtliche Komplexi-

tät kann sich auch daraus ergeben, dass spezi-

Film und Fernsehen) wurde davon abgesehen, 
das in § 
heber- 
listung aufzunehmen. 
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elle (internationale) Rechtsquellen heranzuzie-

hen sind (zum Beispiel im Wirtschaftsrecht, im 

Sportrecht sowie im Transport- und Spediti-

onsrecht). Neben einer jahrelang etablierten 

entsprechenden Spezialisierung in der Rechts-

anwaltschaft kann auch eine typischerweise 

herausgehobene und oftmals öffentliche Be-

deutung von Verfahren (etwa im Urheberrecht) 

für die Einführung einer entsprechenden Spe-

zialzuständigkeit sprechen.  

Für das Vergaberecht sieht der Gesetzesent-

wurf zur Änderung des Zuständigkeitsstreit-

werts der Amtsgerichte, zum Ausbau der Spe-

zialisierung der Justiz in Zivilsachen sowie zur 

Änderung weiterer prozessualer Regelungen162 

bereits eine entsprechende Ergänzung von 

§ 72a Abs. 1 und § 119a Abs. 1 GVG vor. Dieser 

gesetzgeberische Ansatz ist zu begrüßen und 

fortzuführen.  

Bei der etwaigen Einführung einer Spezialzu-

ständigkeit für Handels- und Gesellschafts-

recht ist das Verhältnis zu den Kammern für 

Handelssachen zu klären (dazu unter IV.).  

Bei Schaffung einer Spezialkammer für Han-

dels- und Gesellschaftsrecht sind dieser auch 

die Materien des internationalen Wirtschafts-

rechts dergestalt zuzuweisen, dass die Spezial-

kammer sowohl für das nationale als auch das 

internationale Handels- und Gesellschaftsrecht 

                                                           

162 BT-Drs. 20/13251. 

zuständig ist. So können auch Abgrenzungs-

schwierigkeiten vermieden werden. 

4. Angleichung der Sachgebietskata-

loge des GVG an § 348 ZPO 

Unabhängig von einer noch weitergehenden 

Ausweitung von Spezialzuständigkeiten an-

hand der etablierten Fachanwaltschaften sind 

die Sachgebietskataloge in § 72a Abs. 1 und 

§ 119a Abs. 1 GVG möglichst weitgehend an 

die Regelungen für die originäre Kammerzu-

ständigkeit nach § 348 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 ZPO an-

zugleichen. Gegenwärtig weichen die Kataloge 

in mehreren Punkten voneinander ab. Dies 

führt zu unnötigen Abgrenzungsproblemen 

und Zweifelsfragen.163 Eine weitere Vereinheit-

lichung der Sachgebietskataloge gemäß § 72a 

Abs. 1 und § 119a Abs. 1 GVG einerseits und 

§ 348 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 ZPO andererseits ist 

schon aus diesem Grund angezeigt.  

Wenn die Sachgebietskataloge gemäß § 72a 

Abs. 1 und § 119a Abs. 1 GVG eine inhaltsglei-

che Entsprechung in § 348 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 ZPO 

finden, ist zugleich sichergestellt, dass die ge-

rade aufgrund der typischerweise erhöhten tat-

sächlichen und rechtlichen Komplexität der be-

troffenen Rechtsstreitigkeiten gebildeten Spe-

zialkammern auch originär in der Formation als 

Kammer verhandeln. Nur so ist gewährleistet, 

163 Vgl. MüKoZPO/Stackmann, 6. Aufl. 2020, § 348 
ZPO Rn. 5; Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, 
§ 348 ZPO Rn. 7. 
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dass sich die erstrebte persönliche Spezialisie-

rung namentlich in der Person der oder des 

Vorsitzenden auch tatsächlich ausbilden kann. 

Jedenfalls für die oder den Vorsitzenden ist 

nämlich regelmäßig von einer längeren Ver-

weildauer in der Kammer auszugehen (vgl. im 

Einzelnen noch sogleich unter III.). 

Umgekehrt schließt die erstrebte Vereinheitli-

chung der Sachgebietskataloge gemäß § 72a 

Abs. 1 und § 119a Abs. 1 GVG einerseits und 

§ 348 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 ZPO andererseits es nicht 

kategorisch aus, dass der Ausschluss des origi-

nären Einzelrichters nach § 348 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 

ZPO auch künftig noch für einzelne weitere 

Sachgebiete gilt, zu denen keine Spezialzustän-

digkeit nach § 72a Abs. 1 und § 119a Abs. 1 

GVG begründet ist. Das betrifft namentlich die 

geltende Regelung des § 348 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 

lit. d ZPO über Vergütungsansprüche der An-

gehörigen der rechts-, steuer- und wirtschafts-

beratenden Berufe. Diese soll vor allem Rechts-

streitigkeiten wegen Schadensersatz gegen die 

genannten Personen im Zusammenhang mit 

ihrer Berufsausübung umfassen. Ihre Auf-

nahme in § 348 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 ZPO wurde mit 

der Komplexität und besonderen Schwierigkeit 

solcher Haftungsprozesse begründet.164 In ei-

nigen Geschäftsverteilungsplänen werden Haf-

tungs- bzw. Vergütungsprozesse bislang aller-

dings den jeweiligen Sachgebieten (etwa Arzt-

                                                           

164 BT-Drs. 14/4722, 88 zu § 348 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 
lit. d ZPO. 

165 In Bayern z.B. LG Nürnberg-Fürth, OLG Nürn-
berg und OLG München. 

haftungssachen oder Banksachen) zugewie-

sen.165 Diese Flexibilität bei der Geschäftsver-

teilung sollte auch bei der Schaffung weiterer 

Spezialspruchkörper erhalten bleiben.  

5. Vermeidung von Zuständigkeitskon-

flikten  

Da ein Rechtsstreit mehrere der  gesetzlich 

geregelten  Spezialmaterien gemäß § 72a 

Abs. 1 und § 119a Abs. 1 GVG betreffen kann 

und dies die sensible Frage des gesetzlichen 

Richters nach Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG aufwirft, 

ist im Zuge einer Erweiterung von Spezialzu-

ständigkeiten zugleich die Möglichkeit von Zu-

ständigkeitskonflikten zu bedenken. Zur Ver-

meidung solcher Konflikte sind die Zuständig-

keiten in ihrer Abgrenzung möglichst trenn-

scharf zu formulieren. Zudem soll festgelegt 

werden, in welchem Verhältnis die einzelnen 

Spezialzuständigkeiten zueinanderstehen.166 

6. Berücksichtigung der Gerichtsgröße 

Schon eine maßvolle, erst recht aber eine noch 

weitergehende Erweiterung von Spezialzustän-

digkeiten nach dem Vorbild der Fachanwalt-

schaften stößt bei kleineren und mittleren Ge-

richten an ihre Grenzen. Wenn bei einem klei-

nen Landgericht bzw. Oberlandesgericht nur 

wenige Zivilkammern bzw. Zivilsenate beste-

hen, müsste die einzelne Zivilkammer bzw. der 

166 Vgl. hierzu BayObLG, Beschl. v. 15.9.2020  101 
AR 99/20, NZBau 2021, 254 Rn. 38 unter Hin-
weis auf Stackmann, ZRP 2019, 193 (194). 
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einzelne Zivilsenat zu einer großen Vielzahl von 

Spezialmaterien als Spezialkammer bzw. Spezi-

alsenat fungieren. Dies ist nicht zielführend. 

Deshalb sind den Präsidien kleinerer Gerichte 

Spielräume für eine passgenaue standortspezi-

fische Lösung zu eröffnen. Auch kann durch 

Landesrecht eine bezirksübergreifende Zustän-

digkeitskonzentration an kleineren und mittle-

ren gut erreichbaren Landgerichten erfolgen 

(§ 13a GVG). Anknüpfungspunkt für eine ent-

sprechende Differenzierung nach der Gerichts-

größe soll wie in § 21a Abs. 2 GVG die jeweilige 

Anzahl der Richterplanstellen sein. 

7. Begleitende personalwirtschaftliche 

und organisatorische Maßnahmen 

Eine Erweiterung der gerichtsverfassungs-

rechtlichen Spezialisierung kann die ge-

wünschte persönliche Spezialisierung der ein-

zelnen Richterinnen und Richter zwar bis zu ei-

nem gewissen Grad befördern. Nach den zum 

bisherigen Rechtsstand gemachten Erfahrun-

gen besteht allerdings eine gewisse Gefahr der 

nur vordergründigen Spezialisierung auf dem 

Papier. Für die ihm dringendst erscheinenden 

Gebiete hat der Gesetzgeber bereits Regelun-

gen getroffen. Hinzu kommen die bestehenden 

Möglichkeiten der Länder für weitergehende  

auf ihre Bedürfnisse zugeschnittene  Speziali-

sierungen und Konzentrationen. 

Ein nachhaltiger Erfolg für Bemühungen um 

mehr Spezialisierung setzt daher begleitende 

                                                           

167 Nöhre/Meller-Hannich, NJW 2023, 2701. 

personalwirtschaftliche und organisatorische 

Maßnahmen voraus, die die persönliche Spezi-

alisierung gezielt fördern und anerkennen 

167). Dazu können ein 

gezielter Verwendungsaufbau und die mög-

lichst langfristige personelle Konstanz in einem 

Spezialspruchkörper gehören. Diese Aspekte 

wurden von der Reformkommission aber nicht 

näher untersucht. 

III. Stärkung des Kammerprinzips 

Zur Sicherung der Rechtsprechungsqualität 

und zur Erfüllung der berechtigten Erwartun-

gen der Rechtsuchenden ist das Kammerprin-

zip zu stärken. Komplexe zivilrechtliche Strei-

tigkeiten sollen auch in der gelebten Praxis ei-

nem Richterkollegium vorbehalten sein. 

Handelt es sich bei dem Rechtsstreit um eine 

Katalogsache im Sinne des § 348 Abs. 1 S. 2 

Nr. 2 ZPO, soll unabhängig von der tatsächli-

chen Einrichtung von Spezialkammern stets die 

gesamte Kammer originär zuständig sein. Un-

abhängig davon ist die originäre Zuständigkeit 

der gesamten Kammer allgemein ab einem be-

stimmten Streitwert vorzusehen, der den 

Rechtsstreit in seiner wirtschaftlichen Bedeu-

tung deutlich aus der Mehrzahl der regelmäßig 

zu entscheidenden Fälle heraushebt. 
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Eine Übertragung des Rechtsstreits auf den ob-

ligatorischen Einzelrichter soll bei beiderseiti-

gem Widerspruch der Parteien ausgeschlossen 

sein. Wurde das Verfahren zunächst auf den 

obligatorischen Einzelrichter übertragen, soll 

es den Parteien ermöglicht werden, auf über-

einstimmenden Antrag hin eine verpflichtende 

Rückübernahme durch die gesamte Kammer 

herbeizuführen. Bei überlanger Verfahrens-

dauer oder bei besonderen verzögernden Um-

ständen wie Einzelrichterwechseln soll eine 

Rückübernahme auch auf einseitigen Parteian-

trag zu erreichen sein, sofern hierdurch eine 

Verfahrensbeschleunigung zu erwarten ist. 

1. Vorteile des Kammerprinzips 

Schon der geltende § 348 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 ZPO 

sieht für die dort genannten Spezialgebiete 

zwar grundsätzlich die originäre Zuständigkeit 

der gesamten Kammer vor. Allerdings ermög-

licht es § 348a Abs. 1 ZPO, durch Beschluss den 

Rechtsstreit einem Kammermitglied zur Ver-

handlung und Entscheidung zu übertragen. Die 

bisherige Praxis zeigt, dass selbst dort, wo spe-

zialisierte Spruchkörper in den von § 348 Abs. 1 

S. 2 Nr. 2 ZPO genannten Sachgebieten einge-

richtet sind, Verfahren in großem Umfang auf 

den Einzelrichter übertragen werden. 

Demgegenüber deutet die praktische Erfah-

rung darauf hin, dass bei komplexen Verfahren 

eine Besetzung mit drei Berufsrichterinnen 

bzw. Berufsrichtern die Effizienz und Qualität 

                                                           

168 Vgl. Paulsen, DRiZ 2017, 313. 

der Entscheidungsfindung steigern kann. Die 

Vorteile einer Zuständigkeit des gesamten 

Spruchkörpers liegen zusammengefasst in 

• der Notwendigkeit bzw. Möglichkeit 

kollegialer Beratung bei schwierigen 

Sach- oder Rechtsfragen,  

• der höheren Autorität eines mit drei 

Berufsrichterinnen bzw. Berufsrichtern 

besetzten Spruchkörpers bei den Par-

teien in Erfüllung einer entsprechen-

den Erwartung der Rechtsuchenden, 

• der häufig effizienteren Verfahrens-

führung durch eine besonders erfah-

rene Vorsitzende oder einen besonders 

erfahrenen Vorsitzenden sowie 

• der überwiegenden personellen Konti-

nuität selbst bei einzelnen Richter-

wechseln. 

Im Ergebnis lassen diese Vorteile auch positive 

Effekte auf die Bearbeitungszeiten erwarten.168 

Zudem wird die Kompetenz gerade auch junger 

Richterinnen und Richter nicht nur durch Spe-

zialisierung, sondern auch durch eine regelmä-

 ge-

fördert. Das Kollegialprinzip erhöht außerdem 

die Einheitlichkeit der Rechtsprechung inner-

halb des Spruchkörpers. 

Eine solche Stärkung des Kammerprinzips setzt 

ebenfalls begleitende personalwirtschaftliche 
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und organisatorische Maßnahmen voraus, die 

allerdings nicht Gegenstand des Zivilprozess-

rechts sind und von der Reformkommission da-

her nicht näher untersucht wurden. 

2. Stärkung des Kammerprinzips bei 

Katalogsachen 

Zur Stärkung des Kammerprinzips soll die ori-

ginäre Zuständigkeit der Kammer für alle Kata-

loggebiete des § 348 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 ZPO 

künftig unabhängig davon greifen, ob entspre-

chende Spezialkammern tatsächlich eingerich-

tet sind. Damit wird zugleich das oben formu-

lierte Anliegen einer gezielten Förderung der 

richterlichen Spezialisierung (dazu unter II.) 

konsequent weiterverfolgt. Insofern gilt das 

dort anlässlich der Empfehlung zu einer mög-

lichst weitgehenden Angleichung zwischen ge-

richtsverfassungsrechtlichen Spezialisierungen 

und dem Sachgebietskatalog des § 348 Abs. 1 

S. 2 Nr. 2 ZPO Ausgeführte (dazu unter II.4.) 

gleichermaßen: Die gesetzlich gerade aufgrund 

der typischerweise erhöhten tatsächlichen und 

rechtlichen Komplexität der betroffenen 

Rechtsstreitigkeiten vorgesehenen Spezialisie-

rungen erreichen ihren Zweck nur dann, wenn 

in den erfassten Fällen auch regelmäßig tat-

sächlich in der Kammerformation verhandelt 

wird. Nur so ist gewährleistet, dass sich die er-

strebte persönliche Spezialisierung namentlich 

in der Person der oder des Vorsitzenden auch 

tatsächlich ausbilden und abbilden kann. Um 

                                                           

169 BT-Drs. 14/163, 13 li. Spalte. 

eine solche Spezialisierung jedenfalls über die 

Person der oder des Vorsitzenden zu erreichen, 

soll die originäre Kammerzuständigkeit daher 

künftig selbst dann gelten, wenn an dem be-

treffenden Gericht eine entsprechende Spezial-

kammer nicht eingerichtet ist. 

3. Originäre Zuständigkeit der Kammer 

ab einem bestimmten Streitwert 

Verfahren mit einem hohen Streitwert zeich-

nen sich dadurch aus, dass von den Parteien 

oftmals intensiver gestritten wird und sich sol-

che Prozesse daher tendenziell schwieriger ge-

stalten.169 Solche Verfahren profitieren hier-

nach besonders von einer Sachbehandlung 

durch den gesamten Spruchkörper unter Lei-

tung einer bzw. eines erfahrenen Vorsitzenden, 

was sich auch positiv auf die Verfahrensdauer 

auswirkt. Zugleich entspricht es der Parteier-

wartung in wirtschaftlich besonders bedeutsa-

men Verfahren, dass den auf Parteiseite in die-

sen Verfahren regelmäßig eingesetzten erheb-

lichen Ressourcen auch auf gerichtlicher Seite 

ein entsprechender gesteigerter personeller 

Aufwand gegenübersteht. 

In § 348 ZPO soll daher unabhängig vom Sach-

gebiet eine allgemeine originäre Zuständigkeit 

der gesamten Kammer ab einem solchen 

Streitwert vorgesehen werden, der den Rechts-

streit in seiner wirtschaftlichen Bedeutung 

deutlich aus der Mehrzahl der regelmäßig zu 

entscheidenden Fälle heraushebt. Eine solche 
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Verknüpfung zwischen Zuständigkeitsvertei-

lung und Streitwert ist dem Zivilprozessrecht 

nicht wesensfremd, wie die Abgrenzung der 

sachlichen Zuständigkeit zwischen Amts- und 

Landgerichten zeigt (§ 23 Nr. 1, § 71 Abs. 1 

GVG). Sie würde hier wie dort die wirtschaftli-

che Bedeutung des jeweiligen Verfahrens wi-

derspiegeln.  

Als Schwelle könnte etwa ein Streitwert von 

100.000 Euro bei Klageeinreichung erwogen 

werden. Damit würden tatsächlich bedeutsame 

Verfahren in die originäre Zuständigkeit der ge-

samten Kammer überführt, ohne dass zugleich 

die personellen Ressourcen der Landgerichte 

über Gebühr belastet würden. Gemäß der Aus-

wertung der Zivilverfahren für das Jahr 2023 

machten bundesweit Verfahren vor den Land-

gerichten erster Instanz oberhalb eines Streit-

werts von 100.000 Euro ca. 10 % der Erledigun-

gen aus,170 wobei bei einem nicht unerhebli-

chen Teil der Streitigkeiten bereits eine origi-

näre Kammerzuständigkeit nach § 348 Abs. 1 

S. 2 ZPO bestehen dürfte. 

Eine spätere Änderung des Streitwerts nach 

Klageeinreichung, welche zu einem Über- oder 

Unterschreiten des Grenzwerts führt, soll für 

die funktionale Zuständigkeit unbeachtlich 

bleiben, um im Interesse der Verfahrensökono-

mie eine kontinuierliche Sachbearbeitung 

                                                           

170 Vgl. Statistischer Bericht Zivilgerichte 2023, 
Mappe 24231-12, https://www.desta-
tis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-
Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Ge-
richte/statistischer-bericht-zivilgerichte-
2100210237005.html. 

durch den anfänglich berufenen Spruchkörper 

sicherzustellen. Zugleich können so prozess-

taktische Überlegungen der Parteien wirksam 

verhindert werden. Die spätere Übernahme ei-

ner Einzelrichtersache durch die Kammer nach 

§ 348 Abs. 3 ZPO bliebe ungeachtet dessen 

weiterhin möglich.171 

4. Keine Einzelrichterübertragung bei 

Widerspruch beider Parteien 

Bei originärer Kammerzuständigkeit soll die 

Übertragung des Rechtstreits auf den obligato-

rischen Einzelrichter ausgeschlossen sein, 

wenn beide Parteien der Übertragung wider-

sprechen. Dazu ist in § 348a Abs. 1 ZPO ein 

entsprechender zwingender Ausschlussgrund 

aufzunehmen. Bei Zusammenwirken können 

die Parteien so die Aufrechterhaltung der origi-

nären Zuständigkeit der Kammer erzwingen. 

Eine solche Regelung entspricht dem den Zivil-

prozess prägenden Grundsatz der Parteiherr-

schaft. Die Parteien können die Komplexität 

und Streitanfälligkeit des Verfahrens und damit 

die Notwendigkeit einer Kollegialentscheidung 

zu Beginn des Verfahrens oftmals am besten 

beurteilen. Da eine entsprechende Übertra-

gung frühestens nach Vorliegen der Klageerwi-

derung möglich ist,172 können die Parteien, die 

sich ohnehin zu einer möglichen Entscheidung 

171 Vgl. Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 348 
ZPO Rn. 20, wonach keine zeitliche Schranke 
für die Vorlage besteht. 

172 Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 348a ZPO 
Rn. 3. 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/statistischer-bericht-zivilgerichte-2100210237005.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/statistischer-bericht-zivilgerichte-2100210237005.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/statistischer-bericht-zivilgerichte-2100210237005.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/statistischer-bericht-zivilgerichte-2100210237005.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Gerichte/statistischer-bericht-zivilgerichte-2100210237005.html
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durch den Einzelrichter verhalten sollen (§ 253 

Abs. 3 Nr. 3, § 277 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 ZPO), einen 

etwaigen Widerspruch in der Klageschrift bzw. 

der Klageerwiderung formulieren. 

Dabei soll der Ausschlussgrund an den Wider-

spruch beider Parteien geknüpft werden. Nur 

ein beiderseitiger Widerspruch vermag es pro-

zessual zu rechtfertigen, dass trotz der Über-

zeugung der Kammer vom Vorliegen der Vo-

raussetzungen des § 348a Abs. 1 ZPO nicht der 

Einzelrichter verhandeln und entscheiden soll. 

5. Obligatorische Rückübernahme bei 

beiderseitigem Parteiantrag 

a) Originäre Kammerzuständigkeit 

Wurde das Verfahren zunächst auf den obliga-

torischen Einzelrichter übertragen, soll der 

Rechtsstreit bei übereinstimmendem Parteian-

trag wieder von der Kammer übernommen 

werden müssen. Das neu einzuführende Recht 

zum beiderseitigen Widerspruch der Übertra-

gung auf den Einzelrichter (dazu zuvor 4.) setzt 

sich insofern im weiteren Verfahren fort.  

Zwar können die Parteien bereits de lege lata 

nach § 348a Abs. 2 S. 1 Nr. 2 ZPO einen über-

einstimmenden Antrag auf Rückübernahme 

durch die Kammer stellen. Dieser Umstand al-

lein verpflichtet und berechtigt die Kammer al-

                                                           

173 BeckOK ZPO/Fischer, 54. Edition 1.9.2024, 
§ 348a ZPO Rn. 26. 

lerdings bisher nicht zur tatsächlichen Rück-

übernahme.173 Eine solche Pflicht besteht ge-

mäß § 348a Abs. 2 S. 2 ZPO nur dann, wenn zu-

gleich die Voraussetzungen des § 348a Abs. 2 

S. 1 Nr. 1 ZPO vorliegen. 

Aufgrund der Parteiherrschaft im Zivilprozess 

ist es aber konsequent, den Parteien auch im 

Laufe des Verfahrens noch die Möglichkeit ein-

zuräumen, den Rechtsstreit auf die Kammer 

rückzuführen. Auch wenn eine solche Rück-

übertragung aufgrund verfahrensökonomi-

scher Erwägungen die Ausnahme bleiben 

soll,174 kann es auch im laufenden Verfahren 

sinnvoll sein, im Rahmen der die originäre 

Kammerzuständigkeit begründenden Spezial-

materien die gesteigerte Fachkompetenz der 

gesamten Kammer zu bemühen. 

Hierdurch wäre  auch bei einer möglicher-

weise notwendigen Wiederholung von Beweis-

aufnahmen  nicht zwingend eine Verzögerung 

des Verfahrens zu erwarten. Wie gesehen wer-

den Kammersachen vielfach in kürzerer Zeit er-

ledigt als Einzelrichtersachen (dazu unter 1.).171 

Zudem lässt sich auch bei Verbleib der Sache 

im Einzelrichterdezernat wegen der dort teil-

weise hohen Fluktuation die Wiederholung von 

Beweisaufnahmen in einigen Fällen ohnehin 

nicht vermeiden.  

Eine Rückübernahmepflicht durch die Kammer 

soll nur bei beiderseitigem Parteiantrag ausge-

174 Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 348a ZPO 
Rn. 8. 
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löst werden, um die besondere Ausnahme-

konstellation zu betonen und etwaige prozess-

taktische Erwägungen lediglich einer Partei 

auszuschließen. An weitere materielle Bedin-

gungen sollte die Rückübernahme nicht ge-

knüpft werden, um das Verfahren zu straffen. 

Für eine erhöhte Effizienz des Zivilprozesses 

muss gerade überflüssige Komplexität pro-

zessualer Regeln mitsamt aufwendiger Nebe-

nentscheidungen vermieden werden.175 Die 

notwendige Prüfung weiterer Voraussetzun-

gen könnte zudem zu einem Verfahrensfehler 

aufgrund falscher Besetzung des Gerichts füh-

ren,176 was es zu vermeiden gilt. 

b) Originäre Einzelrichterzuständigkeit 

Eine entsprechende Anpassung des für die ori-

ginäre Einzelrichterzuständigkeit geltenden 

§ 348 Abs. 3 ZPO wird nicht empfohlen, sodass 

in diesen Fällen selbst bei beiderseitigem Par-

teiantrag keine automatische Übernahme 

durch die Kammer zu erfolgen hat.  

Wie der Gesetzgeber zu Recht betont, hat sich 

das Kammersystem gerade in den spezialisier-

ten Sachgebieten nach § 348 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 

ZPO bewährt,177 da diesen zumeist komplexe 

Sach- und Rechtsfragen zugrunde liegen, wel-

che durch ein Kollegialgericht häufig effektiver 

bewältigt werden können. Die Richterinnen 

und Richter spezialisierter Spruchkörper sind 

                                                           

175 Münchener Thesen zum Zivilprozess der Zu-
kunft, These B.1. S. 8. 

sowohl mit der Ermittlung des maßgeblichen 

Tatsachenstoffs als auch mit der einschlägigen 

Rechtsprechung regelmäßig besser vertraut. 

Allein dieses Argument vermag es im Zusam-

menspiel mit der Parteiherrschaft zu rechtfer-

tigen, dass trotz verfahrensökonomischer Er-

wägungen auch im laufenden Prozess der 

Rechtstreit allein auf beiderseitigen Parteian-

trag hin auf die Kammer rückübertragen wird, 

um das dort gebündelte Spezialfachwissen ab-

zurufen und somit den Fortgang des Verfah-

rens zu fördern. Im Falle des § 348 Abs. 3 ZPO 

kann hingegen das Argument der besonderen 

Spezialisierung der Kammer nicht herangezo-

gen werden, sodass die dort geregelten Rück-

übernahmevoraussetzungen weiterhin als 

sachgerecht anzusehen sind. 

6. Kammerzuständigkeit auf Antrag bei 

langdauernden Verfahren 

In der Praxis kommt es vor, dass komplexe Ver-

fahren aus der originären Kammerzuständig-

keit entgegen dem Ausschlussgrund des § 348a 

Abs. 1 Nr. 1 ZPO auf den Einzelrichter übertra-

gen werden oder dass solche Verfahren aus der 

originären Einzelrichterzuständigkeit entgegen 

§ 348 ZPO Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ZPO nicht von der 

Kammer übernommen werden. Das kann dazu 

führen, dass diese Verfahren im Einzelrichter-

176 Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 348 ZPO 
Rn. 23. 

177 BT-Drs. 18/11437, 46. 

https://oberlandesgericht-celle.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/prasidentinnen-und-prasidenten-der-obergerichte-setzen-sich-fur-die-starkung-des-rechtsstaats-ein-und-formulieren-thesen-zur-zukunft-des-zivilprozesses-232019.html
https://oberlandesgericht-celle.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/prasidentinnen-und-prasidenten-der-obergerichte-setzen-sich-fur-die-starkung-des-rechtsstaats-ein-und-formulieren-thesen-zur-zukunft-des-zivilprozesses-232019.html
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dezernat nicht immer innerhalb eines ange-

messenen Zeitraums bearbeitet werden kön-

nen. 

Ist ein in tatsächlicher oder rechtlicher Hinsicht 

komplexes Verfahren beim Einzelrichter an-

hängig, soll der Rechtsstreit daher auch auf nur 

einseitigen Parteiantrag auf die Kammer über-

tragen werden. Als tatbestandliche Vorausset-

zungen für eine solche Übertragung sind im In-

teresse der Verfahrenseffizienz möglichst klar 

zu ermittelnde und daher nicht besonders 

streitanfällige Kriterien zu wählen. So kommt 

ein solches Antragsrecht etwa dann in Be-

tracht, wenn das Verfahren bereits zwei Jahre 

anhängig und ein Verfahrensende nicht inner-

halb der nächsten sechs Monate absehbar ist. 

Ein weiterer Anknüpfungspunkt kann in einem 

Wechsel des zuständigen Einzelrichters liegen, 

der das weitere Verfahren erfahrungsgemäß 

nicht unerheblich verzögert. Darüber hinaus 

sollte bei der Übertragung auf die Kammer zu-

sätzlich berücksichtigt werden können, ob 

hierdurch eine Verfahrensbeschleunigung zu 

erwarten ist. Das kann etwa dann nicht der Fall 

sein, wenn eine bereits erfolgte umfangreiche 

Beweisaufnahme zu wiederholen wäre.  

IV. Modernisierung der Kammern für 

Handelssachen 

Die Kammern für Handelssachen sollen refor-

miert werden. Dabei sollen der Zuständigkeits-

katalog überprüft und auch geklärt werden, 

unter welchen Voraussetzungen von den Par-

teien eine beim Landgericht eingerichtete Spe-

zialkammer vorrangig zur Kammer für Han-

delssachen angewählt werden kann.  

Zudem soll die Besetzung der Kammern für 

Handelssachen passgenauer gestaltet werden. 

Handelsrichterinnen und -richter sollen nach 

bereichsspezifischen Kenntnissen flexibler hin-

zugezogen werden können. 

Gemäß § 93 GVG sind die Länder ermächtigt, 

bei den Landgerichten Kammern für Handels-

sachen einzurichten, die gemäß § 105 GVG mit 

einem hauptberuflichen Richter als Vorsitzen-

dem und zwei ehrenamtlichen  von den In-

dustrie- und Handelskammern vorgeschlage-

nen  Hande

§ 349 

Abs. 1 und 2 ZPO geregelt. Gemäß § 349 Abs. 3 

ZPO kann der Vorsitzende den Rechtsstreit im 

Einverständnis der Parteien auch insgesamt al-

lein führen. 

Der überdurchschnittlich starke Rückgang der 

bei den Kammern für Handelssachen einge-

henden Verfahren sowie der Umstand, dass in 

der weit überwiegenden Zahl der Fälle die bzw. 

der Vorsitzende im Einverständnis der Parteien 

anstelle der Kammer ohne Mitwirkung der 
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Handelsrichterinnen und Handelsrichter ent-

scheidet (§ 349 Abs. 3 ZPO),178 verdeutlichen 

Handlungs- und Modernisierungsbedarf im 

Bereich der Kammern für Handelssachen.  

Neben einer möglichen Reform der Zuständig-

keit (§ 95 GVG) ist zu prüfen, wie die Besetzung 

der Kammern für Handelssachen passgenauer 

gestaltet werden könnte. Die Einbindung von 

Handelsrichterinnen und Handelsrichtern ist in 

unserer ausdifferenzierten Wirtschafts- und 

Rechtsordnung gerade und nur dann effektiv, 

wenn deren Expertise zu den zu verhandelnden 

Fällen passt. Eine Matching- oder Pool-Lösung 

könnte hierbei diese Zuordnungsmöglichkei-

ten erhöhen. Schließlich könnte eine Option 

zur Erhöhung der Zahl der Berufsrichterinnen 

und Berufsrichter im Sinne einer großen Beset-

zung (sog. große Kammer für Handelssachen), 

ggf. auch im Rahmen einer Länderöffnungs-

klausel, wie auch ein maßgeschneidertes Fort-

bildungskonzept der Länder die Qualität der 

Rechtsprechung stärken. 

Im Rahmen der Reform ist auch zu erwägen, ob 

Rechtsstreitigkeiten für den Fall, dass eine Spe-

zialkammerzuständigkeit besteht, stets dort 

und nicht vor der Kammer für Handelssachen 

geführt werden sollen. 

                                                           

178 Der Abschlussbericht zum Forschungsvorhaben 

, S. 242 
schätzt die Alleinentscheidungen auf über 90 %. 

V. Veröffentlichung zivilgerichtlicher 

Entscheidungen 

Um die Veröffentlichungsquote zivilgerichtli-

cher Entscheidungen zu erhöhen, soll eine Ver-

öffentlichungspflicht gesetzlich normiert wer-

den. Damit soll eine grundsätzlich umfassende 

Veröffentlichung von Entscheidungen erreicht 

werden. 

Zuverlässige Anwendungen zur automatisier-

ten Anonymisierung oder Pseudonymisierung 

von Gerichtsentscheidungen sind für die Um-

setzung der Veröffentlichungspflicht unent-

behrlich. 

1. Ausgangslage 

Die Veröffentlichung von Gerichtsentschei-

dungen ist ein zentrales Element unserer 

Rechtsordnung. Sie gewährleistet Transparenz, 

schafft Vertrauen in den Rechtsstaat, ermög-

licht Rechtsfortbildung und trägt zur Wahrung 

der Rechtseinheit bei.  

Darüber hinaus ist die Veröffentlichung für die 

Förderung von Innovationen im Legal-Tech-

Bereich von zentraler Bedeutung. Die Entwick-

lung neuer Anwendungen erfordert den Zu-

gang zu möglichst vielen Entscheidungen. Nur 

große und qualitativ hochwertige Datensätze 

ermöglichen ein Training von Legal-Tech und 

 

 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
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KI-gestützten Anwendungen wie Large Langu-

age Models (LLM) für Justiz, Anwaltschaft und 

Wissenschaft. 

Die Veröffentlichung einer hinreichenden An-

zahl von Gerichtsentscheidungen ermöglicht 

zudem die quantitative Rechtstatsachenfor-

schung.179 

Die bisherige Veröffentlichungspraxis der 

deutschen Gerichte liegt bei unter 5 % aller 

Entscheidungen.180 Sowohl der Umfang als 

auch die Art und Weise der Veröffentlichungs-

praxis sind dabei sehr heterogen. Die gerichtli-

chen Abläufe und Ressourcen in den Instanz-

gerichten der Zivilgerichtsbarkeit sind bislang 

nicht darauf ausgerichtet, einen nennenswer-

ten Anteil aller Entscheidungen zu veröffentli-

chen. Jede Veröffentlichung verursacht sowohl 

im richterlichen als auch im nichtrichterlichen 

Bereich einen Arbeitsaufwand in Hinblick auf 

Auswahl, Erhebung von Verfahrensdaten, Er-

stellung einer anonymisierten Fassung und 

Kontrolle. Auch gibt es gegenwärtig keine bun-

desweit einheitlichen, automatisierten und 

standardisierten Abläufe im Zusammenhang 

mit der Veröffentlichung von Gerichtsentschei-

dungen.181 

                                                           

179  Bollig/Bußmann-Welsch, Rethinking Law 
3/2023, 29 ff.  

180  Hamann, JZ 2021, 656 ff.; Adrian/Dykes/E-
vert/Heinrich/Keuchen/Proisl, Digitalisierung 
von Zivilprozess und Rechtsdurchsetzung, 2022, 
S. 173 m. w. N. 

Die zurückhaltende und uneinheitliche Veröf-

fentlichungspraxis wird den mit der Veröffent-

lichung verbundenen Zielen nicht mehr ge-

recht.  

Die aktuell vereinzelt geregelten Ansprüche auf 

Veröffentlichung von Entscheidungen und die 

Rechtsprechung zur grundgesetzlichen Pflicht, 

veröffentlichungswürdige Entscheidungen der 

Öffentlichkeit zugänglich zu machen,182 haben 

bislang nicht dazu geführt, dass Entscheidun-

gen der Instanzgerichte für die Allgemeinheit 

in der Breite verfügbar sind.  

2. Gesetzliche Veröffentlichungspflicht 

Um die Veröffentlichungsquote von Gerichts-

entscheidungen zu erhöhen, soll eine bundes-

einheitliche gesetzliche Veröffentlichungs-

pflicht geschaffen werden. Damit soll perspek-

tivisch eine möglichst umfassende Veröffentli-

chung von zivilgerichtlichen Gerichtsentschei-

dungen erreicht werden. Die gesetzliche Rege-

lung sollte sich daher grundsätzlich auf alle mit 

Gründen versehenen gerichtlichen Entschei-

dungen und Beschlüsse erstrecken. Zu denken 

ist in erster Linie an Endentscheidungen. Zur 

Entwicklung weiterer KI-Tools ist perspekti-

visch auch die Veröffentlichung nichtverfah-

rensbeendender, begründeter Entscheidungen 

und Beschlüsse vorstellbar. Bei der Umsetzung 

181  Adrian/Dykes/Evert/Heinrich/Keuchen/Proisl, 
Digitalisierung von Zivilprozess und Rechts-
durchsetzung, 2022, S. 173, 175 ff. 

182 Vgl. BVerfG, Beschl. v. 14.9.2015  1 BvR 857/15, 
NJW 2015, 3708 ff.; BVerwG, Urt. v. 26.2.1997  
6 C 3/96, NJW 1997, 2694 ff. 
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einer solchen weitreichenden Veröffentli-

chungspflicht sollte allerdings schrittweise 

vorgegangen werden, um die gerichtlichen Ab-

läufe und Ressourcen nicht zu überlasten. An-

geknüpft werden sollte dabei an objektive Kri-

terien, um eine leichte Umsetzbarkeit und 

Überprüfbarkeit zu gewährleisten. Denkbar 

wäre etwa eine stufenweise Umsetzung nach 

Instanzen. Fraglich ist jedoch, ob bei einer ent-

sprechenden Abschichtung die mit der Veröf-

fentlichung verfolgten Ziele (z.B. Forschung 

und Entwicklung) gleichermaßen erreicht wer-

den. 

Von der Möglichkeit, subjektive Kriterien  als 

Konkretisierung oder Erweiterung des verfas-

sungsrecht

 einzuführen, sollte hinge-

gen abgesehen werden. Insoweit wäre daran zu 

denken, eine Veröffentlichung nur für Ent-

scheidungen vorzusehen, die von grundsätzli-

cher Bedeutung sind, für Präzedenzfälle oder 

Fälle, in denen eine neue Rechtsfrage geklärt o-

der eine bisherige Rechtsprechung geändert 

wird, und für Entscheidungen, die ein besonde-

res öffentliches Interesse begründen. Ein An-

knüpfen an solche subjektiven Kriterien, die 

letztlich eine inhaltliche Konkretisierung des 

darstellen würden, würde jedoch zu einem er-

heblichen Prüfaufwand führen und ihre (klar-

stellende) Kodifizierung wäre mit der Gefahr 

verbunden, dass eine unterschiedliche Ausle-

gung der unbestimmten Rechtsbegriffe zu ei-

ner divergierenden Verwaltungspraxis in den 

einzelnen Ländern bzw. Gerichten führt. 

Ziel sollte daher die Veröffentlichung aller Ent-

scheidungen sein, um eine größtmögliche 

Transparenz zu gewährleisten. Gleichzeitig 

würde eine umfassende Datenbasis für die 

Rechtsforschung und -anwendung geschaffen 

werden. Sie könnte auch dazu beitragen, die 

Rechtsprechung einheitlicher zu gestalten und 

den Zugang zum Recht zu verbessern, indem 

sie allen Rechtsuchenden die Möglichkeit gibt, 

sich umfassend und gleichberechtigt mit der 

für sie relevanten Rechtsprechung auseinan-

derzusetzen. KI-gestützte Recherchetools und 

Anwendungen zur Aufbereitung (z.B. Zusam-

menfassungen) könnten Rechtsuchende bei 

der Recherche unterstützen. 

3. Aufbereitung der Gerichtsentschei-

dungen 

a) Anonymisierung oder Pseudonymi-

sierung 

Schutzbedürftige Inhalte sind zu anonymisie-

ren bzw. pseudonymisieren. Für die zu beach-

tenden Rechte könnte auf die Kategorien des 

Open-Data-Rechts zurückgegriffen werden 

(§ 2 Abs. 3 Nr. 1 Datennutzungsgesetz). Zu den 

Rechten Verfahrensbeteiligter oder Dritter 

zählen danach der Schutz personenbezogener 

Daten (Datenschutz), der Schutz von Betriebs- 

und Geschäftsgeheimnissen, des geistigen Ei-

gentums sowie Erwägungen der öffentlichen 
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Sicherheit.183 Gesetzliche Vorgaben dazu, in 

welchen Konstellationen eine Pseudonymisie-

rung ausreichend ist, sollten in Erwägung gezo-

gen werden. 

Eine breitere Verfügbarkeit von Gerichtsent-

scheidungen wird nur dann möglich sein, wenn 

insbesondere bei der Anonymisierung bzw. 

Pseudonymisierung automatisierte technische 

Unterstützung zum Einsatz kommt. In diese 

Richtung geht zum Beispiel das bayerisch-nie-

dersächsische Projekt zur Erstellung eines Ano-

nymisierungs- und Leitsatzerstellungs-Kit zur 

smarten Veröffentlichung von Gerichtsent-

scheidungen (ALeKS): Es zielt darauf ab, ein 

Anonymisierungstool bereitzustellen, das per-

sonenbezogene Daten in Entscheidungen er-

kennt und durch Abkürzungen ersetzt.  

b) Bereitstellung und Nutzungsrechte 

Vorgaben dazu, wo (z.B. Landesdatenbanken o-

der zentrale Stelle) und in welcher Form die 

Gerichtsentscheidungen bereitzustellen sind, 

sollten in eine gesetzliche Regelung aufgenom-

men werden.  

                                                           

183  Adrian/Dykes/Evert/Heinrich/Keuchen/Proisl, 
Digitalisierung von Zivilprozess und Rechts-
durchsetzung, 2022, S. 173, 179 f. 

184  

tagung der Präsidentinnen und Präsidenten der 
Oberlandesgerichte, des Kammergerichts, des 
Bayerischen Obersten Landesgerichts und des 
Bundesgerichtshofs vom 23. bis 25.5.2022 in 
Rostock, 2022, S. 36 f., abrufbar unter: 

Auch die Frage, in welchem Umfang und zu 

welchen Zwecken die Daten verwendet werden 

dürfen, bedarf der weiteren Erörterung. Beden-

ken hinsichtlich einer möglichen Profilbildung 

von Richterinnen und Richtern (Predictive Jus-

184 im Falle einer 

kommerziellen Verwertung (und bei Schaffung 

einer umfassenden Veröffentlichungspflicht) 

sind zu berücksichtigen. In einigen EU-

Mitgliedstaaten werden die Namen der Richte-

rinnen und Richter veröffentlicht (z.B. zur Kor-

ruptionsprävention), in anderen hingegen 

nicht. Im Hinblick auf die genannten Bedenken 

sollte eine Schwärzung der Namen der erken-

nenden Richterinnen und Richter sowie der üb-

rigen Gerichtsmitarbeitenden (sofern nicht die 

Bundesgerichte betroffen sind) erwogen wer-

den. Denkbar wäre in diesem Zusammenhang 

auch die Schaffung einer Norm, die eine Be-

wertung und Analyse der Identitätsdaten von 

Richterinnen und Richtern mit dem Ziel einer 

Vorhersage der Berufspraktiken untersagt.185 

4. Organisatorische Maßnahmen 

Flankierend zu den gesetzlichen Regelungen 

sollten organisatorische Maßnahmen ergriffen 

https://www.justiz.bayern.de/me-
dia/images/behoerden-und-gerichte/oberlan-
desgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_al-
gorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf; 
Quarch/Knöller, Rethinking Law 3/2023, 26 ff. 

185  Dies ist in Frankreich in Art. L111-13 des Code 
Bi-

allaß in: Ory/Weth, jurisPK-ERV Band 1, 2. Aufl., 
Kapitel 8 (Stand: 23.11.2022), Rn. 380 m. w. N. 

https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/einsatz_von_ki_und_algorithmischen_systemen_in_der_justiz.pdf
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werden, um die Standardisierung und Automa-

tisierung der Abläufe im Zusammenhang mit 

der Veröffentlichung von Gerichtsentschei-

dungen in der Gerichtspraxis zu fördern und 

dadurch den durchschnittlichen Zeitaufwand 

zu reduzieren und die Einheitlichkeit der Art 

und Weise von Veröffentlichungen zwischen 

den verschiedenen Gerichten zu gewährleisten.   
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E. 

Die Effektivierung des Erkenntnisverfahrens ist 

wesentliche Aufgabe des Zivilprozesses der Zu-

kunft (dazu B.IV.3.). Sie erhöht die Attraktivität 

des Zivilprozesses, auch und gerade für höher-

wertige und komplexe Verfahren, die derzeit 

zumeist außergerichtlich im Verhandlungs-

wege oder in der Schiedsgerichtsbarkeit erle-

digt werden. Geeignete Regeln für den Verfah-

rensablauf können zudem prozessverschlep-

pendem Verhalten entgegenwirken und dieses 

begrenzen. Potentiale zur Beschleunigung lie-

gen zunächst in der Gestaltung des Verfahren-

sablaufs (I.), was die Durchführung von Organi-

sationsterminen (zur Ausgestaltung II.) sowie 

eine verstärkte gerichtliche Prozessleitung (III.) 

und Vorgaben für den Parteivortrag (IV.) um-

fasst. Mündliche Verhandlungen sind zu bele-

ben (V.) und Erweiterungen des Prozessgegen-

stands zu begrenzen (VI.). Weiteres Effektivie-

rungspotential bietet das Beweisrecht (VII.). 

I. Neugestaltung des Verfahrensab-

laufs 

Für das Verfahren im ersten Rechtszug vor den 

Landgerichten ist ein mündliches und alterna-

tiv ein schriftliches Verfahren vorzusehen. Der 

Regelfall ist das mündliche Verfahren mit einer 

umfassend ausgestalteten mündlichen Ver-

handlung. Das schriftliche Verfahren ist für die 

Fälle vorgesehen, in denen es keines mündli-

chen Verhandelns bedarf. Die Verfahrensart 

wird vom Gericht nach Eingang der Klageerwi-

derung gewählt. Das Gericht kann jederzeit ei-

nen Wechsel der Verfahrensart anordnen. Die 

Parteien haben das Recht, eine mündliche Ver-

handlung zu verlangen, wenn sie persönlich er-

scheinen wollen. Bis zum Eingang der Klage-

erwiderung gleicht der Verfahrensablauf dem 

des bisherigen schriftlichen Vorverfahrens 

(§ 276 ZPO).  

Der  

verfahrensfördernder Maßnahmen ist um ei-

nen Organisationstermin und einen verfah-

rensleitenden Hinweis zu erweitern. Der Orga-

nisationstermin ermöglicht die Verfahrenspla-

nung, wohingegen der verfahrensleitende Hin-

weis der Konzentration des Verfahrens auf die 

für die Entscheidung wesentlichen Fragen 

dient. 
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Binnen sechs Wochen nach Eingang der Klage-

erwiderung oder der Replik hat das Gericht eine 

verfahrensfördernde oder eine Kombination 

von verfahrensfördernden Maßnahmen zu er-

greifen. Die geeigneten verfahrensfördernden 

Maßnahmen umfassen die Durchführung eines 

Organisationstermins, eines verfahrensleiten-

den Hinweises oder  

Die Erteilung eines verfahrensleitenden Hin-

weises kann u.a. mit der Ladung zu einem um-

fassend vorbereiteten Haupttermin oder einem 

vorterminlichen Beweisbeschluss verbunden 

werden oder in diesem aufgehen. 

Im amtsgerichtlichen Verfahren bleibt § 495a 

ZPO unberührt. Abweichend vom geplanten 

landgerichtlichen Verfahren besteht vor den 

Amtsgerichten außerdem die Möglichkeit, be-

reits nach Eingang der Klageschrift einen frü-

hen ersten Termin anzuberaumen. Macht das 

Gericht davon keinen Gebrauch, wählt es ein 

schriftliches oder mündliches Verfahren nach 

Klageerwiderung und ergreift frühe verfah-

rensfördernde Maßnahmen.  

Auch im Rechtsmittelverfahren soll das Gericht 

zwischen einem mündlichen und schriftlichen 

Verfahren unter gesetzlichen Voraussetzungen 

wählen. Die bisher gesondert geregelte Mög-

lichkeit, eine offensichtlich aussichtslose Beru-

fung ohne mündliche Verhandlung zurückwei-

sen zu können (§ 522 Abs. 2 ZPO), geht in der 

allgemeinen Regel auf. 

1. Einführung eines mündlichen und 

schriftlichen Verfahrens 

Der Grundsatz der Mündlichkeit soll auch im 

Zivilprozess der Zukunft als prägendes Element 

erhalten bleiben (dazu B.IV.5.). Hat die mündli-

che Verhandlung aber im konkreten Verfahren 

ihren Sinn verloren und bildet sie so ein ledig-

lich verfahrensverzögerndes Element, wird auf 

sie verzichtet werden können. Dies rechtfertigt 

es, zwei Verfahrensarten herauszubilden, die an 

die Stelle der Regelungen über das (Vor-)Ver-

fahren nach §§ 272 ff. ZPO treten: Ein mündli-

ches Verfahren und ein schriftliches Verfahren. 

Bei der Betrachtung des neuen Verfahrensab-

laufs ist zunächst von dem landgerichtlichen 

Verfahren erster Instanz auszugehen. Notwen-

dige Abweichungen im amtsgerichtlichen Ver-

fahren (dazu unter 5.) sowie im Rechtsmittel-

verfahren (dazu unter 6.) bedürfen besonderer 

Betrachtung. 

a) Übergeordnete Vorgaben für den 

Gesetzgeber 

Der Grundsatz mündlicher Verhandlung ist nur 

in eingeschränktem Umfang verfassungsrecht-

lich gewährleistet. So folgt etwa aus Art. 103 

Abs. 1 GG nicht unmittelbar ein Anspruch auf 

eine mündliche Verhandlung. Vielmehr ist es 

von Verfassung wegen Sache des Gesetzgebers 

zu entscheiden, in welcher Weise rechtliches 

Gehör gewährt werden soll. Nur wenn eine 

mündliche Verhandlung von Gesetzes wegen 

stattzufinden hat, also insbesondere gem. 

§ 128 Abs. 1 ZPO, begründet der Anspruch auf 
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rechtliches Gehör in Verbindung mit der maß-

gebenden Vorschrift des einfachen Gesetzes-

rechts auch von Verfassung wegen ein Recht 

auf Äußerung in einer mündlichen Verhand-

lung und damit zugleich auf deren Durchfüh-

rung durch das Gericht. Dem einfachen Geset-

zesrecht in Gestalt des § 309 ZPO folgend, rich-

tet sich der Anspruch dabei auf eine Verhand-

lung vor dem erkennenden Gericht.186 Zu erwä-

gen ist ferner ein aus dem Äußerungsrecht als 

Ausprägung des Anspruchs auf rechtliches Ge-

hör folgendes Recht auf Durchführung einer 

mündlichen Verhandlung zwecks persönlicher 

Anhörung, wenn entweder die bzw. der Anzu-

hörende tatsächlich nicht in der Lage ist, sich 

auf andere Art und Weise angemessen zu äu-

ßern, oder es etwa eines persönlichen Ein-

drucks des Gerichts bedarf.187  

Allerdings ergeben sich verfassungsrechtliche 

Vorgaben unter dem Gesichtspunkt der Öf-

fentlichkeit. Die mündliche Verhandlung ist ge-

mäß § 169 Abs. 1 S. 1 GVG grundsätzlich öf-

fentlich. Das gilt unabhängig von ihrer Durch-

führung in Präsenz (§ 128 Abs. 1 ZPO) oder als 

Videoverhandlung (§ 128a ZPO). § 169 Abs. 1 

S. 1 GVG unterliegt dabei nicht der freien Dis-

position des Gesetzgebers. Aus dem Demokra-

tieprinzip und dem Rechtsstaatsgebot hat das 

                                                           

186 Z.B. BVerfG, Beschl. v. 3.7.2019  1 BvR 2811/18, 
NJW 2019, 2919 Rn. 9 m.w.N. 

187 Vgl. etwa Dürig/Herzog/Scholz/Remmert, 
Grundgesetz-Kommentar, 104. EL April 2024, 
Art. 103 Abs. 1 GG Rn. 65 f. 

188 Vgl. BVerfG, Urt. v. 24.1.2001  1 BvR 2623/95, 
NJW 2001, 1633 (1635); Britz, Fernsehaufnah-
men im Gerichtssaal, S. 210. 

Bundesverfassungsgericht ein Öffentlichkeits-

prinzip auch für gerichtliche Verfahren abgelei-

tet, hinter dem insbesondere der Gedanke einer 

möglichen Kontrolle durch die Öffentlichkeit 

steht.188 Die mit der Öffentlichkeit verbundene 

Kontrollmöglichkeit gerichtlicher Tätigkeit 

hängt ganz wesentlich mit der Durchführung 

mündlicher Verhandlungen zusammen. Denn 

öffentlich sind nach § 169 Abs. 1 S. 1 GVG le-

diglich mündliche Verhandlungen und Verkün-

dungen, nicht hingegen Gerichtsakten. Dem-

entsprechend kann die Öffentlichkeit den Ge-

genstand eines Rechtsstreits ebenso wie den 

Sach- und Streitstand vor der Urteilsverkün-

dung  nach aktueller Rechtslage  lediglich 

der Erörterung anlässlich der mündlichen Ver-

handlung entnehmen. Eine mehr oder weniger 

weitreichende Abkehr von der Durchführung 

mündlicher Verhandlungen setzt daher tragfä-

hige Erwägungen zu einer hinreichenden Ge-

richtsöffentlichkeit und zu deren Gewährleis-

tung voraus. Dies kann insbesondere durch 

eine weitgehende Pflicht zur Veröffentlichung 

gerichtlicher Entscheidungen (Urteile und Be-

schlüsse) geschehen (dazu unter D.V.2.).  

Art. 6 Abs. 1 S. 1 EMRK reicht in Bezug auf den 

Grundsatz mündlicher Verhandlung deutlich 

weiter als das Grundgesetz: Diese Vorschrift 
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sieht ein Recht jedes Beteiligten auf eine öf-

fentliche Verhandlung für solche Gerichtsver-

fahren ausdrücklich vor, die zivilrechtliche An-

sprüche und Verpflichtungen betreffen. Aller-

dings begründet auch Art. 6 Abs. 1 S. 1 EMRK 

kein uneinschränkbares Recht.189 Vielmehr 

kann auf eine mündliche Verhandlung verzich-

tet werden, wenn so ein wirtschaftliches und 

effektives Verfahren gewährleistet bleibt.190 

Dies folgt aus dem ebenfalls in Art. 6 Abs. 1 S. 1 

EMRK verankerten Erfordernis, einen Rechts-

streit in angemessener Zeit zu entscheiden. Das 

ist beispielsweise der Fall, wenn es um hoch-

gen geht, die zudem schriftlichen Ausführun-

gen besser zugänglich sind als einer mündli-

chen Verhandlung.191 Allgemein formuliert hat 

der EGMR mit Rücksicht auf das Beschleuni-

gungsgebot ein Absehen von mündlichen Ver-

handlungen nicht beanstandet, wenn der Fall 

weder schwierige Rechtsfragen noch Fragen 

von allgemeiner Bedeutung aufwarf noch Tat-

fragen zu klären waren, die eine persönliche 

Anhörung erforderten.192 Ein wichtiger Ge-

sichtspunkt bei der Prüfung einer Verletzung 

                                                           

189 Vgl. EGMR, Urt. v. 12.11.2002  28394/95, 
BeckRS 2002, 164705 Rn. 37  Döry./.Schwe-
den. 

190 Vgl. EGMR, Urt. v. 6.12.2001  31178/96, 
FPR 2004, 102, 104  Petersen./.Deutschland. 

191 Vgl. EGMR, Urt. v. 24.6.1993  14518/89, 
BeckRS 1993, 125252 Rn. 58  Schuler-Zgrag-
gen./.Schweiz. 

192 Vgl. EGMR, Urt. v. 12.11.2002  28394/95, 
BeckRS 2002, 164705 Rn. 38  Döry./.Schwe-
den. 

193 Vgl. EGMR, Urt. v. 24.6.1993  14518/89, 
BeckRS 1993, 125252 Rn. 58  Schuler-Zgrag-
gen./.Schweiz; Urt. v. 12.11.2002  28394/95, 

des Art. 6 Abs. 1 S. 1 EMRK durch den EGMR ist 

ferner die Möglichkeit der Parteien, eine münd-

liche Verhandlung zu erwirken. Haben die Par-

teien hiervon ausdrücklich oder auch nur still-

schweigend keinen Gebrauch gemacht, schei-

det ein Konventionsverstoß aus.193 Auf einen 

vorangehenden Hinweis hat der Gerichtshof 

dabei nicht abgestellt, sondern die verfahrens-

rechtlich vorgesehene Möglichkeit, eine münd-

liche Verhandlung zu erwirken, ausreichen las-

sen.194 

Dass der Grundsatz der mündlichen Verhand-

lung nicht ganz so streng angelegt ist, wie § 128 

Abs. 1 ZPO auf den ersten Blick vermuten lässt, 

ist bereits § 128 Abs. 4 ZPO zu entnehmen. Da-

nach findet § 128 Abs. 1 ZPO im Grundsatz nur 

bei Urteilen Anwendung, während bei Be-

schlüssen und Verfügungen als andere Ent-

scheidungen im Sinne von § 160 Abs. 3 Nr. 6 

ZPO eine mündliche Verhandlung nur stattfin-

den kann (fakultative mündliche Verhandlung), 

aber nicht stattfinden muss. In der Regel unter-

bleibt sie deshalb in den betreffenden Verfah-

ren.  

BeckRS 2002, 164705 Rn. 37  Döry./.Schwe-
den; EGMR, Urt. v. 5.7.2005  48962/99, BeckRS 
2005, 159726 Rn. 47  Exel./.Tschechien. 

194 Vgl. EGMR, Urt. v. 24.6.1993  14518/89, 
BeckRS 1993, 125252 Rn. 58  Schuler-Zgrag-
gen./.Schweiz. 
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Aber selbst im Bereich der Urteile ist die Durch-

führung einer mündlichen Verhandlung nicht 

stets obligatorisch. Vielmehr sehen § 128 

Abs. 3, § 251a, § 307 S. 2, § 321 Abs. 3 S. 3, 

§ 331 Abs. 3, § 341 Abs. 2, § 718 Abs. 1 S. 2 ZPO 

(sowie künftig gegebenenfalls § 1127 ZPO-E, 

nach dem Regierungsentwurf für ein Gesetz zur 

Entwicklung und Erprobung eines Online-Ver-

fahrens in der Zivilgerichtsbarkeit vom 

4.9.2024195) jeweils mehr oder weniger bedeu-

tende Ausnahmen vor. Jenseits dieser Ausnah-

metatbestände hängt die Verpflichtung zur 

Durchführung einer mündlichen Verhandlung 

nach § 128 Abs. 2 ZPO allerdings nicht von in-

haltlichen Gesichtspunkten, sondern nur von 

der Zustimmung der Parteien zum schriftlichen 

Verfahren ab. 

§ 495a S. 1 ZPO sieht für die sogenannten Ba-

gatellverfahren aus Gründen der Vereinfa-

chung der Rechtspflege insofern eine pro-

zessuale Erleichterung vor, als danach das Ver-

fahren seitens des Gerichts nach billigem Er-

messen bestimmt werden kann. Entgegen dem 

ersten Eindruck reicht die Gestaltungshoheit 

des Gerichts jedoch gerade in Bezug auf den 

Grundsatz mündlicher Verhandlung in rechtli-

cher Hinsicht nicht weit. Denn nach § 495a S. 2 

ZPO muss auf entsprechenden Parteiantrag 

mündlich verhandelt werden. Betrachtet man 

§ 495a S. 1 und S. 2 ZPO im Zusammenhang, 

hat der Gesetzgeber die Durchführung von Ba-

gatellverfahren hinsichtlich des Grundsatzes 

                                                           

195 Vgl. BT-Drs. 20/13082. 

mündlicher Verhandlung nur dadurch erleich-

tert, dass er das Verhältnis von Regel und Aus-

nahme umgekehrt hat. Das hat Folgen für die 

Ausübung der Parteirechte: Während im Re-

gelverfahren die Parteien dem schriftlichen 

Verfahren zustimmen können, können sie im 

Bagatellverfahren eine mündliche Verhandlung 

per Antrag erwirken. 

b) 

handlungen 

Die Mündlichkeit im Zivilprozess  hier im 

Sinne der mündlichen Verhandlung  gehört 

zum Leitbild eines Zivilprozesses der Zukunft 

(dazu B.IV.5.). Ein grundsätzlicher Verzicht auf 

sie kommt nicht in Betracht.  

Die mündliche Verhandlung hat in der Praxis 

aber ihren gesetzlich vorgesehenen Sinn teil-

weise verloren. Wenn nämlich weder anlässlich 

einer von einer öffentlichen mündlichen Ver-

handlung umrahmten (§ 279 Abs. 3 ZPO) Be-

weiserhebung oder durch Parteianhörung 

(§ 141 Abs. 1 S. 1 ZPO) Tatsachen aufgeklärt 

noch offene Rechtsfragen erörtert werden und 

wenn auch keine mit einer Erörterung des 

Sach- und Streitstands eingeleitete Gütever-

handlung stattfindet, bleiben lediglich die kon-

kludente Inbezugnahme des schriftsätzlichen 

Vortrags durch Antragstellung und das Schlie-

ßen der mündlichen Verhandlung übrig. Derar-

tige Verhandlungen entsprechen zwar der Zi-
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vilprozessordnung in ihrer gegenwärtigen Fas-

sung. Sie führen aber aus der Sicht der Parteien 

nicht über den Schriftverkehr hinaus und erlau-

ben einer interessierten Öffentlichkeit nicht 

das Verständnis des Geschehens, geschweige 

denn die Ausübung ihrer auch verfassungs-

rechtlich gewährleisteten Kontrollfunktion. 

Die Zivilprozessordnung hält zwar, etwa in 

§ 137 Abs. 3 S. 1 ZPO, Möglichkeiten bereit, die 

den Gerichten eine Belebung der mündlichen 

Verhandlung erlaubten. Jedoch werden diese 

Instrumente in der gerichtlichen Praxis höchst 

selten genutzt, und sie werden somit auch 

nicht auf entsprechend vorbereitete Parteien 

und Prozessbevollmächtigte treffen. 

stattfände, führt die An-

beraumung eines Termins zur mündlichen Ver-

handlung zu einer Verfahrensverzögerung und 

einem erhöhten Aufwand auf Seiten der Pro-

zessbevollmächtigten und des Gerichts. Damit 

lassen sich sowohl die Zielrichtung als auch die 

Grenzen einer notwendigen Reform bestim-

men: Eine mündliche Verhandlung ist immer 

dann sinnvoll und geboten, wenn im Termin im 

eigentlichen Sinne verhandelt werden soll, in-

dem die Parteien persönlich angehört, eine 

streitige Tatsache aufgeklärt, eine ungeklärte 

Rechtsfrage erörtert oder eine Güteverhand-

lung geführt werden soll. In den übrigen Fällen 

                                                           

196 BGH, Urt. v. 2.12.1982  VII ZR 71/82, NJW 
1983, 575 (576); BeckOK ZPO/Bacher, 54. Ed. 
1.9.2024, § 272 ZPO Rn. 6. 

kann  unter Beachtung der verfassungsrecht-

lichen Grenzen, des Öffentlichkeitsgrundsatzes 

und der EMRK  an die Stelle der mündlichen 

Verhandlung ein schriftliches Verfahren treten. 

c) Wahl zwischen Verfahren mit oder 

ohne mündliche Verhandlung 

Die Gestaltung des Verfahrensablaufs nach 

§§ 272, 275 ff. ZPO obliegt ausschließlich dem 

Gericht. Zwar können die Parteien über den Be-

ginn, den Umfang sowie die Beendigung eines 

Verfahrens entscheiden, nicht jedoch über den 

Verfahrensablauf. Der oder dem Vorsitzenden 

obliegt es derzeit nach § 272 Abs. 2 ZPO, ent-

weder einen frühen ersten Termin i.S.d. § 275 

ZPO oder aber ein schriftliches Vorverfahren 

nach § 276 ZPO zu bestimmen. Diese Wahl 

stellt eine freie, nicht nachprüfbare Ermessens-

entscheidung der oder des Vorsitzenden dar.196 

Auch im Zivilprozess der Zukunft soll das Be-

stimmungsrecht des Gerichts über den Verfah-

rensablauf erhalten bleiben.  

Allerdings bedarf es angesichts der unter a) 

dargelegten höherrangigen Rechtsgrundsätze 

einer tatbestandlichen Einschränkung der 

Wahl. Ein mündliches Verfahren ist dann 

durchzuführen, wenn  

• eine Güteverhandlung durchgeführt 

werden soll, 
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• im Sitzungstermin mittels Beweisauf-

nahme oder im Wege einer Parteian-

hörung Tatsachen aufgeklärt oder 

• Rechtsfragen von grundsätzlicher Be-

deutung i.S.d. § 543 Abs. 2 Nr. 1 ZPO 

erörtert werden sollen.  

Ob diese alternativen Voraussetzungen gege-

ben sind, ist von der oder dem Vorsitzenden 

unter pflichtgemäßer Ausübung eines Beurtei-

lungsspielraums auf der Grundlage der zum 

Zeitpunkt der Entscheidung über die Durch-

führung eines schriftlichen oder mündlichen 

Verfahrens vorliegenden Informationen zu klä-

ren.  

Um dem Recht der Parteien auf Durchführung 

einer mündlichen Verhandlung Rechnung zu 

tragen, soll, auch wenn die oben genannten 

Voraussetzungen nicht vorliegen, auf Antrag 

bereits einer Partei eine mündliche Verhand-

lung stattfinden. Ein solches Antragsrecht soll 

sich allerdings auf die Fälle beschränken, in de-

handlung wünscht und diese nicht allein aus 

Gründen der Verfahrensverzögerung oder ähn-

lichen Gesichtspunkten anstrebt. Dem Antrag 

einer Partei ist daher nur in den Fällen stattzu-

geben, in denen die Partei selbst bzw. vertreten 

durch einen gesetzlichen oder umfassend be-

vollmächtigten Vertreter bei Gericht in Person 

                                                           

197 In Betracht käme eine Erweiterung von VV 3104 
Abs. 1 Nr. 1 RVG auf die Fälle, in denen das Ge-
richt (ohne Einverständnis der Parteien) das 
schriftliche Verfahren anordnet. 

(und nicht lediglich vertreten durch ihre Anwäl-

tin oder ihren Anwalt) erscheinen will. Das An-

sönliches Erschei-

in der Umkehrung der Anordnung 

des persönlichen Erscheinens nach § 141 ZPO) 

auszuformen. Möglichen zweckwidrigen An-

trägen auf Durchführung der mündlichen Ver-

handlung könnte überdies durch eine Reform 

des Kosten- und Gebührenrechts begegnet 

werden.197 Eine Erklärung der Partei, ob sie ihr 

Erscheinen wünscht, sollte schon Teil der 

Klage- bzw. Klageerwiderung sein. 

Die Entscheidung, ob nach den vorgenannten 

Voraussetzungen oder wegen eines begründe-

ten Antrags einer Partei ein mündliches Ver-

fahren stattfindet oder ein schriftliches Verfah-

ren durchgeführt wird, soll die bzw. der Vorsit-

zende nach Eingang der Klageerwiderung tref-

fen. Zu diesem Zeitpunkt ist regelmäßig eine 

hinreichend zuverlässige Einschätzung mög-

lich, ob die Voraussetzungen für eine mündli-

che Verhandlung vorliegen. Bei einer Entschei-

dung bereits nach Eingang der Klage könnte 

das Erscheinensrecht der beklagten Partei 

nicht berücksichtigt werden. Es kann sich an-

bieten, die Wahl der Verfahrensart mit verfah-

rensfördernden Maßnahmen (dazu unter 2.) zu 

verbinden. Bis zur Entscheidung der bzw. des 

Vorsitzenden ist das Verfahren als mündliches 

Verfahren zu führen. 
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Die Wahl des (mündlichen oder schriftlichen) 

Verfahrens kann im weiteren Verfahrensablauf 

geändert werden. Insbesondere sollen die Par-

teien die Durchführung einer mündlichen Ver-

handlung auch noch nach Anordnung des 

schriftlichen Verfahrens dadurch erwirken 

können, dass sie ihr Erscheinensrecht im weite-

ren Verlauf des Verfahrens geltend machen. 

Auch wenn die Voraussetzungen für die Durch-

führung einer mündlichen Verhandlung erst im 

Laufe des Verfahrens entstehen oder vom Ge-

richt festgestellt werden, ist unter Aufhebung 

einer Anordnung des schriftlichen Verfahrens 

mündlich zu verhandeln. Diese Entscheidung 

soll die bzw. der Vorsitzende unter pflichtge-

mäßer Ausübung eines Beurteilungsspielraums 

treffen. Anderenfalls ist die Durchführung einer 

mündlichen Verhandlung durch eine Zwi-

schenentscheidung abzulehnen und das 

schriftliche Verfahren fortzusetzen. Umge-

kehrt kann verfahren werden, wenn noch vor 

der mündlichen Verhandlung der Anlass für 

deren Durchführung wegfällt. Die Zwi-

schenentscheidung soll nur gemeinsam mit der 

Hauptentscheidung und mit dem entsprechen-

den Rechtsmittel angefochten werden können; 

die Gründe für die Ablehnung eines mündli-

chen Verfahrens müssen nicht gesondert ange-

geben werden, soweit sie sich dem Urteil ohne 

Weiteres entnehmen lassen. 

d) Folgen für den Prozess 

Aktuell bezieht sich die nach Eingang der Kla-

geschrift bei Gericht zu treffende Entscheidung 

über den frühen ersten Termin (§ 275 ZPO) o-

der das schriftliche Vorverfahren (§ 276 ZPO) 

auf den späteren, umfassend vorbereiteten 

Termin zur mündlichen Verhandlung (Haupt-

termin, § 272 Abs. 1 und 2 ZPO). Soll die Wahl 

zwischen einem mündlichen und schriftlichen 

Verfahren nach der Klageerwiderung in den 

Prozess integriert werden, bedarf es einer ent-

pha

einheitliches Verfahren geregelt werden. Die 

Möglichkeit, bereits mit Zustellung der Klage 

einen (frühen ersten) Termin zu bestimmen, 

kann im landgerichtlichen Verfahren erster In-

stanz entfallen (zum amtsgerichtlichen Verfah-

ren s. unter 5.). 

Dabei soll die bisher nur im schriftlichen Vor-

verfahren vorgesehene Möglichkeit erhalten 

bleiben, einen Beklagten, der sich nicht vertei-

digt, durch Versäumnisurteil zu verurteilen. 

Das setzt wiederum voraus, dass weiterhin eine 

Verteidigungsanzeige des Beklagten binnen 

zwei Wochen nach Klagezustellung verlangt 

wird (vgl. § 276 Abs. 1 S. 1, § 331 Abs. 3 ZPO). 

Die Aufforderung zur Anzeige der Verteidi-

gungsbereitschaft ist mit den notwendigen Be-

lehrungen weiterhin zusammen mit der Klage 

zuzustellen (vgl. § 276 Abs. 2 ZPO). 

Die Regelung zu den Fristen und dem Gegen-

stand der Klageerwiderung in § 276 Abs. 1 S. 2 

bis 4, § 277 Abs. 1 bis 2 ZPO sollten weiterhin 

gelten. Eine Frist zur Replik der Klagepartei 

setzt die bzw. der Vorsitzende nunmehr regel-

haft mit der Anordnung des mündlichen oder 
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schriftlichen Verfahrens. Eine Zurückweisung 

von verspätetem Vorbringen gem. § 296 Abs. 1 

ZPO ist nach geltendem Recht bei Fristsetzun-

gen nach § 276 Abs. 1 S. 2 und Abs. 3 ZPO 

möglich. Diese Präklusionsregeln sollen auch in 

der Phase vor der Verfahrenswahl fortgelten. 

Das schriftliche Verfahren sollte im Sinne des 

§ 128 Abs. 2 S. 2 ZPO ausgestaltet sein. Danach 

ist ein dem Schluss der mündlichen Verhand-

lung gleichstehender Zeitpunkt,198 bis zu dem 

Schriftsätze bei Gericht eingereicht werden 

können, sowie der Zeitpunkt der Verkündung 

zu bestimmen (dazu F.III). Die Bestimmung der 

beiden Zeitpunkte erfolgt allerdings nicht be-

reits mit der Anordnung des schriftlichen Ver-

fahrens, sondern nunmehr zu dem Zeitpunkt, 

zu dem auch der Termin zur mündlichen Ver-

handlung bestimmt wird. 

Wie zu § 128 Abs. 2 ZPO anerkannt,199 tritt im 

schriftlichen Verfahren grundsätzlich Präklu-

sion entsprechend § 296a ZPO mit Ablauf des 

Zeitpunkts ein, bis zu dem Schriftsätze einge-

reicht werden können. Für das schriftliche Ver-

fahren sollte überdies eine § 283 ZPO entspre-

chende Regelung geschaffen werden. Die Be-

stimmung regelt die Gewährung von Schrift-

satznachlässen auf verspäteten Tatsachenvor-

trag der gegnerischen Partei und eröffnet da-

mit die Möglichkeit, auf den verspäteten Vor-

trag noch nach Schluss der mündlichen Ver-

handlung zu erwidern. § 139 Abs. 5 ZPO hat zur 

                                                           

198 Dazu Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 128 
ZPO Rn. 14. 

Folge, dass dies nicht nur bei verspätetem geg-

nerischen Tatsachenvortrag in Betracht 

kommt, sondern auch bei einem späten richter-

lichen Hinweis. Bedarf zur Gewährung von sol-

chen Schriftsatzfristen besteht auch im schrift-

lichen Verfahren. 

2. Erweiterung und Kombinierbarkeit 

der Instrumente zur Verfahrensför-

derung 

§§ 272, 275 ff. ZPO geben den Rahmen für die 

Verfahrensgestaltung vor. Als verfahrensför-

dernde Elemente sind insbesondere termins-

vorbereitende Maßnahmen (§ 273 Abs. 2 ZPO) 

und das Hinwirken auf eine gütliche Streitbei-

legung (§ 278 Abs. 1 ZPO), das in einer Güte-

verhandlung (§ 278 Abs. 2 ZPO) oder durch 

schriftlichen Vergleichsvorschlag (§ 278 Abs. 6 

ZPO) geschehen kann, benannt. Daneben kön-

nen weitere Maßnahmen im Vorfeld der münd-

lichen Verhandlung verfahrensfördernd wir-

ken, wie etwa Hinweise und Strukturierungs-

anordnungen, die Verweisung an den Güterich-

ter (§ 278 Abs. 5 ZPO), der Vorschlag einer au-

ßergerichtlichen Mediation (§ 278a ZPO) oder 

ein vorterminlicher Beweisbeschluss (§ 358a 

ZPO). 

Trotz der bereits bestehenden vielfältigen 

Möglichkeiten kann mit den im Gesetz vorge-

sehenen Elementen ein planvolles und trans-

199 Vgl. BeckOK ZPO/von Selle, 54. Ed. 1.9.2024, 
§ 128 ZPO Rn. 29. 
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parentes Vorgehen nicht in jedem Verfahren si-

chergestellt werden. Das betrifft vor allem 

komplexe Verfahren, in denen eine für Parteien 

und Gericht verbindliche Planung der verschie-

denen Verfahrensschritte sinnvoll erscheint. 

Für diese, aber auch für andere geeignete Ver-

fahren ist zusätzlich eine Verfahrenskonferenz 

oder case management conference  (im Fol-

genden bezeichnet als Organisationstermin) zu 

regeln. Ziel und Ergebnis einer solchen  vor-

zugsweise im Wege der Videokonferenz durch-

geführten  Besprechung mit den Parteien ist 

ein für die Parteien, deren Prozessbevollmäch-

tigte und das Gericht verbindlicher Zeitplan mit 

Fristen und Terminen, von dem nur aus wichti-

gem Grund abgewichen werden darf (im Ein-

zelnen dazu unter II.).  

Um sicherzustellen, dass sich der Parteivortrag 

auf die entscheidungserheblichen tatsächli-

chen Umstände konzentriert und diese voll-

ständig vorgetragen werden, ist eine weitere 

Sonderform der gerichtlichen Hinweispflicht, 

der sog. verfahrensleitende Hinweis vorzuse-

hen (zu dessen Ausgestaltung unter 3.). 

Der in der 

die für den jeweiligen Einzelfall passende ver-

fahrensfördernde Maßnahme zu ergreifen. Die 

Flexibilität des Gerichts soll dabei noch 

dadurch erhöht werden, dass die einzelnen 

Maßnahmen miteinander kombiniert werden 

können. Die Kombinierbarkeit einzelner In-

strumente soll dadurch gefördert werden, dass 

sich diese auf ihre Kernfunktion beschränken 

und möglichst einfach ausgestaltet werden. 

Dies ermöglicht es, die Rahmenbedingungen 

der einzelnen Elemente, z.B. Gerichtsbeset-

zung, Ladung, Dokumentation oder Ge-

richtsöffentlichkeit, auf das zur Erfüllung ihrer 

Aufgabe erforderliche Maß zuzuschneiden. 

Eine sinnvolle Kombination verfahrensfördern-

der Maßnahmen kann in einem Rechtsstreit mit 

einer Mehrzahl von Streitgegenständen und/o-

der Streitthemen etwa ein Organisationstermin 

sein, in dem Hinweise und Abschichtungsan-

ordnungen (dazu unter III.3) ergehen. Ist die 

Einholung eines Sachverständigengutachtens 

vor einer mündlichen Verhandlung sinnvoll, 

kann das Gericht den verfahrensleitenden Hin-

weis mit einem Beweisbeschluss nach § 358a 

ZPO erteilen. Die zahlreichen Kombinations-

möglichkeiten erlauben so passgenaue Lösun-

gen auch für Fallgestaltungen, in denen ein ein-

zelnes verfahrensförderndes Instrument nicht 

ausreicht. 

3. Ausgestaltung des verfahrensleiten-

den Hinweises 

Mit der Sonderform des sog. verfahrensleiten-

den Hinweises soll eine weitere Form des ge-

richtlichen Hinweises geregelt werden, der auf 

die Verfahrensförderung zielt.  

Als Vorbild für eine solche Regelung kann § 83 

Abs. 1 S. 1 PatG dienen. Die Vorschrift sieht in 

Präzisierung der Erörterungspflicht nach § 139 

Abs. 1 ZPO vor, dass das Gericht so früh wie 

möglich auf Gesichtspunkte hinzuweisen hat, 
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die für die Entscheidung voraussichtlich von 

besonderer Bedeutung sein werden oder der 

Konzentration der Verhandlung auf die für die 

Entscheidung wesentlichen Fragen dienlich 

sind. Die Vorschrift ist zwar auf die Zwecke des 

patentgerichtlichen Verfahrens zugeschnit-

ten,200 ihr Grundgedanke lässt sich aber verall-

gemeinern. Das Ziel, dass die Parteien relevan-

ten Vortrag vollständig und schlüssig vorbrin-

gen, zu den relevanten Gesichtspunkten noch 

zusätzliche Argumente und Tatsachen ergän-

zen und aus Sicht des Gerichts irrelevanten 

Vortrag nicht weiter vertiefen, gilt nämlich 

auch für das zivilprozessuale Erkenntnisverfah-

ren. Mit dem Hinweis kann das Gericht durch 

eine erste Einschätzung der Sach- und Rechts-

lage auch gegebenenfalls Vergleichsbereit-

schaft fördern. 

Die Zielrichtung einer solchen Regelung macht 

zugleich deutlich, dass der verfahrensleitende 

Hinweis nicht so ausgestaltet werden sollte, 

Klage und Klageerwiderung noch nicht vorge-

brachten, aber erwartbaren Vortrag vorweg-

nimmt und würdigt oder dass er auf alle mögli-

chen Verzweigungen, die der Rechtsstreit neh-

men könnte, eingeht. Ausreichend muss es 

sein, wenn der verfahrensleitende Hinweis die 

wesentlichen Gesichtspunkte des aktuellen 

Sach- und Streitstands erschöpft. Wie für Hin-

weise allgemein anerkannt, wird sich seine 

                                                           

200 Vgl. Begründung zum Regierungsentwurf, BT-
Drs. 16/11339, 21. 

201 BVerfG, Beschl. v. 25.7.1979  2 BvR 878/74, 
NJW 1979, 1925 (1928); Beschl. v. 24.3.1976  2 

Ausgestaltung am Empfängerhorizont ausrich-

ten können. Auch hat das Gericht bei der Hin-

weiserteilung selbstverständlich seine Pflicht 

zu Neutralität, Äquidistanz und Gleichbehand-

lung zu beachten.201 Je nach Umständen des 

Einzelfalls kann deshalb auch ein knapper Hin-

weis auf die Rechtslage, die Notwendigkeit ei-

ner Beweisaufnahme o.ä. ausreichen. Im Ein-

zelfall kann ein ausdrücklicher verfahrenslei-

tender Hinweis sogar gänzlich entbehrlich sein, 

wenn zugleich weitere verfahrensfördernde 

Maßnahmen getroffen werden, denen sich die 

für die Entscheidung des Rechtsstreits ent-

scheidungserheblichen Gesichtspunkte von 

den (anwaltlich vertretenen) Parteien entneh-

men lassen (dazu unter 4.c)). 

4. Obligatorische frühe Verfahrensför-

derung 

a) Notwendigkeit obligatorischer Maß-

nahmen 

§ 272 Abs. 3 ZPO gibt vor, dass die Gütever-

handlung und die mündliche Verhandlung so 

früh wie möglich stattfinden müssen, enthält 

jedoch  anders als etwa § 155 Abs. 2 Satz 2 Fa-

mFG (Monatsfrist für Umgangssachen)  keine 

Frist. Auch im Übrigen liegt nach derzeitiger 

Rechtslage die Bestimmung des Ablaufs des 

Verfahrens nach Eingang der Klageerwiderung 

BvR 804/75, NJW 1976, 1391 (1392); Zöller/Gre-
ger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 139 ZPO Rn. 2 m.w.N. 
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derzeit weitgehend im Ermessen des Gerichts. 

Dies kann im Einzelfall dazu führen, dass die 

notwendige gerichtliche Verfahrensförderung 

erst sehr spät erfolgt, was nicht nur dem Ziel 

eines effektiven und schnellen Verfahrens wi-

derspricht, sondern auch die Vorhersehbarkeit 

und Planbarkeit für die Parteien erschwert. 

Diese können sich durch die Ungewissheit dar-

über, welche Streitpunkte aus Sicht des Ge-

richts entscheidungserheblich sind, zu weite-

rem Vortrag veranlasst sehen, der Umfang und 

Komplexität des Verfahrens erhöht. Unterblei-

ben frühzeitige verfahrensfördernde Maßnah-

men in einem frühen Stadium des Prozesses, 

kann so der Gesamtaufwand zur Bewältigung 

der Verfahren erheblich steigen. 

Dieses Defizit kann dadurch beseitigt werden, 

dass das Gericht durch Gesetz dazu angehalten 

wird, bereits in einem frühen Stadium den Pro-

zess zu fördern. frühzeitiger 

verfahrensfördernder Maßnahmen hingegen 

lediglich optional ausgestaltet, würde dies den 

berechtigten Erwartungen der Parteien nicht 

gerecht werden. Die so erzwungene aktivere 

Richterrolle verlangt zwar eine Änderung der 

heute teilweise praktizierten Verfahrenswei-

Einführung des digitalen Parteivortrags (dazu 

C.VI.) wird die wiederholte Einarbeitung dabei 

wesentlich erleichtert werden, weil dadurch ein 

übersichtlich aufbereiteter Streitstoff vorliegt, 

spätere Ergänzungen nachvollziehbar sind und 

eigene Anmerkungen, Markierungen und 

Strukturierungen des Gerichts passgenau an-

gebracht werden können. Aber auch Anord-

nungen zur Abschichtung des Prozessstoffes 

(dazu unter III.3) und für die Struktur des Par-

teivortrags (dazu unter IV.5.) werden für eine 

bessere Aufbereitung des Streitstoffs sorgen 

und so den Aufwand bei wiederholten Befas-

sungen mit dem Verfahren erheblich reduzie-

ren. Ebenso aufwandsreduzierend wirkt, dass 

künftig der in dem Organisationstermin be-

stimmte Verfahrensplan (dazu unter II.5.) und 

die richterlichen Hinweise (dazu unter III.4.) 

durchsetzbar sein werden, d.h. ihre Nichtbe-

achtung Sanktionen unterliegen. Die Organisa-

tionsmaßnahmen erlangen somit Verbindlich-

keit für den weiteren Fortgang des Prozesses. 

ben der Beschleunigung der Verfahren auch zu 

Arbeitsentlastungen führen. 

Zivilgerichtliche Verfahren bilden eine große 

Bandbreite an Lebenssachverhalten und recht-

lichen Gemengelagen ab; dabei weisen sie un-

terschiedliche Komplexitäten auf. Es sollte da-

her dem Gericht überlassen bleiben, in welcher 

Form es im konkreten Fall den Ablauf des Zivil-

prozesses organisiert. Insoweit obliegt die 

Wahl der gesetzlich vorgesehenen verfahrens-

fördernden Maßnahme dem Gericht. Eine Ab-

hängigkeit der Maßnahmen davon, ob zuvor ein 

mündliches oder schriftliches Verfahren ge-

-Vor-

schrift nicht sachdienlich. So kann z.B. auch bei 

einem mündlichen Verfahren ein verfahrenslei-

tender Hinweis ausreichend sein und sich ein 
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Organisationstermin als überflüssiger Aufwand 

darstellen. 

b) Frühzeitigkeit der Verfahrensförde-

rung 

Frühzeitig verfahrensfördernde Maßnahmen 

können ab Eingang der Klageerwiderung ge-

troffen werden. Ein früherer Zeitpunkt gefähr-

dete das rechtliche Gehör der Beklagtenpartei 

und ist auch aus diesem Grund nicht sinnvoll 

(zu den Besonderheiten im amtsgerichtlichen 

Verfahren aber 5.). Ab Eingang der Klageerwi-

derung kann das Verfahren hingegen durch das 

Gericht sinnvoll in der Sache gefördert werden.  

Der Beginn einer gesetzlichen Frist für die Vor-

nahme früher verfahrensfördernder Maßnah-

men soll aber nicht zwingend an die Klageerwi-

derung anknüpfen, da zu diesem Zeitpunkt sich 

der weitere Verfahrensgang nicht stets mit der 

erforderlichen Gewissheit feststellen lässt. Für 

den Fall, dass das Gericht der Klagepartei eine 

Frist zur Replik setzt, sollte der Fristbeginn an 

den Eingang der Replik bzw. den fruchtlosen 

Ablauf der Replikfrist angeknüpft werden. 

Ausgehend von diesem Fristbeginn sollte dem 

Gericht eine Frist von sechs Wochen zur Vor-

nahme der verfahrensfördernden Handlung 

zugebilligt werden. Eine solche Frist für das Ge-

richt unterstützt das Ziel, die Verfahren zu be-

schleunigen. Sie beträgt das doppelte der Frist 

nach § 310 Abs. 1 S. 2 ZPO. Diese sieht vor, dass 

der Verkündungstermin grundsätzlich binnen 

drei Wochen nach Schluss der mündlichen Ver-

handlung stattfinden muss. Eine sechswöchige 

Frist ist im Sinne einer einfachen einheitlichen 

Frist angemessen, auch wenn ein Großteil der 

verfahrensfördernden Maßnahmen schriftlich 

erfolgen kann. Neben der allgemein hohen Be-

lastung zivilgerichtlicher Dezernate an den 

Landgerichten beruht die Frist auch darauf, 

dass z.B. bei der Durchführung eines Organisa-

tionstermins die Ladungsfrist (§ 217 ZPO) greift 

und Schwierigkeiten bei der Terminsfindung 

mit den beteiligten Prozessbevollmächtigten 

auftreten können, auch wenn sich diese bei 

Einsatz der Videokonferenztechnik reduzieren 

werden. Eine längere Frist für eine erstmalige 

verfahrensfördernde Maßnahme ist hingegen 

nicht angemessen, denn bei Ausschöpfung der 

Frist von sechs Wochen nach Replik werden  

ohne Berücksichtigung von Fristverlängerun-

gen für die Klageerwiderung und die Replik  

ab Eingang der Klage unter Berücksichtigung 

der gesetzlichen Mindestfristen mindestens 

drei Monate verstrichen sein, wobei in der Pra-

xis noch Verzögerungen bei den Zustellungen 

hinzukommen und häufig längere Vortragsfris-

ten vorgesehen sind. 

Wie bei § 310 Abs. 1 S. 2 ZPO sollte die Frist für 

die frühen verfahrensfördernden Maßnahmen 

nur aus einem wichtigen Grund überschritten 

werden dürfen. In Betracht kommen z.B. 

schwebende Vergleichsverhandlungen, Über-

lastung des Gerichts, Urlaub oder sonstige Ver-

hinderungen eines Mitglieds des Gerichts oder 
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der Prozessbevollmächtigten sowie Schwierig-

keiten in der Sache.202 Ebenso wird sich die Frist 

dann verlängern, wenn innerhalb der Frist ein 

Termin stattfinden soll, der aus erheblichen 

Gründen (§ 227 ZPO) zu verlegen ist. Dem Ge-

richt ist hierbei ein Beurteilungsspielraum zu-

zubilligen. Die Frist ist als Ordnungsvorschrift 

auszugestalten, so dass Rechtsmittel nicht auf 

das Unterlassen der frühzeitigen Maßnahmen 

gestützt werden können. 

c) Geeignete Maßnahmen zur Verfah-

rensförderung 

Obligatorische Maßnahmen zur Verfahrensför-

derung sollen einerseits einen effektiven, 

schnellen, planvollen und vorhersehbaren Zi-

vilprozess sicherstellen, andererseits aber die in 

der Praxis etablierten sinnvollen Möglichkeiten 

der Verfahrensgestaltung nicht unnötig ein-

schränken. Nur so kann der Vielgestaltigkeit 

der Rechtsstreitigkeiten und den unterschiedli-

chen Bedürfnissen der Parteien Rechnung ge-

tragen werden. Erforderlich, aber auch ausrei-

chend sollen als frühe verfahrensfördernde 

Maßnahmen daher diejenigen Instrumente 

sein, die für sich genommen oder in Kombina-

tion mit anderen Maßnahmen einer effektiven 

Verfahrensführung dienlich sind. 

                                                           

202 Zu § 310 Abs. 1 S. 2 ZPO vgl. BVerfG, Beschl. v. 
5.6.1992  2 BvR 1307/91, NJW-RR 1993, 253; 
BGH, Urt. vom 13.12.2019  V ZR 152/18, ZfBR 

aa) Umfassend vorbereiteter Haupttermin 

Die Erledigung eines Verfahrens in einem 

gründlich vorbereiteten Termin, in dem zu-

gleich eine Güteverhandlung und erforderli-

chenfalls auch schon unmittelbar eine Beweis-

aufnahme durchgeführt werden kann, stellt als 

verfahrensabschließende Maßnahme die 

stärkste Form der Förderung des Rechtsstreits 

dar. Dass die Durchführung eines solchen Ter-

mins sinnvoll ist, kommt bereits in § 272 Abs. 1 

ZPO zum Ausdruck, der bereits für das jetzige 

Verfahren die Erledigung des Rechtsstreits in 

mündlichen Verhandlung (Hau

Regel vorschreibt. Die Konzentration auf einen 

Verhandlungstermin unter Vermeidung sog. 

nicht verloren.203 Die Durchführung eines 

Haupttermins i.S.d. § 272 Abs. 1 ZPO stellt sich 

damit ohne weiteres als verfahrensfördernde 

Maßnahme dar. 

Häufig wird die Durchführung des Termins al-

lerdings nicht innerhalb der unter b) genannten 

Frist erfolgen können, sondern einen längeren 

Vorlauf benötigen. Um eine sinnvolle Verfah-

rensgestaltung nicht zu verhindern, erscheint 

es im Sinne der Verfahrensförderung ausrei-

chend, wenn die Ladung innerhalb von sechs 

Wochen nach der Replik erfolgt und zugleich 

2020, 257 Rn. 16; Zöller/Feskorn, ZPO, 35. Aufl. 
2024, § 310 ZPO Rn. 4. 

203 Dazu Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 272 
Rn. 1. 
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Vorhersehbarkeit über das beabsichtigte Vor-

gehen im Termin durch einen verfahrensleiten-

den Hinweis sichergestellt wird, soweit sich 

dieses nicht aus der Ladungsverfügung selbst 

ergibt (zu dieser Einschränkung cc)). Die Ertei-

lung eines solchen Hinweises mit der Ladung 

bedeutet für das Gericht keinen erheblichen 

Zusatzaufwand, weil bereits die Anberaumung 

eines Haupttermins eine Auseinandersetzung 

des Gerichts mit dem bis dahin vorliegenden 

Streitstoff voraussetzt, etwa um über die in § 

273 Abs. 2 ZPO vorgesehenen vorbereitenden 

Anordnungen oder den Gegenstand einer Be-

weisaufnahme entscheiden zu können. Der 

verfahrensleitende Hinweis unterstützt so zu-

gleich auch eine Konzentration auf die streit-

entscheidenden Gegenstände. Die mit späten 

Hinweiserteilungen in der mündlichen Ver-

handlung verbundenen Verfahrensverzögerun-

gen werden so vermieden. 

bb) Organisationstermin und verfahrens-

leitender Hinweis 

Als unmittelbar auf die Verfahrensförderung 

ausgerichtete Maßnahmen erscheinen vor al-

lem die Durchführung eines Organisationster-

mins (zu dessen Inhalt unter II.) und der ver-

fahrensleitende Hinweis (zu dessen Inhalt un-

ter III.) sinnvoll. Ersterer wird sich insbeson-

dere für eine zeitliche Planung und Strukturie-

rung des Rechtsstreits anbieten, während zwei-

terer insbesondere dessen inhaltliche Konzent-

ration im Blick hat.  

cc) Kombination mit anderen verfahrens-

fördernden Maßnahmen 

Der Organisationstermin und der verfahrens-

leitende Hinweis lassen sich sinnvoll z.B. mit 

weiteren Hinweisen, einem schriftlichen Ver-

gleichsvorschlag, Strukturierungsanordnungen 

für das Verfahren oder den Parteivortrag oder 

einem vorterminlichen Beweisbeschluss (§ 

358a ZPO) kombinieren (dazu bereits 2.). 

Um Förmelei zu vermeiden, wird auf einen aus-

drücklichen verfahrensleitenden Hinweis im 

Einzelfall dann verzichtet werden können, 

wenn die vom Gericht ergriffene verfahrensför-

dernde Maßnahme die Verfahrensleitung be-

nem auf Grundlage des bisherigen Vortrags 

verfassten schriftlichen Vergleichsvorschlag, 

einer Strukturierungsanordnung für das Ver-

fahren oder einem vorterminlichen Beweisbe-

schluss der Fall. 

dd) Gütliche Streitbeilegung 

Das Hinwirken des Gerichts auf eine gütliche 

Beilegung des Rechtsstreits ist in jeder Phase 

des Verfahrens zulässig (§ 278 Abs. 1 ZPO). Der 

Versuch einer gütlichen Streitbeilegung kann 

daher mit anderen verfahrensfördernden Maß-

nahmen verbunden werden, sei es durch eine 

mündliche Erörterung in einem Organisations-

termin, sei es durch einen schriftlichen Ver-

gleichsvorschlag.  

Verfahrensfördernd kann auch die Verweisung 

an einen Güterichter (§ 278 Abs. 5 ZPO) oder 
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der Vorschlag einer außergerichtlichen Media-

tion (§ 278a ZPO) wirken. Lehnen die Parteien 

allerdings ein solches Verfahren ab oder schei-

tert es, sind die erforderlichen verfahrensför-

dernden Maßnahmen im Anschluss nachzuho-

len.  

ee) „Schneller Termin“ 

Neben den vorgenannten verfahrensfördern-

den Maßnahmen besteht noch Bedarf nach ei-

nem isolierten, d.h. nicht mit einem verfahrens-

leitenden Hinweis kombinierten, 

in Anlehnung an den künftig nicht 

mehr vorgesehenen (dazu unter 1.d)) frühen 

 (mit einem verfah-

rensleitenden Hinweis verknüpfte) umfassend 

vorbereitete Haupttermin (dazu oben aa)) nicht 

primär auf die Verfahrensbeendigung ausge-

richtet, sondern soll der Vorbereitung eines 

späteren Haupttermins oder  bei Wahl des 

schriftlichen Verfahrens  der Entscheidung in 

diesem Verfahren dienen.  

Die Durchführung eines solchen isolierten 

rensfördernd wirken, wenn z.B. durch Anhö-

rung der Parteien Unklarheiten im Sachvortrag 

aufgeklärt werden oder Hinweise mit den Par-

teien besprochen werden können. Zudem kann 

er sinnvoll mit einer Güteverhandlung kombi-

niert werden.  

                                                           

204 Im jetzigen Recht wird der frühe erste Termin be-
reits mit der Klagezustellung bestimmt. 

Allerdings bleibt bis zur Durchführung des 

gang für die Parteien im Ungewissen. Auch die 

weitere Vorbereitung der mündlichen Ver-

zum Zeitpunkt seiner Durchführung damit 

nicht nur zu einer Verzögerung des Verfahrens 

führen, sondern zugleich der angestrebten 

Konzentration der Verfahren widersprechen. 

Damit die frühzeitige Verfahrensförderung 

nicht gefährdet wird, ist 

daher innerhalb der Frist von sechs Wochen 

nach Replik (dazu b)) durchzuführen. Da er in 

der Regel keine umfassende Vorbereitung er-

fordert, kann er bereits mit der Zustellung der 

Klageerwiderung anberaumt werden,204 so dass 

sich bei einer gleichzeitigen Fristsetzung zur 

Replik ein ausreichender Zeitraum zu seiner 

Durchführung ergibt (Frist zur Replik + sechs 

Wochen). Da, wie ausgeführt, bei Ablauf der 

Frist von sechs Wochen nach der Replik bereits 

mehrere Monate nach Klageeingang verstri-

chen sind, wird ein längerer Zeitraum nicht mit 

den Parteiinteressen vereinbar sein.  

zur Beendigung des Verfahrens führt, sind die 

weiteren notwendigen verfahrensfördernden 

Maßnahmen im Termin oder unmittelbar im 

Anschluss an diesen vorzunehmen. 
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5. Amtsgerichtliches Verfahren 

Für Verfahren ohne Anwaltszwang sollten, mit 

Rücksicht auf eine mangelnde Rechtskunde der 

Parteien und andere, nicht durch eine anwaltli-

che Vertretung ausgeglichene Hindernisse der 

Rechtswahrnehmung, Sonderregeln vorgese-

hen werden. So kann etwa ein verfahrenslei-

tender schriftlicher Hinweis bei Naturalpar-

teien zu Verständnisproblemen führen.  

Für das amtsgerichtliche Verfahren ist deshalb 

eine größere Flexibilität bei der richterlichen 

Verfahrensgestaltung vorzusehen, als bei dem 

zuvor skizzierten landgerichtlichen Verfah-

rensablauf. Dabei ist zwar zu berücksichtigen, 

dass auch am Amtsgericht die Parteien über-

wiegend anwaltlich vertreten sind. Die anwalt-

liche Vertretung ist jedoch nicht zwingend und 

bei Klageeinreichung auf der Beklagtenseite 

häufig auch nicht bekannt. Auch kann eine An-

wältin oder ein Anwalt erst während des Ver-

fahrens die Prozessvertretung übernehmen. 

Ein abweichendes Verfahrensrecht, das sich auf 

Fälle ohne anwaltliche Vertretung beschränkt, 

würde so zwangsläufig zu Abgrenzungsschwie-

rigkeiten führen. Ein besonderes Verfahren 

sollte daher, wie bisher in §§ 495 ff. ZPO, für 

sämtliche amtsgerichtlichen Verfahren gelten. 

Die anwaltliche Vertretung sollte das Gericht 

aber im Einzelfall zum Anlass nehmen können, 

einen dem landgerichtlichen Verfahrensablauf 

entsprechenden Verfahrensgang zu wählen.  

Um ein passgenaues Verfahren für Fälle nicht 

anwaltlicher Vertretung zu ermöglichen, sollte 

das Gericht bereits nach Eingang der Klage wie 

nach geltendem Recht einen frühen ersten Ter-

min bestimmen können, unabhängig davon, ob 

dieser für vorbereitende Anordnungen i.S.d. 

§ 273 ZPO, Fragen und Hinweise des Gerichts 

zur Aufklärung des Sachverhalts genutzt wird 

oder im Falle der Entscheidungsreife als münd-

liche Verhandlung dient. Dem Gericht bleibt so 

die Möglichkeit erhalten, gerade Parteien, de-

nen die Kommunikation mit dem Gericht nicht 

leicht fällt, frühzeitig persönlich gegenüberzu-

treten.  

Überdies soll die Regelung, in Bagatellverfah-

ren das Verfahren nach billigem Ermessen zu 

gestalten (§ 495a ZPO), auch künftig gelten.  

Wählt das Amtsgericht außerhalb eines Baga-

tellverfahrens die Verfahrensart des frühen ers-

ten Termins, soll es bei dem geltenden Verfah-

rensablauf für den frühen ersten Termin blei-

ben (§ 275 ZPO). Ein Versäumnisurteil kann in 

diesem Fall also nicht im schriftlichen Verfah-

ren erlassen werden, wenn die Beklagtenpartei 

die Verteidigung nicht anzeigt. Verzichtet das 

Gericht auf die Bestimmung eines frühen ers-

ten Termins, entscheidet es nach der Klage-

erwiderung, ob ein mündliches oder schriftli-

ches Verfahren durchgeführt wird und ergreift 

frühe verfahrensfördernde Maßnahmen (dazu 

4.). 

6. Rechtsmittelinstanzen 

Die Notwendigkeit einer mündlichen Verhand-

lung ist im Berufungs- und Revisionsverfahren 
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im geltenden Recht unterschiedlich geregelt: 

Während § 522 Abs. 2 ZPO eine Zurückwei-

sung des Rechtsmittels im schriftlichen Verfah-

ren vorsieht, wenn die Sache offensichtlich 

keine Aussicht auf Erfolg hat, keine Gründe für 

die Zulassung der Revision vorliegen und eine 

mündliche Verhandlung nicht geboten ist, se-

hen die §§ 543 ff. ZPO schriftliche Verfahren 

nur für Entscheidungen über Nichtzulassungs-

beschwerden (§ 544 Abs. 6 ZPO), bei Stattga-

ben wegen Gehörsverletzungen (§ 544 Abs. 9 

ZPO), bei Verwerfung der Revision als unzuläs-

sig (§ 552 ZPO) und bei Zurückweisung der Re-

vision gemäß § 552a ZPO vor. Die Beschlusszu-

rückweisung nach § 522 Abs. 2 ZPO verfolgt 

und schnell zu entscheiden.205 Die Vorschrift 

wird dahingehend kritisiert, dass sie ein Verfah-

206 Am 

Bundesgerichtshof stellt sich die Problematik, 

dass in einer Vielzahl von Verfahren, die im 

zweiten Rechtszug schriftlich entschieden 

worden sind, im dritten Rechtszug mündlich 

verhandelt werden muss, weil eine der Parteien 

der Durchführung des schriftlichen Verfahrens 

nicht zustimmt. 

Die bisherigen Vorgaben, wann ein schriftliches 

Verfahren in der Berufungs- und Revisions-

instanz durchgeführt werden soll bzw. kann, 

                                                           

205 BeckOK ZPO/Wulf, 54. Ed. 1.9.2024, § 522 ZPO 
Rn. 13. 

206 So etwa Gehrlein, NJW 2014, 3393 (3398); Mel-
ler-Hannich, NJW 2011, 2293. 

207 Vgl. EGMR, Urt. v. 12.11.2002  28394/95, 
BeckRS 2002, 164705 Rn. 39  Döry./.Schwe-
den. 

sind reformbedürftig. Es müssen derzeit auch 

in diesen Instanzen mündliche Verhandlungen 

durchgeführt werden, die nach dem Inhalt des 

Vortrags ebenso gut schriftlich betrieben wer-

den könnten. Das gilt vor allem dann, wenn es 

sich um sog. Massenverfahren handelt und die 

maßgebenden Rechtsfragen schon entschie-

den worden sind. Umgekehrt kann die Anknüp-

fung an die offensichtlich fehlende Erfolgsaus-

sicht in § 522 Abs. 2 ZPO dazu führen, dass das 

Gericht naheliegende Vergleichsmöglichkeiten 

mit den Parteien nicht erörtert, z.B. wenn der 

Rechtsstreit nur einen Teil eines umfassenden 

Konflikts betrifft und aufgrund der erstinstanz-

lichen Entscheidung dieser nunmehr insgesamt 

bereinigt werden könnte. 

Für eine Reform besteht im Berufungs- und 

Revisionsverfahren ein weitergehender Hand-

lungsspielraum für den einfachen Gesetzgeber 

als in erster Instanz, weil Art. 6 Abs. 1 S. 1 

EMRK nicht die Durchführung einer mündli-

chen Verhandlung in jeder Instanz gewährleis-

tet (dazu unter 1.a)).207 Hat schon im ersten 

Rechtszug eine mündliche Verhandlung statt-

gefunden, findet in der Rechtsmittelinstanz le-

diglich eine Rechtskontrolle statt oder sind in 

dieser zwar Tatfragen zu beantworten, wird 

auch insofern aber nach Aktenlage entschieden 
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(z.B. Würdigung schriftlich erstatteter Gutach-

ten), ergibt sich aus Art. 6 Abs. 1 S. 1 EMRK 

nicht das Erfordernis einer weiteren mündli-

chen Verhandlung.208 Anderes gilt auch hier, 

wenn der Fall schwierige Fragen tatsächlicher 

oder rechtlicher Natur aufwirft, die das Rechts-

mittelgericht selbst beantworten muss. Das 

wird dann der Fall sein, wenn es einer Anhö-

rung und eines persönlichen Eindrucks bedarf 

oder wenn nicht ohne Weiteres zu beschei-

dende Einwendungen gegen die Erwägungen 

des erstinstanzlichen Gerichts erhoben wer-

den.209 Aus all dem ergibt sich, dass zum einen 

der Umfang der rechtlichen und/oder tatsäch-

lichen Überprüfung im Rechtsmittelverfahren 

von Bedeutung ist und zum anderen die 

Schwierigkeit der zu beantwortenden tatsäch-

lichen und rechtlichen Fragen ausschlagge-

bend ist. 

Ausgehend von dem unter 1.b) dargelegten 

lungstermine entfallen zu lassen, im Übrigen 

aber den Grundsatz der Mündlichkeit zu stär-

ken, sollte auch in der Berufungs- und Revisi-

onsinstanz eine mündliche Verhandlung nur 

unter den bereits unter 1.c) genannten Voraus-

setzungen stattfinden müssen. Auch in der 

Rechtsmittelinstanz besteht daher die gericht-

liche Wahl zwischen einem mündlichen und 

schriftlichen Verfahren. 

                                                           

208 EGMR, Urt. v. 12.11.2002  28394/95, 
BeckRS 2002, 164705 Rn. 38 ff.  Döry./.Schwe-
den. 

Das Antragsrecht der Parteien auf Durchfüh-

rung einer mündlichen Verhandlung soll hinge-

gen abweichend von der ersten Instanz gere-

gelt werden. Das Recht der Parteien auf eine 

mündliche Verhandlung entspringt dem Ge-

danken, den eigenen Standpunkt persönlich 

vor Gericht mündlich darlegen zu können. Al-

lerdings bedarf es keines Rechts auf eine mehr-

fache Darlegung im Instanzenzug. Die notwen-

dige anwaltliche Vertretung im Rechtsmittel-

verfahren stellt sicher, dass auch die schriftli-

che Darlegung der eigenen Rechtsposition ge-

nügend ist. Bei einem Erscheinensrecht in jeder 

Instanz wäre die Gefahr zu groß, dass dieses In-

strument für Verzögerungszwecke ausgenutzt 

wird. Es sollte daher nur dann in der Berufungs- 

und Revisionsinstanz ein Recht der Partei auf 

Erscheinen vor Gericht bestehen, wenn nicht 

bereits zuvor im Instanzenzug eine mündliche 

Verhandlung stattgefunden hat.  

In der Berufungsinstanz hat ebenfalls eine 

frühe verfahrensfördernde Maßnahme binnen 

sechs Wochen nach Eingang der Berufungser-

widerung bzw. Ablauf der Berufungserwide-

rungsfrist zu erfolgen. Ein schriftlicher Hinweis 

mit einem anschließenden schriftlichen Ver-

fahren kann sich insbesondere in den Fällen des 

derzeit geltenden § 522 Abs. 2 ZPO anbieten, 

also bei einer offensichtlich aussichtslosen Be-

rufung. Durch die frühe Würdigung des Ge-

richts kann die Berufung einlegende Partei so  

209 Vgl. etwa EGMR, Urt. v. 29.10.1991  11826/85, 
BeckRS 1991, 119833 Rn. 38  Hel-
mers./.Schweden. 
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wie bisher  informiert über eine Berufungs-

rücknahme entscheiden.  

Die bisherige Regelung des § 522 Abs. 2 ZPO 

kann angesichts der Möglichkeit eines schriftli-

chen Berufungsverfahrens  die, wie zuvor aus-

geführt, bei einer erstinstanzlichen mündlichen 

Verhandlung auch nicht vom Parteiwillen ab-

hängig ist  entfallen. Zwar ist eine Entschei-

dung durch Beschluss dann nicht mehr mög-

lich, sondern es ist auch im schriftlichen Ver-

fahren ein Berufungsurteil zu erlassen. Dieses 

unterliegt aber nach § 540 ZPO keinen wesent-

lich höheren inhaltlichen Anforderungen als 

der Zurückweisungsbeschluss nach § 522 

Abs. 2 ZPO.210 

II. Organisationstermin 

Der Organisationstermin dient der Festlegung 

eines Verfahrensplans. Er soll i.d.R. durch die o-

der den Vorsitzenden im Wege der Videokon-

ferenz durchgeführt werden.  

Es ist eine hohe Verbindlichkeit des Verfah-

rensplans sicherzustellen. Bei Verstößen gegen 

den Verfahrensplan soll verspätetes Vorbrin-

gen zurückgewiesen werden können.  

                                                           

210 Vgl. Zöller/Heßler, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 522 
ZPO Rn. 41 m.w.N. 

1. Gegenstand und Regelungsbedürf-

tigkeit 

Ein Organisationstermin im Zivilprozess dient 

der Planung des Verfahrensablaufs durch Er-

stellung eines Verfahrensplans. Der Verfah-

rensplan legt die Fristen für die Einreichung 

von Schriftsätzen und Beibringung von Beweis-

mitteln fest und dient der Bestimmung von 

Terminen zur mündlichen Verhandlung und 

zur Beweisaufnahme. Die verbindliche Ausge-

staltung eines solchen Organisationstermins 

bedarf einer gesetzlichen Regelung.  

§ 612 ZPO i.d.F. ab 1.4.2025 enthält für den 

Commercial Court und die Commercial Cham-

ber bereits eine Regelung für die Durchführung 

eines Organisationstermins. Danach trifft das 

Gericht mit den Parteien so früh wie möglich in 

einem Organisationstermin Vereinbarungen 

über die Organisation und den Ablauf des Ver-

fahrens, sofern keine sachlichen oder organisa-

torischen Gründe entgegenstehen. Inhaltlich 

orientiert sich die Norm an der im Bereich der 

Schiedsgerichtsbarkeit bekannten und be-

währten case management conference .211 

§ 612 ZPO ist damit auf die typischerweise 

komplexen Verfahren zwischen Wirtschaftsun-

ternehmen zugeschnitten. Sie kann nicht ohne 

Weiteres allgemein in Zivilverfahren Anwen-

dung finden. Es bedarf vielmehr einer eigen-

211 So die Begründung zum Regierungsentwurf, BT-
Drs. 20/8649, 37. 
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ständigen Bestimmung, wie der Organisations-

termin im Zivilprozess der Zukunft auszuge-

stalten ist.  

Anders als § 612 ZPO ist der Organisationster-

min im Regelverfahren der ZPO nicht obligato-

risch, s

verfahrensfördernder Maßnahmen. Als ein sol-

ches Instrument kann er mit weiteren verfah-

rensfördernden Maßnahmen kombiniert wer-

den (dazu unter I.2.). Der Organisationstermin 

kann z.B. mit einer Güteverhandlung verbun-

den werden, wenn Vergleichsverhandlungen 

geführt werden sollen. Ohne weiteres können 

in dem Organisationstermin richterliche Hin-

weise erteilt werden, denn diese bedürfen kei-

ner besonderen Form und können so in jeder 

Phase des Verfahrens auch mündlich erfolgen, 

wenn sie aktenkundig gemacht werden (§ 139 

Abs. 4 S. 1 Hs. 2 ZPO). 

2. Festlegung des Verfahrensplans 

Gegenstand des Organisationstermins ist die 

Festlegung eines Verfahrensplans oder zumin-

dest dessen Vorbereitung. 

a) Aufgabe des Verfahrensplans 

Mit dem Verfahrensplan soll der Ungewissheit, 

wann in welchem Verfahren der nächste Ver-

fahrensschritt ansteht, und welche Fristen das 

Gericht z.B. für die Stellungnahme auf einen 

gegnerischen Schriftsatz setzt, entgegenge-

wirkt werden. Der Verfahrensplan soll verhin-

dern, dass Parteien und Prozessbevollmäch-

h. eine Pla-

nung und Strukturierung des Verfahrensfort-

gangs innerhalb der jeweiligen Instanz und da-

mit auch eine Koordinierung verschiedener pa-

rallel zueinander laufender Verfahren der Pro-

zessbevollmächtigten sowie der damit verbun-

denen Fristen und Termine, nur erschwert 

möglich ist.  

Durch die frühzeitige Festlegung möglichst al-

ler Verfahrensschritte im Rahmen des Verfah-

rensplans sollen überdies Fristverlängerungs-

anträge und Terminverlegungsgesuche mög-

lichst vermieden werden. Der Verfahrensablauf 

in gerichtlichen Prozessen wird in zeitlicher 

Hinsicht häufig durch Anträge auf Fristverlän-

gerung und Terminänderungen beeinflusst. Die 

dafür benannten Gründe sind sowohl seitens 

der Gerichte als auch der Parteien vielseitig. So 

werden für Fristverlängerungsanträge z.B. 

noch nicht hinreichend erfolgte Rücksprachen 

zwischen Prozessbevollmächtigten und den 

Parteien als eine der Antragsursachen benannt. 

Mit Blick auf Terminverlegungen berufen sich 

so z.B. wegen anstehender oder erfolgter De-

zernatswechsel. Seitens der Parteien und der 

Prozessbevollmächtigten bilden zumeist Ter-

minkollisionen, bei Letztgenannten insbeson-

dere mit Blick auf Gerichtstermine in anderen 

Rechtssachen, den Auslöser. Einem erhebli-

chen Teil dieser Gründe kann durch eine ver-

besserte Planbarkeit entgegengewirkt werden. 

Gerade in komplexen Verfahren kommt dem 
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Verfahrensplan somit eine wesentliche Bedeu-

tung bei der Verfahrensförderung zu.  

b) Inhalt des Verfahrensplans 

Der Verfahrensplan bezieht sich grundsätzlich 

auf den gesamten Gang des Verfahrens, soweit 

dieser im Organisationstermin bereits vorher-

sehbar ist. In ihm sind die Verfahrensschritte 

verbindlich festzulegen. Auch wenn sich die 

Festlegungen auf einen Zeitraum von mehre-

ren Monaten (und ggf. Jahren) beziehen, ist dies 

vorteilhaft, weil Terminverlegungs- und Frist-

verlängerungsanträge entbehrlich werden kön-

nen und es zu steigender Planbarkeit des Ver-

fahrens kommt. Auch können von Prozessbe-

vollmächtigten parallel betreute Verfahren so 

aufeinander abgestimmt und Termine blockiert 

werden.  

Der Verfahrensplan umfasst damit eine Be-

stimmung der noch zu fertigenden Schrifts-

ätze, wie Replik, Duplik und weitere vorberei-

tende Schriftsätze. Es sollte, wenn möglich, 

auch die Zahl Schriftsatzrunden  be-

stimmt werden. Für die Einreichung der jewei-

ligen Schriftsätze sollen Fristen bestimmt wer-

den. Nach Einführung des digitalen Verfah-

rensdokuments (siehe C.VI.) und der Kommu-

nikationsplattform (siehe C.V.) sind entspre-

chend die Zeitpunkte für die Befüllung des 

bzw. die Übermittlung an das digitale Verfah-

rensdokument festzulegen. 

Zu dem Verfahrensplan kann auch eine Festle-

gung der gerichtlichen Maßnahmen im Vorfeld 

einer mündlichen Verhandlung gehören, so-

weit diese nicht bereits vor dem Organisations-

termin getroffen wurden. In Betracht kommt 

insbesondere die Festlegung, ob eine Gütever-

handlung stattfinden soll oder ob bereits vor 

der mündlichen Verhandlung Beweise, insbe-

sondere durch Einholung eines Sachverständi-

gengutachtens, erhoben werden sollen (§ 358a 

ZPO). 

Schließlich sollte bei Durchführung des münd-

lichen Verfahrens der Termin bzw. die Termine 

für die mündliche Verhandlung festgelegt wer-

den. Durch die Anwesenheit der Prozessbevoll-

mächtigten in dem Organisationstermin kön-

nen Termine abgesprochen und so sicherge-

stellt werden, dass keine Verhinderungen an 

dem gewählten Terminstag bestehen. Im 

schriftlichen Verfahren sollte der Zeitpunkt, bis 

zu dem Schriftsätze eingereicht werden kön-

nen, und der Zeitpunkt der Entscheidungsver-

kündung festgelegt werden. 

Nach Einrichtung einer Kommunikationsplatt-

form werden technische Hilfsmittel für Ter-

minabsprachen in Form eines digitalen Verfah-

renskalenders zur Verfügung stehen, die ge-

nutzt werden können, um die notwendigen Ab-

sprachen vor einer Terminsbestimmung im Or-

ganisationstermin zu erleichtern (dazu 

C.V.4.c)C.V.4.c)aa)). Hilfreich könnten hierbei 

auch Tools zur Visualisierung des Verfahren-

sablaufs sein. 
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c) Festlegung des Verfahrensplans 

Die für den Commercial Court und die Com-

mercial Chamber in § 612 ZPO vorgesehenen 

Vereinbarungen zum Verfahrensablauf und zur 

Abschichtung beruhen auf einer Besonderheit 

des dortigen Verfahrens: Die Anrufung des 

Commercial Courts erfolgt nämlich nur auf-

grund Prorogation oder rügelosen Einlassens 

(§ 119b Abs. 2 GVG), 

er Nutzung dieses Verfahrens 

auf Seiten beider Parteien vorliegt, die auch ein 

kooperatives Verhalten beim Abschluss derar-

tiger verfahrensplanenden Vereinbarungen er-

warten lässt. 

Im Regelfall des Erkenntnisverfahrens kann 

von einem derartigen kooperativen Verhalten 

beider Parteien jedoch nicht ausgegangen wer-

den. Auch soll eine allgemeine Kooperations-

pflicht kein Mittel für den Zivilprozess der Zu-

kunft sein (dazu B.IV.2.). Für die bereits nach 

geltender Rechtslage durch das Gericht zu be-

stimmenden Schriftsatzfristen und Termine 

sollte es daher bei einer Möglichkeit der Be-

stimmung durch das Gericht verbleiben. Auch 

in Schiedsordnungen wird der Verfahrensplan 

teilweise von Seiten des Schiedsgerichts fest-

gelegt.212 Auf die Verfahrensplanung werden 

die Parteien aus erheblichen Gründen, die sonst 

Fristverlängerungen oder Terminsänderungen 

                                                           

212 Vgl. Art. 27.5 DIS- In oder alsbald nach 
der Verfahrenskonferenz hat das Schiedsgericht 
eine verfahrensleitende Verfügung zu erlassen 
und den Verfahrenskalender festzulegen.
Art. 24 Abs. 2 ICC- Während dieser Kon-
ferenz oder so bald wie möglich danach erstellt 

rechtfertigen könnten (§ 224 Abs. 2, § 227 

Abs. 1 ZPO), Einfluss nehmen können. Diese 

können von den Parteien bereits im Organisa-

tionstermin vorgebracht und bei der Festle-

gung des Verfahrensplans vom Gericht berück-

sichtigt werden.  

Fristsetzungen und Terminsbestimmungen 

werden  wie bei § 612 ZPO - auch Bestandteil 

einer Vereinbarung des Gerichts mit den Par-

teien sein können. Außerhalb des der Verfah-

rensleitung des Gerichts zuzuweisenden Be-

reichs ist eine Vereinbarung sogar erforderlich. 

Das betrifft insbesondere eine Einigung der 

.  

3. Ausgestaltung des Organisationster-

mins 

Der Organisationstermin ist keine mündliche 

Verhandlung i.S.d. § 128 Abs. 1 ZPO, denn es 

handelt sich nicht um eine Verhandlung des 

Rechtsstreits selbst.213 Die Ausgestaltung des 

Organisationstermins unterliegt so nicht den 

verfahrensrechtlichen Garantien einer mündli-

chen Verhandlung (zu diesen unter I.1.a)). Der 

Organisationstermin kann und soll daher  um 

Aufwand für Gericht und Parteien zu reduzie-

ren   

das Schiedsgericht den Verfahrenskalender, 
dem es für die effiziente Führung des Schieds-
verfahrens zu folgen gedenkt.  

213 Vgl. Wieczorek/Schütze/Gerken, ZPO, 5. Aufl. 
2022, § 128 ZPO Rn. 11. 
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a) Gerichtliche Besetzung und Mitwir-

kung der Parteien 

Die notwendige Besetzung des Gerichts im Or-

ganisationstermin sollte grundsätzlich entspre-

chend den Regelungen der Zivilprozessord-

nung für die im Rahmen des Verfahrensplans 

zu treffenden Bestimmungen bestimmt wer-

den. Danach ist der Organisationstermin i.d.R. 

durch die bzw. den Vorsitzenden durchzufüh-

ren, weil Fristsetzungen und Terminierung in 

erster Linie durch ihn (§ 276 Abs. 3, § 273 Abs. 2 

Nr. 1, § 216 Abs. 2 ZPO) erfolgen. Auch eine 

Durchführung durch ein von der bzw. dem Vor-

sitzenden bestimmtes Mitglied der Kammer 

sollte aber ermöglicht werden, um den unter-

schiedlichen Organisationsformen von Spruch-

körpern Rechnung zu tragen. Dass insoweit der 

Organisationstermin im Zivilprozess der Zu-

kunft von der Regelung des § 612 ZPO für die 

Commercial Courts abweicht, erklärt sich dar-

aus, dass dort keine Bestimmungen, sondern 

Vereinbarungen getroffen werden (dazu be-

reits unter 2.c)).  

Sollen in dem Organisationstermin Hinweise 

erteilt oder Anordnungen zur Verfahrensstruk-

turierung und Abschichtung erlassen werden, 

können diese ebenfalls von der bzw. dem Vor-

sitzenden oder einem hierzu bestimmten Mit-

glied verlautbart werden, auch wenn für die Er-

teilung der gesamte Spruchkörper zuständig 

ist.214  

                                                           

214 Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 139 ZPO 
Rn. 12. 

Für die Planung des äußeren Ablaufs ist die An-

wesenheit der Parteien in der Regel nicht erfor-

derlich. Anders als für die mündliche Verhand-

lung bedarf es daher keiner § 273 Abs. 2 Nr. 3 

ZPO entsprechenden Regelung, dass für den 

Organisationstermin das persönliche Erschei-

nen der Parteien angeordnet werden kann. 

b) Durchführung 

Da der Organisationstermin lediglich der Ver-

fahrensplanung dient, soll er nicht öffentlich 

stattfinden. Hierdurch wird auch keine Durch-

brechung des Öffentlichkeitsgebots geschaf-

fen, da sich dieses grundsätzlich nur auf die 

mündlichen Verhandlungen erstreckt und 

nicht auch auf die terminsvorbereitende Phase 

(§ 169 Abs. 1 S. 1 GVG). 

Der mit der Durchführung eines Organisations-

termins verbundene Aufwand für das Gericht 

und die Prozessbevollmächtigten soll mög-

lichst gering sein. Er soll daher grundsätzlich 

unter Nutzung von Videokonferenztechnik 

stattfinden, aber in geeigneten Fällen kann er 

auch telefonisch absolviert werden. Dies er-

möglicht bei der Ansetzung des Organisations-

termins auch eine erhöhte Flexibilität, weil es 

nicht mehr darauf ankommen wird, ob dem 

Gericht ein Sitzungssaal zur Verfügung steht. 

Den Prozessbevollmächtigten wird eine An-

reise für den  in der Regel zeitlich nicht sehr 
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umfangreichen  Termin erspart. Zur Be-

schleunigung und um hybride Verhandlungen 

zu vermeiden, soll das Gericht die Durchfüh-

rung der Videokonferenz entsprechend § 128a 

Abs. 2 S. 1 ZPO anordnen können; eine ent-

sprechende Anwendung der § 128a Abs. 2 S. 2 

und 3 ZPO ist hingegen nicht vorzusehen. Weil 

die Öffentlichkeit nicht gewahrt werden muss, 

besteht dabei keine Notwendigkeit, dass sich 

der Richter oder die Richterin in einem Sit-

zungszimmer aufhält.  

Vor dem Hintergrund, dass der Organisations-

termin keine mündliche Verhandlung i.S.d. 

§ 128 Abs. 1 ZPO darstellt, kommt bei Abwe-

senheit einer Partei bzw. ihres Prozessbevoll-

mächtigten im Organisationstermin auch nicht 

der Erlass eines Versäumnisurteils in Betracht. 

Vielmehr ist in diesem Fall die weitere Verfah-

rensplanung mit der anwesenden Partei abzu-

stimmen und im Organisationstermin oder in 

dessen Nachgang der Verfahrensplan anzuord-

nen und auch der unentschuldigt abwesenden 

Partei bekanntzugeben. 

c) Dokumentation des Verfahrensplans 

Damit die Ergebnisse des Organisationstermins 

wirksam werden, ist jeweils die Form zu wäh-

len, die dem Inhalt der Anordnung entspricht, 

also bei Festlegung von Terminen und der Be-

stimmung von Fristen die Verfügung.215 Dies 

                                                           

215 Zöller/Feskorn, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 329 ZPO 
Rn. 1. 

erfordert, dass das Ergebnis des Organisations-

termins, insbesondere der Verfahrensplan, 

schriftlich festgehalten wird.216 Hierbei sollte 

entsprechend § 139 Abs. 4 S. 1 ZPO die Akten-

kundigkeit ausreichen. Die schriftliche Doku-

mentation vermeidet zudem Missverständnisse 

und stellt eine Information im Fall des Richter- 

oder Anwaltswechsels sicher. 

4. Verbindlichkeit und Abänderung des 

Verfahrensplans 

Bisher kann die Verlängerung von richterlichen 

oder gesetzlichen Fristen (§ 224 Abs. 2 ZPO) 

aus erheblichen Gründen, die näher substanti-

iert werden müssen, bewilligt werden. Zu den 

anerkannten Gründen zählen beispielsweise 

die Zustimmung der Gegenseite oder erhebli-

che persönliche oder berufliche Hindernisse. 

Die Vorschrift zur Terminsänderung (§ 227 

ZPO) ermöglicht es, bereits festgelegte Ter-

mine zu verschieben, wenn erhebliche Gründe 

vorliegen.  

Durch den Organisationstermin soll eine er-

höhte Verbindlichkeit erreicht werden. Dies ge-

schieht dadurch, dass das Gericht bei Bestim-

mung des Verfahrensplans die von den Par-

teien vorgebrachten erheblichen Gründe i.S.d. 

§ 224 Abs. 2, § 227 ZPO zu berücksichtigen hat 

(dazu unter 2.c)), sodass über diese nicht nach-

träglich entschieden werden muss. Den Par-

216 Zum Unterschriftserfordernis vgl. Zöller/Fes-
korn, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 329 ZPO Rn. 52. 
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teien obliegt es, diese erheblichen Gründe be-

reits im Organisationstermin darzulegen. Eine 

erhöhte Verbindlichkeit wird auch dort anzu-

nehmen sein, wo sich die Parteien auf be-

stimmte Verfahrensweisen einigen.  

Nach der Bestimmung des Verfahrensplans ist 

es 

erheblichen Gründe vorzusehen, die bereits im 

Organisationstermin gegen die Bestimmungen 

hätten vorgebracht werden können. Das be-

trifft etwa bereits bekannte Terminskollisionen 

und Abwesenheiten der Prozessbevollmäch-

tigten und der Parteien. Ein erheblicher Grund, 

der ein Abweichen vom Verfahrensplan recht-

fertigt, wird dann nur noch ein nachträglich 

auftretender oder schuldlos nicht vorgebrach-

ter Umstand sein können.  

Wird ein entsprechender Grund vorgebracht 

und kann der Verfahrensplan deshalb nicht ein-

gehalten werden, 

. Da die 

Festlegung des Verfahrensplans dem Gericht 

obliegt, kann es diesen auch nachträglich an-

passen. Vereinbarungen über einen bestimm-

ten Verfahrensablauf unterliegen den von der 

Rechtsprechung und Literatur entwickelten 

Regelungen für Prozessvereinbarungen und 

Prozessverträge, sodass es hierfür keiner be-

sonderen Regelung bedarf.217 

                                                           

217 Dazu Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, vor 
§ 128 ZPO Rn. 26 ff. 

Die Verbindlichkeit des Verfahrensplans gilt 

auch für das Gericht. Im Falle des Richterwech-

sels sollten im Verfahrensplan vorgesehene 

Termine möglichst eingehalten werden. Ist 

dies nicht möglich, ist der Verfahrensplan wie 

vorgenannt anzupassen.  

5. Durchsetzung der Festlegungen im 

Verfahrensplan 

Vortrag, der außerhalb der im Verfahrensplan 

geregelten Fristen erfolgt, unterläge nach der-

zeitiger Rechtslage der Präklusionsregelung 

des § 296 Abs. 1 ZPO und wäre daher nur dann 

ausgeschlossen, wenn er zu einer Verzögerung 

der Erledigung des Rechtsstreits führte. Das ist 

insoweit problematisch, als die Schriftsatzfris-

ten einen gewissen Abstand zum Termin der 

mündlichen Verhandlung aufweisen, sodass 

dem Gericht bei sachgerechter Vorbereitung 

eine Berücksichtigung auch des verspäteten 

Vortrags ggf. möglich ist. Der verspätete Vor-

trag würde dazu führen, dass sich faktisch die 

Erwiderungsfristen der Gegenseite verkürzen 

würden. Dem könnte dadurch entgegenge-

wirkt werden, dass die Verfahrensverzögerung 

als Bezugspunkt nicht den Abschluss des 

Rechtsstreits hat, sondern sich auf den Verfah-

rensplan als solchen bezieht. Dies sollte jeden-

falls dann gelten, wenn der Verfahrensplan mit 

den Parteien vereinbart und nicht nur einseitig 

gerichtlich angeordnet wurde. 
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Kostenanreize sind hingegen nicht geeignet, 

um die Verbindlichkeit des Verfahrensplans zu 

stärken.  

III. Verfahrensleitung, Verfahrensstruk-

turierung und Abschichtung 

Sowohl bei Massenverfahren als auch bei kom-

plexen Individualstreitigkeiten ist eine aktive 

Verfahrenssteuerung durch richterliche Hin-

weise und Anordnungen zur Verfahrensstruk-

turierung und Abschichtung des Prozessstoffs 

das Mittel der Wahl.  

Die allgemeinen Hinweispflichten nach § 139 

ZPO sind auszubauen. Das Gericht soll über-

dies so früh wie möglich prozessleitende An-

ordnungen zur Verfahrensstrukturierung und 

Abschichtung erlassen. 

Die Hinweise und Anordnungen zur Verfah-

rensstrukturierung und Abschichtung sind ver-

bindlich auszugestalten. Die Parteien werden  

etwa über Präklusionsvorschriften  dazu an-

gehalten, ihr tatsächliches und rechtliches Vor-

bringen auf bestimmte Verfahrensabschnitte 

zu konzentrieren. 

Darüber hinaus ist die Präklusion bei Verstößen 

gegen die in § 282 ZPO geregelte Prozessför-

derungspflicht dadurch zu verschärfen, dass 

eine Vermutung für die nach § 296 Abs. 2 ZPO 

erforderliche grobe Nachlässigkeit geschaffen 

wird. 
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1. Notwendigkeit aktiver Verfahrens-

leitung durch das Gericht  

Anwaltschaft und Richterschaft kritisieren ei-

nander im Hinblick auf die straffe Verfahrens-

leitung und -struktur:218 Die Anwaltschaft klagt 

über zu hohe Substantiierungsanforderun-

gen,219 die Richterschaft über zu lange Schrifts-

ätze220. Gerade in der ersten Instanz ist zudem 

die Befürchtung groß, Prozessstoff nicht vor-

zubringen, der dann in der Berufungsinstanz 

nicht mehr eingeführt werden kann (§§ 529 ff. 

blähten Materialschlacht  in der ersten Instanz, 

die dringend richterlich zu straffen und zu 

strukturieren ist. Richterliche Hinweise verbun-

den mit entsprechenden Sanktionen bei Miss-

achtung der Strukturierungsanforderungen 

sind dazu ein wesentliches Instrument. In 

ihnen verwirklicht sich die aktive richterliche 

Verfahrensleitung, die den Zivilprozess der Zu-

kunft prägen soll (dazu B.IV.4.). Sie dienen der 

(rechtzeitigen) Beibringung des Prozessstoffs 

und der Konzentration auf vom Gericht für we-

sentlich gehaltene Gesichtspunkte.  

                                                           

218 
forschung der Ursachen des Rückgangs der Ein-

, S. 153, 157, 
158, 230, 232, 233, 235, 306, 319 passim. 

219 
forschung der Ursachen des Rückgangs der Ein-

, S. 154, 164, 
177; vgl. auch Paulus, FS Hager, 2021, 483 (492 
f.). 

220 Abschlussberi
forschung der Ursachen des Rückgangs der Ein-

, S. 230, 232, 
233, 235; Deutscher Richterbund, Stellung-
nahme Nr. 1/22, Mai 2022, S. 5, 24 (abrufbar un-

Die Bedeutung aktiver richterlicher Verfah-

rensleitung ist bereits bei der ZPO-Reform von 

2001/2002 erkannt worden.221 Sie findet ihre 

Ausprägung in der geltenden Fassung des 

§ 139 ZPO. So sieht § 139 Abs. 1 S. 1 ZPO eine 

den Tatbeständen der richterlichen Hinweis-

pflicht gemäß § 139 Abs. 1 S. 2 ZPO (unzu-

reichender Tatsachenvortrag, mangelnder Be-

weisantritt, nicht sachdienliche Anträge), nach 

§ 139 Abs. 2 ZPO (Verbot von Überraschungs-

entscheidungen) und gemäß § 139 Abs. 3 ZPO 

(Zulässigkeitsbedenken) vorangestellte Erörte-

rungspflicht vor. Überdies besteht mit § 139 

Abs. 4 S. 1 ZPO eine Verpflichtung, richterliche 

Hinweise möglichst frühzeitig zu erteilen und 

aktenkundig zu machen.  

Die richterliche Hinweispflicht stellt dabei 

keine Abkehr vom den Zivilprozess prägenden 

Beibringungsgrundsatz dar (dazu B.IV.2.). Da 

richterliche Hinweise die Beibringung des rele-

vanten Prozessstoffs durch die Parteien för-

dern, stärken sie diesen vielmehr.222 Das kommt 

bereits im geltenden Recht in § 139 Abs. 1 S. 2 

ZPO zum Ausdruck, soweit dort richterliche 

ter: https://www.drb.de/filead-
min/DRB/pdf/Stellungnahmen/2022/DRB_220
513_Stn_Nr_1_Massenverfahren.pdf); Gaier, FS 
Vorwerk, 2019, 79 (81 ff.). 

221 Begründung zum Regierungsentwurf, BT-Drs. 
14/4722, 77. 

222 Vgl. Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, Vor 
§ 128 ZPO Rn. 10a; s. auch Schilken/Brinkmann, 
Zivilprozessrecht, 8. Aufl. 2022, Rn. 13, 38 ff. 
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Hinweise für die Fälle unzureichenden Tatsa-

chenvortrags (Var. 1), mangelnder Beweisan-

tritte (Var. 2) oder nicht sachdienlich gefasster 

Anträge (Var. 3) vorgesehen sind. Die richterli-

che Hinweispflicht korrespondiert überdies mit 

§ 282 ZPO, der die Parteien zu möglichst früh-

zeitigem, umfassendem Vortrag verpflichtet 

und insofern ebenfalls Ausdruck des Beibrin-

gungsgrundsatzes ist. Vor dem Hintergrund 

des Zusammenwirkens richterlicher und par-

teilicher Pflichten in Bezug auf die Umsetzung 

des Beibringungsgrundsatzes erklärt sich auch 

die Bedeutung richterlicher Hinweise für die 

Anwendung von Präklusionsbestimmungen. 

Das seitens des Bundesverfassungsgerichts 

verfassungsrechtlich hergeleitete Verbot der 

Präklusion bei Unterlassung rechtzeitiger rich-

terlicher Hinweise223 lässt sich dementspre-

chend auch einfach-rechtlich unschwer be-

gründen. 

Die Erteilung von Hinweisen kann im Zivilpro-

zess der Zukunft also noch ausgebaut werden, 

ohne mit den Prozessmaximen in Konflikt zu 

treten. Dies betrifft zunächst den tatsächlichen 

Einsatz des Instruments des richterlichen Hin-

weises. Insofern hat die Evaluation der ZPO-

Reform von 2001/2002 zwar ergeben, dass die 

Gerichte seit der Reform deutlich mehr von 

                                                           

223 BVerfG, Beschl. v. 15.1.1991 - 1 BvR 1635/89, 
NJW 1992, 678 (679); Beschl. v. 22.8.1991 - 1 
BvR 365/91, NJW 1992, 680 (681); vgl. m.w.N. 
dazu Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 296 
ZPO Rn. 2 f. 

224 Vgl. Hommerich u.a., Rechtstatsächliche Unter-
suchung zu den Auswirkungen der Reform des 
Zivilprozessrechts auf die gerichtliche Praxis, 

§ 139 ZPO Gebrauch machen.224 Zahlreiche Ge-

schäftsprüfungen zeigen jedoch, dass das In-

strument der gerichtlichen Hinweispflicht auch 

in länger andauernden und komplexen Verfah-

ren nur teilweise genutzt wird, obwohl gerade 

solche Verfahren ebenso wie Massenverfahren 

von richterlichen Hinweisen maßgeblich profi-

tieren würden. Dies mag seine Ursache darin 

haben, dass § 139 Abs. 1 S. 1 ZPO eine Erörte-

So ver-

fehlt die Norm in einem ganz erheblichen Um-

fang ihr Ziel, zur möglichst frühzeitigen Kon-

zentration und Strukturierung des Parteivor-

trags beizutragen. Dabei erwarten die Parteien 

und ihre anwaltlichen Vertreterinnen und Ver-

treter vom Gericht eine straffe Verhandlungs-

führung und klare, transparente Hinweise.225  

Die Möglichkeiten zu einer gerichtlichen Ver-

fahrenssteuerung durch die Nutzung der in 

§ 139 ZPO vorgesehenen Maßnahmen werden 

nach Mitteilungen aus der Praxis auch nicht 

selten spät, nämlich erst in der mündlichen 

Verhandlung, ergriffen. Dies hat  nach der 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs226  

zur Folge, dass eine Vertagung oder Wiederer-

öffnung von Amts wegen notwendig ist, was zu 

Verzögerungen führt.  

2006, S. 93 ff. mit Ergebnissen von Richter- und 
Anwaltsbefragungen. 

225 
forschung der Ursachen des Rückgangs der Ein-

, S. 153, 157, 
179, 181, 185. 

226 Vgl. etwa BGH, Beschl. v. 11.4.2018  VII ZR 
177/17, NJW 2018, 2202 Rn. 8; Urt. v. 27.9.2013 

 V ZR 43/12, MDR 2014, 47 Rn. 15. 
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Die Strukturierungs- und Abschichtungsanord-

nungen, die klarstellend in § 139 Abs. 1 S. 3 

ZPO normiert sind, finden in der Praxis kaum 

Anwendung. Bisher bedeuten solche Maßnah-

men zusätzlichen Aufwand für das erkennende 

Gericht, ohne dass ihre Beachtung durchge-

setzt werden könnte: Um den Streitstoff sinn-

voll zu strukturieren, muss sich das Gericht 

frühzeitig vor der mündlichen Verhandlung 

eingehend mit diesem auseinandersetzen und 

einen auf ihn angepassten Verfahrensablauf 

entwickeln. In der forensischen Praxis findet 

aber die eingehende Befassung mit dem Streit-

stoff oftmals erst kurz vor dem anberaumten 

Sitzungstermin statt. So werden etwa die in 

Spruchkörpern üblichen Voten nicht selten in-

nerhalb von mehrwöchigen Fristen vor dem 

Termin erstellt und die daran anknüpfenden 

Beratungen finden kurz vor dem Termin statt. 

Dabei könnten derartige Anordnungen, wenn 

sie seitens der Parteien und ihrer Prozessbe-

vollmächtigten beachtet werden, nicht nur die 

Gerichte entlasten; auch viele Parteien und ihre 

anwaltlichen Vertreterinnen und Vertreter 

wünschen eine strukturierte Verfahrensfüh-

rung durch das Gericht.227 

2. Hinweise während des Verfahrens 

Es sollten klarere und verpflichtende Vorgaben 

für gerichtliche Hinweise gelten. Hierzu sollten 

die Erörterungspflicht und die Tatbestände der 

                                                           

227 
forschung der Ursachen des Rückgangs der Ein-

, S. 153. 

richterlichen Hinweispflicht zusammengefasst 

werden, um deren Verhältnis zueinander und 

ihre Bedeutung als Tatbestände der Hinweis-

pflicht klarzustellen. Ferner sollten die Rechts-

folgen (allgemeines Hinwirken, § 139 Abs. 1 

S. 2, Abs. 2 und Abs. 3 ZPO, und Erörterung, 

§ 139 Abs. 1 S. 1 ZPO, als spezielle Form) als 

solche geregelt und dementsprechend den 

Tatbeständen nachgeordnet werden.  

Eine gesetzliche Differenzierung im Umfang 

der Hinweispflicht, je nachdem, ob die Partei 

anwaltlich vertreten ist, sollte dabei nicht vor-

gesehen werden. Den unterschiedlichen Ver-

ständnismöglichkeiten anwaltlich vertretener 

Parteien und von Naturalparteien ist wie bisher 

bei der adressatengerechten Ausgestaltung der 

Hinweise im Einzelfall, mithin der Berücksich-

tigung des Empfängerhorizonts Rechnung zu 

tragen (vgl. dazu G.II.2.).228 

§ 139 Abs. 4 S. 1 ZPO). 

Das Gesetz enthält damit bereits eine klare und 

sachgerechte Regelung, die der Vermeidung e-

her verzögernd als fördernd wirkender und für 

die Konzentration des Parteivorbringens allzu 

später Hinweise dient.  

Ebenfalls keiner gesonderten Regelung bedür-

fen Stellungnahmen zu den gerichtlichen Hin-

weisen. Zwar ist eine enge richterliche Fristset-

228  Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 139 ZPO 
Rn. 12a. 
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zung für Stellungnahmen zu gerichtlichen Hin-

weisen im Sinne der Verfahrensbeschleunigung 

hilfreich. Hinweise darauf, dass die richterli-

chen Stellungnahmefristen nach §§ 273 Abs. 2 

Nr. 1, 139 Abs. 5 ZPO systematisch nicht sach-

gerecht eingesetzt werden, liegen nicht vor. 

Entscheidend ist vielmehr, dass eine Missach-

tung von Fristvorgaben sanktioniert werden 

kann (dazu 4.a)). 

3. Anordnungen zur Verfahrensstruktu-

rierung und Abschichtung 

Das Gericht hat bereits de lege lata die Mög-

lichkeit, nach § 139 Abs. 1 S. 3 ZPO durch Maß-

nahmen der Prozessleitung das Verfahren zu 

strukturieren und den Streitstoff abzuschich-

ten (sog. horizontale Strukturierung).229 Aus 

dem Beschleunigungsgrundsatz ergibt sich zu-

gleich eine Prozessförderungspflicht des Ge-

richts, von diesen Optionen Gebrauch zu ma-

chen. Strukturierung und Abschichtung sind 

für ein effizientes Verfahren notwendig. Das 

des Gerichts, das heißt, es liegt in den Händen 

der Richterin bzw. des Richters, wann, in wel-

cher Weise und wie tiefgreifend er sich der 

Strukturierung oder Abschichtung bedient. Im 

Zivilprozess der Zukunft sind diese gesetzli-

chen Möglichkeiten stärker zu konturieren, um 

                                                           

229 Vgl. dazu Gaier, NJW 2020, 177 ff. 

tatsächlich Wirkung entfalten zu können. Da-

bei sind die Anordnungen zur Verfahrensstruk-

turierung um solche zur Strukturierung des 

Streitstoffs zu ergänzen. Letztere bedürfen da-

bei einer gesonderten Regelung, da sie mit ab-

weichenden Rechtsfolgen verknüpft sind (dazu 

unter IV.5. und IV.6.). 

Damit sich der Parteivortrag auf die im jeweili-

gen Verfahrensstadium tatsächlich streitrele-

vanten Punkte konzentrieren kann, sind die 

verfahrensstrukturierenden Anordnungen so 

zu gestalten, dass sie durch das Gericht so früh 

wie möglich vorgenommen werden. Eine sol-

che Strukturierung führt insbesondere zu wirk-

lichen Effizienzgewinnen, wenn sie bereits 

nach dem Wechsel der ersten Schriftsätze ein-

setzt. Mit der Einführung eines obligatorischen 

Organisationstermins oder verfahrensleiten-

den Hinweises binnen sechs Wochen nach Kla-

geerwiderung wird dieses Ziel erreicht. Es be-

steht zwar kein Zwang, innerhalb der genann-

ten Frist auch eine Anordnung zur Strukturie-

rung des Verfahrens oder zur Abschichtung des 

Prozessstoffs zu erlassen. Da sich das Gericht 

aber zur Vorbereitung des Verfahrensplans 

bzw. im Rahmen der Erarbeitung des verfah-

rensleitenden Hinweises ohnehin mit dem bis-

herigen Parteivorbringen und dem möglichen 

Ablauf des Verfahrens auseinandersetzen 

muss, ist davon auszugehen, dass es  soweit 
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im konkreten Einzelfall sinnvoll  auch das Ver-

fahren strukturiert und abschichtet.  

Als Strukturelement der Abschichtung bietet 

sich eine solche nach Rechtsfragen, nach 

Streitgegenständen bei Klagehäufung, nach 

historischen Tatsachenkomplexen oder auch 

im Hinblick auf die Beweisaufnahme an.230  

4. Durchsetzung von Hinweisen und 

Abschichtungsanordnungen 

Richterliche Maßnahmen zur Verfahrenssteue-

rung werden insbesondere dann effektiv sein, 

wenn sie auch tatsächlich gegenüber den Par-

teien durchsetzbar sind. Es bedarf daher geeig-

neter Sanktionen, die die Parteien zu der Befol-

gung zwingen, wollen sie prozessuale Nach-

teile vermeiden. Hierbei ist zwischen Sanktio-

nen bei Missachtung der richterlichen Hinweis-

pflicht und solchen bei Missachtung von An-

ordnungen zur Verfahrensstrukturierung und 

Abschichtung zu unterscheiden. 

a) Richterliche Hinweise 

Erteilt das Gericht einen verfahrensleitenden o-

der sonstigen Hinweis, kann es diesen mit einer 

Fristsetzung zur Stellungnahme gemäß § 139 

Abs. 5 ZPO oder mit einer terminsvorbereiten-

den Aufklärungsverfügung mit Fristsetzung 

nach § 273 Abs. 2 Nr. 1 ZPO verbinden. Sach-

                                                           

230 Vgl. Musielak/Voit/Stadler, ZPO, 21. Aufl. 2024, 
§ 139 ZPO Rn. 16a. 

vortrag zu dem Hinweis, der erst nach der ge-

mäß § 273 Abs. 2 Nr. 1 ZPO gesetzten Frist er-

folgt, ist dann unter den Voraussetzungen des 

§ 296 Abs. 1 ZPO präkludiert. Das Gericht kann 

durch die Fristsetzung vermeiden, dass zu spä-

ter Vortrag lediglich als Verstoß gegen die all-

gemeine Prozessförderungspflicht (§ 282 ZPO) 

nach § 296 Abs. 2 ZPO mit den dort geltenden 

hohen Anforderungen ausgeschlossen werden 

kann. Einer gesonderten Regelung über die 

Folgen eines nach Maßgabe des erteilten Hin-

weises verspäteten Parteivorbringens, also 

über die Sanktionierung, bedarf es daher nicht.  

b) Strukturierungs- und Abschich-

tungsanordnungen 

Anders verhält es sich bei den Anordnungen zur 

Verfahrensstrukturierung und zur Abschich-

tung: Da es dem Gericht nur möglich ist, Fristen 

für die Klarstellung bereits vorgebrachter 

Punkte oder für die Erwiderung zu gegneri-

schem Vortrag zu setzen, können vollständig 

neuer Vortrag oder zusätzliche Beweismittel 

nach Ablauf gesetzter Fristen nicht ausge-

schlossen werden. Zwar sieht das Gesetz in 

§ 282 Abs. 1 ZPO eine allgemeine Prozessför-

derungspflicht vor, diese erweist sich aber als 

wenig wirkungsvoll (dazu unter 5.). Das Gericht 

hat überdies die Möglichkeit, die Verhandlung 

nach § 146 ZPO zunächst auf ein oder einige 

Angriffs- oder Verteidigungsmittel zu be-
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schränken, wenn sich mehrere davon auf den-

selben Anspruch beziehen. Umstritten ist aber 

bereits, ob diese Anordnung, falls nicht befolgt, 

das entsprechende Vorbringen im weiteren 

Verlauf der Verhandlung, vorbehaltlich der 

Präklusion nach §§ 282 Abs. 1, 296 Abs. 2 ZPO, 

ausschließt.231 Soweit der bereits abgeschich-

tete Stoff in der Verhandlung über den verblie-

benen Streitstoff wieder aufgerufen und dar-

über verhandelt werden kann, ist eine Präklu-

sion von neuen Angriffs- oder Verteidigungs-

mitteln jedenfalls in der Regel nicht möglich, 

da es insoweit nicht zu einer Verzögerung des 

gesamten Rechtsstreits kommt.232 Daher gibt 

es derzeit keine wirksame Möglichkeit, den 

Parteien gegenüber etwa durchzusetzen, ihr 

tatsächliches und rechtliches Vorbringen auf 

einen bestimmten Verfahrensabschnitt zu kon-

zentrieren.233  

Ein Ansatz könnte eine eigenständige Regelung 

der Präklusion für die Anordnung der Verfah-

rensstrukturierung und Abschichtung sein. 

Eine Änderung der §§ 282, 296 ZPO bliebe vo-

raussichtlich wirkungslos, weil eine Verzöge-

rung nur schwer festzustellen wäre. Der Vor-

schlag des Bundesrats aus dem Jahr 2019, hier 

eigene Präklusionsregeln, orientiert an denen 

des § 531 Abs. 2 Nr. 1 ZPO, einzuführen,234 

würde es demgegenüber ermöglichen, die Ver-

zögerung als Tatbestandsmerkmal überflüssig 

                                                           

231 BeckOK ZPO/von Selle, 54. Ed. 1.9.2024, § 139 
ZPO Rn. 2.2. 

232 Schultzky, MDR 2020, 1 Rn. 14. 

zu machen. Eine weitere theoretische Möglich-

keit wäre die Regelung finanzieller Sanktions-

mechanismen (s. dazu auch unten IV.3.c)). Die 

Reformkommission stellt fest, dass es einer 

Durchsetzung von verfahrensstrukturierenden 

und abschichtenden Anordnungen bedarf, gibt 

aber keine Empfehlung dazu ab, wie diese aus-

zugestalten ist. 

5. Präklusion außerhalb gerichtlich vor-

gegebener Verfahrensweisen 

Im Zivilprozess der Zukunft soll ein stringenter 

Verfahrensablauf durch Verfahrenspläne, ver-

fahrensleitende Hinweise, Anordnungen zur 

Verfahrensstrukturierung und Abschichtung 

von Streitstoff erreicht werden, für deren Miss-

achtung jeweils Sanktionen vorgesehen sind 

(dazu II.5., III.4.a) und 4.b). In Bereichen, in de-

nen die aktive Verfahrensleitung nicht greift, 

bleiben aber auch im Zivilprozess der Zukunft 

Verfahrensverzögerungen durch späten Vor-

trag von Angriffs- und Verteidigungsmitteln 

und andere Verstöße gegen die Prozessförde-

rungspflicht denkbar.  

Die geltenden Verspätungsvorschriften und 

ihre Auslegung durch die Rechtsprechung las-

sen eine Beschleunigung des Verfahrens durch 

das Gericht dabei nur bedingt zu. Den Gerich-

ten fehlt es an effektiven Mitteln, um Ver-

233 Vgl. Musielak/Voit/Stadler, ZPO, 21. Aufl. 2024, 
§ 139 ZPO Rn. 16a. 

234 BT-Drs. 19/13828, 26. 
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schleppungsabsichten oder einer unzureichen-

den Förderung des Verfahrens durch die Par-

teien  etwa durch schlechte Vorbereitung  

entgegenzuwirken. Auch die Prozessbevoll-

mächtigten haben nur eingeschränkte Mög-

lichkeiten, die Parteien zur Beibringung verfah-

rensrelevanter Informationen anzuhalten, weil 

ernsthafte Konsequenzen nicht drohen. Das 

gilt insbesondere für die Einreichung von 

Schriftsätzen kurz vor einem Termin zur münd-

lichen Verhandlung mit neuen Angriffs- und 

Verteidigungsmitteln. Die Fristen des § 132 

Abs. 1 und 2 ZPO schließen Vortrag nicht ge-

nerell aus; die Zurückweisung des verspäteten 

Vorbringens kommt grundsätzlich nur unter 

den Voraussetzungen der §§ 282 Abs. 2, 296 

Abs. 2 ZPO in Betracht, also wenn die Partei die 

Prozessförderungspflicht in besonders hohem 

Maße vernachlässigt hat.235 

Der Problematik könnte dadurch begegnet 

werden, dass bereits im Vorfeld der mündli-

chen Verhandlung ein eindeutiger Zeitpunkt 

definiert wird, bis zu dem der Vortrag erfolgen 

muss. Für im Nachgang eingegangene Schrift-

sätze mit neuem Vortrag oder neuen Beweis-

mitteln könnte dann eine Verspätungsvermu-

tung greifen, um so die Parteien anzuhalten, 

den gesamten entscheidungserheblichen Sach-

verhalt möglichst frühzeitig vorzutragen, damit 

                                                           

235 BGH, Urt. v. 16.12.1981  IV a ZR 282/80, NJW 
1982, 1533 (1534); MüKoZPO/Fritsche, 6. Aufl. 
2020, § 132 ZPO Rn. 8. 

auf dieser Grundlage die geeigneten prozess-

leitenden Maßnahmen getroffen werden kön-

nen. Eine Vorverlagerung des Zeitpunkts, bis zu 

dem Angriffs- und Verteidigungsmittel vorge-

bracht werden können, könnte jedoch umfang-

reichen Parteivortrag im Vorfeld der mündli-

chen Verhandlung provozieren, da die Parteien 

und ihre Prozessbevollmächtigten  bereits aus 

anwaltlicher Vorsicht  bis zu diesem Zeitpunkt 

zu allen auch nur entfernt relevanten Punkten 

vortragen würden. Ein aktives Verfahrensma-

nagement, vor allem durch den Verfahrensplan 

und verfahrensstrukturierende Maßnahmen 

dürfte hier möglicherweise eher für eine effek-

tive Verfahrensführung geeignet sein. Zu einer 

entsprechenden Änderung der Präklusionsvor-

schriften gibt die Reformkommission keine 

Empfehlung ab. 

Die Präklusion bei Verstößen gegen die in § 282 

ZPO geregelte Prozessförderungspflicht sollte 

aber dadurch verschärft werden, dass eine Ver-

mutung für die nach § 296 Abs. 2 ZPO erfor-

derliche grobe Nachlässigkeit geschaffen wird. 

Es ist dann  wie bereits bei der Präklusion von 

Vortrag unter Missachtung gesetzter Fristen 

nach § 296 Abs. 1 ZPO  Sache der Partei, dar-

zulegen, dass die Verspätung des Vortrags von 

ihr nicht grob verschuldet war. Bei der auch in 

§ 296 Abs. 1 ZPO vorgesehenen Voraussetzung 

der Verzögerung des Verfahrens verbleibt es; 
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sie festzustellen, obliegt weiterhin der freien 

Würdigung des Gerichts.236 

Darüber hinaus verschärfte Präklusionsvor-

schriften könnten zwar zu einem frühzeitigen 

vollständigen Sachvortrag beitragen. Sie wür-

den jedoch in ein Spannungsverhältnis mit dem 

Grundsatz der materiellen Gerechtigkeit gera-

ten, der nicht hinter Beschleunigungsgesichts-

punkte zurücktreten darf (dazu B.I.). So beruht 

die restriktive Anwendung der Präklusionsvor-

schriften auf der in diesem Punkt strengen 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts, sodass einfachgesetzliche Änderungen 

auch nur in engeren Grenzen möglich wären.237 

Viele Angriffe der Parteien gegen die Präklu-

sion sind auch erfolgreich, weil Verfahrensge-

staltungen zugrunde lagen, in denen die 

Rechtsmittelgerichte keine Verzögerung fest-

stellen konnten. 

6. Weitere Abschichtungsmaßnahmen  

a) Keine Erweiterung von Grund- und 

Teilurteilen 

Die bestehenden Voraussetzungen, unter de-

nen der Erlass von Grund- und Teilurteilen zu-

lässig ist, eröffnen den Gerichten bereits nach 

derzeitiger Rechtslage die Möglichkeit, den 

Prozessstoff durch derartige Urteile sinnvoll zu 

strukturieren und abzuschichten, weshalb kein 

                                                           

236 Die positive und negative Formulierung in § 296 
Abs. 1 und Abs. 2 ZPO bedeutet insoweit keinen 
sachlichen Unterschied, vgl. Zöller/Greger, ZPO, 
35. Aufl. 2024, § 296 ZPO Rn. 26. 

Reformbedarf gesehen wird. Vielmehr würden 

erweiterte Möglichkeiten zum Erlass von 

Grund- und Teilurteilen, z.B. durch die Recht-

sprechung des Bundesgerichtshofs zu Teil-

chende Regelungen,238 den für den Zivilprozess 

bedeutsamen Aspekt der Widerspruchsfreiheit 

von Teil- und Schlussentscheidungen in Frage 

stellen.  

b) Keine vorläufig vollstreckbare Zah-

lungsanordnung 

Die Einführung einer vorläufig vollstreckbaren 

Zahlungsanordnung für den Fall, dass sich eine 

Klage bei summarischer Prüfung oder bei Mas-

senverfahren nach Entscheidung in einem Pa-

rallelverfahren als erfolgversprechend erweist, 

wird nicht als sinnvolles Instrument zur Struk-

turierung und Abschichtung des Streitstoffs 

angesehen. Da die vorläufig vollstreckbare 

Zahlungsanordnung als eine Anordnung der 

Prozessleitung nicht zur (Teil-)Beendigung des 

Prozesses führt, sondern das Verfahren ledig-

lich einer vorübergehenden Entscheidung zu-

geführt wird, kommt ihr keine endgültige Be-

schleunigungs- und Entlastungswirkung zu 

und könnte für das deutsche Zivilprozessrecht 

gar als Systembruch wahrgenommen wer-

den.239 Daneben wird das berechtigte Siche-

rungsinteresse der Klagepartei bereits durch 

237 Vgl. hierzu Lenz, NJW 2013, 2551. 
238 Zöller/Geimer, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 1059 ZPO 

Rn. 44b ff. m.w.N. 
239 Greger, JZ 2022, 878 (882). 
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die bestehenden Möglichkeiten des einstweili-

gen Rechtsschutzes hinreichend gewahrt.  

IV. Vorgaben für die Strukturierung des 

Parteivortrags 

Das Gericht soll den Prozessparteien konkrete 

Vorgaben für eine formelle Strukturierung des 

Parteivortrags machen können. Eine gerichtli-

che Strukturierungsanordnung hinsichtlich des 

Aufbaus des Parteivortrags setzt dabei die Ver-

bindung mit einem gerichtlichen Hinweis vo-

raus, der die Grundlage für die Struktur nach-

vollziehbar macht. Folge eines Verstoßes ge-

gen eine derartige Strukturierungsanordnung 

ist die Unbeachtlichkeit außerhalb der vorge-

gebenen Struktur erfolgenden Parteivortrags. 

1. Ausgangslage 

Eine maßgebliche Bremse eines Zivilverfahrens 

stellt bisweilen die Art und Weise des Vortrags 

des Prozessstoffs durch die Parteien dar.240 Die 

deutsche Zivilprozessordnung setzt hier nur 

wenige Grenzen. Sie enthält, anders als bei-

spielsweise das österreichische241 und schwei-

zerische Zivilprozessrecht242, keine Vorgaben 

zur Gestaltung der Schriftsätze, sondern be-

schränkt sich auf die Festlegung einzelner 

                                                           

240 Greger, NJW 2019, 3429. 
241 §§ 76, 86a Abs. 2 öZPO. 
242 Art. 125, 132 schwZPO. 
243 If a statement 

of case exceptionally exceeds 25 pages (exclud-
ing schedules) it must include an appropriate 
short summary at the start Zwickel, MDR 2016, 
988 (990). Auch in Verfahren vor dem EuGH (ABl. 

Pflicht- und Sollbestandteile (§§ 130, 253 

Abs. 2 und 3 ZPO). Auch eine bestimmte Glie-

derung des Sach- oder Rechtsvortrags ist in den 

§§ 130, 138, 253 ZPO nicht vorgegeben. Auch 

kennt die Zivilprozessordnung im Gegensatz 

etwa zum englischen Recht243 keine Grenzen 

für den Umfang des schriftlichen Parteivor-

bringens. Dies wirft die Frage auf, ob und wie 

Vorgaben für den Umfang oder die Struktur die 

Effizienz der Zivilprozesse steigern können. 

Das Prozessrecht verhindert bislang nicht wirk-

sam, dass die Parteien an die Stelle eines ein-

zelfallbezogenen und konzentrierten Partei-

vortrags einen pauschalen, aus umfangreichen 

Textbausteinen zusammengestellten Vortrag 

setzen. So sind Schriftsätze insbesondere in 

Massenverfahren teilweise von überflüssigem, 

ausuferndem und repetitivem Parteivortrag ge-

prägt. In der praktischen Arbeit bei Gericht fällt 

außerdem auf, dass viele Schriftsätze immer 

weniger individualisiert werden. Unpassende 

Textbausteine und seitenlange Urteilszitate 

werden in den Schriftsatz eingefügt. Es ist zu 

erwarten, dass dies zukünftig noch weiter zu-

nehmen wird. Durch eine zunehmende  und 

auch wünschenswerte (dazu D.V.)  Veröffent-

lichung von Gerichtsentscheidungen stehen 

EU 2014 Nr. L 31/5) und dem EGMR gibt es 
Schriftsatzbeschränkungen. 
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immer mehr Trainingsdaten für KI zur Verfü-

gung. Dies lässt eine noch weitergehende Aus-

weitung des textbausteinartigen Vortrags er-

warten.  

Aber auch losgelöst vom Phänomen der Mas-

senverfahren ist eine allgemeine Zunahme des 

Umfangs von Schriftsätzen zu beobachten.244 

Der von den Parteien und dem Gericht zu be-

wältigende Prozessstoff ist in einer Vielzahl 

von Verfahren gegenüber den Verhältnissen, 

unter denen die Prozessordnung Ende des 19. 

Jahrhunderts geschaffen wurde, erheblich um-

fangreicher und in den Verästelungen komple-

xer geworden.245 

Diese Umfangszunahmen erhöhen den ge-

richtlichen, aber auch anwaltlichen Aufwand 

bei der Sachverhaltserfassung. Ungeordnetes 

Vorbringen der Parteien muss das Gericht mit 

großem Aufwand systematisieren und durch 

eine Relation ordnen und zusammenführen. 

Unklarer Parteivortrag kann dabei zu Fehlern 

und Missverständnissen führen. 

Zwar besteht bereits nach geltendem Recht die 

Möglichkeit, dass das Gericht über § 139 Abs. 1 

S. 3 ZPO durch Maßnahmen der Prozessleitung 

                                                           

244 Abschlussbericht zum Forsc
forschung der Ursachen des Rückgangs der Ein-

, S. 225 f. 
Demnach ließ sich bei den Zivilkammern der 
Landgerichte eine Zunahme des Schriftsatzum-
fangs im Mittelwert von 7 Seiten in 2015 auf 12,2 
Seiten in 2019 feststellen. 

245 Vorwerk, NJW 2017, 2326. 
246 Zur Frage, ob § 139 Abs. 1 S. 3 ZPO über die 

Strukturierung des Verfahrensablaufs hinaus 

das Verfahren strukturiert und den Streitstoff 

abschichtet. Unklar ist aber bereits, ob mit sol-

chen prozessleitenden Maßnahmen der Um-

fang des Vorbringens begrenzt oder eine be-

stimmte Anordnung des Streitstoffs vorgege-

ben werden kann.246 Ein Verstoß gegen richter-

liche Vorgaben zur Strukturierung des Partei-

vortrags ist bislang außerdem grundsätzlich 

sanktionslos.247 Auch bei einer möglichen Frist-

setzung nach § 273 Abs. 2 Nr. 1 ZPO kommt 

bei einer verweigerten Mitwirkung der Partei 

an der Strukturierung und Abschichtung eine 

Präklusion nicht in Betracht.248 

Teilweise wird daher auf Grundlage des gelten-

den Rechts vorgeschlagen, in Massenverfahren 

mit regelmäßig überschaubarem Sachverhalt, 

den maßgeblichen Sachverhalt ohne Verarbei-

tung der vorgelegten Schriftsätze zu ermitteln, 

indem das Gericht  in Ausübung des richterli-

chen Ermessens gemäß § 137 Abs. 3 S. 1 ZPO  

die Bezugnahme auf vorbereitende Schriftsätze 

nicht zulässt und die Parteien damit auf münd-

lichen Tatsachenvortrag verweist.249 Ein sol-

ches Vorgehen verlagert den Aufwand für die 

Prozessbevollmächtigten und das Gericht aber 

lediglich in die mündliche Verhandlung und 

auch eine Strukturierung des Vortrags ermög-
licht, vgl. etwa Zwickel, MDR 2021, 716 (717); 
Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 139 ZPO 
Rn. 4c. 

247 Gutdeutsch/Maaß, NJW 2022, 1567 (1569); 
Stürner, ZZP 135 (2022), 369 (384). 

248 Anders/Gehle/Anders, ZPO, 82. Aufl. 2024, 
§ 139 ZPO Rn. 45; Gaier, NJW 2020, 177 (181). 

249 OLG Koblenz, Urt. v. 18.10.2022  3 U 758/22, 
NJW-RR 2023, 570 Rn. 9 ff.; Gutdeutsch/Maaß, 
NJW 2022, 1567. 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
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stellt keine nachhaltige Lösung des Problems 

dar. 

Auch ein digitaler Parteivortrag ist aufgrund 

seiner offenen Struktur ohne zusätzliche Pro-

zessregeln nur bedingt geeignet, dem entge-

genzuwirken. Durch die erhöhte Übersichtlich-

keit des Streitstoffs beschleunigt er zwar des-

sen Erfassung. Er ist außerdem darauf angelegt, 

Redundanzen zu vermeiden und erleichtert 

eine sinnvolle Gliederung und Gegenüberstel-

lung wechselseitigen Vorbringens (dazu 

C.VI.2.c)). Dennoch sind auch nach Einführung 

eines digitalen Parteivortrags weitergehende 

Überlegungen, wie die Gerichte mit Struktur-

vorgaben einen einzelfallbezogenen und kon-

zentrierten Parteivortrag durchsetzen können, 

angezeigt. 

2. Gesetzliche Umfangsbeschränkun-

gen 

Der im Rechtsstreit zu erfassende Streitstoff 

könnte durch gesetzliche Vorgaben zum maxi-

malen Umfang des Parteivorbringens (nach 

Seitenanzahl oder bei Verwendung des digita-

len Parteivortrags nach Zeichenanzahl) kon-

zentriert werden. Eine solche Umfangsbe-

schränkung dürfte dann nur in definierten Aus-

nahmefällen überschritten werden. 

Pauschale gesetzliche Umfangsbeschränkun-

gen könnten sehr umfangreichen Vortrag ver-

hindern und so in Massenverfahren zu einem 

konzentrierten Vorbringen zwingen. Sie wer-

den aber der Aufgabe der Justiz, für alle Verfah-

ren passgenaue Angebote bereitzustellen, 

nicht gerecht. Zivilrechtliche Streitigkeiten sind 

unterschiedlich komplex. Gerade umfangreiche 

und komplexe Streitigkeiten (z.B. Bauverfahren 

mit zahlreichen Mängeln, wirtschaftsrechtliche 

Streitigkeiten, Sammelklagen) verlangen teil-

weise auch sehr ausführlichen Vortrag. 

Eine gesetzliche Definition von Ausnahmefäl-

len, in denen Umfangsbegrenzungen über-

schritten werden dürfen, würde der Vielgestal-

tigkeit der Zivilprozesse nicht ausreichend 

Rechnung tragen können, da nicht abstrakt be-

urteilt werden kann, in welcher Länge Vortrag 

erforderlich sein wird. Auch die Alternative, bei 

gesetzlichen Umfangsbeschränkungen das Ge-

richt zu ermächtigen, in Ausnahmefällen um-

fangreicheren Vortrag zu gestatten, erscheint 

nicht sinnvoll. Sie würde Nebenstreitigkeiten 

darüber provozieren, ob ein entsprechender 

Ausnahmefall vorliegt oder nicht und damit zu 

Verzögerungen des Verfahrens führen.  

Eine allgemeine Höchstgrenze wäre schließ-

lich, wenn sie zu hoch angesetzt würde, wir-

kungslos. Soll sie tatsächlich Wirkung entfal-

ten, wären zahlreiche Verlangen auf Aufhe-

bung der Umfangsbeschränkung im Einzelfall 

zu erwarten. Bei fehlerhafter Vorgabe der 

Grenze droht überdies eine Verletzung rechtli-

chen Gehörs, die zu zusätzlichen Rechtsmitteln 

führen kann. Insoweit verspricht auch eine Er-

probung bestimmter Grenzen keinen erhebli-

chen Gewinn. 
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Eine spezifische gesetzliche Höchstgrenze je 

Rechtsgebiet würde zwar die Nachteile einer 

allgemeinen Schriftsatzbegrenzung vermeiden. 

Sie dürfte aber kaum umsetzbar sein, zu zahl-

reichen Abgrenzungsschwierigkeiten führen 

und würde ein ständiges Nachsteuern des Ge-

setzgebers notwendig machen. Auch sie bietet 

sich daher nicht an. 

3. Umfangsbegrenzung auf gerichtliche 

Anordnung 

Die vorgenannten Nachteile einer gesetzgebe-

rischen Festlegung des maximalen Umfangs 

von Parteivorbringen vermeiden die Vor-

schläge, die die Vorgabe der Umfangsbegren-

zung dem Gericht im Einzelfall zuweisen. 

a) Allgemeine Anordnungsbefugnis 

Dem Gericht könnte gestattet werden, bei aus-

uferndem Vortrag den Umfang zu begrenzen 

oder eine Zusammenfassung zu verlangen, die 

an die Stelle des bisherigen Parteivortrags 

tritt.250  

Eine derartige richterlich angeordnete Um-

fangsbegrenzung könnte zu einem kon-

zentrierten Vortrag beitragen. Sie liefe jedoch 

immer Gefahr, das rechtliche Gehör im Einzel-

fall unangemessen zu beschränken und damit 

die materielle Wahrheit aufs Spiel zu setzen. 

                                                           

250 Siehe dazu auch im französischen Recht Art. 768, 
954 Code de procédure civile (CPC); dazu Zwi-
ckel, MDR 2016, 988 (989); Münchener Thesen 
zum Zivilprozess der Zukunft, These B.2., S. 8 f. 

Diese Gefahr bestünde auch, wenn dem Ge-

richt die Möglichkeit eingeräumt werden sollte, 

eine  im Umfang begrenzte  Zusammenfas-

sung zu verlangen, die an die Stelle des bisheri-

gen Parteivortrags tritt. Bei einer Zusammen-

fassung ohne Umfangsbegrenzung könnte hin-

gegen der Bündelungseffekt im Einzelfall ver-

fehlt werden. Außerdem würde der Zeit- und 

Kostenaufwand für die Parteien und Prozess-

bevollmächtigten steigen, wenn zusätzlich eine 

Zusammenfassung einzureichen wäre.  

Ausufernder Parteivortrag dürfte zudem nicht 

selten darauf zurückzuführen sein, dass bei den 

Parteien Unsicherheit darüber herrscht, auf 

welche Aspekte es dem Gericht bei seiner Ent-

scheidung letztlich ankommen wird. Diesen 

Unsicherheiten kann durch aktive Nutzung der 

materiellen Prozessleitungsbefugnisse, insbe-

sondere durch Hinweise, und ein auch ansons-

ten aktives Verfahrensmanagement einschließ-

lich einer konsequenten Anwendung des § 139 

ZPO entgegengewirkt werden. Hierzu dient 

etwa der Organisationstermin (dazu II.), in dem 

auch die Anzahl der Vortragsrunden abge-

stimmt werden kann. Bei einem solchen akti-

ven Verfahrensmanagement und den Verbes-

serungen nach Einführung des digitalen Partei-

vortrags (dazu C.VI.) dürfte der Bedarf für eine 

Umfangsbegrenzung zurückgehen. 

https://oberlandesgericht-celle.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/prasidentinnen-und-prasidenten-der-obergerichte-setzen-sich-fur-die-starkung-des-rechtsstaats-ein-und-formulieren-thesen-zur-zukunft-des-zivilprozesses-232019.html
https://oberlandesgericht-celle.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/prasidentinnen-und-prasidenten-der-obergerichte-setzen-sich-fur-die-starkung-des-rechtsstaats-ein-und-formulieren-thesen-zur-zukunft-des-zivilprozesses-232019.html
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Für die verbleibenden Situationen erscheint es 

vorteilhaft, in erster Linie durch Regelungen zu 

reagieren, die die Parteien in näher zu konkre-

tisierenden Ausnahmefällen zu einem auf den 

Einzelfall konzentrierten Vortrag anhalten. 

Hierzu bieten sich verbindliche richterliche 

Hinweise (dazu III.2.) und Strukturierungsan-

ordnungen (dazu III.3.) an. Durch eine Klarstel-

lung, welche Streitpunkte nach Auffassung des 

Gerichts relevant sind und ggf. näherer Darle-

gung bedürfen, wird sich in vielen Fällen auch 

ein konzentrierterer Sachvortrag erreichen las-

sen.  

b) Anordnungsbefugnis in Ausnahme-

fällen 

In den verbleibenden Fällen, also denjenigen, 

in denen Hinweispflicht und Strukturierungs-

anordnung ohne Effekt blieben, könnte in Be-

tracht gezogen werden, dem Gericht die An-

ordnung einer Umfangsbegrenzung zu gestat-

ten, wenn das Gericht durch einen Hinweis auf 

einen konzentrierten Sachvortrag erfolglos 

hinzuwirken versucht hat.  

Das dürfte in erster Linie in Massenverfahren in 

Betracht kommen. Die Umfangsbeschränkung 

müsste dann davon abhängig gemacht werden, 

dass ein Massenverfahren mit unverhältnismä-

ßig ausuferndem Vortrag vorliegt, dem der hin-

reichende Bezug zum Einzelfall fehlt. Vortrag, 

der die vom Gericht bestimmte Textmenge 

überschreitet, könnte nach dem Hinweis und 

der folgenden Umfangsbegrenzung vom Ge-

richt unbeachtet bleiben (dazu im Einzelnen 

unter 6.).  

Da die Anordnung einer Umfangsbegrenzung 

im Einzelfall aber erst im laufenden Verfahren 

in Betracht kommt, bliebe der vorangegan-

gene, ausschweifende Vortrag, der Anlass für 

die Anordnung war, allerdings zu berücksichti-

gen und müsste vom Gericht zur Kenntnis ge-

nommen werden. Dies spricht gegen die Wirk-

samkeit einer solchen Lösung. Zudem be-

stünde die Schwierigkeit, trennscharfe Voraus-

setzungen für den Anwendungsbereich der 

Umfangsbegrenzung zu finden. Da ein Recht 

auf Erwiderung auf den vor der Begrenzung zu-

letzt getätigten Vortrag nicht beschnitten wer-

den darf, könnten im Einzelfall überdies 

schwierige Abgrenzungsfragen entstehen, ob 

es sich um neuen (erwiderungsfähigen) oder 

nur konkretisierten Vortrag handelt. Die Flucht 

in die Klageänderung und die Widerklage 

könnte ebenfalls nicht verhindert werden. 

Auch dürfte es zu Folgestreitigkeiten kommen, 

wenn das Gericht Vortrag nicht zur Kenntnis 

nimmt, die wohl in einer weiteren Instanz oder 

durch die Gehörsrüge ausgetragen würden.  

Die Reformkommission gibt hierzu aber keine 

Empfehlung ab. 
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c) Kostensanktion bei ausuferndem 

Parteivortrag 

Um die Parteien bereits von Beginn des Verfah-

rens zu einem einzelfallbezogenen Vortrag an-

zuhalten, könnte alternativ überlegt werden, in 

Ausnahmefällen Kostennachteile für ausufern-

den Parteivortrag vorzusehen. So könnte als 

Sanktion gegen in Extremfällen unverhältnis-

mäßig ausufernden Parteivortrag, dem der Be-

zug zum konkreten Streitfall fehlt, dem Gericht 

die Möglichkeit eingeräumt werden, im Rah-

men der Kostenentscheidung abweichend von 

§ 91 ZPO Kostennachteile vorzusehen oder 

Die Entscheidung hierüber sollte bei einer der-

artigen Regelung im Ermessen des Gerichts 

stehen. Damit hätte die Partei die Möglichkeit, 

ihren Vortrag doch noch auf die im Einzelfall 

relevanten Aspekte zu beschränken, was das 

Gericht bei seiner Ermessensentscheidung be-

rücksichtigen müsste.  

Dahinter steht die Überlegung, dass bereits die 

Möglichkeit einer nachteiligen Kostenfolge die 

Parteien bei ihrem Vortrag disziplinieren 

könnte. Allerdings haben sich Kostensanktio-

nen im Prozessrecht in der Vergangenheit als 

wenig effektiv gezeigt,251 zumal sie ein Ver-

schuldenselement aufweisen müssten. Hierbei 

ist auch zu berücksichtigen, dass eine Kosten-

sanktion im Zivilprozessrecht in der Regel nicht 

                                                           

251 Zu den Missbrauchs- und Verschuldensgebüh-
ren nach § 192 SGG, § 34 Abs. 2 BVerfGG vgl. die 
Untersuchung von Winker, Die Missbrauchsge-
bühr im Prozessrecht, Diss. 2010, S. 275 f. 

den Prozessbevollmächtigten, sondern die 

(rechtsschutzversicherte) Partei selbst treffen 

würde, was der Steuerungswirkung weiter ab-

träglich sein dürfte. Eine im Einzelfall festge-

legte Sanktion lässt zudem zusätzlichen Streit 

über ihre Berechtigung befürchten.  

Die Reformkommission gibt hierzu jedoch 

keine Empfehlung ab. 

4. Gesetzliche Vorgaben zur Strukturie-

rung von Vorbringen 

Normative Strukturvorgaben für den Parteivor-

trag werden seit langem in der Rechtswissen-

schaft diskutiert, sind aber bisher nicht von der 

Rechtspraxis oder der Rechtspolitik aufgegrif-

fen worden.252 Für einen Zivilprozess der Zu-

kunft versprechen dabei nur diejenigen Mo-

delle einen Erfolg, die praktisch unter den Be-

dingungen eines digitalen Verfahrens umsetz-

bar sind und die grundlegende Parteirechte 

und Verfahrensgrundsätze (dazu unter B.IV.1.) 

unberührt lassen.  

a) Trennung von Rechts- und Tatsa-

chenvortrag 

Die Vermischung von Tatsachen- und Rechts-

vortrag im Parteivorbringen führt zur Unüber-

sichtlichkeit. Das zeigt insbesondere ein Blick in 

die Gerichtsakten von Massenverfahren: Hier 

252 Zu ersten praktischen Ansätzen im Rahmen ei-
ner Projekt-AG, vgl. Köbler, AnwBl 2018, 289; 
Herberger/Köbler, AnwBl 2019, 351; Herber-
ger/Köbler, AnwBl 2021, 674. 
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erschwert das unstrukturierte Nebeneinander 

von Tatsachen- und Rechtsvortrag die notwen-

dige sorgfältige Lektüre der Schriftsätze und 

die gebotene eingehende Analyse des Vorbrin-

gens auf erhebliche Tatsachenbehauptungen 

sehr.  

Darauf könnte mit einer Regelung reagiert wer-

den, dass in Schriftsätzen bzw. in einem digita-

len Verfahrensdokument zwischen Sachvor-

trag und rechtlichen Ausführungen zu trennen 

ist. Es ist sicherzustellen, dass weder der 

Rechtsvortrag Tatsachenbehauptungen noch 

der Tatsachenvortrag rechtliche Ausführungen 

enthält. Eine entsprechende Ergänzung des 

§ 138 ZPO könnte dabei helfen, den reinen 

Sachvortrag leichter zu erkennen und zu struk-

turieren, ohne dass hierdurch die Parteien 

übermäßig in ihrem Vortrag beschränkt wer-

den. Sie hätte zur Folge, dass die tatsächliche 

Entscheidungsgrundlage sehr viel leichter er-

kennbar wäre sowie dass der Gegner und das 

Gericht nur noch den als solchen kenntlich ge-

machten Tatsachenvortrag auf erhebliche Be-

hauptungen durchsuchen müssten. Nicht mit 

der vorgeschlagenen Ergänzung vereinbar wäre 

ein Vorbringen, das auf die Verunklarung des 

Tatsachenvortrags durch Vermengung mit 

Rechtsvortrag abzielte.  

Allerdings ist zu hinterfragen, ob der auf Mas-

senverfahren fokussierte Ansatz verallgemei-

nerungsfähig ist. Insbesondere Naturalparteien 

könnte eine entsprechende Gliederung ihres 

Vorbringens überfordern. Auch ist zu berück-

sichtigen, dass die Trennung zwischen Tatsa-

chen und rechtlicher Würdigung keineswegs 

immer eindeutig ist (Rechtstatsachen). Dies er-

schwert es auch, eine sinnvolle Sanktion an 

eine falsche Einordnung von Vortrag zu knüp-

fen. Es ist zu befürchten, dass im Zweifelsfall  

oder bei destruktivem Prozessverhalten  der 

gesamte Vortrag als Tatsachenvortrag bezeich-

en bliebe 

dann folgenlos (iura novit curia). Die Reform-

kommission gibt daher keine Empfehlung für 

die Einführung einer solchen Regelung ab. 

b) Weitergehende normative Struktur-

vorgaben 

Über eine Trennung von Tatsachen- und 

Rechtsvortrag hinausgehende gesetzliche 

Struktur- oder Inhaltsvorgaben empfehlen sich 

jedenfalls nicht. Ein normativ angeordneter 

 

(zu richterlichen Strukturvorgaben sogleich un-

ter 5.).  

Abstrakte gesetzliche Strukturvorgaben für 

den Parteivortrag, z.B. eine chronologische 
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Ordnung,253 sollten auch bei Einführung des di-

gitalen Verfahrensdokuments vermieden wer-

den. Sie stünden bereits in Widerspruch zu dem 

bewussten Verzicht auf strenge Mitwirkungs-

pflichten der Parteien bei der Nutzung des di-

gitalen Parteivortrags (dazu C.VI.5.e)). Abs-

trakte gesetzliche Strukturvorgaben berück-

sichtigen überdies die jeweiligen Besonderhei-

ten des Einzelfalls nicht, sind wenig flexibel 

und provozieren Nebenstreitigkeiten über 

Strukturfragen. Nicht jeder Fall erfordert es, 

dass bestimmte, gesetzlich abstrakt vorgege-

bene Strukturen des Parteivortrags für eine ef-

fektive Verfahrensführung eingehalten werden 

müssen.  

Insbesondere bestehen Bedenken gegen eine 

gesetzliche Vorgabe dahingehend, den Vortrag 

anhand von Anspruchsgrundlagen und Tatbe-

standsvoraussetzungen zu strukturieren. Dage-

gen spricht, dass die Parteien Anspruchsgrund-

lagen für einschlägig halten könnten, die das 

Gericht nicht für maßgeblich erachtet. Auch die 

Parteien können jeweils unterschiedliche An-

spruchsgrundlagen für einschlägig halten. Dies 

würde umfangreiche Umstrukturierungen er-

forderlich machen, die wenig effizient sind.254 

An dem Grundsatz, dass die Parteien dem Ge-

richt den Sachverhalt vortragen und das Ge-

richt daraus die aus seiner Sicht zutreffenden 

                                                           

253 

dentinnen und Präsidenten der Oberlandesge-
richte, des Kammergerichts, des Bayerischen 
Obersten Landesgerichts und des Bundesge-
richthofs, vgl. 

, S. 37. 

rechtlichen Schlüsse zieht, sollte festgehalten 

werden. 

5. Gerichtliche Vorgaben für Struktur 

und Inhalt des Parteivorbringens 

Von der gesetzlichen Vorgabe einer bestimm-

ten Ordnung des Parteivortrags (sog. vertikale 

Strukturierung) sind richterliche Anordnungen 

im Einzelfall zu unterscheiden. Diese bedürfen 

einer eigenständigen Bewertung. 

a) Beschränkung auf formelle Vorgaben 

Die richterlichen Möglichkeiten zur Strukturie-

rung des Streitstoffs sind bisher weitgehend 

wirkungslos. Sie erscheinen im Grundsatz als 

Ergänzung der Möglichkeit zur Strukturierung 

des Verfahrens (dazu III.3.) aber sinnvoll. Mög-

lichkeiten zum digitalen Auslesen und Struktu-

rieren umfangreicher Schriftsätze, wie sie an ei-

nigen Gerichten bereits genutzt werden, könn-

ten mit solchen verbindlichen Strukturvorga-

ben kombiniert werden und diese ergänzen. 

Vorgaben für die Struktur des Streitstoffs soll-

ten sich auf den Aufbau und die Gliederung des 

Sachvortrags beschränken und keinesfalls den 

Inhalt des jeweiligen Vortrags betreffen. An-

dernfalls würde das rechtliche Gehör zu stark 

254 Vgl. hierzu auch 
, S. 34; Ebers/Rollberg, 

StichwortKommentar Legal Tech, 1. Aufl., Edi-
-Justic  

https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
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beeinträchtigt. Art. 103 Abs. 1 GG umfasst das 

Recht der Prozessparteien darauf, dass das Ge-

richt sie anhört, erwägt und schließlich sachlich 

bescheidet. Dies kollidiert zwangsläufig mit 

Vorgaben, ein bestimmtes Vorbringen im Pro-

zess zu unterlassen. 

Aber auch Vorgaben für die Gliederung und 

den Aufbau des Streitstoffs sollten nur mit Au-

genmaß erfolgen, denn die anwaltliche Unab-

hängigkeit darf nicht außer Betracht gelassen 

werden. Je stärker und konkreter Strukturvor-

gaben ausgestaltet sind, umso mehr ist die an-

waltliche Handlungs- und Darstellungsfreiheit 

beschnitten. So kann in strikten und ins Ein-

zelne gehenden Vorgaben für eine Strukturie-

rung des Parteivorbringens eine rechtliche 

kommen, die sich im weiteren Instanzenzug als 

falsch herausstellen kann (wie jeder andere 

Hinweis eines Gerichts auch) und darüber hin-

aus die Gefahr einer Versteinerung der Rechts-

fortbildung in sich birgt. 

Die Gerichte sollten den Prozessparteien des-

halb konkrete Vorgaben für eine formelle 

Strukturierung des Parteivortrags machen kön-

nen, insbesondere nach Tatsachenkomplexen, 

Anspruchsgrundlagen oder Beweisthemen. 

                                                           

255  Ab-
schlussbericht des Forschungsprojekts Realla-
bor Basisdokument im Auftrag der Justizmini-
sterien Bayerns und Niedersachsens, S. 214 f. 

256 Vgl. BRAK Stellungnahme Nr. 60, November 
2021, S. 7 (abrufbar unter: 
https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechts-
politik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-
deutschland/2021/stellungnahme-der-brak-

Eine solche Struktur wird nach Einführung des 

digitalen Parteivortrags auch als richterliche 

Vorgaben für dessen Gliederung erfolgen kön-

nen.255 Die richterliche Strukturierungsanord-

nung sollte mögliche Lücken auf dem Weg zu 

einem übersichtlichen Parteivortrag schließen 

können, soweit diese im Zivilprozess der Zu-

kunft noch nicht durch gesetzliche Regelungen 

oder technische Maßnahmen geschlossen wer-

den:  

• Es sollte dem Gericht auch offenstehen, 

im Einzelfall eine Trennung von Sachvor-

trag und (freigestellter) rechtlicher Würdi-

gung (mit der dortigen Wiedergabe von 

Urteilszitaten) anzuordnen, wenn keine 

entsprechende gesetzliche Vorgabe ge-

schaffen wird (dazu 4.a)).  

• Soweit die Verwaltung von Anlagen und 

Beweisangeboten noch nicht durch das di-

gitale Verfahrensdokument automatisiert 

erfolgt (dazu C.VI.2.c)), sollte die Anord-

nungsbefugnis auch eine in einem geson-

derten Dokument vorgenommene Auflis-

tung von Anlagen und anderen Beweis-

mitteln, jeweils bezogen auf die zu bewei-

sende Behauptung, umfassen.256  

2021-60.pdf Als Alternative schlägt die BRAK 
einen (elektronischen) Anlagenspiegel vor, d.h., 
ein neben den Schriftsätzen stehendes eigenes 
Dokument, in dem z.B. in chronologischer Rei-
henfolge der Parteivortrag inklusive Beweisan-
geboten und Anlagen dargestellt werden. Durch 
Verschlagwortung könnte eine Effizienzsteige-
rung bei der Bearbeitung sichergestellt werden.  

https://www.uni-regensburg.de/assets/forschung/reallabor-parteivortrag-im-zivilprozess/Abschlussbericht_2024-07-24.pdf
https://www.uni-regensburg.de/assets/forschung/reallabor-parteivortrag-im-zivilprozess/Abschlussbericht_2024-07-24.pdf
https://www.uni-regensburg.de/assets/forschung/reallabor-parteivortrag-im-zivilprozess/Abschlussbericht_2024-07-24.pdf
https://www.uni-regensburg.de/assets/forschung/reallabor-parteivortrag-im-zivilprozess/Abschlussbericht_2024-07-24.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2021/stellungnahme-der-brak-2021-60.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2021/stellungnahme-der-brak-2021-60.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2021/stellungnahme-der-brak-2021-60.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2021/stellungnahme-der-brak-2021-60.pdf
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• In der Erklärungspflicht des § 138 Abs. 2 

ZPO zu tatsächlichen Behauptungen des 

Gegners, die nach § 130 Nr. 4 ZPO zum In-

halt der vorbereitenden Schriftsätze ge-

hört, ist bereits eine Verpflichtung zur Be-

zugnahme auf gegnerischen Vortrag ange-

legt. Diese sollte  soweit sie nicht bei Ein-

führung des digitalen Parteivortrags (klar-

stellend) vorgeschrieben ist (dazu 

C.VI.5.e))  auch Gegenstand einer ge-

richtlichen Strukturierungsanordnung 

sein können. 

b) Verfahren 

Bei erkanntem Bedarf einer Strukturierung 

sollte das Gericht möglichst frühzeitig durch 

aktives Verfahrensmanagement auf eine geeig-

nete Strukturierung des Vortrags hinwirken, 

was aber de lege lata bisher frei im Ermessen 

des Gerichts steht (vgl. § 139 Abs. 1 S. 3 

ZPO).257 Dies sollte in dem  nach dem hier vor-

gesehenen Modell zwingend binnen sechs Wo-

chen nach Klageerwiderung erfolgenden  um-

fassenden schriftlichen Hinweis zur Sach- und 

Rechtslage oder dem Organisationstermin ge-

schehen (dazu I.4.).  

Die Verknüpfung der Strukturierungsanord-

nung mit einem Hinweis zur Rechtslage wirkt 

dabei auch den Bedenken entgegen, die sich 

 Streit-

stoffs ergeben können. Denn das Gericht muss 

                                                           

257 Dazu auch Bert, AnwBl 2024, 14 (16); Thole/von 
Leliwa, AnwBl Online 2024, 16 (23). 

den Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme 

zu dem Hinweis geben, sodass auch Einwände 

der Parteien gegen die vorgegebene Struktur 

vorgebracht und berücksichtigt werden kön-

nen. Die frühzeitige Strukturierungsanordnung 

verbunden mit einem Hinweis verspricht über-

dies ein höheres Effektivierungspotential. Bei 

einem späteren Bedarf nach einer Strukturie-

rung des Vortrags soll eine entsprechende An-

ordnung aber auch  wiederum verbunden mit 

einem Hinweis  zu einem späteren Zeitpunkt 

ergehen können. 

6. Durchsetzung einer Anordnung zur 

Strukturierung des Parteivortrags 

Fehlende Sanktionsmöglichkeiten lassen die 

bisher nach § 139 Abs. 1 S. 3 ZPO möglichen 

gerichtlichen Vorgaben zur Strukturierung o-

der Abschichtung in vielen Fällen wirkungslos 

werden (s. dazu III.4.b)). Eine gerichtliche An-

ordnung hinsichtlich der Struktur des Partei-

vortrags soll daher verpflichtend ausgestaltet 

sein. Die Sanktion kann schon mit Rücksicht 

auf das alternative schriftliche Verfahren, aber 

auch im Hinblick auf die weithin unterlassene 

Anwendung des § 137 Abs. 3 S. 1 ZPO nicht 

bloß im Ausschluss gewisser Bezugnahmen be-

stehen. Da auch die Wirksamkeit von Kosten-

sanktionen zweifelhaft ist (dazu bereits unter 

3.c)), kommen zur Durchsetzung im Wesentli-
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chen Präklusion oder Unbeachtlichkeit außer-

halb der vorgegebenen Struktur erfolgten Par-

teivortrags in Betracht.  

Für die Einführung einer Präklusion nach dem 

Vorbild des § 296 ZPO spricht die flexiblere 

und die Einzelfallumstände berücksichtigende 

Möglichkeit der Anwendung. Bei der Entschei-

dung, ob Vortrag, der den Vorgaben des Ge-

richts nicht entspricht, zurückgewiesen werden 

kann, hätte das Gericht so zu berücksichtigen, 

ob die Partei die Nichteinhaltung der Vorgaben 

zu vertreten hat oder ob sich eine Verzögerung 

für den weiteren Prozessverlauf ergibt.  

Präklusionsregelungen haben sich allerdings in 

der Vergangenheit nur als begrenzt wirksam 

gezeigt. Sie adressieren außerdem traditionell 

den Zeitpunkt des Vortrags, während die man-

gelnde Form von Vorbringen regelmäßig des-

sen Unbeachtlichkeit nach sich zieht (siehe z.B. 

§ 130d ZPO). Anders als bei verspätetem Vor-

trag liegt nämlich ein Verschulden bei einer 

Nichtbeachtung der vorgegebenen Strukturie-

rung auf der Hand, sodass es eines Verschul-

denselements auch nicht bedarf.  

Im Ergebnis bietet sich also die Sanktion der 

Unbeachtlichkeit des entgegen der Strukturie-

rungsanordnung erfolgenden Vortrags an. Eine 

entsprechende Regelung greift dabei den 

Rechtsgedanken des § 138 Abs. 3 ZPO auf, der 

ein nicht ausdrückliches Bestreiten ebenfalls 

                                                           

258 Siehe hierzu die Regelungen im österreichischen 
und Schweizer Recht, § 86a Abs. 2 öZPO, Art. 
132 schwZPO.  

für unbeachtlich erklärt. Folge eines Verstoßes 

gegen eine mit einem gerichtlichen Hinweis 

verbundene Anordnung zur Struktur des Par-

teivortrags sollte somit die Unbeachtlichkeit 

von außerhalb der vorgegebenen Struktur er-

folgenden Parteivortrags sein. 

Die Sanktion kann sich allerdings nur auf Vor-

trag beziehen, der nach der (ordnungsgemä-

ßen) Strukturierungsanordnung erfolgt. Insbe-

sondere kann so nicht die Unbeachtlichkeit von 

Vorbringen aus der Klage oder  soweit die An-

ordnung nicht unmittelbar nach Eingang der 

Klage erfolgt  der Klageerwiderung begründet 

werden.  

Weitere Sanktionsmöglichkeiten, etwa ein all-

terreichischen Recht,258 sind hingegen nicht er-

forderlich.  

V. Belebung der mündlichen Verhand-

lung 

Findet im Zivilprozess der Zukunft eine münd-

liche Verhandlung statt, soll sie derart gestaltet 

sein, dass ihre zentrale Bedeutung zum Aus-

druck kommt. Sie umfasst grundsätzlich eine 

Einführung in den Sach- und Streitstand durch 

das Gericht und eine nachfolgende Erörterung, 

die  auch zur Wahrung des Öffentlichkeits-

grundsatzes  eine transparente Darstellung 



Effektivierung des Erkenntnisverfahrens 164 

 

der Positionen des Gerichts und der Parteien 

gewährleistet. Bloße Bezugnahmen auf das 

schriftsätzliche Vorbringen, aber auch Doppe-

lungen sollen vermieden werden. Die Parteien 

sollen auf neue Entwicklungen in der Verhand-

lung selbst reagieren. 

Bereits in der Klage bzw. Klageerwiderung sol-

len die Parteien erklären, ob sie eine mündliche 

Verhandlung vor Ort oder als Videoverhand-

lung durchführen möchten. Verhandlungen 

mittels reiner Tonübertragung sind außerhalb 

besonderer Verfahrensarten nicht sinnvoll. 

1. Ausgangslage  

Wie die Parteien in der mündlichen Verhand-

lung zu agieren haben, ist insbesondere den 

§§ 136 ff. ZPO zu entnehmen. So bestimmt 

beispielsweise § 137 Abs. 2 ZPO, dass die Vor-

träge der Parteien in freier Rede zu halten sind 

und das Streitverhältnis in tatsächlicher und 

rechtlicher Beziehung zu umfassen haben. Eine 

Bezugnahme auf Dokumente ist nach § 137 

Abs. 3 ZPO nur zulässig, soweit keine der Par-

teien widerspricht und das Gericht sie für ange-

messen hält.  

Die darin zum Ausdruck kommende gesetzli-

che Regel einer erschöpfenden mündlichen Er-

örterung des Sach- und Streitstandes anlässlich 

der Verhandlung entspricht allerdings nicht der 

gerichtlichen Praxis. Vielmehr hat sich hier die 

                                                           

259 Vgl. etwa BGH, Urt. v. 7.12.1995  III ZR 141/93, 
NJW-RR 1996, 379. 

mit der Antragstellung verbundene, still-

schweigende Inbezugnahme des gesamten 

schriftsätzlichen Vorbringens eingebürgert, die 

trotz des damit einhergehenden Bedeutungs-

verlusts der mündlichen Verhandlung von der 

höchstrichterlichen Rechtsprechung hinge-

nommen wird.259 Auch gibt es kaum Fälle, in 

denen Gerichte gestützt auf § 137 Abs. 3 S. 1 

ZPO Bezugnahmen auf schriftsätzliches Vor-

bringen nicht zugelassen und etwa zwecks 

Straffung und Strukturierung260 auf mündli-

chem Vortrag bestanden haben. Die mündliche 

Verhandlung hat damit in der Praxis der Tatsa-

cheninstanzen deutlich geringeres Gewicht, als 

es die Bestimmungen der Zivilprozessordnung 

vermuten lassen. Stattdessen hat die Vorberei-

tung der mündlichen Verhandlung durch 

Schriftsätze eine dem Gesetz nicht ohne Wei-

teres zu entnehmende Bedeutung gewonnen. 

Diese einhellig gepflegte Praxis, die nicht im 

Gesetz angelegt ist, trägt den Erfordernissen 

der Prozessökonomie Rechnung. Sie schwächt 

aber das Mündlichkeitsprinzip. Überdies wird 

die Öffentlichkeit der mündlichen Verhand-

lung in ihrer ursprünglichen Intention, Kon-

trolle durch Nichtbeteiligte zu ermöglichen, 

eingeschränkt.  

Die Verlagerung der inhaltlichen Auseinander-

setzung in das Vorfeld der mündlichen Ver-

handlung steht nicht in angemessenem Ver-

hältnis zu der Bedeutung, die der Termin zur 

260 Vgl. dazu Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, 
§ 137 ZPO Rn. 3. 
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mündlichen Verhandlung durch die vorausge-

hende Güteverhandlung (§ 278 Abs. 2 S. 1 ZPO) 

seit der ZPO-Reform von 2001/2002 gewinnen 

sollte. Auch wenn Güteverhandlung und 

mündliche Verhandlung oftmals ineinander 

übergehen, ist die Güteverhandlung nach § 272 

Abs. 3 ZPO doch nicht Teil der mündlichen 

Verhandlung.261 Gleiches gilt für die in diesem 

Zusammenhang vorgesehene richterliche Erör-

terung des Sach- und Streitstands (§ 278 Abs. 2 

S. 2 ZPO) in Gegenwart der Parteien (§ 278 

Abs. 3 ZPO). 

Festzuhalten ist demnach, dass sich zwar die 

Bedeutung der mündlichen Verhandlung für 

den Austausch von Angriffs- und Verteidi-

gungsmitteln und die materielle Prozessleitung 

verringert hat und dass dies mit einem Verlust 

an Kontrollmöglichkeiten für die Öffentlichkeit 

verbunden ist, dass aber Termine zur mündli-

chen Verhandlung für gerichtliche Einigungs-

bemühungen nicht selten von zentraler Bedeu-

tung sind und insofern seit der ZPO-Reform an 

Bedeutung gewonnen haben. 

2. Ausgestaltung der mündlichen Ver-

handlung 

Wenn die Durchführung einer mündlichen Ver-

handlung auf Fälle beschränkt wird, in denen 

von ihr ein Mehrwert zu erwarten ist (dazu un-

ter I.1.c)), muss sie derart ausgestaltet werden, 

dass die angestrebten Vorteile auch tatsächlich 

                                                           

261 Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 278 ZPO 
Rn. 10. 

erzielt werden können. Verhandlungen, bei de-

nen die Parteien lediglich ihre Anträge unter 

Bezugnahme auf das bereits schriftsätzlich 

Vorgebrachte stellen, werden dem nicht ge-

recht. Vielmehr muss die mündliche Verhand-

lung effizienter Verfahrensführung dienen und 

eine transparente Darstellung der Positionen 

des Gerichts und der Parteien gewährleisten.  

Ausgangspunkt ist dabei, dass eine mündliche 

Verhandlung regelmäßig unter Anwesenheit 

der Parteien stattfinden wird, weil entweder 

eine Partei von ihrem Erscheinensrecht Ge-

brauch gemacht hat oder auch eine Gütever-

handlung unter Anordnung des persönlichen 

Erscheinens oder eine Parteianhörung stattfin-

den soll (dazu unter I.1.c)). Ziel muss im Inte-

resse der erschienenen Parteien, aber auch mit 

Blick auf den Öffentlichkeitsgrundsatz eine aus 

sich heraus verständliche Verhandlung sein, bei 

der das Gericht und die Parteien in einen Dialog 

treten, um verbliebene Unklarheiten aufzuklä-

ren. Insofern sollten bloße Bezugnahmen auf 

die einzelnen Parteischriftsätze möglichst ver-

mieden werden.  

Zu diesem Zweck könnte man dem mündlichen 

Parteivortrag durch einen regelhaften Aus-

schluss konkludenter Inbezugnahmen schrift-

sätzlichen Vorbringens mehr Gewicht verlei-

hen. Das hätte unzweifelhaft eine Belebung der 

mündlichen Verhandlung zur Folge und kor-

respondierte mit der sowohl in § 139 Abs. 1 S. 1 
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ZPO allgemein als auch in § 278 Abs. 2 S. 2 ZPO 

hinsichtlich der Güteverhandlung vorgesehe-

nen, umfassenden Erörterung des Sach- und 

Streitstands. Ein starres und ggf. mit Sanktio-

nen belegtes Verbot von Bezugnahmen ließe 

indes Ausweichmechanismen befürchten, bei 

denen die Prozessbevollmächtigten und deren 

Unterbevollmächtigte sich darauf beschrän-

ken, ihren vorausgegangenen schriftlichen 

Vortrag lediglich mündlich zu wiederholen. Das 

Ziel, die mündliche Verhandlung zu beleben, 

würde dadurch nicht nur verfehlt, sondern 

durch umfangreiche Redundanzen und Wie-

derholungen geradezu konterkariert. Der Vor-

teil eines solchen Vorgehens würde sich allein 

in einer besseren Verständlichkeit des Sach- 

und Streitstands für die interessierte Öffent-

lichkeit erschöpfen.  

Letzteres lässt sich indessen ebenso gut durch 

eine mündliche Einführung in den Sach- und 

Streitstand zu den wesentlichen Aspekten des 

Rechtsstreits seitens des Gerichts eingangs der 

Verhandlung bewirken, die zudem aus Sicht der 

Parteien wegen der zusätzlichen Information 

über die gerichtliche Würdigung sinnvoll ist. 

Auf diese Art und Weise können überflüssige 

Wiederholungen vermieden, jedenfalls aber 

soweit möglich begrenzt werden. Der Vermei-

dung von Redundanzen dient es außerdem, 

wenn dabei vom Gericht auf bereits erteilte 

schriftliche Hinweise Bezug genommen wird. 

Dies sollte jedenfalls möglich sein, soweit die 

Verständlichkeit für die Öffentlichkeit gewahrt 

bleibt. Gänzlich entfallen kann die Einführung 

in den Sach- und Streitstand, wenn der münd-

lichen Verhandlung eine öffentliche Gütever-

handlung unmittelbar vorangegangen ist. 

An die Einführung in den Sach- und Streitstand 

durch die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden 

soll sich der Parteivortrag anschließen. Inso-

fern sollte § 137 Abs. 1 ZPO dahingehend ge-

ändert werden, dass die mündliche Verhand-

lung seitens der Parteien durch Antragstellung 

und eine kurze Zusammenfassung der wesent-

lichen Gesichtspunkte des Parteivortrags ins-

besondere in Bezug auf die gerichtliche Einfüh-

rung eingeleitet wird. Damit sollen zum einen 

die Verständlichkeit der mündlichen Verhand-

lung verbessert und zum anderen überflüssige 

Wiederholungen nach Möglichkeit vermieden 

werden. Zudem sollte den Parteien aufgeben 

werden, wenn auch nur als Regelung mit blo-

ßem Appellcharakter, dass auf eine erweiterte 

Erläuterung der anderen Partei oder einen Hin-

weis seitens des Gerichts, auf den schriftsätz-

lich noch nicht eingegangen wurde, bereits in 

der mündlichen Verhandlung reagiert werden 

soll.  

Die Vorgaben für die Ausgestaltung der münd-

lichen Verhandlung sollen jedenfalls verzicht-

bare Verfahrensvorschriften sein, soweit die 

Öffentlichkeit tatsächlich nicht anwesend ist. 

In diesen Fällen droht keine Einschränkung des 

Öffentlichkeitsgrundsatzes, so dass kein öf-

fentliches Interesse an ihrer Einhaltung be-

steht. Dies rechtfertigt die Anwendung des 
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§ 295 ZPO.262 Die Parteien können dann auf 

Einführung in den Sach- und Streitstand sowie 

auf eine mündliche Zusammenfassung des Par-

teivortrags verzichten. 

Bei einer derartigen Gestaltung der mündlichen 

Verhandlung verliert die Einschränkung der 

Möglichkeit zur Bezugnahme auf Schriftsätze 

in § 137 Abs. 3 S. 1 Hs. 2 ZPO ihre Funktion und 

kann aufgehoben werden. Erfährt die mündli-

che Verhandlung durch einen vorangehenden 

umfassenden Hinweis und eine umfassende 

einleitende Erörterung des Sach- und Streit-

stands Belebung und ist ein strukturierter, kon-

zentrierter Parteivortrag schon durch andere 

Vorschriften gewährleistet, kann ein Aus-

schluss der Bezugnahme auf Schriftsätze kei-

nem vernünftigen Zweck mehr dienen, sondern 

nur noch zu Redundanzen führen. 

3. Videoverhandlung 

In § 128a ZPO sind weitreichende Möglichkei-

ten zur Durchführung von Videoverhandlun-

gen vorgesehen. Sie erfüllen ihren Zweck auch 

in einer neu ausgestalteten mündlichen Ver-

handlung (dazu unter 2.).  

Ergänzend sollte allerdings geregelt werden, 

dass die Parteien in ihrer Klage bzw. Klageerwi-

                                                           

262  Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 295 ZPO 
Rn. 2. 

derung bereits erklären sollen, ob sie eine (et-

waige) mündliche Verhandlung vor Ort oder als 

Videoverhandlung durchführen möchten.  

4. Tonübertragung 

Die Durchführung der mündlichen Verhand-

lung mittels reiner Tonübertragung  wie sie 

künftig durch § 1127 Abs. 3 ZPO-E263 für das 

Online-Verfahren vorgesehen werden soll  ist 

im regelhaften Erkenntnisverfahren nicht sinn-

voll. Zum einen erscheint die Durchführung der 

intensivierten mündlichen Verhandlung (dazu 

2.) mittels bloßer Tonübertragung nicht sinn-

voll. Zum anderen besteht ein gegenüber Vide-

overhandlungen erhöhtes Missbrauchspoten-

tial, auch durch den Einsatz von KI-Tools (z.B. 

Text to Speech-Generatoren oder Voice Chan-

ger-Software). Die Identität der an einer reinen 

Telefonkonferenz teilnehmenden Personen 

kann kaum sicher festgestellt werden. 

VI. Zeitliche Begrenzung für die Einfüh-

rung neuer prozessualer Ansprüche 

Dem Gericht ist die Möglichkeit zu eröffnen, 

die Einführung neuer prozessualer Ansprüche 

mittels Fristsetzung zeitlich zu begrenzen. 

263 Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Entwick-
lung und Erprobung eines Online-Verfahrens in 
der Zivilgerichtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082. 
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1. Ausgangslage 

Die Klage kann nach deren Zustellung aus 

Gründen der Prozesswirtschaftlichkeit geän-

dert werden, wenn die beklagte Partei (still-

schweigend) einwilligt oder das Gericht dies für 

sachdienlich erachtet (§§ 263 f., 267 ZPO). Bei 

Konnexität kann die beklagte Partei zur Kon-

zentration von Rechtsstreitigkeiten Widerklage 

erheben. Ebenso steht den Parteien die Mög-

lichkeit der Prozessaufrechnung zu.  

Da eine Prozesstrennung nur eingeschränkt zu-

lässig ist (§ 145 ZPO), kann die Einführung 

neuer prozessualer Ansprüche mittels Klageän-

derung, Widerklage und Aufrechnung zu einer 

erheblichen Verzögerung des Verfahrens füh-

ren, insbesondere wenn diese erst zu einem 

späten Zeitpunkt in den Prozess eingebracht 

werden. Nachdem die Präklusionsvorschriften 

lediglich Angriffs- und Verteidigungsmittel er-

fassen, unterliegen Klageänderung, Widerklage 

sowie Aufrechnung keinen Verspätungsfol-

gen.264 Deshalb werden diese prozessualen 

Mittel teilweise auch aus rein prozesstakti-

schen Erwägungen heraus eingesetzt. So kön-

nen sich die Parteien 

Klageänderung, die Widerklage oder die Pro-

zessaufrechnung den Umstand zu Nutze ma-

chen, dass eine Zurückweisung von Angriffs- 

und Verteidigungsmitteln als verspätet grund-

sätzlich ausgeschlossen ist, wenn nur ein Teil 

                                                           

264 MüKoZPO/Rimmelspacher, 6. Aufl. 2020, § 533 
ZPO Rn. 4. 

265 BeckOK ZPO/Bacher, 54. Ed. 1.9.2024, § 296 
ZPO Rn. 36. 

des Streitgegenstandes zur Entscheidung reif 

ist.265 Auch wenn hiermit regelmäßig eine er-

hebliche Verzögerung des Verfahrens einher-

geht, kann ein solches Vorgehen nicht ohne 

Weiteres als rechtsmissbräuchlich angesehen 

werden.266  

2. Ausschluss nach Fristsetzung 

Hinsichtlich der Einführung neuer prozessualer 

Ansprüche durch Klageänderung, Widerklage 

und Aufrechnung sind die Reaktionsmöglich-

keiten des Gerichts nach geltender Rechtslage 

begrenzt. Dieser Umstand ist unbefriedigend, 

denn vor dem Hintergrund der bestehenden 

Prozessförderungspflicht sind keine gewichti-

gen Gründe der Parteien ersichtlich, erst zu ei-

nem späten Zeitpunkt im Verfahren oder auf-

grund rein prozesstaktischer Erwägungen neue 

prozessuale Ansprüche einzuführen und so die 

Erledigung des Verfahrens zu verzögern. 

Infolgedessen sollte für die erste Instanz eine 

an § 533 ZPO angelehnte Regelung geschaffen 

werden, wonach die Einführung neuer pro-

zessualer Ansprüche durch Klageänderung, 

Widerklage und Aufrechnung aus prozessöko-

nomischen Gründen einer zeitlichen Begren-

zung unterliegen kann. Zu diesem Zweck sollte 

dem Gericht die Möglichkeit eröffnet werden, 

eine Frist als prozessleitende Maßnahme be-

266 BGH, Urt. v. 15.12.1994  VII ZR 13/94, NJW 
1995, 1223 (1224). 
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stimmen zu können, innerhalb derer die Par-

teien etwaige Klageänderungen, Widerklagen 

und Aufrechnungserklärungen vorzubringen 

haben. Die Bestimmung der Frist könnte im 

Rahmen eines Organisationstermins erfolgen, 

um den Parteien frühzeitig Rechtsklarheit zu 

verschaffen Nach Ablauf der gesetzten Frist 

sollte die Einführung neuer prozessualer An-

sprüche nur zulässig sein, wenn  

• die gegnerische Partei einwilligt oder 

das Gericht dies für sachdienlich hält 

und  

• die neu eingeführten prozessualen An-

sprüche auf Tatsachen gestützt werden 

können, die das Gericht seiner Ver-

handlung und Entscheidung ohnehin 

zugrunde zu legen hat.  

Für die Beurteilung der Sachdienlichkeit sollten 

dabei nicht allein die zu § 263 ZPO entwickel-

ten Maßstäbe gelten. Sachdienlichkeit sollte 

insbesondere verneint werden können, wenn 

neue Parteierklärungen oder Beweiserhebun-

gen nötig werden und sich das Verfahren 

dadurch verzögert. Um eine tatsächliche Be-

schleunigung des Verfahrens erzielen und da-

mit zugleich effektiven Rechtsschutz gewähr-

leisten zu können, sollten bei der Prüfung der 

Sachdienlichkeit  wie bei § 533 ZPO  durch 

                                                           

267 Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 533 ZPO 
Rn. 6. 

das Gericht auch Aspekte der effizienten Ver-

fahrensführung und der Prozesswirtschaftlich-

keit einfließen können.267   
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VII. Beweisrecht  

Die Privilegierung der obsoleten De-Mail in 

§ 371a Abs. 2 ZPO ist zu streichen. 

Digitale Beweismittel sollen nur noch in eng 

begrenzten Ausnahmefällen auf physischen 

Trägermedien (z.B. CDs, USB-Sticks) vorgelegt 

werden können; § 371 Abs. 1 S. 2 ZPO ist ent-

sprechend zu ändern. 

§ 377 Abs. 3 ZPO ist um die Möglichkeit zu er-

weitern, anstelle einer schriftlichen Zeugenver-

nehmung eine Videoaufzeichnung der Zeugen-

aussage anzuordnen. Ebenso ist in § 411 ZPO 

die Option zu schaffen, anstelle oder zusätzlich 

zu einer schriftlichen Begutachtung eine  

Videoaufzeichnung der Ausführungen der oder 

des Sachverständigen anzuordnen. 

In Sonderfällen, in denen eine Verwertung der 

Zeugenaussage in Parallelverfahren in Betracht 

kommt oder in denen mit der Verschriftlichung 

im Sitzungsprotokoll ein erheblicher Beweis-

wertverlust in Betracht kommt, ist künftig eine 

Ton- und/oder Videoaufzeichnung anzuferti-

gen und als Teil des Protokolls dauerhaft in der 

E-Akte aufzubewahren.  

Außerdem sind Verbesserungen bei der (vor-

prozessualen) Beweissicherung durch ein an 

die Flüchtigkeit digitaler Beweismittel ange-

passtes Beweissicherungsverfahren notwen-

dig. Es besteht ein Bedürfnis nach einem 

schnellen, unkompliziert zugänglichen gericht-

lichen Beweissicherungsverfahren, um einem 

Beweismittelverlust bei digitalen Beweisen 

vorzubeugen. 

Es ist gesetzlich klarzustellen, dass das Gericht 

Erkenntnisse aus allgemein zugänglichen 

Quellen einführen kann, sofern es den Parteien 

zuvor rechtliches Gehör durch ausreichende 

Hinweise gewährt. 

Um wiederholende Beweisaufnahmen zu ver-

ringern, sollen darüber hinaus die Anforderun-

gen an den Beweisantritt punktuell erhöht 

werden: Dem Gericht soll die Möglichkeit ge-

geben werden, der Partei, die auf einer unmit-

telbaren Beweisaufnahme durch erneute Ver-

nehmung einer oder eines bereits in einem Pa-

rallelverfahren erschöpfend vernommenen 

Zeugin oder Zeugen besteht, aufzugeben, wei-

tergehende Fragen zu formulieren bzw. zu be-

gründen, weshalb nunmehr von einer ergiebi-

gen Aussage auszugehen ist.  

Zur Verfahrensbeschleunigung soll das Gericht 

Sachverständige, soweit die Parteien Einwände 

geltend machen oder ergänzende Fragen stel-

len, regelmäßig unmittelbar zur mündlichen 

Erläuterung eines schriftlichen Gutachtens la-

den. Das Gericht kann nach pflichtgemäßem 

Ermessen stattdessen in geeigneten Fällen 

schriftliche Ergänzungsgutachten oder eine 

schriftliche Erläuterung beauftragen.  

1. Recht auf Beweis 

Aus den vorliegenden statistischen Daten las-

sen sich Anhaltspunkte dafür entnehmen, dass 

die Beweisaufnahmequote in den erledigten 
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Verfahren seit mehr als 20 Jahren stetig sinkt. 

Die Justizstatistik erfasst, in wie vielen der erle-

digten Verfahren ein Beweistermin stattgefun-

den hat. Bei den Landgerichten wird ausweis-

lich der Justizstatistik im Jahr 2002 noch in 11,2 

% der Verfahren ein Beweistermin durchge-

führt, im Jahr 2023 nur noch in 3,8 % der Ver-

fahren. Bei den Amtsgerichten ist in diesem 

Zeitraum die Quote der Verfahren mit statis-

tisch erfasstem Beweistermin von 15,9 % auf 

9,1 % gesunken. Die Justizstatistik nimmt aller-

dings nicht alle angeordneten bzw. stattgefun-

denen Beweisaufnahmen auf, insbesondere 

nicht solche, die terminsvorbereitend erfolgen. 

Der Befund der sinkenden Bedeutung von Be-

weisaufnahmen wird indes auch gestützt durch 

die erfolgten Aktenuntersuchungen im Rah-

men des Forschungsprojekts zum Rückgang 

der Eingangszahlen bei den Zivilgerichten.268  

Eindeutige Erklärungen für den  im genauen 

Ausmaß unklaren  Rückgang der Beweisauf-

nahmen im Zivilprozess lassen sich mangels 

hinreichend aussagekräftiger Analysen der 

konkreten Verfahren bisher nicht ausmachen. 

Daher fehlt Vermutungen in der Literatur, das 

Phänomen beruhe auf einer veränderten, im 

Wesentlichen auf Arbeitserleichterung ausge-

legten Arbeitsweise der Zivilgerichte,269 eine 

tragfähige empirische Grundlage. Immerhin ist 

denkbar, dass die Parteien anstelle einer auf-

                                                           

268 
forschung der Ursachen des Rückgangs der Ein-

, S. 215 ff. 

wendigen Beweisaufnahme einen Vergleichs-

schluss oder eine anderweitige Erledigung des 

Verfahrens bevorzugen, oder dass Gerichte 

stärker darauf achten, dass Beweisaufnahmen 

nur über erhebliche Fragen erfolgen. Ein gra-

vierendes Rechtsschutzdefizit im Sinne man-

gelnder Aufklärung des streitigen Sachvortrags 

lässt sich daher zurzeit nicht feststellen. Vor 

diesem Hintergrund sind fundamentale Ein-

griffe in die Rollenverteilung zwischen Gericht 

und Parteien, etwa indem zukünftig jedem Be-

weisangebot auf Antrag der jeweils anbieten-

den Partei ungeachtet der vom Gericht vorzu-

nehmenden Einschätzung, ob der (streitige) 

Vortrag überhaupt erheblich ist, nicht ange-

zeigt. Ebenso wenig lässt sich derzeit ein Defizit 

in der Verfahrensführung erster Instanz fest-

stellen, das etwa durch eine Erweiterung der 

Gehörsrüge (§ 321a ZPO) auf Fälle, in denen 

das Urteil anfechtbar ist, behoben werden 

sollte.  

Vielmehr bedarf es weiterer empirischer Unter-

suchungen, aus welchen Gründen Beweisauf-

nahmen unterbleiben. Eine Erhöhung der Be-

weisaufnahmequote ist kein Ziel an und für 

sich. Stattdessen muss sichergestellt werden, 

dass Beweisaufnahmen nur, aber auch immer 

dann stattfinden, wenn sie zur Aufklärung er-

heblichen Sachvortrags erforderlich sind. 

269 Roth, ZfPW 2020, 402 (415); Greger, ZZP 131 
(2018), 317 (348). 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
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2. Modernisierung der Beweismittel 

und -erhebung 

Der gesetzliche Rahmen der zivilgerichtlichen 

Beweiserhebung im Individualprozess ist 

grundsätzlich hinreichend flexibel und anpas-

sungsfähig, sodass die technische Fortentwick-

lung keine grundlegende Neuausrichtung des 

Verfahrens der Beweisaufnahme oder des Ka-

talogs der zulässigen Beweismittel, sondern le-

diglich punktuelle Änderungen erfordert. 

a) Nach § 371a ZPO zu privilegierende 

elektronische Beweismittel 

§ 371a Abs. 2 ZPO regelt noch den Beweis mit-

hilfe einer De-Mail, welche bereits durch die 

meisten Telekommunikationsanbieter und mit 

Wirkung zum 31.8.2024 auch durch die Bun-

desregierung eingestellt wurde. Die Privilegie-

rung der obsoleten De-Mail in der Zivilprozess-

ordnung ist zu beenden. Stattdessen sollten 

alle Nachrichten, die von einem Account mit ei-

ner hinreichenden Authentifizierung erfolgt 

sind, entsprechend privilegiert werden. So hat 

der Bundesgerichtshof bereits im Online-Ban-

king aufgrund des sehr sicheren Authentifizie-

rungsverfahrens einen Anscheinsbeweis für In-

haber des Accounts und Urheber der Überwei-

sung angenommen.270 Eine Übertragung dieser 

Wertung sollte auch für Freigaben über eine 

                                                           

270 BGH, Urt. v. 26.1.2016  XI ZR 921/14, NJW 
2016, 2024 Rn. 19 ff. 

Zwei-Faktor-Authentifizierung mit biometri-

schen Daten erfolgen.  

b) Videoaufzeichnung neben schriftli-

cher Zeugenvernehmung und 

schriftlichem Sachverständigengut-

achten 

Wenn Zeuginnen und Zeugen aufgegeben 

wird, eine Videoaufnahme statt einer schriftli-

chen Vernehmung gemäß § 377 Abs. 3 ZPO 

einzureichen, dann kann dies durch die sicht-

bare nonverbale Kommunikation den Erkennt-

nisgewinn verbessern. Es ist außerdem davon 

auszugehen, dass es vielen Zeuginnen und Zeu-

gen schon heute leichter fällt, eine Bild- und/o-

der Tonaufnahme zu erzeugen, als eine Aus-

sage (hand-)schriftlich auf Papier zu bringen. 

Auch im Falle von schriftlichen Sachverständi-

gengutachten (§ 411 Abs. 1 ZPO) kann eine zu-

sätzliche mündliche Erläuterung des Sachver-

ständigen, etwa von Grafiken oder Berechnun-

gen, im Wege einer Videoaufnahme zur Nach-

vollziehbarkeit und Verständlichkeit beitragen. 

Diese Möglichkeiten sollten in geeigneten Fäl-

len als Ergänzung oder Alternativen zur schrift-

lichen Befragung oder Gutachtenerstattung o-

der unmittelbaren Videobeweisaufnahme ge-

nutzt werden können. 
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c) Nutzung digitaler Hilfsmittel und KI 

sowie virtueller Realitäten 

Auch im Bereich der Beweisaufnahme kommen 

seit langem digitale Hilfsmittel zum Einsatz, 

etwa bei der Rekonstruktion von Unfallhergän-

gen. Dies ist verfassungs- und europarechtlich 

unproblematisch, sofern die Ergebnisse  wie 

sonst auch  im Rahmen der Beweiswürdigung 

von Gericht und Parteien kritisch überprüft 

werden (können) und die Entscheidungsbe-

gründung erkennen lässt, dass das Gericht eine 

solche autonome, eigenverantwortliche Über-

prüfung auch vorgenommen hat. Das setzt vo-

raus, dass der Beweiswert der unter Einsatz sol-

cher Hilfsmittel erzielten Ergebnisse hinrei-

chend feststellbar ist. Hierzu gehören insbe-

sondere Informationen zur Fehlerquote, der 

Funktionsweise und ggf. zu den eingeflossenen 

Trainingsdaten. Ebenso kann es erforderlich 

sein, die herangezogenen Erkenntnisquellen, 

die Auswahlkriterien unter mehreren Erkennt-

nisquellen bzw. die Gewichtung bei der Ergeb-

nisfindung offen zu legen. Unter diesen Vo-

raussetzungen sind weder die richterliche Un-

abhängigkeit durch die Verwendung von Soft-

                                                           

271 Vgl. zur Nachprüfbarkeit von Beweisergebnissen 
 allerdings ausschließlich diskutiert unter dem 

Aspekt des fairen Verfahrens  zuletzt BVerfG, 
Beschl. v. 20.6.2023  2 BvR 1167/20, NJW 2023, 
2932 Rn. 32 ff. 

272 Vgl. Urbane Digitale Zwillinge  Eine Stadt se-
hen, verstehen und lebenswert gestalten, Exper-
tenpapier der Fachkommission Geoinformation, 
Vermessung und Bodenordnung des Deutschen 
Städtetages, 2023, abrufbar unter: expertenpa-
pier-urbane-digitale-zwillinge-2023.pdf. 

ware bei der Beweiserhebung noch das rechtli-

che Gehör bzw. die Anforderungen an die Be-

gründungspflicht richterlicher Entscheidungen 

verletzt.271 

Mit dem rasanten Fortschritt virtueller Realitä-

ten können darüber hinaus in absehbarer Zeit 

gegenüber dem klassischen Ortstermin Mehr-

werte erzielt werden. So könnten z.B. Zeugin-

nen und 

272 eines Stadtmodells, 

in dem sie sich nicht nur virtuell bewegen, son-

-wäre-wenn-Sze-

ise Angaben 

zum eigenen Standort, zur Entfernung vom 

Unfallgeschehen und zum konkreten Blickwin-

kel machen.273 Ob sich Zeuginnen und Zeugen 

oder auch Sachverständige hierfür im Ge-

richtssaal aufhalten oder eine Videobeweisauf-

nahme stattfindet, ist dabei nicht von rechtli-

chen Erwägungen, sondern allein von der tech-

nischen Umsetzbarkeit abhängig. Auch bei der 

Verwendung virtueller Realitäten bedarf es al-

lerdings einer sorgfältigen Prüfung, ob die je-

weilige Umgebungsabbildung hinreichend feh-

lerfrei und für das Beweisthema passend ist. 

273 Zum Einsatz dieser Technologien Irskens/Heet-
kamp, RDi 2023, 382 ff.; ausführlich auch zu den 
rechtlichen Rahmenbedingungen Heetkamp, 
Virtual Reality-Technologie im Zivilverfahren  
Verwendungspotenzial und zivilprozessuale Zu-
lässigkeit, Masterarbeit 2022, abrufbar unter 
https://epb.bibl.th-koeln.de/frontdoor/deli-
ver/index/docId/2066/file/Heetkamp_Vir-
tual_Reality.pdf. 

https://www.staedtetag.de/files/dst/docs/Publikationen/Weitere-Publikationen/2023/expertenpapier-urbane-digitale-zwillinge-2023.pdf
https://www.staedtetag.de/files/dst/docs/Publikationen/Weitere-Publikationen/2023/expertenpapier-urbane-digitale-zwillinge-2023.pdf
https://epb.bibl.th-koeln.de/frontdoor/deliver/index/docId/2066/file/Heetkamp_Virtual_Reality.pdf
https://epb.bibl.th-koeln.de/frontdoor/deliver/index/docId/2066/file/Heetkamp_Virtual_Reality.pdf
https://epb.bibl.th-koeln.de/frontdoor/deliver/index/docId/2066/file/Heetkamp_Virtual_Reality.pdf
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Die vorhandenen gesetzlichen Regelungen für 

Zeuginnen und Zeugen, Parteien und Sachver-

ständige würden bereits jetzt eine solche virtu-

ell unterstützte Beweisaufnahme zulassen, da 

VR-Simulationen ohne Weiteres im Wege des 

Vorhalts verwendet werden können und im 

Übrigen als Augenscheinsobjekt dienen kön-

nen  nicht anders als Fotos oder Videos. Aller-

dings bietet es sich trotzdem an, ausdrücklich 

klarzustellen, dass das Gericht auf geeignete 

VR-Simulationen zur Unterstützung der Be-

weisaufnahme zurückgreifen kann, um die 

hierbei notwendige Mitwirkung von Zeuginnen 

und Zeugen, Sachverständigen und Parteien 

gesetzlich abzusichern. Darüber hinaus fehlt es 

derzeit auch an der technischen Ausstattung, 

um VR-Simulationen voll nutzen zu können. 

Dem sollte abgeholfen werden, wie auch insge-

samt die digitale Ausstattung der Gerichte auf 

die Höhe der Zeit gebracht werden muss. 

d) Dokumentation der Beweisaufnahme 

Beweisaufnahmen können vorläufig nach ge-

richtlichem Ermessen in Ton oder Bild und Ton 

aufgezeichnet werden; die vorläufige Aufzeich-

nung dient allerdings ausschließlich als Grund-

lage für das verschriftlichte Protokoll (§ 160a 

Abs. 1 und 2 ZPO) und wird nach Ablauf der ge-

setzlichen Frist (§ 160a Abs. 4 ZPO) gelöscht. 

Mit der Verschriftlichung geht ein Informati-

onsverlust einher, der sich insbesondere bei der 

Beschreibung von Augenscheinsobjekten,274 

                                                           

274 
, S. 63 

sinnlichen Wahrnehmungen des Gerichts oder 

anderer Verfahrensbeteiligter etwa im Rahmen 

von Ortsterminen oder bei einer langfristig 

durch Virtuelle Realität unterstützten Beweis-

aufnahme niederschlägt.  

Eine dauerhaft aufbewahrte und dem Protokoll 

angehängte Bild-/Ton-Aufzeichnung einzelner 

Teile der Beweisaufnahme anstelle von deren 

kompletter Verschriftlichung würde den Inhalt 

der Beweisaufnahme ohne Informationsverlust 

fixieren und damit den Ertrag der Beweisauf-

nahme etwa bei Richterwechseln, in der 

Rechtsmittelinstanz oder bei der Verwendung 

in Parallelverfahren steigern.  

Allerdings ist gerade bei Ortsterminen eine Vi-

deoaufzeichnung der gesamten Verhandlung  

und nicht lediglich einzelner Augenscheinsob-

jekte  technisch herausfordernd. Zudem er-

fordert eine dauerhafte Speicherung von Vi-

deoaufnahmen derzeit noch enorme zusätzli-

che Speicherkapazitäten. Schließlich können 

umfangreiche Ton- oder Videoaufzeichnungen 

nur dann zügig im weiteren Verfahren verarbei-

tet werden, wenn ihnen eine Transkription mit 

der Möglichkeit, an die jeweils interessierenden 

Stellen der Aufzeichnung zu springen, beigege-

ben ist. Auch dies ist technisch aufwendig. 

Nicht zuletzt besteht im Falle der Videoauf-

zeichnung die Gefahr, dass die Zeuginnen und 

Zeugen hierdurch psychisch beeinflusst wer-

den. 

https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
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Vor diesem Hintergrund sollte nur in Sonder-

fällen, etwa wenn ein Augenscheinsobjekt an-

dernfalls umständlich beschrieben werden 

muss, über § 160a Abs. 1 und 2 ZPO hinaus eine 

protokollersetzende unmittelbare Dokumen-

tation durch die gerichtliche Anfertigung von 

Bild- oder Bild-/Tonaufnahmen in Betracht ge-

zogen werden. Darüber hinaus kann die dauer-

hafte Aufbewahrung von Bild-/Tonaufzeich-

nungen der Beweisaufnahme in Frage kom-

men, wenn voraussichtlich eine Einführung in 

Parallelverfahren in Frage kommt (siehe hierzu 

unten 4.a)). Daher sollte das Gericht nach 

pflichtgemäßem Ermessen entscheiden, ob 

ausnahmsweise eine dauerhafte Bild-/Tonauf-

zeichnung mit protokollersetzender Funktion 

stattfindet. Sofern in einer späteren Ausbau-

stufe des digitalen Beweisverzeichnisses auch 

die Beweiserhebung durch Zeugenverneh-

mung aufgenommen wird, sollte in letzterem 

Fall auch ein Eintrag in der Datenbank stattfin-

den. 

e) Verbesserungen bei digitalen Be-

weismitteln  

Die digitale Transformation verändert Ge-

schäftsprozesse in fast allen Lebensbereichen. 

Bisherige Schriftformerfordernisse im Gesetz 

werden zunehmend aufgehoben und durch die 

digitale Form für Vertragsschlüsse, Prozess-

handlungen etc. ersetzt. Gerade im Beweis-

recht kommt Papierurkunden grundsätzlich 

weiterhin eine höhere Beweiskraft zu als digi-

talen Dokumenten oder elektronisch gespei-

cherten Daten. Während (unterschriebene) Pa-

pierdokumente als Urkunden i.S.d. §§ 415 ff. 

ZPO gelten und einen Vollbeweis für die darin 

verkörperten Erklärungen bieten, können digi-

tale Dokumente lediglich im Rahmen von 

§§ 371 ff. ZPO (Augenschein) in das Verfahren 

eingebracht werden. Digitale Dokumente sind 

E-Mails, Chatverläufe aus Messenger-Diens-

ten, Fotos und Videos, SMS, Screenshots, In-

ternetseiten sowie sonstige Daten aus Daten-

banken bzw. Telekommunikationsdaten oder 

Navigationsdaten, Netzwerkdaten etc.  

aa) (Vorprozessuale) Beweissicherung di-

gitaler Beweismittel 

Tatsächlich können digitale Dokumente viel-

fach einfach manipuliert werden. Gerade Web-

seiten oder Messenger-Chat-Verläufe können 

nachträglich einseitig bearbeitet oder gänzlich 

gelöscht werden. Elektronische Beweismittel 

werden künftig eine immer größere Rolle in 

Gerichtsverfahren einnehmen. Ohne entspre-

chende Sicherung der Beweise unter Zuhilfen-

ahme elektronischer Attribute, die die Vertrau-

lichkeit, Integrität und Authentizität bestätigen 

(z.B. Screenshots mit Zeitstempel und Signatu-

ren) und der zunehmenden Möglichkeit der 

Manipulation entsprechender Beweise, nimmt 

der Beweiswert in der Praxis deutlich ab. 

Um die Authentizität, Integrität und Rechts-

verbindlichkeit digitaler Dokumente zu erhö-

hen, wurde in Deutschland zunächst das Signa-

turgesetz erlassen, welches 2016 durch die 
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eIDAS-Verordnung (VO (EU) 910/2014) und 

das Vertrauensdienstegesetz abgelöst wurde. 

Daraufhin wurde auch § 371a ZPO, der die Be-

weiskraft elektronischer Dokumente regelt, 

angepasst. Die Einhaltung der in der eIDAS-

Verordnung regulierten elektronischen Signa-

turen, Siegel und Zeitstempel sind geeignet, ei-

nem Dokument einen höheren Beweiswert zu 

verleihen (§ 371a ZPO). 

Jenseits notwendiger Eigensicherung seitens 

der Parteien und entsprechender Fortbildung 

auch der Anwaltschaft besteht auch ein Be-

dürfnis nach einem schnellen gerichtlichen Be-

weissicherungsverfahren, um einem Beweis-

mittelverlust bei digitalen Beweisen vorzubeu-

gen. Hier wird sich das selbständige Beweisver-

fahren häufig als zu aufwendig und zu teuer er-

weisen. Es ist zu befürchten, dass die §§ 485 ff. 

ZPO gerade bei digitalen Beweismitteln kaum 

Anwendung finden und daher künftig ihren 

Zweck zunehmend verfehlen werden. Insoweit 

ist es erforderlich, im digitalen Kontext durch 

ein schnelles Beweissicherungsverfahren mit 

wenig Aufwand für die Parteien eine Unter-

stützung zu bieten. Hier sind einerseits techni-

sche Lösungen durch zertifizierte Siche-

rungstools gefragt. Andererseits mag es Fälle 

geben, in denen allein eine Beweissicherung in 

Anlehnung an das französische Instrument der 

saisie-contrefaçon, d.h. durch gerichtlich be-

auftragte Hilfspersonen möglich ist, weil ein 

entsprechendes technisches Tool nicht zur 

                                                           

275 Vgl. Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 130d 
ZPO Rn. 2; Musielak/Voit/Stadler, ZPO, 21. 

Verfügung steht. Beides sollte für digitale Be-

weismittel schnell und unkompliziert bean-

tragt werden können; Verfahrensschritte wie 

die Übermittlung der Antragsschrift und die 

Stellungnahmemöglichkeit für die Gegenseite, 

die im selbständigen Beweisverfahren zur Ver-

zögerung führen, sollten im Regelfall erst nach 

der erfolgten Sicherung eines vorhandenen Be-

weismittels stattfinden. 

bb) Einführung digitaler Beweismittel 

Digital vorliegende Beweismittel (Video-, Au-

dio-, Bilddateien, digital erstellte sonstige Auf-

zeichnungen, sonstige Datensätze) können ge-

mäß § 371 Abs. 1 S. 2 ZPO durch Vorlegung o-

der Übermittlung der Datei in den Prozess ein-

geführt werden. Eine Verpflichtung zur Über-

mittlung im elektronischen Rechtsverkehr be-

steht für digitale Beweismittel nicht, denn 

§ 130d ZPO ist nur auf vorbereitende Schrifts-

ätze und Anlagen, nicht aber auf Beweismittel 

wie digitale Augenscheinsobjekte anwend-

bar.275 Hier sind dringend technische Verbesse-

rungen erforderlich, um die aktuelle Praxis der 

Vorlage auf CD oder USB-Stick schnellstmög-

lich zu beenden (dazu H.III.). Gleichzeitig sollte 

die Vorlage digitaler Beweismittel auf physi-

schen Datenträgern auch gesetzlich nur noch in 

eng begrenzten Sonderfällen, in denen eine 

zwingende technische Notwendigkeit hierfür 

besteht, zulässig sein. Denn eine Vorlage digi-

Aufl. 2024, § 130d ZPO Rn. 2 jeweils zur Ur-
kunde. 
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taler Beweismittel auf einem physischen Trä-

germedium stellt einen zu vermeidenden Me-

dienbruch dar. Digitale Beweismittel können 

auch bei elektronischer Übermittlung im Sinne 

des Beweisrechts vorgelegt werden, da es allein 

auf ihren Inhalt und nicht das Trägermedium 

ankommt. § 371 Abs. 1 S. 2 ZPO sollte entspre-

chend geändert werden. Anderes gilt selbstver-

ständlich, wenn das physische Trägermedium 

selbst Teil der Beweisführung ist, etwa weil die 

Speicherung von Dateien auf einem bestimm-

ten Gerät in Rede steht. Ferner müssen für die 

Gerichte die notwendigen digitalen Speicher-

kapazitäten für digitale Beweismittel insbeson-

dere über eine Justizcloud bereitgestellt wer-

den. Eine einheitliche bundesweite Praxis zur 

technischen Übermittlung digitaler Beweismit-

tel ist zu etablieren (dazu H.III.). 

Im Übrigen gibt es allerdings keinen Rege-

lungsbedarf: Digitale Beweismittel stellen 

grundsätzlich Augenscheinsobjekte dar; ihre 

Beweiskraft wird zum Teil durch die Verweise 

in §§ 371a, 371b ZPO gesetzlich dem Urkun-

denbeweis entsprechend geregelt. Eine Ergän-

zung des Katalogs der Strengbeweismittel ist 

daher nicht erforderlich, um digital vorliegende 

Beweismittel einbringen zu können.276 Auch ist 

eine generelle Öffnungsklausel für neuartige, 

derzeit noch nicht absehbare Beweismittel 

                                                           

276 Anders 
, S. 61 ff.: Hier wird ein eigenes 

 vorge-
schlagen. 

nicht zu empfehlen. §§ 371 ff. ZPO sind so all-

gemein gehalten, dass sie für digitale Beweis-

mittel einen hinreichend weiten Rahmen bie-

ten.  

Gegen eine Aufgabe des abgeschlossenen Ka-

talogs der Strengbeweismittel spricht generell, 

dass mit den Verfahrensbestimmungen die 

auch verfassungsrechtlich bedeutsamen Par-

teirechte im Hinblick auf die Beweiserhebung 

gewährleistet werden. Gerichte sollten daher 

zwar flexibel auf neue, technisch innovative Be-

weismittel reagieren können. Sofern dies nur 

im Freibeweisverfahren möglich sein sollte, ist 

allerdings die Wertung des § 284 S. 2 ZPO vor-

rangig: Eine Freibeweisaufnahme kann nur mit 

Zustimmung der Parteien erfolgen. Hierbei 

sollte es bleiben.  

cc) Beweiswert digitaler Beweismittel 

Ebenso wenig sind gesetzliche Regelungen des 

Beweiswerts für bestimmte Arten von digitalen 

Beweisen, die über die bereits vorhandenen Re-

gelungen in §§ 371a, 371b ZPO hinausgehen, 

angezeigt. Bereits angesichts der Vielfalt der 

möglichen Beweismittel und der rasanten Ent-

wicklung von Authentisierungsmöglichkeiten 

einerseits, Manipulations- und Fälschungs-

möglichkeiten andererseits wäre eine gesetzli-

che abstrakte Festlegung des Beweiswerts oder 

 

 

https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
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der Aussagekraft bestimmter Arten des digita-

len Beweises notwendig lückenhaft und schnell 

überholt. Es obliegt den Gerichten auch bei di-

gitalen Beweismitteln, sich im Rahmen des 

§ 286 ZPO aufgrund der beigebrachten und er-

hobenen Beweismittel eine hinreichende Über-

zeugung zu bilden. Für digitale Urkunden be-

steht mit dem in § 371a ZPO vorgesehenen 

Verweis auf §§ 416 bzw. 437 ZPO eine praxis-

taugliche Sonderregelung des Beweiswerts,277 

die sich bisher nicht als besonders fehlerträch-

tig erwiesen hat. Im Übrigen sind die Gerichte 

im Rahmen des § 286 ZPO verpflichtet, den In-

halt der mündlichen Verhandlung und die Be-

weismittel zu würdigen und die betreffenden 

Gegenstände umfassend zu hinterfragen. Dem-

entsprechend besteht bereits nach geltendem 

Recht die Möglichkeit und der Anlass, die Qua-

lität auch 

zu prüfen. Hierzu bedarf es zwar der Schulung 

und Fortbildung (dazu unten H.IV.2.). Die er-

forderliche eingehende Überprüfung digitaler 

Daten auf Manipulationen muss allerdings 

schon mit Blick auf sonst allzu leicht entste-

hende falsche Anreize den Parteien und den auf 

ihre Kosten tätigen Sachverständigen vorbe-

halten bleiben.  

                                                           

277 Vgl. ausführlich zum Verhältnis der verkörperten 
Urkunde und dem elektronischen Dokument im 
Beweisrecht Riehm/Dörr/Irskens, Digitalisie-
rung und Zivilverfahren, 2023, § 20 Rn. 1 ff. 

278 Vgl. rechtsvergleichend Tolani, Parteiherrschaft 
und Richtermacht  Die Verhandlungs- und die 
Dispositionsmaxime im Lichte divergierender 
Prozessmodelle, 2019, S. 129 ff., 363 ff. 

Auch hier bietet das geltende Beweisrecht aus-

reichende Möglichkeiten, um den Wert eines 

konkreten Beweismittels im Einzelfall ange-

messen zu bestimmen.  

3. 

digitaler Informationsquellen 

a) Bedeutung des Beibringungsgrund-

satzes 

Der Zivilprozess ist vom Beibringungsgrund-

satz geprägt, sodass gerichtlichen Entschei-

dungen  statt einer Sachverhaltsermittlung 

von Amts wegen wie in Straf- und Verwal-

tungsprozessen  der Vortrag der Parteien zu-

grunde zu legen ist (dazu bereits oben B.IV.1. 

und 2.). Zwar gelten insoweit gewisse Ausnah-

men, als die Zivilprozessordnung wegen des 

Anspruchs auf effektiven Rechtsschutz richter-

liche Aufklärungs- und Hinweispflichten vor-

sieht (z.B. §§ 139, 273 ZPO).278 Zudem kann das 

Gericht die Vorlage bestimmter Beweismittel 

anordnen (§§ 142 bis 144 ZPO) und in anderen 

Verfahren eingeholte Sachverständigengut-

achten verwerten (§ 411a ZPO). Im Anwen-

dungsbereich des § 291 ZPO geht die wohl 

überwiegende Meinung überdies davon aus, 
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dass die Behauptungslast entfällt.279 Das Ge-

richt kann also offenkundige Tatsachen selbst 

 ggf. nach eigener Recherche280 und Hinweis 

nach § 139 Abs. 1 ZPO  in den Prozess einfüh-

ren. 

Im Regelfall obliegt es aber den Parteien, den 

Prozessstoff zu beschaffen und einzuführen. 

Das Gericht kann nur auf Grundlage des so vor-

getragenen Tatsachenmaterials eine Entschei-

dung fällen.281 Ist eine Tatsache zwischen den 

Parteien unstreitig (§§ 138 Abs. 3, 288 ZPO), so 

hat das Gericht diese selbst bei Zweifeln seiner 

Entscheidung zugrunde zu legen. Hieran ist im 

Grundsatz festzuhalten. 

b) Anpassung an Informations- und 

Ressourcenasymmetrien 

Gleichzeitig besteht jedoch bei einem starren 

Festhalten am Beibringungsgrundsatz wie auch 

an der Dispositionsmaxime die Gefahr, dass In-

formations- und Ressourcenasymmetrien zwi-

schen den Parteien nicht ausreichend adres-

siert werden. Durch ein solches Machtgefälle 

kann es beispielsweise im Verhältnis zwischen 

Privatpersonen und Großunternehmen zu einer 

Beschränkung der prozessualen Waffengleich-

heit kommen.282 

                                                           

279 Vgl. Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 291 
ZPO Rn. 3 m.w.N. auch zur Gegenauffassung. 

280 Horn, RDi 2022, 469 Rn. 37; Windau, NJOZ 2018, 
761 (762); Dötsch, MDR 2011, 1017; restriktiver 
McCorkle, Allgemeinkundigkeit  § 291 ZPO als 
Rechtsgrundlage richterlicher Internetrecher-

Einem derartigen Ungleichgewicht kann durch 

eine verstärkte kollektive Rechtsdurchsetzung 

sowie durch eine konsequente Verfahrenslei-

tung seitens der Richterschaft (dazu unter 

B.IV.4., E.III.1.) begegnet werden. Letztere ist 

auch bei einer fortscheitenden Digitalisierung 

des Zivilprozesses weiterhin erforderlich, da 

entsprechende Disparitäten auch in digitalen 

Formaten auftreten können. Aber auch der 

vielfältige Spielraum zur Fortentwicklung der 

Dispositionsmaxime und des Beibringungs-

grundsatzes sollte insofern genutzt werden 

(dazu B.IV.1.). 

Dies kann zunächst durch Zurverfügungstel-

lung digitaler Zugangswege und Hilfsmittel bei 

der Anspruchsdurchsetzung, zum Beispiel in 

Form eines Justizportals (dazu C.IV.) bzw. einer 

Kommunikationsplattform (dazu C.V.), gesche-

hen, die Rechtsuchendenden den Zugang zur 

Justiz erleichtern. Ebenso kann ein digitales Be-

weisverzeichnis den Aufwand für die Tatsa-

chenfeststellung in Parallelverfahren und In-

formationsasymmetrien verringern, ohne den 

Beibringungsgrundsatz zu tangieren (dazu 

C.VII.).  

chen?, 2018, S. 75 ff., 125 f., 169 ff.; Zöller/Gre-
ger, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 291 ZPO Rn. 1b 
m.w.N. 

281 Zöller/Greger, ZPO, 35. Aufl. 2024, Vorb. zu 
§§ 128-252 ZPO Rn. 10. 

282 Vgl. Stürner, FS Gottwald, 2014, 631 ff. 
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c) 

 

Der Beibringungsgrundsatz selbst kann zusätz-

lich dadurch Modifikationen erfahren, dass die 

Initiativrechte des Gerichts durch eigenstän-

dige Zugriffsrechte auf verfügbare Datenquel-

len gestärkt werden. Durch entsprechende 

Maßnahmen kann so nicht nur den oben be-

schriebenen Informations- und Ressourcen-

asymmetrien auf Seiten der Parteien begegnet 

werden. Vielmehr besteht hierdurch auch die 

Möglichkeit, Synergieeffekte zu erzielen, um-

fangreiche Beweisaufnahmen einzugrenzen 

und Verfahren insgesamt effektiver zu führen. 

Im Einklang hiermit steht z.B. § 1127 Abs. 5 

ZPO-E des Regierungsentwurfs eines Gesetzes 

zur Entwicklung und Erprobung eines Online-

Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit.283 Der 

als vorbereitende 

Maßnahme nach § 273 i.V.m. § 495 ZPO das 

Gericht Auskünfte aus allgemein zugänglichen 

Quellen abrufen kann. Dies betrifft auch offen-

kundige Tatsachen nach § 291 ZPO, die nicht 

von den Parteien vorgebracht werden

gelung erweitert die Definition dessen, was all-

gemein- oder gerichtskundig ist, nicht. Der 

Entwurf hält sich zudem im Rahmen des tradi-

tionellen Verständnisses, dass offenkundige 

(d.h. allgemein- und gerichtskundige) Tatsa-

chen nicht beweisbedürftig sind. Darüber hin-

                                                           

283  BT-Drs. 20/13082. 

aus kodifiziert die Regelung die vorzitierte Auf-

fassung, dass das Gericht auch offenkundige 

Tatsachen berücksichtigen darf, die nicht vor-

getragen werden (dazu a)), mithin § 291 ZPO 

auch die Darlegungslast entfallen lässt. Sie ent-

hebt dabei das Gericht nicht der sorgfältigen 

Information tatsächlich zutrifft, insbesondere 

angesichts der vielfältigen Fälschungsmöglich-

keiten bei digital verfügbaren Informationen. 

Soweit Gerichte infolge der Registermoderni-

sierung einen einfacheren Zugriff zu den be-

treffenden Informationen erhalten werden als 

Privatpersonen, sind weitere, ähnliche Sonder-

regeln für Verfahren ohne Anwaltszwang zu er-

wägen.  

Für ein modern gedachtes Erkenntnisverfahren 

ist dabei zusätzlich entscheidend, den An-

spruch der Parteien auf rechtliches Gehör so-

wie das Gebot der Fairness zu wahren. Nach-

trägliche Einflussmöglichkeiten der Parteien 

auf den entscheidungserheblichen Tatsachen-

stoff sollten gewährleistet sein, indem die Par-

teien zu eigenständigen Informationserhebun-

gen des Gerichts Stellung nehmen und Ergän-

zungen oder Korrekturen des Datenmaterials 

vornehmen können. Hierzu müssen den Par-

teien im Rahmen rechtzeitiger richterlicher 

Hinweise284 mindestens folgende Informatio-

nen zur Verfügung gestellt werden: (i) die 

284 BGH, Beschl. v. 27.1.2022  III ZR 195/20, NJW-
RR 2022, 499 Rn. 8 ff. 
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Quelle und wie diese auch für die Parteien er-

reichbar ist (z.B. durch Angabe von URLs), (ii) 

Parameter der Informationsbeschaffung (z.B. 

Abfragedaten, Sucheingaben), und (iii) Ergebnis 

der Auskunft. Das Ergebnis muss für die Par-

teien reproduzierbar sein.  

Darüber hinaus ist zu klären, wie mit einem 

technisch möglichen Informationsvorsprung 

des Gerichts gegenüber den Parteien umzuge-

hen ist. Ein exklusives Herrschaftswissen der 

Justiz ohne Einflussmöglichkeiten der Parteien 

gilt es dabei zu verhindern, da ein derartiges In-

formationsgefälle der prozessualen Parteiherr-

schaft diametral entgegenstünde. Derartige 

Probleme werden bei einem richterlichen Zu-

griff auf allgemein, d.h. auch den Parteien zu-

gängliche Datenquellen in geringerem Umfang 

bestehen, als wenn geschlossene, justizseitige 

Datenbanken proaktiv ausgewertet werden o-

der (vermeintliches) Wissen aus Parallelverfah-

ren zu Grunde gelegt wird. Daher ist eine Er-

streckung der von § 

beweisbedürfti-

gen und ggf. nicht einmal darlegungsbedürfti-

gen) Tatsachen auf solche Erkenntnisse, die 

sich das Gericht erst durch umfassende, anlass-

lose Recherchen im digitalen Aktenbestand an-

derer Spruchkörper oder in gerichtsinternen 

Datenbanken verschaffen müsste, abzulehnen. 

Eine solche partielle Amtsermittlung ist dem 

Zivilprozess wesensfremd und würde nicht zur 

Effektivierung beitragen, sondern die Gerichte 

überfordern. Denn auch und gerade mit Blick 

auf die begrenzten Ressourcen der Justiz kann 

eine Sachverhaltsaufklärung von Amts wegen 

nicht in allen Verfahren und in jeder Hinsicht 

gleichermaßen gewährleistet werden. Eine 

gleichmäßige Rechtsanwendung ist erst recht 

dann nicht sichergestellt, wenn den Gerichten 

keine Pflichten auferlegt, sondern bloß ent-

sprechende Befugnisse gegeben werden. Auch 

spricht nichts dafür, dass Gerichte von Amts 

wegen den Sachverhalt besser und schneller 

aufklären als die im eigenen Interesse handeln-

den Parteien.  

Vielmehr ist den Auswirkungen der Datenag-

gregation/-auswertung, die etwa bestimmten 

Prozessbeteiligten in Massenverfahren zur Ver-

fügung steht, auf die prozessuale Waffen-

gleichheit bei anwaltlicher Vertretung in ande-

rer Weise zu begegnen. Hierbei kann die Schaf-

fung eines digitalen Beweisverzeichnisses, das 

allen Prozessbeteiligten zur Verfügung steht, 

und mit dessen Hilfe die Parteien auf Beweis-

erhebungen in anderen Verfahren hinweisen 

und eine Verwertung der Ergebnisse beantra-

gen können, einen wesentlichen Beitrag leisten 

(dazu C.VII.). Daneben gewährleisten die be-

reits nach geltendem Recht weitreichende 

richterliche Hinweispflicht gemäß § 139 ZPO 

und eine aktive Verfahrensgestaltung des Ge-

richts (zur Umsetzung III.), dass jede Partei die 

Gelegenheit hat, ihr Vorbringen einschließlich 

der Anträge und Beweisantritte sachgerecht 

einzurichten und damit ihre Chancen wahrzu-

nehmen. 
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4. Verfahrensübergreifende Klärung 

von Tatsachenfragen 

a) Verwertung von Beweisergebnissen 

aus anderen Verfahren 

Die Konzentration von Beweisaufnahmen in 

Gestalt einer verfahrensübergreifenden Ver-

wertbarkeit von Beweiserhebungen ist mit der 

Hoffnung verknüpft, dass auf diesem Wege un-

nötige Wiederholungen von Beweisaufnahmen 

vermieden, Verfahren beschleunigt und Res-

sourcen gespart werden können. Hierzu sollte 

die tatsächliche Zugänglichkeit des Ergebnisses 

von Beweisaufnahmen, die (wie etwa Sachver-

ständigengutachten gemäß § 411a ZPO) recht-

lich bereits jetzt in weiteren Zivilprozessen ver-

wertbar sind, erhöht werden. Dies kann in ei-

nem ersten Schritt durch ein digitales Beweis-

verzeichnis geschehen, das es auch den Par-

teien erlaubt, selbst eine entsprechende Ver-

wertung von Gutachten anzuregen (dazu 

C.VII.). 

b) Einschränkungen bei sich wiederho-

lenden Beweisaufnahmen 

Darüber hinaus bedarf es aber auch einer Ein-

schränkung der rein wiederholenden Beweis-

aufnahme. In bestimmten Massenverfahrens-

typen ist zu beobachten, dass dieselben Zeu-

ginnen und Zeugen zu identischen Beweisthe-

men in vielen Parallelverfahren vernommen 

werden müssen. Das ist insbesondere dann 

ineffizient, zeitraubend und unnötig kosten-

treibend, wenn sich die Zeugenvernehmung 

bereits mehrfach als unergiebig herausgestellt 

hat. Aber auch bei ergiebigen Aussagen kann 

aus Sicht des Gerichts eine erneute unmittel-

bare Vernehmung überflüssig sein, weil die 

mittelbare Verwertung (Sitzungsniederschrift 

oder  besser  vorhandene Videoaufzeich-

nung, dazu 2.b)) ausreicht, um sich eine hinrei-

chende Überzeugung zu bilden. 

In diesen Fällen können die Anforderungen an 

den Beweisantritt durch Zeugenbeweis erhöht 

werden: Dem Gericht sollte die Möglichkeit ge-

geben werden, der Partei, die auf einer unmit-

telbaren Beweisaufnahme durch erneute Ver-

nehmung besteht, aufzugeben, weitergehende 

Fragen zu formulieren bzw. zu begründen, 

weshalb nunmehr von einer ergiebigen Aus-

sage auszugehen ist. Andernfalls sollte es dem 

Gericht möglich sein, die Zeugenvernehmung 

abzulehnen und stattdessen auf den Urkun-

den- oder Augenscheinsbeweis zurückzugrei-

fen. Das Beweismittel, also die Niederschrift o-

der Aufzeichnung, deren Verwertung das Ge-

richt beabsichtigt, muss den Parteien dabei zu-

gänglich sein. Der Verzicht auf eine unmittel-

bare Beweisaufnahme ohne die vorherige Ge-

währung rechtlichen Gehörs kommt nicht in 

Betracht.  

c) Keine Einführung eines Musterbe-

weisaufnahmeverfahrens 

Über die bereits bestehenden Möglichkeiten 

der Verbindung von Verfahren zum Zwecke der 

Beweisaufnahme und die vorstehend genann-

ten Verbesserungen bei der Einführung bereits 
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erhobener Beweise aus anderen Verfahren hin-

aus wird die Schaffung einer Musterbeweisauf-

nahme für Massenverfahren285 derzeit nicht be-

fürwortet.  

Bereits die mit einer großen Anzahl von Betei-

ligten stets einhergehenden Probleme bei der 

Koordinierung, die das Verfahren nach dem 

Gesetz über Musterverfahren in kapitalmarkt-

rechtlichen Streitigkeiten (Kapitalanleger-

Musterverfahrensgesetz  KapMuG) prägen, 

stehen einer praxistauglichen Musterbeweis-

aufnahme, die nicht bereits durch Verfahrens-

verbindung erreicht werden kann, entgegen.  

5. Stärkung der mündlichen Erläute-

rung von Sachverständigengutachten 

Machen die Parteien Einwendungen gegen ein 

schriftliches Sachverständigengutachten gel-

tend oder stellen sie Ergänzungsfragen, kann 

das Gericht gemäß § 411 Abs. 3 ZPO das Er-

scheinen des oder der Sachverständigen zur Er-

läuterung des schriftlichen Gutachtens, eine 

schriftliche Erläuterung oder eine Ergänzung 

des Gutachtens anordnen. In der Praxis wird 

überwiegend (jedenfalls zunächst) eine schrift-

liche Erläuterung oder Ergänzung angeordnet. 

Die Parteien können zwar durch einen Antrag 

auf Ladung zwecks Erläuterung des Gutachtens 

erreichen, dass eine solche mündliche Erläute-

rung stattfindet. Häufig geschieht dies indes 

                                                           

285 Vgl. Beschluss zu 34.a und 34.b des 74. Deut-
schen Juristentags (DJT) Stuttgart 2024, abruf-
bar unter: https://djt.de/wp-content/uplo-
ads/2024/09/Beschluesse.pdf. 

erst, nachdem das schriftliche Gutachten be-

reits - teils mehrfach  schriftlich ergänzt 

wurde. Insgesamt führt diese Verfahrensweise 

in vielen Fällen zu vermeidbaren Verzögerun-

gen, weil sich viele Einwendungen und Fragen 

schneller und besser in einer konzentrierten 

mündlichen Anhörung klären lassen. Gleich-

wohl hat die schriftliche Ergänzung nach wie 

vor ihre Berechtigung, so etwa in tatsächlich 

besonders komplizierten Rechtsstreitigkeiten, 

in denen die Parteien auch darauf angewiesen 

sind, die Ausführungen im gerichtlichen Sach-

verständigengutachten ihrerseits sachverstän-

dig überprüfen zu lassen. Auch kann eine 

mündliche Erörterung aufgrund der Termins-

lage des Gerichts und/oder des oder der Sach-

verständigen zu erheblichen Verzögerungen 

führen.  

Um aber den Konzentrations- und Beschleuni-

gungseffekt, der durch eine mündliche Anhö-

rung in vielen Fällen möglich wäre, stärker nut-

zen zu können, sollte die mündliche Anhörung 

in § 411 Abs. 3 ZPO zum Regelfall ausgestaltet 

werden. Dies kann durch eine entsprechende 

Soll-Regelung mit ins Ermessen des Gerichts 

gestellten Ausnahmen für die schriftliche Er-

läuterung bzw. schriftliche Ergänzung des Gut-

achtens erreicht werden. Diese Änderung spie-

gelt die zentrale Bedeutung der sinnvoll vorbe-

reiteten mündlichen Verhandlung wider, in 

welcher die entscheidungserheblichen Fragen 

https://djt.de/wp-content/uploads/2024/09/Beschluesse.pdf
https://djt.de/wp-content/uploads/2024/09/Beschluesse.pdf
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konzentriert und für alle Beteiligten nachvoll-

ziehbar diskutiert und geklärt werden.  

6. Erweiterung der Vorlagepflichten  

Gemäß § 142 Abs. 1 ZPO kann das Gericht an-

ordnen, dass eine Partei oder eine dritte Person 

die in ihrem oder seinem Besitz befindlichen 

Urkunden und sonstige Unterlagen, auf die sich 

eine Partei bezogen hat, vorlegt.  

Denkbar wäre, diese Regelung um einen 

-

schriftlichen Zeugenstellungnahmen oder bei 

komplexen Augenscheinsobjekten) zu erwei-

tern, um den Parteien und dem Gericht eine 

bessere Vorbereitung auf die Beweisaufnahme 

zu ermöglichen und die Vorhersehbarkeit des 

Ausgangs der Beweisaufnahme zu erhöhen. 

Das verspräche zwar grundsätzlich eine Effi-

zienzsteigerung durch die Fokussierung auf be-

sonders erfolgsversprechende Beweismittel. 

Damit würde die Vorbereitung der Beweisauf-

nahme aber in die Nähe der pretrial discovery 

nach angloamerikanischem Vorbild gerückt 

werden, die einen Systembruch mit dem deut-

schen Recht bedeuten und mit dem Beibrin-

gungsgrundsatz kollidieren würde. Darüber 

hinaus geht mit erweiterten Vorlagepflichten 

auch eine gesteigerte Gefahr des Ausfor-

schungsbeweises einher. 

                                                           

286 Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 29.4.2004 zur Durch-
setzung der Rechte des geistigen Eigentums. 

287 S. etwa auch Althammer, Beweismittelheraus-
gabe und Auskunftserteilung nach § 33g GWB 

Eine solche Ausweitung des § 142 ZPO sollte 

daher nicht erfolgen.  

In Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung 

könnten materiell-rechtliche Vorlagepflichten 

jedoch im Einzelfall durch prozessuale Instru-

mentarien effektuiert werden (wie eine einst-

weilige Verfügung nach dem Vorbild von 

§ 140b Abs. 7 PatG, § 140c Abs. 3 PatG, § 101 

Abs. 7 UrhG, § 101a Abs. 3 UrhG). Dabei sollte 

es sich aber um enge Ausnahmefälle handeln. 

Häufig wird, wie bereits in der Vergangenheit 

bei der Umsetzung sektorspezifischer europäi-

scher Richtlinienvorgaben, der Zugang zu Be-

weismitteln besser durch neue materiell-recht-

liche Informations- und Vorlageansprüche er-

leichtert, wie zum Beispiel bei der Umsetzung 

der sog. Enforcement-Richtlinie286 zur Durch-

setzung der Rechte des geistigen Eigentums 

und Schaffung der § 140c PatG, § 24c Ge-

brMG, §§ 19a, 128, 135 MarkenG, § 9 Halb-

leiterschutzG, § 101a UrhG, etc. Der Gesetzge-

ber entschied sich bei dieser Umsetzung für die 

Schaffung materiell-rechtlicher Vorlage- und 

Informationsansprüche, obwohl auch die Aus-

weitung prozessualer Pflichten aufgrund der 

Richtlinie in Frage gekommen wäre.287 So sollte 

auch in Zukunft verfahren werden, weil die 

Schaffung von Sonderprozessrechten in der Zi-

vilprozessordnung abzulehnen ist (dazu 

G.II.1.). Der Nachteil, dass materiell-rechtliche 

und § 89b GWB n.F., in: Festschrift für Prütting 
-

ZZP 136 (2023), 404. 
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Ansprüche selbständig durchgesetzt werden 

müssen, kann durch prozessuale Instrumenta-

rien (Stufenklage nach § 254 ZPO) zumindest 

teilweise nivelliert werden.  

Schließlich sollte den Gerichten auch nicht ge-

nerell die Möglichkeit gegeben werden anzu-

ordnen, dass der Beweisantritt von Zeugenbe-

weisen unter Beibringung von schriftlichen 

Kurzaussagen erfolgen soll. Zwar könnten auch 

hierdurch unnötige Beweisaufnahmen vermie-

den werden (zu diesem Aspekt bereits unter 

4.b)). Dennoch taugt eine allgemein gestat-

tende Regelung hier nicht. Denn sie hätte in be-

stimmten Fällen den Effekt, dass die Parteien 

bzw. deren Prozessbevollmächtigte Zeuginnen 

oder Zeugen vor der Vernehmung im Termin 

durch das Gericht nicht nur kontaktieren, son-

dern mit ihnen auch zum Beweisthema regel-

haft und vertieft in Austausch treten müssen. 

Dies könnte Folgen für das Aussageverhalten 

und damit auch die Glaubwürdigkeit und 

Glaubhaftigkeit haben.
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F. 

Durch den Abbau von Komplexität kann die Ef-

fektivität des Zivilprozesses gesteigert, Rechts-

unsicherheit vermieden, der Einsatz digitaler 

Werkzeuge ermöglicht und das Verfahren ver-

ständlicher und zugänglicher werden. Potential 

für Vereinfachungen und Optimierungen bie-

ten das Zuständigkeits- (I.) und Zustellungs-

recht (II.). Teils unnötigen Aufwand verursacht 

die Verkündung von Entscheidungen (III.). Zu 

betrachten ist auch der mit der Anfertigung von 

Nebenentscheidungen im Urteil verbundene 

Aufwand (IV.). Optimierungen im Zwangsvoll-

streckungsrecht können bei digitalen Vermö-

genswerten anzustreben sein (V.). 

I. Zuständigkeitsrecht 

Gerichtsstandsvereinbarungen bei bereits ent-

standenen Verbraucherstreitigkeiten sollen er-

leichtert werden, indem das Erfordernis der 

Schriftlichkeit modifiziert und digitale Mög-

lichkeiten eröffnet werden.  

Verbraucherinnen und Verbraucher sollen auch 

vor Entstehen der Streitigkeit zumindest wei-

tere Wahlgerichtsstände vereinbaren können. 

Auch hier sollen digitale Möglichkeiten zuge-

lassen werden. 

Es soll vermutet werden, dass ein nach § 38 

Abs. 1 ZPO vereinbarter Gerichtsstand aus-

schließlich ist. 

Es soll geprüft werden, inwieweit eine Anpas-

sung von § 29 Abs. 1 ZPO an die europäische 

Regelung in Art. 7 Nr. 1 EuGVVO zur Vereinfa-

chung und Rechtssicherheit beitragen kann. 

§ 38 Abs. 1 ZPO für alle Un-

ternehmer i. S. d. § 14 BGB soll näher unter-

sucht werden. 
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1. Keine grundlegende Reform der Ge-

richtsstände  

Die Zivilprozessordnung sieht in den §§ 12 ff. 

ZPO ein differenziertes System von Regelun-

gen zu Gerichtsständen vor und geht dabei im 

Grundsatz davon aus, dass die beklagte Partei 

an ihrem Wohnsitz (§§ 12, 13 ZPO) bzw. eine 

juristische Person an ihrem Sitz (§§ 12, 17 ZPO) 

verklagt werden muss. Auch die modernen 

Prozessordnungen anderer (EU-)Staaten und 

die Regelungen der EuGVVO sehen ein ausdif-

ferenziertes System von Gerichtsständen ver-

gleichbar mit den §§ 12 ff. ZPO vor. Angesichts 

von Videoverhandlungen und Verfahren ohne 

mündliche Verhandlung sowie bei ggf. künftig 

rein online geführten Verfahren spielt die 

räumliche Nähe der Parteien zum Gericht zwar 

nur eine untergeordnete Rolle. Sachnähe und 

Konzentration gewinnen als Anknüpfungs-

punkte für den Gerichtsstand hingegen an Be-

deutung.  

Die Ortsnähe ist dennoch regelmäßig weiterhin 

ein erster zweckmäßiger Anknüpfungspunkt 

bei der Bestimmung des zuständigen Gerichts 

(z.B. wegen Beweisaufnahmen durch Inaugen-

scheinnahme von Örtlichkeiten, Anreise von 

Zeuginnen und Zeugen und Verfügbarkeit von 

mit den örtlichen Gegebenheiten vertrauten 

Sachverständigen). Andere Gerichtsstände der 

§§ 12 ff. ZPO sind zudem durch Kriterien wie 

Sachnähe, Sachzusammenhang und Konzent-

rationsvorteile gerechtfertigt. Schließlich dient 

insbesondere der allgemeine Gerichtsstand am 

Wohnort / Sitz der Beklagtenpartei auch der 

Waffengleichheit und materiellen Gerechtig-

keit, indem das Wahlrecht der klagenden Partei 

ausgeglichen wird, über das Ob und Wie der 

Klageerhebung zu bestimmen. Darüber hinaus 

bietet die Kombination von allgemeinem Ge-

richtsstand und besonderen Gerichtsständen 

der Klageseite Wahlmöglichkeiten und Flexibi-

lität. Es ist schließlich auch nicht zu beobach-

ten, dass Verfahren aufgrund der bestehenden 

Zuständigkeitsregelungen häufig wegen Ver-

weisungen und gerichtlichen Bestimmungsver-

fahren verzögert würden oder sonstige Defizite 

bestehen. Auch vor dem Hintergrund der Digi-

talisierung bedarf es keiner grundlegenden Re-

form der Gerichtsstände.  

2. Modifikation des Gerichtsstands des 

Erfüllungsortes 

Ein für die Praxis besonders wichtiger Gerichts-

stand ist derjenige des Erfüllungsortes für Ver-

tragsklagen in § 29 Abs. 1 ZPO. Der Erfüllungs-

ort bestimmt sich danach, wo aufgrund mate-

riell-rechtlicher Vorschriften oder aufgrund 

Parteivereinbarung die im Streit befindliche 

vertragliche Verpflichtung zu erfüllen ist. Bei 

gegenseitigen Verträgen besteht deshalb im 

Allgemeinen kein einheitlicher Erfüllungsort; 

dieser ist vielmehr für jede aus dem Vertrag fol-
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gende Verpflichtung gesondert zu bestim-

men.288 Demgegenüber wird nach Art. 7 Nr. 1 

lit. b der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 

12.12.2012 über die gerichtliche Zuständigkeit 

und die Anerkennung und Vollstreckung von 

Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 

(EuGVVO) ein einziger Wahlgerichtsstand am 

Erfüllungsort der vertragstypischen Verpflich-

tung des Verkäufers bzw. Dienstverpflichteten 

begründet. Beide Vorschriften bereiten in der 

Auslegung und praktischen Anwendung in ih-

rem jeweiligen Anwendungsbereich Probleme. 

Sowohl zu § 29 ZPO als auch zu Art. 7 Nr. 1 lit. 

b EuGVVO gibt es eine nach verschiedenen 

Fallgruppen differenzierte, umfangreiche nati-

onale und europäische Rechtsprechung. 

Zuständigkeitsregelungen sollten aber vorher-

sehbar und möglichst leicht anwendbar sein, 

um vorgelagerte Streitigkeiten, die den Zugang 

zum Recht erschweren und die Befassung des 

Gerichts mit der Sache selbst verzögern, soweit 

wie möglich zu vermeiden. Daher soll geprüft 

werden, ob die bestehenden Probleme durch 

Angleichung von § 29 Abs. 1 ZPO an Art. 7 Nr. 

1 lit. b EuGVVO gelöst und die Rechtslage ent-

scheidend vereinfacht werden kann. Ein Vorteil 

könnte darin gesehen werden, dass auch für 

rein nationale Streitigkeiten über den Verkauf 

beweglicher Sachen und die Erbringung von 

                                                           

288 BGH, Urt. v. 7.11.2012  VIII ZR 108/12, BGHZ 
195, 243 Tz. 13 = NJW-RR 2013, 309. 

289 Etwa Gsell, IPrax 2002, 484. 

Dienstleistungen sowie Werk-, Werkliefe-

rungs- und Geschäftsbesorgungsverträge ein 

einheitlicher Gerichtsstand am Ort der Erbrin-

gung der vertragscharakteristischen Leistung 

geschaffen würde. Darüber hinaus entfiele die 

Notwendigkeit, im Anwendungsbereich der 

EuGVVO eine von § 29 ZPO abweichende Zu-

ständigkeitsbestimmung vorzunehmen. Als 

Nachteil könnte sich allerdings erweisen, dass 

auch die Regelung des Art. 7 Nr. 1 lit. b EuG-

VVO keinesfalls unumstritten ist289 und sich 

durch eine Angleichung zahlreiche neue An-

wendungsfragen, auch im Hinblick auf die 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-

hofs zu dieser Vorschrift, stellen würden. 

Diese Fragen bedürfen der Prüfung. Dabei ist 

auch die künftige europäische Entwicklung 

einzubeziehen. So steht derzeit eine Evaluation 

der EuGVVO an. Abzuwarten bleibt zunächst, 

ob und ggf. welche Änderungen die EU-

Kommission im Anschluss an die Evaluation zu 

Art. 7 Nr. 1 lit. b EuGVVO vorschlagen wird (für 

2025 erwartet). Eine abschließende Prüfung ist 

daher erst danach möglich. 

3. Schaffung eines Verbraucherge-

richtsstands 

Denkbar wäre im Zusammenhang mit der vor-

stehend skizzierten Änderung des § 29 Abs. 1 

 

 



Vereinfachung und Optimierung des Verfahrensrechts 189 

 

ZPO, auch die Regelungen der EuGVVO für 

Verbraucherverträge (Art. 17 und Art. 18 Abs. 2 

EuGVVO) im nationalen Recht zu spiegeln und 

so einen allgemeinen Verbrauchergerichts-

stand zu schaffen.290  

Derzeit wird für Passivprozesse gegen Verbrau-

cherinnen und Verbraucher (Art. 18 Abs. 2 

EuGVVO) der örtliche Gerichtsstand dem nati-

onalen Recht entnommen; einen spezifischen 

Verbrauchergerichtsstand gibt es mit Aus-

nahme von § 29c ZPO und § 26 FernUSG nicht. 

Die Erweiterung des einheitlichen Erfüllungs-

gerichtstands kann in Einzelfällen dazu führen, 

dass Verbraucherinnen und Verbraucher in 

Vergütungsstreitigkeiten häufiger als bisher 

nicht an ihrem Wohnsitz, sondern dort zu ver-

klagen sind, wo die vertragscharakteristische 

Leistung zu erbringen ist. Dem könnte durch 

eine Art. 18 Abs. 2 EuGVVO entsprechende 

Rückausnahme, wonach Verbraucherinnen 

und Verbraucher in den erfassten Vertrags-

streitigkeiten ausschließlich an ihrem Wohnsitz 

zu verklagen sind, entgegengewirkt werden.291 

Hiermit ginge allerdings eine erhebliche Ein-

schränkung des Erfüllungsgerichtsstands für 

Passivprozesse gegen Verbraucherinnen und 

Verbraucher einher, und zwar auch in den Fäl-

len, in denen bereits bisher ein einheitlicher Er-

füllungsgerichtsstand angenommen wurde. Zu 

                                                           

290 Für die Einführung eines Verbrauchergerichts-
stands z.B. G. und M. Vollkommer, FS Geimer, 
2001, 1384 ff.; Mankowski, JZ 2003, 1122; 
Kumm, Notwendigkeit und Ausgestaltung eines 
Verbrauchergerichtsstandes im deutschen Zivil-
prozessrecht, Diss. 2007; dagegen Heiderhoff, 
IPrax 2006, 612. 

bedenken ist auch, dass hiermit zusätzliche 

Komplexität und ein rollenspezifisches Pro-

zessrecht geschaffen würde (dazu G.II.2.). 

Gleiches gilt für die Überlegung, Art. 18 Abs. 1 

EuGVVO zu spiegeln und auch Verbraucherin-

nen und Verbrauchern in allen Aktivprozessen 

in Verbraucherstreitigkeiten einen andernfalls 

nach der Zivilprozessordnung nicht eröffneten 

Wahlgerichtsstand am eigenen Wohnsitz zu 

gewähren. 

Die Kommission gibt zu diesem Punkt keine 

Empfehlung ab. 

4. Gerichtsstandsvereinbarungen  

a) Anwendung des § 38 Abs. 1 ZPO auf 

Freiberufler und nichtkaufmännische 

Unternehmerinnen und Unterneh-

mer  

Derzeit können nur Kaufleute, nicht aber Frei-

berufler und sonstige (nichtkaufmännische) 

Unternehmerinnen und Unternehmer gemäß 

§ 38 Abs. 1 ZPO vor Entstehung der Streitigkeit 

eine Gerichtsstandsvereinbarung schließen. Es 

stellt sich die Frage, ob weiterhin ein sachlicher 

Grund für diese Beschränkung besteht.292 

291 So ein Vorschlag im österreichischen Recht von 
van Husen, Gerichtsstand in Verbraucherangele-
genheiten im Österreichischen und Europäi-
schen Zivilprozessrecht, Diss. 2009. 

292 Siehe hierzu auch Bauer, BB 2022, 1225. 
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Dagegen könnte sprechen, dass in anderen 

Rechtsbereichen keine vergleichbaren Unter-

schiede bestehen, so beispielsweise beim Ab-

schluss von Schiedsvereinbarungen oder künf-

tig bei der Vereinbarung der Zuständigkeit des 

Commercial Courts (§ 119b Abs. 2 GVG in der 

Fassung des Justizstandort-Stärkungsgeset-

zes). Dafür spricht, dass es Machtungleichge-

wichte auch zwischen kleinen und großen Un-

ternehmerinnen bzw. Unternehmern gibt und 

die bisherige Regelung auch kleine Unterneh-

merinnen bzw. Unternehmer davor schützt, 

sich auf für sie ungünstige Gerichtsstandsver-

einbarungen einlassen zu müssen. Zudem stellt 

der Unternehmerbegriff in § 14 BGB darauf ab, 

dass beim Abschluss eines Rechtsgeschäfts in 

Ausübung einer selbständigen beruflichen Tä-

tigkeit gehandelt wird, während in § 38 ZPO 

nur an die Kaufmannseigenschaft angeknüpft 

wird. 

Eine Erweiterung von § 38 Abs. 1 ZPO auf Frei-

beruflicher und nichtkaufmännische Unter-

nehmerinnen bzw. Unternehmer soll im Lichte 

dieser Überlegungen geprüft werden.  

b) Gerichtsstandsvereinbarungen in 

Verbraucherstreitigkeiten 

In Verbraucherstreitigkeiten soll der Abschluss 

von Gerichtsstandsvereinbarungen erleichtert 

werden, ohne dass dies zu Einbußen beim Ver-

braucherschutz führt. Hierfür können die Mög-

lichkeiten der Digitalisierung sinnvoll einge-

setzt werden. 

Unter Beteiligung von Verbraucherinnen und 

Verbrauchern ist nach geltendem Recht eine 

Gerichtsstandsvereinbarung (die die weiteren 

Voraussetzungen des § 40 ZPO erfüllt) grund-

sätzlich nur zulässig, wenn sie ausdrücklich und 

schriftlich sowie nach dem Entstehen der Strei-

tigkeit geschlossen wird (§ 38 Abs. 3 Nr. 1 

ZPO). 

aa) Gerichtsstandsvereinbarungen nach 

Entstehen der Streitigkeit  

Der Abschluss von Gerichtsstandsvereinbarun-

gen kann bei bereits entstandenen Verbrau-

cherstreitigkeiten, durch Nutzung digitaler 

Möglichkeiten sinnvoll erleichtert werden. 

Hierzu wäre das Erfordernis der Schriftlichkeit 

aus § 38 Abs. 3 Nr. 1 ZPO zu modifizieren.  

bb) Gerichtsstandsvereinbarungen vor 

Entstehen der Streitigkeit 

Bei der Erleichterung des Abschlusses von Ge-

richtsstandsvereinbarungen vor Entstehen ei-

ner Streitigkeit ist in Verbrauchersachen hinge-

gen Zurückhaltung geboten. Es erscheint nicht 

verhältnismäßig, Verbraucherinnen und Ver-

braucher etwa bei jedem Online-Kauf mit ei-

nem Button sowie einer ausführlichen Beleh-

rung über den Abschluss einer Gerichtsstands-

vereinbarung zu konfrontieren, deren Trag-

weite sich die Betreffenden zu diesem Zeit-

punkt regelmäßig nicht bewusst machen wer-

den. 
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Art. 19 Nr. 2 EuGVVO (ebenso wie Art. 15 Nr. 2 

EuGVVO für Versicherungssachen) erlaubt al-

lerdings Gerichtsstandsvereinbarungen unter 

Verbraucherbeteiligung auch vor Entstehung 

der Streitigkeit, wenn ausschließlich der Ver-

braucherseite für Klagen gegen die Unterneh-

merseite zusätzliche Wahlgerichtsstände eröff-

net werden. Eine solche Möglichkeit sollte 

auch im nationalen Recht gespiegelt werden. 

Hier könnte die sog. -Lösung zur An-

wendung kommen, mit der der Verbraucher-

seite bereits bei Vertragsschluss zusätzliche 

(nicht ausschließliche) Gerichtsstände für ihre 

Aktivklagen eröffnet werden.  

c) Vermutung eines ausschließlich ver-

einbarten Gerichtsstands  

Gerichtsstandsvereinbarungen begründen 

nach der Zivilprozessordnung nicht zwingend 

einen ausschließlichen Gerichtsstand. Anders 

als nach Art. 25 Abs. 1 S. 2 EuGVVO spricht 

nach der Rechtsprechung weder eine Vermu-

tung für die Annahme eines ausschließlichen, 

noch eines besonderen Gerichtsstands. Ob die 

vereinbarte Zuständigkeit von den Parteien als 

ausschließliche gewollt war, muss vielmehr 

durch Auslegung festgestellt werden.293  

Zur Verbesserung der Rechtssicherheit und 

Vorhersehbarkeit des Verfahrensausganges 

soll in Streitigkeiten ohne Verbraucherbeteili-

                                                           

293 BGH, Urt. v. 21.1.2015  VIII ZR 352/13, NJW 
2015, 1118 Rn. 22 m.w.N. 

gung eine an Art. 25 Abs. 1 S. 2 EuGVVO ange-

lehnte Vermutung dafür eingeführt werden, 

dass der von den Parteien nach § 38 Abs. 1 ZPO 

vereinbarte Gerichtsstand ausschließlich sein 

soll. Rügelose Einlassungen (§ 39 ZPO) wären 

trotzdem möglich, denn § 40 ZPO findet keine 

Anwendung, wenn die ausschließliche Zustän-

digkeit nur auf einer Parteivereinbarung be-

ruht.294   

294 MüKoZPO/Patzina, 6. Aufl. 2020, § 40 ZPO Rn. 
7. 
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II. Zustellungsrecht 

Das elektronische Empfangsbekenntnis (eEB) 

soll abgeschafft werden. An seiner Stelle soll im 

elektronischen Rechtsverkehr eine automati-

sierte Empfangsbestätigung, die vom Empfän-

gerpostfach an das Gericht übermittelt wird, als 

Zustellungsnachweis genügen. Elektronische 

Dokumente gelten grundsätzlich nach Ablauf 

einer Frist von sieben Tagen als zugestellt (Zu-

stellungsfiktion). 

Bei Nutzung einer Kommunikationsplattform 

soll die Zustellung elektronischer Dokumente 

durch das Bereitstellen auf der Plattform und 

die Benachrichtigung der Empfängerin bzw. 

des Empfängers über die Abrufbarkeit erfolgen. 

Auf Beglaubigung und Abschrift soll bei der Zu-

stellung elektronischer Dokumente verzichtet 

werden, wenn die Übermittlung auf einem si-

cheren Übermittlungsweg erfolgt. 

Die öffentliche Zustellung soll künftig durch 

die Veröffentlichung der Benachrichtigung im 

Justizportal erfolgen. 

1. Ausgangslage und Reformbedarf 

ist das Gericht Dreh- und Angelpunkt der par-

tei- wie auch gerichtsseitigen Kommunikation 

                                                           

295 Vgl. zuletzt etwa OLG München, Beschl. v. 
19.6.2024  23 U 8369/21, NJW 2024, 2333 Rn 
19 ff. (wenn der Zeitpunkt der elektronischen 
Eingangsbestätigung und des elektronischen 
Empfangsbekenntnisses (eEB) zeitlich erheblich 
auseinanderfallen). 

(Ausnahme: § 195 ZPO). Neben der formlosen 

Weiterleitung eingehender Schriftstücke, der 

Mitteilung von Entscheidungen und der rechts-

konformen Veraktung ist es auch und insbe-

sondere für die förmliche Zustellung verant-

wortlich. Diese erfordert grundsätzlich eine be-

glaubigte Abschrift (§ 169 Abs. 2 und 3 ZPO) o-

der  bei elektronischen Dokumenten  eine 

beglaubigte elektronische Abschrift (§ 169 

Abs. 4 ZPO; Ausnahme: § 169 Abs. 5 ZPO). Die 

Zustellung wird durch eine Zustellungsur-

kunde (§ 182 ZPO), ein Empfangsbekenntnis 

(§ 175 ZPO) oder bei der Zustellung elektroni-

scher Dokumente durch ein elektronisches 

Empfangsbekenntnis (§ 173 Abs. 3 ZPO) nach-

gewiesen. 

Die Zustellung elektronischer Dokumente ist 

damit derzeit weitgehend der analogen Papier-

welt nachgebildet. Die im elektronischen 

Rechtsverkehr und im Umgang mit der E-Akte 

erforderlichen Zu- und Weiterleitungsprozesse 

verursachen bei den Gerichten nicht nur einen 

erheblichen Verwaltungsaufwand, sondern 

sind auch geeignet, zur Verfahrensverzögerung 

und vermeidbaren Fehlern beizutragen.295 
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2. Abschaffung des elektronischen 

Empfangsbekenntnisses (eEB) 

Im Interesse einer ressourcenschonenden, ef-

fizienten und rechtssicheren Arbeit der Ge-

richte sollte auf die eEB verzichtet werden.296 

Sowohl für die Absender- als auch für die Emp-

fängerseite ist der Aufwand am geringsten, 

wenn der Zustellungszeitpunkt automatisch 

bestätigt wird, was in § 173 Abs. 4 S. 4 ZPO für 

andere Fallgruppen bereits gesetzlich geregelt 

ist.297 Die Existenz des eEB resultiert aus der 

Übertragung des herkömmlichen Zustellungs-

verfahrens auf die elektronische Zustellung, 

was aber weder im Rahmen des ERV noch bei 

Nutzung einer künftigen Kommunikations-

plattform systemkonform ist.298 In der Papier-

welt dient das EB primär der Erleichterung des 

Zustellungsnachweises für die Justiz, zumal 

eine kostenintensive Zustellung durch die Post 

(§ 176 Abs. 2 ZPO) vermieden wird. In der digi-

talen Welt hingegen besteht für das EB kein 

originäres Bedürfnis, da der Zugang bereits 

                                                           

296 Vgl. dazu auch schon den Beschluss der Früh-
jahrskonferenz der Justizministerinnen und Jus-
tizminister vom 25./26.5.2023 in Berlin, TOP 

recht voranbringen  Teilnehmerkreis erweitern 
und elektronisches Empfangsbekenntnis erset-

https://www.jus-
tiz.nrw.de/sites/default/files/imported/fi-
les/2023-05/top-i10-digitale-zustellungs-
moeglichkeiten.pdf. 

297 So bereits der Regierungsentwurf für ein Gesetz 
zur Förderung des elektronischen Rechtsver-
kehrs mit den Gerichten (BT-Drs. 17/12634, 28 
f.) und der Entwurf des Bundesrates für ein Ge-
setz zur Förderung des elektronischen Rechts-
verkehrs in der Justiz (BT-Drs. 17/11691, 29, 37). 

durch die automatisierte Eingangsbestätigung 

sicher nachgewiesen werden kann.299 

Im ERV soll daher auch für den in § 173 Abs. 2 

Nr. 1 ZPO genannten Kreis von Personen, Ver-

einigungen und Organisationen anstelle des 

eEB eine automatisierte Empfangsbestätigung, 

die vom Empfängerpostfach an das Gericht 

übermittelt wird, als Zustellungsnachweis ge-

nügen. Aus dieser Empfangsbestätigung geht 

genau hervor, wann das elektronische Doku-

ment an das besondere elektronische Postfach 

übermittelt und dort gespeichert, also empfan-

gen wurde. Der Nachweis der Zustellung ist da-

mit nicht mehr von einem Handeln der Emp-

fängerin bzw. des Empfängers, wie der Rück-

sendung eines Empfangsbekenntnisses, ab-

hängig. Auch eine Zustimmung von Empfäng-

erseite zu dieser Form der elektronischen Zu-

stellung wäre  anders als nach § 173 Abs. 4 

S. 1 ZPO  nicht erforderlich. Dies kann den Ar-

beitsaufwand für die Gerichte, aber  bei der 

Zustellung von Anwalt zu Anwalt  auch für die 

298 Vgl. Riehm, Digital First! Visionen zur Kommuni-
kation des Staats mit seinen Bürger:innen (Göt-
tinger Kolloquien zur Digitalisierung des Zivil-
verfahrensrechts), 2021, abrufbar unter: 
https://univerlag.uni-goettin-
gen.de/bitstream/handle/3/isbn-978-3-86395-
545-
8.11/GKDZ1_11_riehm.pdf?sequence=1&isAllo
wed=y; Riehm/Dörr/Herberger, Digitalisierung 
und Zivilverfahren, 2023, § 14 Rn. 7. 

299 Vgl. 
, S. 18 ff. 
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https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
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Anwaltschaft und deren Mitarbeiter erheblich 

reduzieren.300 

Um die Notwendigkeit einer ständigen Kon-

trolle des besonderen elektronischen Post-

fachs zu vermeiden, soll  entsprechend § 173 

Abs. 4 S. 4 ZPO  eine Zustellungsfiktion ge-

schaffen werden. Die Frist für den Eintritt der 

Zustellungsfiktion soll sieben Tage betragen. 

Damit wäre die maximale Frist erfasst, bei de-

ren Verhinderung die Rechtsanwältin bzw. der 

Rechtsanwalt gem. § 53 Abs. 1 Nr. 1 BRAO für 

eine Vertretung sorgen muss. 

Bei Nutzung einer Kommunikationsplattform 

sollte die Zustellung elektronischer Doku-

mente durch das Bereitstellen auf der Platt-

form und die Benachrichtigung der Empfänge-

rin bzw. des Empfängers über die Abrufbarkeit 

erfolgen (dazu auch unter C.V.4.a)). Auf den 

tatsächlichen Abruf kommt es dann nicht an. 

Auch in diesem Fall sollte eine Zustellungsfik-

tion ab dem Zeitpunkt der Abrufbarkeit gelten. 

3. Verzicht auf Beglaubigung 

Auf die nach § 169 Abs. 4 ZPO erforderliche 

Beglaubigung elektronischer Dokumente soll 

                                                           

300 So bereits BR-Drs. 503/12, 51. 
301 Zu praktischen Problem der qualifizierten elekt-

ronischen Signatur (qeS), vgl. Biallaß, NJW 2022, 
1819. 

302  Lamminger/Ulrich/Schmieder, NJW 2016, 3274 
(3275). 

303 Ory/Weth/Köbler, jurisPK-ERV Band 2, 2. Aufl. 
2022, § 169 ZPO Rn. 13; Achatz, RDi 2022, 31 Rn. 
23. 

zugunsten einer den Bedürfnissen der gericht-

lichen Praxis entsprechenden einfachen und 

zugleich sicheren elektronischen Zustellung 

verzichtet werden (so bereits § 169 Abs. 5 

ZPO).301 Die grundsätzlich der Rechtssicherheit 

dienende Beglaubigung einer Abschrift hat im 

digitalen Rechtsverkehr keinen Mehrwert, da 

Authentizität und Integrität des elektronischen 

Dokuments auf andere Weise gewährleistet 

sind. Die mit § 169 Abs. 4 S. 2 ZPO angestrebte 

Authentizitätswirkung dürfte tatsächlich nicht 

eingreifen, weil die Urkundsbeamtin bzw. der 

Urkundsbeamte keine eigene Erklärung, son-

dern ein fremdes Dokument signiert.302 Die 

sehr differenzierte und damit schwer verständ-

liche Regelung des § 169 ZPO könnte daher auf 

eine in diesem Sinne vereinfachte Fassung zu-

rückgeführt werden.303  

Wird ein elektronisches Dokument auf einem 

sicheren Übermittlungsweg (§ 130a Abs. 4, 

§ 173 Abs. 1 ZPO) zugestellt, so ist der für die 

Übermittlung an die Zustellungsempfängerin 

bzw. den Zustellungsempfänger erforderliche 

Integritätsschutz gewährleistet. Eine Ver-

schlüsselung sichert die Integrität und die Ver-

traulichkeit der übermittelten Daten auf dem 

Transportweg. Auch Zweifel an der Authentizi-

tät bestehen nicht, wenn das Dokument über 
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einen sicheren Übermittlungsweg übermittelt 

wird.304 Denn jede EGVP-Nachricht enthält ei-

nen vertrauenswürdigen Herkunftsnachweis 

(VHN), der Auskunft darüber gibt, ob die Nach-

richt über einen bestimmten sicheren Über-

mittlungsweg übermittelt wurde, und somit 

der Authentifizierung der absendenden Person 

dient. 

4. Verzicht auf elektronische Abschrift 

Darüber hinaus soll auf die bisher nach § 169 

Abs. 4 S. 1 ZPO erforderliche elektronische Ab-

schrift eines elektronischen Dokuments ver-

zichtet werden. Die Regelungen zur Abschrift 

und Beglaubigung bei der Zustellung elektroni-

scher Dokumente beruhen im Wesentlichen 

auf einer Übertragung des Systems der Papier-

akte auf die E-Akte. Die Unterscheidung zwi-

schen Original und Abschrift spielt jedoch bei 

elektronischen Dokumenten keine Rolle. So 

können elektronische Dokumente beliebig ver-

vielfältigt werden, ohne dass die Kopie vom 

Original zu unterscheiden wäre.305 Dies spiegelt 

sich bereits nach geltender Rechtslage etwa in 

§ 133 Abs. 1 S. 2 ZPO (bei elektronischer Ein-

reichung müssen keine Abschriften beigefügt 

                                                           

304 Vgl. BGH, Urt. v. 11.2.2022  V ZR 15/21, NJW 
2022, 1816 Rn. 26 m. Anm. Biallaß, NJW 2022, 
1819; a.A. Zöller/Schultzky, ZPO, 35. Aufl. 2024, 
§ 189 ZPO Rn. 9; zu grundsätzlichen Zweifeln 
bzgl. der Authentizitätswirkung, vgl. Lammin-
ger/Ulrich/Schmieder, NJW 2016, 3274 (3275); 
Achatz, RDi 2022, 31 Rn. 24. 

werden) oder in § 169 Abs. 5 Nr. 1 ZPO (Zustel-

lung der Urschrift mit qualifiziert elektroni-

scher Signatur) wider. 

5. Öffentliche Zustellung 

Die öffentliche Zustellung soll künftig nur noch 

durch Veröffentlichung der Benachrichtigung 

in einem öffentlich zugänglichen elektroni-

schen Informations- und Kommunikationssys-

tem (§ 186 Abs. 2 S. 1 Var. 2 ZPO) oder über das 

Justizportal (siehe dazu C.IV.) erfolgen. Damit 

kann eine zeitgemäße Möglichkeit der Kennt-

nisnahme der öffentlichen Zustellung über das 

Justizportal als Gesicht der Justiz im digitalen 

Raum geschaffen werden.306 Auf die öffentliche 

Zustellung durch Aushang der Benachrichti-

gung an der Gerichtstafel (§ 186 Abs. 2 S. 1 Var. 

1 ZPO) kann dann verzichtet werden. 

305 BT-Drs. 17/12634, 30 f. 
306 So bereits bei Einführung der öffentlichen Zu-

stellung durch Einstellung in das Internet auf 
der Homepage des Prozessgerichts durch das 
Justizkommunikationsgesetz (BT-Drs. 15/4067, 
32). 
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III. Verkündung 

Es soll grundsätzlich in das Ermessen des Ge-

richts gestellt werden, die Verkündung eines 

Urteils oder Beschlusses durch dessen Zustel-

lung an die Parteien zu ersetzen. Auf Parteian-

trag oder bei Bestehen eines öffentlichen Inte-

resses sind diese Entscheidungen weiterhin öf-

fentlich zu verkünden.  

Perspektivisch sollen Entscheidungen statt ei-

ner Zustellung den Parteien ausschließlich di-

gital über eine Kommunikationsplattform zur 

Verfügung gestellt werden. 

Wird eine Entscheidung nicht zugestellt oder 

auf einer Kommunikationsplattform bereitge-

stellt, sollen in dem Verkündungstermin Ent-

scheidungsformel und -gründe bekannt gege-

ben werden. Den Berufungsgerichten ist au-

ßerdem zu gestatten, in besonderen Fällen 

Aufnahmen durch die Presse zuzulassen. 

1. Ausgangslage 

Die Verkündung von Entscheidungen nach ei-

ner mündlichen Verhandlung erfolgt derzeit 

grundsätzlich entweder in dem Termin, in dem 

die mündliche Verhandlung geschlossen wird, 

oder in einem gesondert anberaumten Verkün-

dungstermin (§§ 310 bis 312 ZPO). Erst mit der 

Verkündung wird das Urteil als gerichtliche 

Entscheidung insoweit existent und bindend.307 

                                                           

307 Vgl. BGH, Beschl. v. 21.4.2015  VI ZR 132/13, 
NJW 2015, 2342 Rn. 9; MüKoZPO/Musielak, 6. 
Aufl. 2020, § 310 ZPO Rn. 1. 

Anschließend wird das Urteil oder der Be-

schluss den Parteien in Abschrift zugestellt 

(§ 317 Abs. 1 ZPO). 

In § 310 Abs. 3 ZPO hat der Gesetzgeber für ei-

nige Sonderkonstellationen Ausnahmen von 

dem Grundsatz der Verkündung geschaffen. So 

sind Anerkenntnis- und Versäumnisurteile, die 

ohne mündliche Verhandlung ergehen (§§ 307, 

331 Abs. 3 ZPO), sowie Urteile, durch die der 

Einspruch gegen ein Versäumnisurteil als un-

zulässig verworfen wird, nach § 310 Abs. 3 ZPO 

den Parteien nur zuzustellen, wobei die Zustel-

lung die Verkündung ersetzt. Des Weiteren 

sieht § 1102 ZPO für das Europäische Verfah-

ren für geringfügige Forderungen nach der 

Verordnung (EG) Nr. 861/2007 vor, dass Urteile 

keiner Verkündung bedürfen, sondern die Ver-

kündung des Urteils durch dessen Zustellung 

ersetzt werden kann. Dementsprechend sieht 

auch der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 

Entwicklung und Erprobung eines Online-Ver-

fahrens in der Zivilgerichtsbarkeit in § 1129 

Abs. 2 ZPO-E vor, dass die Verkündung eines 

Urteils oder Beschlusses im Online-Verfahren 

durch dessen Zustellung ersetzt werden 

kann.308 

Die derzeitige gerichtliche Praxis zeigt, dass ge-

sondert anberaumte Verkündungstermine in 

Zivilverfahren die Regel sind. In den allermeis-

ten Fällen werden sie von den Parteien und der 

308 BT-Drs. 20/13082, 13, 33, 56. 
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Öffentlichkeit aber nicht wahrgenommen. Zu-

dem beschränken sich die Richterinnen und 

Richter selbst bei Anwesenheit der Parteien o-

der der Öffentlichkeit oftmals auf die bloße 

Verlesung des Tenors nach § 311 Abs. 2 ZPO. 

Ob und wie die Entscheidungsgründe verkün-

det werden, liegt gemäß § 311 Abs. 3 ZPO der-

zeit im Ermessen des Gerichts. 

2. Vorgaben aus übergeordnetem Recht 

Die öffentliche Verkündung ist in gewissem 

Umfang durch Verfassungsrecht und die EMRK 

geboten.  

So hat das Bundesverfassungsgericht betont, 

dass der Öffentlichkeitsgrundsatz Bestandteil 

des Rechtsstaatsprinzips und des allgemeinen 

Öffentlichkeitsprinzips der Demokratie ist.309 

Der Öffentlichkeitsgrundsatz soll zur Siche-

rung der Verfahrensgerechtigkeit beitragen 

und den Zugang zu Informationen gewährleis-

ten, die für die individuelle und öffentliche 

Meinungsbildung von Bedeutung sind (dazu 

auch unter E.I.1.a)).  

Die EMRK sieht in Art. 6 Abs. 1 S. 2 Hs. 1 EMRK 

ausdrücklich vor, dass Urteile öffentlich zu ver-

künden sind. Zu Art. 6 Abs. 1 EMRK hat der 

                                                           

309 Vgl. BVerfG, Urt. v. 24.1.2001  1 BvR 2623/95, 
NJW 2001, 1633 (1635). 

310 Vgl. EGMR, Urt. v. 8.12.1983  3/1982/49/78, 
NJW 1986, 2177 Rn. 21, 27. 

311 Vgl. EGMR, Urt. v. 8.12.1983  3/1982/49/78, 
NJW 1986, 2177 Rn. 26. 

312 Vgl. EGMR, Urt. v. 17.1.2008  14810/02, NJW 
2009, 2873 Rn. 31  Ryakib Biryukov./.Russland. 

EGMR den Grundsatz aufgestellt, dass das Ge-

bot der Öffentlichkeit die Kontrolle der Recht-

sprechung als Grundprinzip jeder demokrati-

schen Gesellschaft zur Wahrung des Rechts auf 

ein faires Verfahren gewährleistet.310 Insofern 

müsse aber nicht zwingend eine öffentliche 

Verlesung erfolgen. Es genüge, dass in jedem 

Fall die Form der Veröffentlichung des Urteils, 

wie sie im innerstaatlichen Recht des betref-

fenden Staates vorgesehen ist, im Lichte der 

Besonderheiten des Verfahrens, um das es sich 

handelt, und im Hinblick auf Ziel und Zweck 

von Art. 6 Abs. 1 EMRK beurteilt werden 

muss.311 Die Konventionsstaaten haben bei der 

Wahl der Mittel, mit denen sie sicherstellen, 

dass ihre Justiz den Anforderungen des Art. 6 

EMRK genügt, einen erheblichen Gestaltungs-

spielraum.312 So hat der EGMR für die Revisi-

onsinstanz die Erfüllung der Vorschrift bejaht, 

wenn jedermann das Urteil einsehen oder sich 

eine Abschrift verschaffen kann oder wenn je-

dermann, der ein berechtigtes Interesse nach-

weist, den vollen Wortlaut des Urteils erhalten 

kann und die wichtigsten Urteile in einer amtli-

chen Sammlung veröffentlicht werden.313 

Demgegenüber wurde das Erfordernis der öf-

fentlichen Verkündung als verletzt angesehen, 

wenn Gerichte beider Instanzen im schriftli-

chen Verfahren entschieden und die Urteile 

313 Vgl. EGMR, Urt. v. 22.2.1984  4/1982/50/79, 
1984, Serie A, Bd. 74, S. 14 = EuGRZ 1985, 229 
Rn. 33 f.  Sutter./.Schweiz. 
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nicht öffentlich verkündet und auch sonst der 

Öffentlichkeit nicht hinreichend zugänglich ge-

macht hatten314 oder wenn nur der Tenor ver-

kündet, nicht aber die Entscheidungsgründe 

der Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden 

waren315. 

Zur Rechtfertigung von § 310 Abs. 3 ZPO wird 

in der Literatur argumentiert, dass Art. 6 Abs. 1 

S. 2 Hs. 1 EMRK dahingehend ausgelegt wer-

den könne, dass die Verkündung nur dann öf-

fentlich zu erfolgen habe, wenn der Entschei-

dung eine öffentliche mündliche Verhandlung 

vorausgegangen sei.316 Unabhängig davon be-

steht nach der Rechtsprechung des Bundesge-

richtshofs in Zivilsachen ein grundsätzlicher 

Anspruch nicht am Verfahren beteiligter Dritter 

auf Erteilung anonymisierter Abschriften von 

Urteilen und Beschlüssen, ohne dass es hierfür 

der Voraussetzungen für die Gewährung von 

Akteneinsicht nach § 299 Abs. 2 ZPO, insbe-

sondere der Glaubhaftmachung eines rechtli-

chen Interesses, bedürfte.317  

3. Ersetzung der öffentlichen Verkün-

dung 

zes, wenn sie ohne Parteien und Öffentlichkeit 

                                                           

314 Vgl. EGMR, Urt. v. 24.11.1997  
138/1996/757/956, Slg. 1997-VII, S. 2512 f. Nr. 
56 bis 60 = ÖJZ 1998, 233 ff.  Werner./.Öster-
reich. 

315 Vgl. EGMR, Urt. v. 17.1.2008  14810/02, NJW 
2009, 2873, Rn. 45  Ryakib Biryukov./.Russland. 

stattfinden. Sie stellen dann einen vermeidba-

ren Mehraufwand dar. In einer zunehmend di-

gitalisierten Welt, in der Kommunikation und 

Informationsaustausch immer häufiger auf 

elektronischem Wege erfolgen, erscheint die 

generelle Verpflichtung des Gerichts zur Ent-

scheidungsverkündung auch nicht mehr zeit-

gemäß. Dies rechtfertigt es, unter bestimmten 

Voraussetzungen (dazu unter a)) die Zustellung 

des Urteils (dazu unter b) und c)) oder perspek-

tivisch die Bereitstellung auf einer Kommuni-

kationsplattform (dazu unter d)) an die Stelle 

einer öffentlichen Verkündung zu setzen. 

a) Voraussetzungen für einen Verzicht 

auf öffentliche Verkündung 

Es sollte generell in das Ermessen des Gerichts 

gestellt werden, die Verkündung eines Urteils 

oder Beschlusses durch dessen Zustellung an 

die Parteien (oder Bereitstellung auf einer 

Kommunikationsplattform) zu ersetzen.  

Die Regelung des § 310 Abs. 3 ZPO kann inso-

weit als Vorbild fruchtbar gemacht und jenseits 

der dort normierten Fälle ausgeweitet werden. 

Eine solche Regelung ermöglicht, dass es 

grundsätzlich bei der bisherigen Systematik 

bleibt, dass in dem Termin, in dem die mündli-

che Verhandlung geschlossen wird, eine Ent-

scheidung ergeht oder ein Verkündungstermin 

316 Vgl. Stein/Jonas/Althammer, ZPO, 23. Auflage 
2018, § 310 ZPO Rn. 26 m.w.N. 

317 Vgl. BGH, Beschl. v. 5.4.2017  IV AR (VZ) 2/16, 
NJW 2017, 1819 Rn. 14 f. 
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anberaumt wird. Dem Gericht wird aber zusätz-

lich die Möglichkeit eingeräumt, anstelle eines 

Verkündungstermins zu bestimmen, dass die 

ergehende Entscheidung den Parteien durch 

Zustellung verkündet wird (vgl. auch § 116 Abs. 

2 VwGO).  

Auf Parteiantrag oder bei öffentlichem Inte-

resse sind Entscheidungen seitens des Gerichts 

aber weiterhin zwingend öffentlich zu verkün-

den und nicht bloß zuzustellen. Das Ermessen 

des Gerichts hinsichtlich der Form des Ent-

scheidungserlasses (Entscheidungsverkündung 

oder Zustellung der Entscheidung) ist in diesem 

Sinne ausdrücklich im Gesetz zu begrenzen (Er-

messensreduzierung auf Null). Wann ein öf-

fentliches Interesse an einer öffentlichen Ver-

kündung vorliegt, ist durch Regelbeispiele im 

Gesetz oder in der Gesetzesbegründung näher 

auszudifferenzieren. Zu denken ist etwa an 

Verfahren, in denen interessierte Zuschauer an 

der mündlichen Verhandlung teilgenommen 

haben oder zu denen es nähere Presseanfragen 

gab. 

Hintergrund ist, dass wenn eine Partei eine öf-

fentliche Verkündung wünscht oder ein öffent-

liches Interesse an einer öffentlichen Verkün-

dung besteht, zur Verwirklichung des verfas-

sungsrechtlich fundierten Öffentlichkeits-

grundsatzes eine öffentliche Verkündung 

zwingend durchzuführen ist. Dies leistet einen 

Beitrag zur Sicherung der Verfahrensgerechtig-

keit und gewährleistet den Zugang zu Informa-

tionen, die für die individuelle und öffentliche 

Meinungsbildung von Bedeutung sind. Auch 

wird auf diese Weise das für die Außenwahr-

öffentlichen Entscheidungsverkündung erhal-

fektiv begegnet. 

Angesichts der Vielzahl der Verfahren, in denen 

danach auf einen Verkündungstermin verzich-

tet werden kann, ist mit erheblichen Effizienz-

gewinnen in den gerichtlichen Arbeitsabläufen 

zu rechnen. Es entfällt Aufwand sowohl im 

nichtrichterlichen als auch im richterlichen Be-

reich für die gesonderte Anberaumung (Ter-

minsbestimmung, Eintragung und Aufnahme 

in den Sitzungsplan) und Durchführung (Auf-

ruf, Verkündung, Erstellung und Ausfertigung 

des Protokolls) der Verkündungstermine. 

Die Ausweitung der Ersetzung der öffentlichen 

Verkündung durch die Zustellung der Ent-

scheidung entspricht dabei den verfassungs-

rechtlichen und EMRK-rechtlichen Vorgaben, 

da die Gerichte jeweils nach den Besonderhei-

ten des Einzelfalls entscheiden können, welche 

Form des Entscheidungserlasses (Entschei-

dungsverkündung oder Zustellung der Ent-

scheidung) angemessen ist. Im Rahmen dieser 

Ermessensausübung werden insbesondere die 

aus Art. 6 Abs. 1 S. 2 Hs. 1 EMRK folgenden 

Vorgaben zu berücksichtigen sein. Diese Rege-

lungsvariante ist damit rechtssicher, lässt den 

Gerichten viel Spielraum und stellt keinen zu 

abrupten Bruch mit dem bisherigen System 

dar. 
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Die Interessen der Öffentlichkeit sind u.a. 

durch die Möglichkeit, eine anonymisierte Aus-

fertigung der Entscheidung zu erhalten, sowie 

die empfohlene Ausweitung der Veröffentli-

chung von Entscheidungen (dazu D.V.), ausrei-

chend gewahrt. Der mit der Neuregelung ein-

hergehende partielle Verlust des direkten Kon-

takts zwischen Gericht und Öffentlichkeit ist 

überschaubar, da in der gerichtlichen Praxis  

wie unter 1. dargestellt  regelmäßig nur der 

Entscheidungstenor mündlich verkündet wird 

und insoweit die interessierte Öffentlichkeit 

durch den Erhalt einer anonymisierten Ausfer-

tigung der Entscheidung wesentlich mehr In-

formationen erhält. 

b) Verfahren 

Wählt das Gericht die Verkündung durch Zu-

stellung, soll es bestimmen, bis wann diese Zu-

stellung spätestens erfolgen wird. Eine vorzei-

tige Zustellung ist dem Gericht unter Beschleu-

nigungsgesichtspunkten dabei gestattet. Wie 

bisher soll § 310 Abs. 1 S. 2 ZPO entsprechende 

Geltung beanspruchen, sodass der Verkün-

dungs- bzw. Zustellungstermin nur dann über 

drei Wochen nach dem Schluss der mündlichen 

Verhandlung angesetzt wird, wenn wichtige 

Gründe, insbesondere der Umfang oder die 

Schwierigkeit der Sache, dies erfordern. Auch 

                                                           

318 Stein/Jonas/Althammer, ZPO, 23. Aufl. 2018, 
§ 310 ZPO Rn. 27; Zöller/Feskorn, ZPO, 35. Aufl. 
2024, § 310 ZPO Rn. 6. 

im schriftlichen Verfahren kann das Gericht an-

stelle eines Verkündungstermins bestimmen, 

dass die ergehende Entscheidung den Parteien 

durch Zustellung verkündet wird und zugleich 

festsetzen, bis wann diese Zustellung erfolgen 

wird. Da das Gericht den genauen Zeitpunkt 

der Zustellung an die Parteien (z.B. durch die 

Notwendigkeit eines Empfangsbekenntnisses 

oder aufgrund von Postlaufzeiten bei Zustel-

lung an Naturalparteien) derzeit nicht immer 

verlässlich prognostizieren kann, wird der Ter-

min bestimmt, zu dem die Zustellung in Gang 

gesetzt wird. Dies ist  entsprechend § 331 

Abs. 3 S. 1 Hs. 2 ZPO  der Zeitpunkt, zu dem 

die vollständig abgefasste und unterschriebene 

bzw. qualifiziert elektronisch signierte Ent-

scheidung der Geschäftsstelle zur Zustellung 

übermittelt ist.  

Bei der Zustellung der Entscheidung an Ver-

kündungs statt ist, wie zu § 310 Abs. 3 ZPO an-

erkannt,318 nicht bloß die Urteilsformel, son-

dern das vollständig abgefasste Urteil zuzustel-

len. Im Übrigen gelten insoweit dieselben An-

forderungen wie bei der Urteilszustellung nach 

§ 317 ZPO.  
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c) Folgen einer Zustellung von Ent-

scheidungen 

Mit der Zustellung an alle Parteien wird die 

Entscheidung existent, 319 wobei die Bindung 

des Gerichts, insbesondere das Verbot der Auf-

hebung und Abänderung, bereits mit der ersten 

Zustellung an eine Partei eintritt.320 Dies hat zur 

Folge, dass auch erst nach der Zustellung der 

Entscheidung an alle Parteien die Rechts-

behelfsfristen beginnen.321  

d) Nutzung der Kommunikationsplatt-

form 

Die Zustellung von Entscheidungen stellt sich 

dabei nur als Übergangslösung bis zur Einrich-

tung einer Kommunikationsplattform (dazu 

C.V.) dar. Perspektivisch sollten Entscheidun-

gen den Parteien ausschließlich dort digital zur 

Verfügung gestellt werden. An die Stelle der 

Zustellung an die Parteien tritt dann die Bereit-

stellung der Entscheidung auf der Kommunika-

tionsplattform und die Benachrichtigung der 

Parteien über deren Abrufbarkeit. 

Bei Einsatz der Kommunikationsplattform wird 

sich die mitunter komplizierte Berechnung der 

Rechtsmittelfristen (dazu unter c)) stark verein-

fachen. Denn dann kann für den Beginn der 

Rechtsbehelfsfrist auf den Zeitpunkt abgestellt 

                                                           

319 
2012, 1591 Rn. 17; BGH, Urt. v. 17.4.1996  VIII 
ZR 108/95, NJW 1996, 1969 (1970); Stein/Jo-
nas/Althammer, ZPO, 23. Auflage 2018, § 310 
ZPO Rn. 29; Zöller/Feskorn, ZPO, 35. Aufl. 2024, 
§ 310 ZPO Rn. 6. 

werden, zu dem die Entscheidung über die 

Kommunikationsplattform erstmals abrufbar 

war und die Parteien (und notwendigen Streit-

genossen) hierüber benachrichtigt wurden. 

Unabhängig von den Vorschlägen für eine stär-

kere Veröffentlichung von Entscheidungen, 

könnte die Kommunikationsplattform zur Um-

setzung der unter 1. angesprochenen Recht-

sprechung des Bundesgerichtshofs, wonach 

nicht am Verfahren beteiligte Dritte Anspruch 

auf Erteilung einer anonymisierten Abschrift 

der Entscheidung zu den sie interessierenden 

Verfahren haben, nutzbar gemacht werden. Die 

Öffentlichkeit könnte dann, auch um den An-

forderungen von Art. 6 Abs. 1 S. 2 Hs. 1 EMRK 

zu entsprechen, Zugang zu einer (ggf. automa-

tisiert) anonymisierten Fassung der Entschei-

dung auf der Plattform erhalten. Damit würde 

auch berechtigten Erwartungen der Öffentlich-

keit Rechnung getragen. Denn diese dürfte 

perspektivisch eher einen unmittelbaren, orts- 

und zeitunabhängigen Online-Zugriff auf Ent-

scheidungen erwarten. Im Zuge der Einführung 

der Kommunikationsplattform bietet sich da-

bei eine klarstellende gesetzliche Regelung des 

Anspruchs auf eine anonymisierte Abschrift an. 

320 Vgl. zu § 310 Abs. 3 ZPO Stein/Jonas/Altham-
mer, ZPO, 23. Auflage 2018, § 310 ZPO Rn. 27. 

321 Vgl. zu § 310 Abs. 3 ZPO Stein/Jonas/Altham-
mer, ZPO, 23. Auflage 2018, § 310 ZPO Rn. 30; 
Zöller/Herget, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 339 ZPO 
Rn. 4. 
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4. Stärkung öffentlicher Verkündungs-

termine 

Die Stärkung des Öffentlichkeitsgrundsatzes 

durch Belebung der mündlichen Verhandlung 

(dazu E.V.) sollte durch einen erweiterten In-

halt des Verkündungstermins ergänzt werden. 

Dies rechtfertigt sich dadurch, dass Verkün-

dungstermine künftig vor allem dann stattfin-

den werden, wenn ein Interesse der Öffentlich-

keit (oder der Parteien) an ihnen besteht (dazu 

3.a)). 

Hierzu sollte vorgesehen werden, dass, wenn 

ein Verkündungstermin durchgeführt wird, die 

Verkündung nicht nur die Vorlesung der Ent-

scheidungsformel (§ 311 Abs. 2 S. 1 ZPO) oder 

die Bezugnahme auf die Entscheidungsformel 

(§ 311 Abs. 2 S. 2 ZPO) umfasst, sondern zwin-

gend auch die Entscheidungsgründe entweder 

durch Vorlesung der Gründe oder mündliche 

Mitteilung des wesentlichen Inhalts (§ 311 

Abs. 3 ZPO) verkündet werden müssen. 

Zudem ist in Bezug auf Verkündungstermine 

von Berufungsgerichten das in § 169 Abs. 1 S. 2 

GVG normierte komplette Verbot von Ton- 

und Fernseh-Rundfunkaufnahmen sowie Ton- 

und Filmaufnahmen zum Zwecke der öffentli-

chen Vorführung oder Veröffentlichung ihres 

Inhalts nicht mehr zeitgemäß.322 Den Beru-

                                                           

322  Zur verfassungsrechtlichen und rechtspoliti-
schen Diskussion vgl. die Nachweise bei Kis-
sel/Mayer/Mayer, GVG, 10. Aufl. 2021, § 169 
ZPO Rn. 65 ff. 

fungsgerichten ist  wie bereits für den Bun-

desgerichtshof vorgesehen (§ 169 Abs. 3 S. 1 

GVG)  zu gestatten, in besonderen Fällen Ton- 

und Fernseh-Rundfunkaufnahmen sowie Ton- 

und Filmaufnahmen zum Zwecke der öffentli-

chen Vorführung oder der Veröffentlichung ih-

res Inhalts zuzulassen. Hierdurch erfolgt eine 

weitere bedeutsame Aufwertung der öffentli-

chen Entscheidungsverkündung und Stärkung 

des Öffentlichkeitsgrundsatzes. 
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IV. Vereinfachung von Nebenentschei-

dungen 

Es soll geprüft werden, inwieweit eine Reduk-

tion von Komplexität im Bereich der sog. Ne- 

benentscheidungen Gerechtigkeitsmaßstäben 

standhält. Diese soll daher nur unter Beachtung 

der berechtigten Parteiinteressen und allge-

meiner Verfahrensgrundsätze angestrebt wer-

den.  

Ein nicht unerheblicher Aufwand für die Ge-

richte entsteht im Bereich der sog. Nebenent-

scheidungen, d.h. bei der Festsetzung des 

Streitwerts und bei der Entscheidung über die 

Kosten und die vorläufige Vollstreckbarkeit. 

Die Rechtsgrundlagen sind differenziert und 

komplex, so dass je nach Sachverhalt kompli-

zierte und aufwendige Berechnungen erforder-

lich sein können. In Betracht kommt eine Re-

duktion der Komplexität im Recht der Ne- 

benentscheidungen, indem die Regelungen 

etwa für die Kostenverteilung, die Streitwert-

festsetzung und für die vorläufige Vollstreck-

barkeit vereinfacht und Pauschalierungen ge-

setzlich zugelassen werden.  

Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die 

Nebenentscheidungen für die Parteien eine er-

hebliche finanzielle Bedeutung haben. So geht 

es bei der Entscheidung über die vorläufige 

Vollstreckbarkeit und die Berechnung der Si-

cherheitsleistung um die angemessene Vertei-

lung des Insolvenzrisikos und den Schutz vor 

finanziellen Einbußen aus unberechtigter Voll-

streckung. Nach der Festsetzung des Streitwer-

tes und der Kostenentscheidung richtet sich, 

wieviel die Führung eines Rechtsstreits für die 

Parteien am Ende kostet. Hiernach treffen sie 

zu Beginn auch ihre Entscheidung darüber, ob 

es sich finanziell lohnt, einen Prozess zu führen 

oder ob das finanzielle Risiko zu hoch er-

scheint. 

Es ist zu prüfen, inwieweit durch Vereinfachun-

gen der gesetzlichen Regelungen und der Zu-

lassung von Pauschalierungen der Aufwand 

des Gerichts in angemessenem Umfang verrin-

gert werden kann, ohne dass finanzielle Unge-

rechtigkeiten für die Parteien entstehen. Das 

Unterliegensprinzip darf keinesfalls aufgrund 

von Effizienzerwägungen ausgehöhlt werden. 
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V. Erfassung digitaler Vermögenswerte 

in der Zwangsvollstreckung 

Trotz bestehender Rechtsunsicherheiten bei 

der Zwangsvollstreckung in digitale Vermö-

genswerte sind isolierte Regelungen in der Zi-

vilprozessordnung nicht zu empfehlen. Statt-

dessen ist der jeweilige Rechtscharakter digita-

ler Vermögenswerte, der die Anwendung der 

vollstreckungsrechtlichen Bestimmungen prä-

determiniert, im materiellen Recht zu bestim-

men. Das schließt anschließende vollstre-

ckungsrechtliche Feinjustierungen nicht aus. 

Zur effektiven Durchsetzbarkeit von titulierten 

Ansprüchen einer Gläubigerin oder eines Gläu-

bigers müssen die Vollstreckungsorgane auch 

auf das nicht verkörperte digitale Vermögen ei-

ner Schuldnerin oder eines Schuldners zugrei-

fen können. Das betrifft alle immateriellen ver-

mögenswerten Güter, denen ein Informations-

wert zukommt, z.B. Daten, Internet-Domains 

und Kryptowerte.323 Sonst könnten Schuldne-

rinnen und Schuldner den Vollstreckungszu-

griff durch Umwandlung ihres Vermögens in 

digitale Güter vereiteln.324 Dies erlangt umso 

mehr Bedeutung, als die Marktkapitalisierung 

allein der mittlerweile 20 Mio. Bitcoins im 

                                                           

323 Vgl. Riehm/Dörr/Apel/Herrmann, Digitalisie-
rung und Zivilverfahren, 2023, § 22 Rn. 2. 

324 Riehm/Dörr/Apel/Herrmann, Digitalisierung 
und Zivilverfahren, 2023, § 22 Rn. 2. 

325 Zahrte, DGVZ 2024, 148 (151). 
326 Ein Non-Fungible-Token (NFT) kann beschrie-

ben werden als digitale Abbildung eines Vermö-
genswertes, mit welchem dem Inhaber des NFT 

deliegenden Vermögenswert ausgestellt wird, 

Frühjahr 2024 rund 1,31 Billionen USD be-

trug325 und Non-Fungible-Token326 als innova-

tive Anlageobjekte bzw. Vehikel zur finanziel-

len Verwertbarkeit digitaler Werte an Populari-

tät gewinnen. 

Die zunehmende wirtschaftliche Bedeutung di-

gitaler Güter hat bisher noch keine gesetzgebe-

rischen Anpassungen im Zwangsvollstre-

ckungsrecht zur Folge gehabt. Digitale Güter 

sind als Vollstreckungsgegenstände nicht ex-

plizit geregelt, sodass es der Auslegung und 

Anwendung der allgemeinen vollstreckungs-

rechtlichen Bestimmungen bedarf. Eine ge-

setzliche oder (höchst)richterliche Klärung 

steht hierbei in vielen Fallkonstellationen noch 

aus.327 Das führt zu Rechtsunsicherheiten.  

Gleichwohl sind isolierte Regelungen allein zur 

Einzelzwangsvollstreckung in digitale Vermö-

genswerte nicht zu empfehlen. Erforderlich 

sind stattdessen übergreifende Lösungen auf 

der Grundlage der im materiellen Recht festzu-

legenden Rechtsnatur der verschiedenen digi-

talen Vermögenswerte. So sollten Rechtsunsi-

cherheiten etwa bei der Zwangsvollstreckung 

in Kryptowerte rechtsgebietsübergreifend 

vgl. Riehm/Dörr/Apel/Herrmann, Digitalisie-
rung und Zivilverfahren, 2023, § 22 Rn. 48. 

327 Riehm/Dörr/Apel/Herrmann, Digitalisierung 
und Zivilverfahren, 2023, § 22 Rn. 3. 
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durch die Klärung des Sachbegriffs gelöst wer-

den. Transaktionen unter Verwendung der 

Blockchain-Technologie sowie der Handel mit 

Kryptowerten sollten im materiellen Zivilrecht 

ausdrücklich und vorzugsweise in einer Weise 

geregelt werden, die beispielsweise den recht-

lichen Eigenarten der Smart-Contracts Rech-

nung trägt.  

Soweit sich bei der Zwangsvollstreckung in Da-

ten Rechtsunsicherheiten durch die ungeklärte 

Frage ergeben, nach welchem Maßstab nicht-

personenbezogene Daten geschützt sind und 

welche Rechte daran bestehen,328 sollte die er-

forderliche Entscheidung über ein Dateneigen-

tum oder ein Datenausschließlichkeitsrecht 

wegen ihrer mannigfaltigen Bedeutung für ver-

schiedene Rechtsbereiche ebenfalls nicht im 

Zwangsvollstreckungsrecht getroffen werden. 

Gleiches gilt für die noch unbeantwortete 

Frage der Übertragbarkeit einer Rechtsposition 

an personenbezogenen Daten.329 

Im Hinblick auf die Zwangsvollstreckung in In-

ternet-Domains besteht von vornherein kein 

vollstreckungsrechtlicher oder noch darüber-

hinausgehender grundsätzlicher Regelungsbe-

darf. Insoweit kann vielmehr auf die höchst-

richterliche Rechtsprechung verwiesen wer-

den.330  

  

                                                           

328 Riehm/Dörr/Apel/Herrmann, Digitalisierung 
und Zivilverfahren, 2023, § 22 Nr. 40 m.w.N. 

329 Riehm/Dörr/Apel/Herrmann, Digitalisierung 
und Zivilverfahren, 2023, § 22 Nr. 39 m.w.N. 

330 BGH, Beschl. v. 5.7.2005  VII ZB 5/05, NJW 
2005, 3353 f. 
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G. 

Ansätze für einen effektiven Zivilprozess der 

Zukunft liegen auch in der Spezifizierung und 

Flexibilisierung von Verfahrensarten. Für eine 

effektivere und zügigere Durchsetzung privater 

Rechte können neue Verfahren sich insbeson-

dere die Digitalisierung zu Nutze machen (dazu 

unter G.III. und G.IV). Daneben bietet sich aber 

auch die Modifikation bereits existierender 

Verfahrensarten an, um diese an digitale Bear-

beitungsprozesse anzupassen (zum Urkunden-

verfahren siehe G.VII.). In anderen Fällen erfül-

len das effektivierte Erkenntnisverfahren (dazu 

E.) sowie andere Verfahrensangebote bereits 

spezifische Rechtsschutzbedürfnisse, sodass es 

einer weiteren Ausweitung des Verfahrensan-

gebots nicht bedarf. Das betrifft Fast-Track-

Verfahren (G.V.) und ein gesondertes Verfahren 

für komplexe Streitigkeiten (G.VI.). 

                                                           

331 Vgl. zu verfassungsrechtlichen Zweifelsfragen 
etwa Zöller/Herget, ZPO, 35. Aufl. 2024, § 495a 
ZPO Rn. 9 f. Im Falle einer Widerklage kann  

I. Differenzierung des Verfahrensange-

bots 

Die Ausgestaltung eines weiteren Verfahrens-

angebots neben dem zivilprozessualen Regel-

verfahren sollte von den Bedürfnissen der 

Rechtsuchenden abhängig gemacht werden. 

Das traditionelle Leitbild des Zivilverfahrens 

geht im Grundsatz von einem einheitlichen 

Prozessablauf aus (dazu B.III.). Die Regelungen 

zur Klageeinreichung, zur mündlichen Ver-

handlung und zum weiteren Verfahren bis zum 

Urteil gelten prinzipiell unabhängig vom Ver-

fahrensgegenstand und im Wesentlichen auch 

vom Gegenstandswert. Gegenwärtig sind Ab-

weichungen vom zivilprozessualen Regelver-

fahren nur in Bagatellsachen (§ 495a ZPO) bis 

zum Streitwert von 600 Euro möglich.331 Be-

sondere Verfahren eigener Art kennt die Zivil-

prozessordnung mit Blick auf das selbständige 

Beweisverfahren, den Urkunden- und Wech-

selprozess, den einstweiligen Rechtsschutz, für 

geringfügige Forderungen nach der EU-Small-

Claims-Verordnung, sowie das Mahnverfahren. 

Daneben sind prozessuale Sonderregelungen 

mangels Zusammenrechnung (§ 5 Hs. 2 ZPO)  
die tatsächliche Beschwer für eine Partei sogar 
1.200 EUR erreichen. 
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u.a. in Nebengesetzen wie dem GWB, dem 

UWG, dem UKlaG und dem VDuG enthalten.  

Die Beschreitung des Regelverfahrens wird von 

den Rechtsuchenden häufig als Last empfun-

den, was sich im Rückgang der Klageeingangs-

zahlen dokumentiert.332 Die Ursachen dafür 

lassen sich mit Aufwand, Dauer und Kosten der 

Verfahren zusammenfassen. Sie haben ihren 

Ursprung auch in den verfahrensrechtlichen 

Vorschriften des Regelverfahrens. Es bedarf ei-

nes Verfahrensangebots, das weniger aufwen-

dig, schneller und kostengünstiger ist.333 

Die Individualrechtsdurchsetzung wird dabei 

auch dann nicht gefährdet, wenn  bei Zugäng-

lichkeit eines Regelverfahrens für jeden Recht-

suchenden  ein differenzierendes Verfahrens-

angebot geschaffen wird, in dem z.B. Effizienz- 

und Wirtschaftlichkeitserwägungen stärker im 

Vordergrund stehen.  

Die Ausgestaltung des konkreten Verfahrens-

angebots sollte dabei von den Bedürfnissen der 

Rechtsuchenden abhängig gemacht werden, 

                                                           

332 Vgl. zum Rückgang der Eingangszahlen und des-
sen Ursachen den Abschlussbericht zum For-

des Rückgangs der Eingangszahlen bei den Zivil-
. 

333 An diesem Befund ist trotz eines Anstiegs der 
Eingangszahlen bei den Zivilgerichten um acht 
Prozent im Jahr 2023 verglichen mit dem Jahr 
2022 festzuhalten. Denn zum einen bewegen 
sich die Eingangszahlen historisch betrachtet 
weiterhin auf einem niedrigen Niveau und zum 
anderen ist der Anstieg maßgeblich durch einen 
Anstieg der Fluggastsachen nach einem pande-
miebedingten Rückgang geprägt; vgl. Rebehn, 

die auch durch das (reformierte) Regelverfah-

ren im Zivilprozess der Zukunft (dazu E.) nicht 

ausreichend erfüllt werden können. Dieser An-

satz weicht von dem in England und Wales ab. 

Dort ist die Bereitstellung verschiedener Ver-

fahrenstypen ein grundlegender Baustein zur 

generellen Umsetzung des Verhältnismäßig-

keitsgrundsatzes. Mit dem small claims track, 

dem fast track, dem intermediate track oder 

dem multi track existieren vier Verfahrensty-

pen, denen die einzelnen Rechtsstreitigkeiten 

in Orientierung an Streitwert und Komplexität 

zugeordnet werden.334 In Deutschland sollte 

ein differenziertes Verfahrensangebot neben 

dem Regelverfahren geschaffen werden und 

dieses nicht (wie in England und Wales) in ers-

ter Linie mit Kostenerwägungen begründet 

werden, sondern mit der konsequenten Ver-

wirklichung des Justizgewährungsanspruchs in 

einer sich verändernden und zunehmend digi-

talen Welt einhergehen (dazu bereits B.III.). Die 

Verfahrensflexibilisierung und die Notwendig-

Trendwende bei Verfahrenszahlen? (abrufbar 
unter: https://rsw.beck.de/aktuell/daily/maga-
zin/detail/adj-njw-2024-36-trendwende-bei-
verfahrenszahlen. 

334 CPR Rule 26.9; vgl. auch Huber, ZEuP 2023, 777 
(778). 

 

 

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://rsw.beck.de/aktuell/daily/magazin/detail/adj-njw-2024-36-trendwende-bei-verfahrenszahlen
https://rsw.beck.de/aktuell/daily/magazin/detail/adj-njw-2024-36-trendwende-bei-verfahrenszahlen
https://rsw.beck.de/aktuell/daily/magazin/detail/adj-njw-2024-36-trendwende-bei-verfahrenszahlen
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keit, neue Verfahrensarten zu schaffen, er-

scheint somit als Gebot eines konsequent fort-

gedachten Justizgewährungsanspruchs.  

Bei dem gebotenen Ausbau digitaler Klage-

möglichkeiten besteht gleichwohl kein Anlass, 

die Justiz auf der Ebene eines einfachen 

hen.335 Hierfür gibt auch eine stärkere Hinwen-

keinen An-

lass. Nutzendenzentriertheit muss auch ein An-

forderungsstandard für moderne Justizange-

bote darstellen, ohne dass der hoheitliche Ver-

fahrenscharakter dahinter zurücktreten 

müsste. 

II. Sonderprozessrechte 

Die Einführung weiterer, an materiellen 

Rechtsnormen orientierter Sonderprozess-

rechte sollte nur dann erfolgen, wenn die Ei-

genheiten des anzuwendenden materiellen 

Rechts mit so großer Deutlichkeit auftreten, 

dass das Regelverfahren nicht mehr tauglich 

ist. Erforderliche Verfahrensregeln für beson-

dere Rechtsmaterien sollten außerhalb der Zi-

vilprozessordnung getroffen werden. 

Ein spezifisches Verbraucherprozessrecht ist 

abzulehnen. 

                                                           

335 So aber anscheinend Voß, VuR 2021, 243 (244).  
336 Hier sieht § 308a ZPO bereits ein Sonderpro-

zessrecht vor. 
337 H. Roth, JZ 2014, 801 (807). 

1. 

rechte 

Die Einführung weiterer, an materiellen 

Rechtsnormen orientierter Sonderprozess-

rechte in der Zivilprozessordnung, z.B. in Miet-

sachen,336 kann zwar für spezifische Rechts-

streitigkeiten sachgerechte und effizienzstei-

gernde Regelungen schaffen und könnte über-

dies Informations- und Ressourcenasymmet-

rien entgegenwirken (dazu B.IV.2.). Eine solche 

normative Diversifizierung des Verfahrens-

rechts würde jedoch die Einheitlichkeit des Zi-

vilprozesses in Frage stellen, welche gerade 

Rechtssicherheit verbürgt.337 Erst der Umstand, 

dass grundsätzlich jedes Zivilverfahren nach 

den gleichen prozessualen Regeln abgehalten 

wird, gewährleistet den Schutz sämtlicher sub-

jektiver Rechte der Parteien.338 Ein zersplitter-

tes Verfahrensrecht würde hingegen eine uner-

wünschte Komplexität des Rechts schaffen und 

damit letztlich Rechtsunsicherheit erzeugen.339  

Die Einführung von Sonderprozessrechten 

sollte daher auf die Fälle beschränkt werden, in 

denen Eigenheiten des anzuwendenden mate-

riellen Rechts mit so großer Deutlichkeit auf-

treten, dass sie prozessuale Abweichungen zu 

dessen Durchsetzung erfordern.340 Um die All-

gemeintauglichkeit des zivilprozessualen Er-

kenntnisverfahrens zu bewahren, sollten aller-

338 H. Roth, ZZP 129 (2016), 3 (22). 
339 Prütting, AnwBl 2013, 401 (402). 
340 Vgl. auch H. Roth, ZZP 129 (2016), 3 (23). 
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dings erforderliche Sonderregelungen in Ne-

bengesetze eingebettet werden, wie dies etwa 

für Kartellschadensersatz im GWB, für Wettbe-

werbsprozesse im UWG und für Verbandskla-

gen im VDuG und UKlaG geschehen ist. 

Die Möglichkeit der Gerichte, für bestimmte 

Rechtsstreitigkeiten eigene Leitlinien zu entwi-

ckeln, um eine sachgerechte Verfahrensgestal-

tung zu gewährleisten, bleibt hiervon unbe-

rührt.  

2. Kein spezifisches Verbraucherpro-

zessrecht 

Im Zusammenhang mit einer etwaigen Heraus-

bildung von Sonderprozessrechten zur Flexibi-

lisierung des Verfahrensrechts steht vor allem 

die Einführung eines spezifischen Verbraucher-

prozessrechts im Fokus der rechtspolitischen 

Diskussion.341 

Hierdurch soll Verbraucherinnen und Verbrau-

chern eine bedarfsgerechte Justizdienstleis-

342 angeboten werden, um der Durchset-

zung des Verbraucherschutzrechts des BGB 

auch prozessual zum Erfolg zu verhelfen. 

                                                           

341 Micklitz, in: Verhandlungen des 69. Deutschen 
Juristentages Hannover 2012, Bd. I Gutachten, 
2012, S. A 89. 

342 Callies, in: Verhandlungen des 70. Deutschen Ju-
ristentages Hannover 2014, Bd. I Gutachten, 
2014, S. A 97. 

343 H. Roth, JZ 2014, 801 (807). 
344 H. Roth, JZ 2014, 801 (806). 
345 H. Roth, JZ 2014, 801 (807). 
346 Vgl. dazu EuGH, Urt. v. 27.6.2000, C-240/98 

(Océano Grupo), ZIP 2000, 1165 Rn. 22; Urt. v. 

Durch die Schaffung eines spezifischen Ver-

braucherprozessrechts soll letztlich das struk-

turelle Ungleichgewicht zwischen Verbrau-

cher- und Unternehmerseite abgefedert wer-

den. Dies würde allerdings der offenen Ausge-

staltung der Prozesszwecke widersprechen, 

wonach soziale Faktoren der Parteien im Zivil-

verfahren grundsätzlich unberücksichtigt zu 

bleiben haben.343  

Darüber hinaus wäre eine entsprechende 

ten des Verbraucherschutzes auch nur dann 

sinnhaft, wenn ein spezifischer Verbraucher-

prozess über das bereits vorhandene Bagatell-

verfahren und das allgemeine Prozessrecht 

hinausginge.344 Hierfür wäre jenseits des § 29c 

ZPO die Schaffung eines allgemeinen Verbrau-

chergerichtsstands (vgl. F.I.3.) und / oder die 

Ablösung des Verhandlungsgrundsatzes durch 

den Untersuchungsgrundsatz notwendig.345 

Dies wird ebenso kritisch gesehen wie auch 

eine Abkehr vom Beibringungsgrundsatz zu-

gunsten einer verbraucherfreundlichen Unter-

suchungsmaxime346. Eine solche einseitige Be-

vorzugung einer Partei würde die prozessuale 

21.2.2013, C-472/11 (Banif Plus Bank Zrt), NJW 
2013, 987; Urt. v. 17.5.2022, C-693/19 und C-
831/19 (SPV Project 1503 Srl u.a.), BeckRS 2022, 
10506; abl. H. Roth, JZ 2023, 100 f. 
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Waffengleichheit als Grundsatz eines fairen 

Verfahrens in Frage stellen. 

Vor diesem Hintergrund wird die Einführung 

eines spezifischen Verbraucherprozessrechts 

abgelehnt, zumal hierdurch auch die Einheit-

lichkeit des Zivilprozesses samt der darin ver-

bürgten Rechtssicherheit untergraben würde. 

Gleichwohl muss sichergestellt sein, dass auch 

das einheitliche Prozessrecht jedenfalls an den 

grundlegenden Wertungen des materiellen 

Rechts teilnimmt, da es gerade seine Aufgabe 

ist, subjektiven Privatrechten zur Durchsetzung 

zu verhelfen.347 Einem strukturellen Ungleich-

gewicht der Parteien, welches typischerweise 

zwischen Verbraucher- und Unternehmerseite 

auftreten kann, ist daher im Regelverfahren 

konsequent zu begegnen. Dem trägt das effek-

tivierte Erkenntnisverfahren durch individuelle 

Strukturierungsmaßnahmen sowie am jeweili-

gen Empfängerhorizont orientierte Frage- und 

Hinweispflichten des Gerichts (dazu E.III.) 

Rechnung. Dem Ausgleich von Informations-

asymmetrien dienen Verbesserungen bei der 

Veröffentlichungspraxis (dazu D.V.) sowie die 

Systematisierung und Zugänglichmachung von 

Erkenntnissen aus Parallelverfahren (C.VII.). 

                                                           

347 H. Roth, ZZP 129 (2016), 3 (22). 
348  Rollberg, ZKM 2020, 208 (210); Rühl, JZ 2020, 

809 (813); Abschlussbericht der Länderarbeits-
gruppe, Legal Tech: Herausforderungen für die 
Justiz, 2019, S. 92 f., abrufbar unter: 
https://www.schleswig-hol-
stein.de/DE/landesregierung/ministerien-

III. Weitere Angebote für eine gerichts-

nahe gütliche Streitbeilegung 

Die Einführung eines auf KI gestützten auto-

matisierten Streitbeilegungsmechanismus 

 ist als staatliches Ange-

bot auch bei freiwilliger Nutzung durch die Par-

teien derzeit abzulehnen. KI kann aber unter-

stützend bei der gerichtlichen Güteverhand-

lung eingesetzt werden. 

1. Softwareunterstützung bei Ver-

gleichsverhandlungen 

Zusätzlich zu der bereits heute vom Gericht an-

gebotenen Option im Verfahren, mit den Par-

teien einen Vergleich auszuarbeiten, könnte 

den Parteien die Möglichkeit gegeben werden, 

auch mittels Softwareunterstützung ohne rich-

terliche Beteiligung eine gütliche Einigung zu 

suchen.  

Hier sind technisch unterstützte, angeleitete 

Vergleichsgespräche (z.B. durch Nutzung von 

Chatbots oder maschinellen Abfragen) und die 

Unterbreitung eines mittels Softwareunter-

stützung erstellten und begründeten Ver-

gleich

bar.348 Teils wird vorgeschlagen, ein solches KI-

gestütztes Streitbeilegungsverfahren außer-

halb des eigentlichen Klageverfahrens als Vor- 

be-
hoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz
/Downloads/190605_bes-
chluesse/TOPI_11_Abschlussbericht; 
Ebers/Horn, StichwortKommentar Legal Tech, 
Alternative Streitbeilegung (ADR), Online Dis-
pute Resolution (ODR), Rn.11 ff. 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/II/Ministerin/Justizministerkonferenz/Downloads/190605_beschluesse/TOPI_11_Abschlussbericht
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oder Zwischenstufe anzubieten. In Abgrenzung 

ullten 

D.I.3) soll das digitale Streitbei-

legungsverfahren auf freiwilliger Basis stattfin-

den. Grundlage des Vergleichsvorschlags soll 

nach diesem Modell der beiderseitige Vortrag 

im Rahmen des Streitbeilegungsverfahrens 

sein, der maschinell durch Abfragen und Chat-

bots unterstützt werden kann. Nehmen die 

Parteien im Rahmen des Streitbeilegungsver-

fahrens den erstellten Vergleichsvorschlag an, 

ist das Verfahren beendet. Andernfalls kann  

ähnlich wie beim Mahnverfahren  ein Über-

gang ins Klageverfahren oder die Rückkehr ins 

streitige Verfahren stattfinden. Der geschlos-

sene Vergleich kann  ggf. nach gerichtlicher 

Vollstreckbarerklärung  als Vollstreckungsti-

tel dienen. Das digitale Streitbeilegungsverfah-

ren könnte in das Justizportal integriert wer-

den, um damit eine niedrigschwellige Zugangs-

möglichkeit zu schaffen. Unter der Vorausset-

zung, dass auch die Beklagtenseite digital ein-

fach erreichbar ist, wäre die Einleitung eines 

solchen Verfahrens über das Justizportal tech-

nisch umsetzbar. 

2. Vorgaben aus übergeordnetem Recht 

Sofern beide Parteien sich freiwillig auf eine 

wird damit der Zugang zur Rechtsprechung 

nicht eingeschränkt, sondern im Gegenteil das 

Angebot der staatlichen Streitlösung erweitert 

und die Vermittlerrolle der Justiz sichtbarer 

werden. Gleichzeitig könnte damit insbeson-

stehende Lücke im staatlichen Rechtsdurch-

setzungsportfolio geschlossen werden. Auch 

wird der Rechtsweg bei beidseits freiwilliger 

Unterwerfung nicht eingeschränkt. 

3.  

Allerdings sprechen derzeit erhebliche Beden-

ken gegen die justizseitige Entwicklung von 

solchen KI-gestützten, automatisierten Streit-

beilegungsverfahrens. Ein KI-gestützter Ver-

gleichsvorschlag, der nicht nur ausschließlich 

auf der Basis errechneter Wahrscheinlichkeiten 

erfolgt und auch zwischenmenschliche persön-

liche Faktoren sowie den Kontext des Rechts-

streits berücksichtigt, ist derzeit technisch  

soweit ersichtlich  nicht möglich. Der Vorteil 

gerichtlicher Güteverhandlungen liegt indes 

häufig gerade auch darin, nicht nur die unmit-

telbar streitbefangene Frage zu behandeln, 

sondern zu Grunde liegende Konflikte mit ein-

zubeziehen und damit dauerhaften Rechtsfrie-

den herzustellen. Fehlerhafte automatisierte 

Vergleichsvorschläge können zudem erhebli-

chen Schaden anrichten, wenn sie den Parteien 

bestimmter Ausgang des Rechtsstreits wahr-

scheinlich ist. Auch deswegen handelt es sich 

Hochrisiko-KI-Systeme (Art. 6 Abs. 2 i.V.m. An-

hang III Nr. 8 lit. a KI-Verordnung), deren Ent-

wicklung und Betrieb (kosten-)aufwendig ist 
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und bei deren Einsatz menschliche Kontrolle 

unentbehrlich ist. Da zudem unklar ist, worin 

eine geeignete Datengrundlage für das Trai-

ning entsprechender KI-Systeme bestehen 

könnte, sollte jedenfalls zurzeit von der Einfüh-

rung eines KI-gestützten automatisierten güt-

lichen Streitbeilegungsverfahrens abgesehen 

werden.  

Das schließt indes nicht aus, Richterinnen und 

tel einschließ-

lich KI-gestützter Programme (etwa zur Visua-

lisierung von Verhandlungspositionen) für rich-

terlich geleitete Güteverhandlungen oder im 

Rahmen des Güterichterverfahrens zur Verfü-

gung zu stellen.  

Solange diese lediglich unterstützend einge-

setzt werden und die Güteverhandlung in 

menschlicher Hand bleibt, werden die derzeiti-

gen Nachteile und Gefahren vollautomatisier-

ter Vergleichsvorschläge vermieden und das 

Gericht gleichzeitig in die Lage versetzt, auch 

der Vermittlerrolle effektiv nachzukommen. 

IV. Online-Verfahren 

Der Zugang zum Recht ist durch das Angebot 

eines Online-Verfahrens zu stärken. Bürgerin-

nen und Bürgern soll es ermöglicht werden, 

Zahlungsansprüche in bürgerlichen Streitigkei-

ten vor den Amtsgerichten in einem digital ge-

führten Gerichtsverfahren geltend zu machen. 

Wesentliche Bestandteile eines Online-Verfah-

rens sollen die Klageerhebung mittels unter-

stützender digitaler Eingabesysteme, die digi-

tale Strukturierung des Prozessstoffs und per-

spektivisch die Verfahrensführung über eine 

bundeseinheitliche Kommunikationsplattform 

sein. 

Im Interesse der Verfahrensbeschleunigung 

und Steigerung der Effizienz der Rechtspre-

chung soll das Gericht im Online-Verfahren 

eine möglichst umfassende Freiheit bei der 

Verfahrensgestaltung besitzen. 

Das Online-Verfahren soll zunächst an ausge-

wählten Amtsgerichten zeitlich befristet er-

probt werden. 

Der im September 2024 vorgelegte Regie-

rungsentwurf eines Gesetzes zur Entwicklung 

und Erprobung eines Online-Verfahrens in der 

Zivilgerichtsbarkeit trägt diesen Anforderun-

gen weitgehend Rechnung, bedarf aber in eini-

gen Punkten der Verbesserung und Ergänzung. 

Das betrifft insbesondere das Beweisverfahren 

und die Berufungsinstanz. 
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1. Zielsetzung 

Ziel eines zivilprozessualen Online-Verfahrens 

ist es in erster Linie, eine einfache und zeitge-

mäße  durchgängig digitale  Verfahrenskom-

munikation zwischen dem Gericht und den 

Parteien zu ermöglichen.349 Ein solches Verfah-

ren ist daher geeignet, den Zugang zur Justiz 

einfacher und offener zu gestalten und damit 

Zugangshürden abzubauen.350 Eine durchgän-

gige Digitalisierung der Verfahrensabläufe und 

der Einsatz moderner Kommunikationstechno-

logien erleichtern den Zugang zur Justiz und 

steigern die Effizienz der Rechtsprechung.351 

Wesentliche Bestandteile eines Online-Verfah-

rens müssen die Klageerhebung mittels digita-

ler Eingabesysteme und  perspektivisch  

auch die Verfahrensführung über eine bundes-

einheitliche Kommunikationsplattform (dazu 

C.V.) sein.352  

                                                           

349 Ebenso der Regierungsentwurf eines Gesetzes 
zur Entwicklung und Erprobung eines Online-
Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit, BT-Drs. 
20/13082, 1. 

350 Vgl. dazu bereits Meller-Hannich/Nöhre, NJW 
2019, 2522 (2525, 2527); Christensen, AnwBl 
2021, 286; von Rosenstiel, AnwBl. 2023, 97; so-
wie Münchener Thesen zum Zivilprozess, These 
A.4, S. 6 f.; kritisch zum praktischen Bedürfnis je-
doch Bert, K&R 2024, I (Heft 7). 

351 Vgl. Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ent-
wicklung und Erprobung eines Online-Verfah-
rens in der Zivilgerichtsbarkeit, BT-Drs. 
20/13082, 1. 

352 Das BMJ beschäftigt sich bereits seit dem Jahr 
2021 im Rahmen des Fellowship-Programms 

fung digitaler Klagewege; vgl. dazu von Rosen-
stiel, AnwBl 2023, 97 f. Die Idee eines Online-
Verfahrens war bereits Diskussionsgegenstand 

Der im September 2024 vorgelegte Regie-

rungsentwurf eines Gesetzes zur Entwicklung 

und Erprobung eines Online-Verfahrens in der 

Zivilgerichtsbarkeit (im Folgenden: Regie-

rungsentwurf)353 trägt diesen Anforderungen 

ganz überwiegend Rechnung. In einigen Punk-

ten wird jedoch Diskussions- und Ergänzungs-

bedarf gesehen.354 Der mit dem Regierungsent-

wurf verfolgte Ansatz, das Online-Verfahren 

zunächst in einem begrenzten Anwendungsbe-

reich und zeitlich befristet zu erproben, wird 

unterstützt. 

2. Verfahrenswahlfreiheit vs. ver-

pflichtende Teilnahme 

Das Online-Verfahren sollte der Klagepartei als 

zusätzliche Option neben den weiteren Verfah-

ren nach den Vorschriften der Zivilprozessord-

nung zur Verfügung stehen. 

Präsidenten der Oberlandesgerichte, des Kam-
mergerichts, des Bayerischen Obersten Landes-
gerichts und des Bundesgerichthofs (2021). 

353 Siehe BT-Drs. 20/13082. 
354 Ebenso zum Referentenentwurf Herberger, ZRP 

2024, 166; auch die im Gesetzgebungsverfahren 
beteiligten Verbände äußerten sich im Grund-
satz allesamt positiv zu dem Gesetzesvorhaben, 
die Stellungnahmen sind abrufbar unter: 
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzge-
bungsverfah-
ren/DE/2024_Erprobungsgesetz_Zivilprozess.h
tml; kritisch Pamp, BauR 2024, I (Heft 9). 

 

 

https://oberlandesgericht-celle.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/prasidentinnen-und-prasidenten-der-obergerichte-setzen-sich-fur-die-starkung-des-rechtsstaats-ein-und-formulieren-thesen-zur-zukunft-des-zivilprozesses-232019.html
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Eine zentrale und auch verfassungsrechtlich re-

levante Frage ist, wie eine sinnvolle Einbindung 

der Beklagtenseite in das Online-Verfahren er-

folgen kann, ohne die prozessuale Waffen-

gleichheit zu gefährden. Hilfestellungen bzw. 

digital erfolgende Hinweise für den Kläger kön-

nen dessen Prozessführungsrisiko entschei-

dend mindern, insbesondere was die Schlüssig-

keit der Klage betrifft. Klägerfreundliche On-

line-Verfahren dürfen aber nicht zu Lasten ei-

nes angemessenen Rechtsschutzes des Beklag-

ten gehen. Wird die beklagte Naturalpartei 

durch eine Klageeinreichung im Online-Ver-

fahren ohne ihr Zutun und ohne ihre Zustim-

mung den besonderen Regelungen dieses Ver-

fahrens unterworfen, kann dies für sie eine Be-

nachteiligung darstellen. Es könnte daher an-

gezeigt sein, zumindest der beklagten Partei 

die Möglichkeit einzuräumen, einen Übergang 

in ein herkömmliches Verfahren nach der Zivil-

prozessordnung zu erwirken.355 Die Zulassung 

eines solchen Wechsels könnte bei vielen Par-

teien zudem die von Seiten der Justiz er-

wünschte Wahl des Online-Verfahrens fördern 

und damit das Vertrauen in das neue Verfah-

rensangebot stärken.356 

                                                           

355 Ebenso die Stellungnahme des Legal Tech Ver-
bands Deutschland vom 15.7.2024, S. 5, abruf-
bar unter: https://www.legaltechver-
band.de/wp-content/uploads/2024/07/Stel-
lungnahme-LTV-Gesetz-zur-Entwicklung-und-
Erprobung-eines-Online-Verfahrens-in-der-Zi-
vilgerichtsbarkeit-OVErpG.pdf; sowie die 
BRAK-Stellungnahme Nr. 47, Juli 2024, S. 3, ab-
rufbar unter: https://www.brak.de/filead-
min/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-
pdf/stellungnahmen-deutschland/2024/stel-
lungnahme-der-brak-2024-47.pdf); vgl. zudem 

Gegen eine solche Wechseloption für die be-

klagte Partei sprechen allerdings die damit ver-

bundenen Nachteile für die klagende Partei. 

Diese würde ihrerseits in ein von ihr nicht ge-

wolltes Verfahren gedrängt, ggf. verbunden 

mit negativen Kostenfolgen und dem Risiko der 

Verweisung an das örtlich zuständige Gericht. 

Das Vertrauen in das neue Verfahrensangebot 

dürfte dadurch jedenfalls auf Klägerseite ge-

rade nicht gestärkt werden. 

Zu prüfen ist auch, wie groß das Schutzbedürf-

nis der beklagten Partei im Online-Verfahren 

tatsächlich ist. Dies hängt entscheidend von 

der Ausgestaltung des Verfahrens ab. Nach 

dem Regierungsentwurf ist das Online-Verfah-

ren nicht als geschlossene Verfahrensart ange-

legt. Vielmehr kann das Gericht im Rahmen sei-

nes pflichtgemäßen Ermessens, wenn sich die 

Verfahrensvorschriften des Online-Verfahrens 

im Einzelfall nicht eignen, nach den allgemei-

nen Bestimmungen der Zivilprozessordnung 

verfahren und so den Anforderungen der Ver-

fahrensgarantien Rechnung tragen. So kann 

z.B. bei nicht anwaltlich vertretenen Beklagten 

eine mündliche Verhandlung mit informatori-

bereits Münchener Thesen zum Zivilprozess der 
Zukunft, These A. 4, S. 6 f. 

356 
xime, vgl. auch Köbler, ZRP 2023, 133.  

 

 

https://www.legaltechverband.de/wp-content/uploads/2024/07/Stellungnahme-LTV-Gesetz-zur-Entwicklung-und-Erprobung-eines-Online-Verfahrens-in-der-Zivilgerichtsbarkeit-OVErpG.pdf
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https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2024/stellungnahme-der-brak-2024-47.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-deutschland/2024/stellungnahme-der-brak-2024-47.pdf
https://oberlandesgericht-celle.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/prasidentinnen-und-prasidenten-der-obergerichte-setzen-sich-fur-die-starkung-des-rechtsstaats-ein-und-formulieren-thesen-zur-zukunft-des-zivilprozesses-232019.html
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scher Anhörung geboten sein. Eine Beschrän-

kung von Beweismitteln oder von prozessualen 

Angriffs- und Verteidigungsmitteln ist nicht 

vorgesehen. Die beklagte Naturalpartei ist zu-

dem auch nicht verpflichtet, digitale Eingabe-

systeme zu nutzen.357 

Vor diesem Hintergrund empfiehlt es sich, zu-

nächst die Evaluierung des jetzt vorgelegten 

Erprobungsgesetzes abzuwarten, um auf der 

Grundlage der praktischen Erfahrungen gege-

benenfalls notwendige Änderungen zur Ver-

besserung des Schutzes der beklagten Partei im 

Online-Verfahren vorzunehmen. 

3. Anwendungsbereich 

Das Online-Verfahren sollte  wie im Regie-

rungsentwurf358 vorgesehen  auf die Fälle der 

geltend gemachten Zahlung einer Geldsumme 

                                                           

357 Vgl. § 1124 Abs. 3 S. 2 ZPO-E des Regierungs-
entwurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und 
Erprobung eines Online-Verfahrens in der Zivil-
gerichtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082. 

358 Vgl. § 1122 Abs. 2 ZPO-E des Regierungsent-
wurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und Er-
probung eines Online-Verfahrens in der Zivilge-
richtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082. 

359 Vgl. den Regierungsentwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Zuständigkeitsstreitwerts der 
Amtsgerichte, zum Ausbau der Spezialisierung 
der Justiz in Zivilsachen sowie zur Änderung 
weiterer prozessualer Regelungen, BT-Drs. 
20/13251. 

360 In England und Wales beispielsweise gelten mit 
10.000 GBP vergleichbare betragliche Grenzen 
für den small claims-track, für Personenschäden 
beträgt die Grenze unter Umständen jedoch nur 
1.000 GBP (CPR Rule 26.9 (1)); ablehnend hinge-
gen Pamp, BauR 2024, I (Heft 9); anders auch die 
Bundesrechtsanwaltskammer, die in ihrer Stel-

in der sachlichen Zuständigkeit des Amtsge-

richts beschränkt werden. Da es sich dabei aus-

weislich der Gesetzesbegründung um eine dy-

namische Verweisung handelt, könnte die 

Streitwertgrenze künftig bei 8.000 EUR lie-

gen.359 Damit bietet sich für das Online-Verfah-

ren ein weites Anwendungsfeld, das deutlich 

über Bagatellkonstellationen wie diejenigen 

des § 495a ZPO hinausgeht und einen genauen 

Blick auf die Verfahrensrechte der Parteien er-

fordert. Im Ergebnis ist diese dynamische 

Grenze jedoch angemessen.360 Eine betragsmä-

ßige Begrenzung des Anwendungsbereichs 

entsprechend der Streitwertgrenze des § 495a 

361 oder des durchschnitt-

lichen Betrages, ab dem Bürgerinnen und Bür-

ger derzeit bereit sein sollen, vor Gericht zu zie-

hen (3.600 EUR),362 würde die erhoffte substan-

zielle Stärkung und Vereinfachung des staatli-

lungnahme zum Referentenentwurf eines Ge-
setzes zur Entwicklung und Erprobung eines 
Online-Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit 
(BRAK-Stellungnahme Nr. 47, Juli 2024, S. 6 f., 
abrufbar unter: https://www.brak.de/filead-
min/05_zur_rechtspolitik/stellungnahmen-
pdf/stellungnahmen-deutschland/2024/stel-
lungnahme-der-brak-2024-47.pdf) für eine sta-
tische Streitwertgrenze von 5.000 EUR plädiert. 

361 Vgl. Nicolai/Wölber, ZRP 2018, 229 (231). 
362 Vgl. Roland Rechtsreport 2022, S. 20, abrufbar 

unter: https://www.roland-rechts-
schutz.de/media/roland-rechtsschutz/pdf-
rr/042-presse-pressemitteilungen/pressemit-
teilungen/dateien-im-artikel/20220222-rechts-
report_2022.pdf. 
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chen Rechtsschutzsystems im Bereich niedri-

ger Streitwerte und standardisierbarer Sach-

verhalte nicht hinreichend ermöglichen. Auch 

das Erfordernis einer übersichtlichen Struktur 

dürfte für eine Lösung sprechen, die auf die 

Einführung neuer Grenzwerte verzichtet.363 

Im Rahmen der Erprobung des Online-Verfah-

rens sollte mit Blick auf den Grundsatz der Ver-

fahrenswahlfreiheit im Rahmen der Evaluation 

diskutiert werden, ob das Online-Verfahren 

auch eine Alternative jenseits der amtsgericht-

lichen Zuständigkeit (§ 23 Nr. 1 GVG) darstellt. 

Auch sollte geprüft werden, ob neben Leis-

tungsklagen auch Feststellungsklagen im On-

line-Verfahren erhoben werden könnten und 

wie der Anwendungsbereich insgesamt ge-

schärft werden könnte.364 

4. Zuständigkeitskonzentration 

Da das Online-Verfahren in der Regel ganz 

ohne mündliche Verhandlung oder jedenfalls 

als Videoverhandlung durchgeführt werden 

soll, spielt das Kriterium der Ortsnähe für die 

Bestimmung des zuständigen Gerichts nur 

noch eine untergeordnete Rolle. Eine Anreise 

der Verfahrensbeteiligten ist nicht erforderlich, 

                                                           

363 Vgl. 
, S. 84 f. 

364 Vgl. auch von Rosenstiel, AnwBl 2023, 97 f.; vgl. 
hierzu auch das Civil Resolution Tribunal (CRT) 
der kanadischen Provinz British Columbia. 

Sitzungssäle müssen nicht vorgehalten wer-

den. Die Aufgaben des Gerichts werden ortsun-

abhängig wahrgenommen. 

Daher sollte für die Länder, die das Online-Ver-

fahren erproben, die Möglichkeit einer bezirks- 

und länderübergreifenden Zuständigkeitskon-

zentration vorgesehen werden.365 Damit könn-

line-

hinweg errichtet werden. Auf diese Weise 

könnten Synergie- und Rationalisierungsef-

fekte sowie eine weitergehende Spezialisierung 

beim Einsatz digitaler Kommunikationsfor-

mate  einschließlich Videokonferenztechnik  

erzielt werden. Hiermit kann zugleich eine Er-

leichterung der personellen und technischen 

Ressourcensteuerung in der Justiz einherge-

hen. 

Darüber hinaus könnte auch die Möglichkeit 

für eine bezirksübergreifende Konzentration 

der Zuständigkeit nur für einzelne Sachgebiete 

vorgesehen werden. Hierdurch könnte eine 

Spezialisierung bei den Amtsgerichten geför-

dert werden, was zur Qualität von Entschei-

dungen und prozessleitenden Verfügungen 

beitragen kann.366 

365 Vgl. § 1123 Abs. 2, 3 ZPO-E des Regierungsent-
wurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und Er-
probung eines Online-Verfahrens in der Zivilge-
richtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082. 

366 Vgl. Stellungnahme des Bundesrates zum Ent-
wurf eines Gesetzes zur Entwicklung und Erpro-
bung eines Online-Verfahrens in der Zivilge-
richtsbarkeit, BT-Drs. 20/13635, 1. 

https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
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5. Unterstützung durch digitale Einga-

besysteme 

Entscheidend für den Erfolg eines Online-Ver-

fahrens ist die Bereitstellung eines komfortab-

len digitalen Eingabesystems zur Erstellung ei-

ner schlüssigen Klageschrift mit leicht ver-

ständlichen Hinweisen zum Verfahrensablauf 

und zu den prozessualen Pflichten der Par-

teien. Dabei wird sich im Rahmen der Entwick-

lung der digitalen Eingabesysteme jeweils ein 

grundsätzliches Spannungsverhältnis zwischen 

der Vollständigkeit und Richtigkeit der Hin-

weise und Abfragen einerseits und der für das 

adressierte Laienpublikum erforderlichen Ver-

einfachung andererseits ergeben.367 Dieses ist 

im Interesse der Akzeptanz des Online-Verfah-

rens im Zweifelsfall zugunsten der Verständ-

lichkeit aufzulösen. Bei entsprechender Ausge-

staltung können so der Zugang zum Recht für 

rechtsuchende Bürgerinnen und Bürgern er-

leichtert und bestehende Hürden abgebaut 

werden. Dies ist umso eher und besser möglich, 

je schematischer die Sachverhalte sind, die den 

                                                           

367 Vgl. dazu Herberger, ZRP 2024, 166 (167). Zur 
Methode des Legal Design Thinking vgl. An-
dert/Dörr, Der Zivilprozess der Zukunft  Legal 
Design Thinking für mehr Zugang zum Recht, 
Legal Tribune Online, 25.11.2020, abrufbar un-
ter: https://www.lto.de/persistent/a_id/43531. 

Online-Verfahren des BMJ und der DigitalSer-
vice GmbH des Bundes, vgl. den Blog-Beitrag 
von Scholz/Münscher, Fluggastrechte: Digitale 
Zivilklage ist in der Umsetzung, 14.11.2024, ab-
rufbar unter: https://digitalser-
vice.bund.de/blog/fluggastrechte-digitale-zi-
vilklage-ist-in-der-umsetzung. 

Gegenstand des Verfahrens bilden. Insbeson-

dere bei typischen Massenverfahren wie etwa 

den Entschädigungsverfahren bei Flugausfäl-

len und -verspätungen erscheint eine Vorstruk-

turierung des Verfahrensstoffs auf diesem 

Wege sinnvoll und möglich. Auch bei anwaltli-

cher Vertretung der klagenden Partei kann eine 

Vorstrukturierung wünschenswert und sowohl 

für die Verfahrensbeteiligten nebst ihren Be-

vollmächtigten als auch für das Gericht bei der 

weiteren Fallbearbeitung hilfreich sein.  

Die eigentliche Herausforderung für die (kla-

gende) Naturalpartei entsteht erst anschlie-

ßend: Ein Eingabesystem mit entsprechenden 

Abfragen und Hilfestellungen könnte in seiner 

Gesamtheit einen unzutreffenden Eindruck von 

den Anforderungen des Zivilprozesses ein-

schließlich des Beibringungsgrundsatzes erwe-

cken. Naturalparteien dürften zudem häufig 

damit überfordert sein, auf erhebliche Klage-

erwiderungen mittels substantiiertem Gegen-

vortrag bzw. Bestreiten zu reagieren.368 Dem 

muss mit leicht verständlichen Hinweisen  vor 

allem zum Umgang mit streitigen Tatsachen, 

368 Vgl. Riehm, NJW-Editorial v. 26.6.2024, abrufbar 
unter: https://rsw.beck.de/aktuell/daily/maga-
zin/detail/reallabor-zivilprozess; Riehm/Yuan, 
ZRP 2024, 101 (103); ähnlich auch Schnei-
der/Kapoor, Onlinezivilprozess mit vielen 
Schwächen, F.A.Z. v. 11.9.2024, abrufbar unter: 
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/on-
linezivilprozess-mit-vielen-schwaechen-
19975655.html. 
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aber auch zum Ablauf des Verfahrens  begeg-

net werden. Zudem sind den Verständnishori-

zont der Parteien angemessen berücksichti-

gende Hinweise durch das Gericht zu ertei-

len,369 ggf. in einer dann notwendigen mündli-

chen Verhandlung, die im Regelfall online, er-

forderlichenfalls jedoch auch in Präsenz statt-

finden sollte. 

6. Digitale Strukturierung 

Die Einführung eines Online-Verfahrens, das 

auf richterliche Anordnung eine Entscheidung 

ohne mündliche Verhandlung ermöglicht,370 

muss notwendigerweise mit einer Vorstruktu-

rierung des Prozessstoffes durch die Parteien 

einhergehen. 

Der Regierungsentwurf sieht vor, dass das Ge-

richt Maßnahmen zur Strukturierung des 

Streitstoffs ergreifen kann. Hierzu können digi-

tale Eingabesysteme, strukturierte Daten oder 

elektronische Dokumente genutzt werden.371 

                                                           

369 Zwar differenziert das Gesetz in § 139 ZPO nicht 
zwischen Anwalts- und Naturalparteiprozessen, 
jedoch ist die Frage, wann ein Hinweis oder eine 
Frage erforderlich sind und wie ein erforderli-
cher Hinweis konkret auszugestalten ist, vom je-
weiligen Einzelfall abhängig. Der BGH hat inso-

keine Hinweispflicht des 
Gerichts [besteht], wenn das Verhalten einer 
Partei den Schluss zulässt, dass sie nicht näher 
vortragen kann oder will  BGH, Urt. v. 
5.6.2003  I ZR 234/00, NJW 2003, 3626 (3628). 
Dies dürfte bei anwaltlichem Vortrag eher zu be-
jahen sein als beim Vortrag einer Naturalpartei, 
vgl. Nober/Ghassemi-Tabar, NJW 2017, 3265 
(3266). 

370 Vgl. § 1127 Abs. 1 S. 1 ZPO-E des Regierungs-
entwurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und 
Erprobung eines Online-Verfahrens in der Zivil-
gerichtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082. 

Insbesondere soll das Gericht anordnen kön-

nen, dass die Parteien ihren jeweiligen weiteren 

Vortrag demjenigen der anderen Partei in digi-

taler Form gegenüberstellen.372 Die Gesetzes-

begründung stellt ausdrücklich klar, dass damit 

weder der Parteivortrag beschnitten noch der 

Beibringungsgrundsatz berührt wird.373 Für die 

konkrete Umsetzung der Sachverhaltsstruktu-

rierung könnte auf Überlegungen zum digita-

len Parteivortrag (dazu C.VI.2.) zurückgegriffen 

werden. Digitale Eingabesysteme, die den Par-

teivortrag möglichst wenig beschneiden, er-

scheinen im Sinne der Verfahrenseffizienz als 

sinnvoll. Dabei ist eine Orientierung am Le-

benssachverhalt und nicht an den Tatbestands-

merkmalen einer Anspruchsnorm geboten, um 

das Entstehen rechtlicher Schieflagen durch 

die Wahl einer falschen Anspruchsgrundlage zu 

vermeiden. Die Vorgaben der Eingabesysteme 

sollten gerade auch auf die Bedürfnisse von 

Naturalparteien abzielen und einfach gestaltet 

sein. Gerade in Massenverfahren und Verfahren 

371 Vgl. § 1126 Abs. 1 ZPO-E des Regierungsent-
wurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und Er-
probung eines Online-Verfahrens in der Zivilge-
richtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082. 

372 Vgl. § 1126 Abs. 2 Nr. 1 ZPO-E des Regierungs-
entwurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und 
Erprobung eines Online-Verfahrens in der Zivil-
gerichtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082. 

373 Vgl. Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ent-
wicklung und Erprobung eines Online-Verfah-
rens in der Zivilgerichtsbarkeit, BT-Drs. 
20/13082, 52. 
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mit einem hohen Standardisierungsgrad kann 

eine Strukturierung zur Verfahrensbeschleuni-

gung beitragen.374 Um dies zu gewährleisten, 

sollte die Einhaltung von Strukturvorgaben in 

einem Online-Verfahren durchsetzbar sein. 

Dementsprechend verpflichtet der Regie-

rungsentwurf die klagende Partei zur Nutzung 

der digitalen Eingabesysteme für die Klageein-

reichung. Ferner bestehen Nutzungspflichten  

außer für Naturalparteien  auch bezüglich di-

gitaler Eingabesysteme, die der beklagten Par-

tei zur Verfügung gestellt werden, soweit An-

sprüche nach der Fluggastrechte-Verordnung 

betroffen sind. Entsprechendes gilt für Ansprü-

che, die den durch Rechtsverordnung be-

stimmten Anwendungsgebieten für eine Viel-

zahl gleichgelagerter und standardisierbarer 

Verfahren unterfallen.375 In diesen Fallgestal-

tungen sind die am Prozess Beteiligten regel-

mäßig in professioneller Eigenschaft und oft-

mals ihrerseits unter Nutzung von Legal-Tech-

Anwendungen tätig, was eine zwingende Aus-

gestaltung der digitalen Kommunikation recht-

fertigt. 

                                                           

374 Vgl. Deutscher Richterbund Stellungnahme Nr. 
14/24, Juli 2024, S. 1, 5 (abrufbar unter: 
https://www.drb.de/filead-
min/DRB/pdf/Stellungnahmen/2024/DRB_240
712_Stn_Nr_14_RefE_Erprobung_Online-Ver-
fahren_in_d._Zivilgerichtsbarkeit.pdf); auch der 
EDV-Gerichtstag bewertet die Strukturierungs-
vorgaben in seiner Stellungnahme vom 
26.7.2024, S. 2 (abrufbar unter: 
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzge-
bungsverfah-
ren/DE/2024_Erprobungsgesetz_Zivilprozess.h
tml) positiv. 

Die Einhaltung gerichtlicher Anordnungen zu 

einer digitalen Strukturierung hingegen kann 

nach dem Regierungsentwurf durch das Ge-

richt nicht erzwungen werden. Mit Blick auf die 

fortschreitende Digitalisierung und die zu er-

wartende Verbreitung und Verfügbarkeit von 

digitalen Werkzeugen (auch für Naturalpar-

teien) sollte im Rahmen der in dem Entwurf 

vorgesehenen Evaluierung eine weitergehende 

Durchsetzbarkeit von Strukturierungsanord-

nungen, etwa durch Präklusionvorschriften o-

der (weniger einschneidend) durch Schaffung 

von Kostenanreizen bzw. -nachteilen, geprüft 

werden. 

7. Verfahrensgestaltung durch das Ge-

richt 

Im Interesse der Beschleunigung des Verfah-

rens und der Steigerung der Effizienz der 

Rechtsprechung sollte dem Gericht im Online-

Verfahren eine möglichst weitgehende Freiheit 

bei der Verfahrensgestaltung eingeräumt wer-

den. Dies kann prägende Elemente des bisheri-

gen Erkenntnisverfahrens der Zivilprozessord-

nung betreffen, z.B. die Vorbereitung der 

375 Vgl. § 1124 Abs. 3 des Regierungsentwurfs eines 
Gesetzes zur Entwicklung und Erprobung eines 
Online-Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit, 
BT-Drs. 20/13082. 
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mündlichen Verhandlung durch Parteischrift-

sätze, die durch den Einsatz moderner Kom-

munikationstechnologien teilweise entbehrlich 

werden könnten. 

a) Stärkung der Schriftlichkeit des Ver-

fahrens 

Der Regierungsentwurf sieht vor,376 dass das 

Gericht in geeigneten Fällen eine Entscheidung 

ohne mündliche Verhandlung treffen kann.377 

Zutreffend weist die Gesetzesbegründung da-

rauf hin, dass die Entscheidung über die Durch-

führung eines Verfahrens ohne mündliche Ver-

handlung im pflichtgemäßen Ermessen des 

Gerichts steht und dass Art. 6 Abs. 1 EMRK, der 

grundsätzlich eine öffentliche und damit 

mündliche Verhandlung verlangt, im Rahmen 

                                                           

376 Vgl. § 1127 Abs. 1 ZPO-E des Regierungsent-
wurfs eines Gesetzes zur Entwicklung und Er-
probung eines Online-Verfahrens in der Zivilge-
richtsbarkeit, BT-Drs. 20/13082. Die in § 1127 
Abs. 1 S. 2 Nr. 1 bis 3 ZPO-E aufgezählten Regel-
beispiele dürften der Praxis aus dem Anwen-
dungsbereich des § 495a ZPO hinlänglich be-
kannt sein. Eine Neuerung stellt insofern ledig-
lich § 1127 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Hs. 2 ZPO-E dar, wo-
nach der Antrag einer Partei auf Durchführung 
der mündlichen Verhandlung durch das Gericht 
abgelehnt werden kann, wenn es der Auffassung 
ist, dass in Anbetracht der Umstände des Falles 
ein faires Verfahren auch ohne mündliche Ver-
handlung sichergestellt wird. Gegen die Abwei-
sung des Antrags ist ohne Anfechtung des Ur-
teils selbst kein gesondertes Rechtsmittel zuläs-
sig. 

377 Ebenso EDV-Gerichtstag, Stellungnahme vom 
26.7.2024, S. 2 (abrufbar unter: 
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzge-
bungsverfah-
ren/DE/2024_Erprobungsgesetz_Zivilprozess.h
tml); ablehnend hingegen Pamp, BauR 2024, I 
(Heft 9); BRAK-Stellungnahme Nr. 47, Juli 2024, 
S. 7 (abrufbar unter: 

der Gesamtabwägung Rechnung zu tragen ist. 

So könne etwa bei einem nicht anwaltlich ver-

tretenen Beklagten im Einzelfall eine mündli-

che Verhandlung mit informatorischer Anhö-

rung geboten sein.378 Die Ablehnung einer 

mündlichen Verhandlung gegen den Antrag ei-

ner Partei dürfte daher auf Ausnahmefälle be-

schränkt sein. Die Vorschrift ermöglicht es dem 

Gericht jedoch, auf Verzögerungstaktiken an-

gemessen zu reagieren. 

Wenn eine mündliche Verhandlung angezeigt 

ist, soll diese im Wege der Videoverhandlung 

stattfinden. Die Durchführung einer Videover-

handlung im Regelfall entspricht dem Ziel einer 

durchgängig digitalen Verfahrensführung.379 

https://www.brak.de/fileadmin/05_zur_rechts-
politik/stellungnahmen-pdf/stellungnahmen-
deutschland/2024/stellungnahme-der-brak-
2024-47.pdf); kritisch auch Thress, BB 2024, I; 
sowie Herberger, ZRP 2024, 166 (169), die davon 
ausgeht, dass das Vorenthalten einer mündli-
chen Verhandlung dazu führen dürfte, dass Be-
klagte, die in ein Online-Verfahren gezwungen 
würden, den Instanzenzug beschreiten würden, 
um eine mündliche Verhandlung zu erhalten. 

378 Vgl. Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ent-
wicklung und Erprobung eines Online-Verfah-
rens in der Zivilgerichtsbarkeit, BT-Drs. 
20/13082, 46. 

379 Ebenso EDV-Gerichtstag, Stellungnahme vom 
26.7.2024, S. 2 (abrufbar unter: 
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzge-
bungsverfah-
ren/DE/2024_Erprobungsgesetz_Zivilprozess.h
tml). 
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b) Freibeweisverfahren 

Um dem Ziel der Verfahrensbeschleunigung 

Rechnung zu tragen, sollte das Gericht im On-

line-Verfahren  wie bei § 495a ZPO  grund-

sätzlich von den Möglichkeiten des Freibewei-

ses Gebrauch machen können.380 In diese Rich-

tung sieht der Regierungsentwurf bereits eine 

Flexibilisierung der Beweiserhebung bzw. eine 

beweis  vor, 381 wodurch beispielsweise eine 

Zeugenvernehmung mittels digitaler Kommu-

nikationsmittel außerhalb der mündlichen Ver-

handlung und ohne Beweisbeschluss ermög-

licht wird. Nicht nur zum Zwecke der Anhörung 

der Parteien, sondern auch im Interesse einer 

Überprüfung in der Rechtsmittelinstanz, ist das 

Gericht gehalten, die Beweisaufnahme ausrei-

chend zu dokumentieren. Inwieweit über den 

Regierungsentwurf hinaus eine Erweiterung 

sinnvoll ist, wird im Rahmen einer Erprobung, 

insbesondere unter Berücksichtigung der Par-

teirechte, zu eruieren sein. 

c) Entscheidung 

Die Entscheidung des Rechtsstreits durch Ur-

teil oder Beschluss weist keine Besonderheiten 

auf. Im Online-Verfahren ist der Bedarf für ei-

nen besonderen Verkündungstermin allerdings 

                                                           

380 Ebenso die Stellungnahme des Legal Tech Ver-
bands Deutschland vom 15.7.2024, S. 5 (abruf-
bar unter: https://www.legaltechver-
band.de/wp-content/uploads/2024/07/Stel-
lungnahme-LTV-Gesetz-zur-Entwicklung-und-

nicht erkennbar. Er kann  wie im Regierungs-

entwurf vorgesehen  durch die Zustellung der 

Entscheidung ersetzt werden (dazu auch F.III.). 

8. Rechtsmittel 

Das Berufungsverfahren sollte ebenfalls als 

Online-Verfahren geführt werden. D.h. auch 

hier sollte insbesondere das Freibeweisverfah-

ren gelten. Andernfalls würden die Effizienzge-

winne in der Rechtsmittelinstanz jedenfalls 

teilweise wieder verloren gehen. Zudem käme 

es auch für die Rechtsuchenden zu einem nicht 

nachvollziehbaren Bruch in der Wahl der Ver-

fahrensart. Ein herkömmliches Präsenzverfah-

ren in der Berufungsinstanz erscheint somit in 

der Regel nicht sinnvoll. 

Erprobung-eines-Online-Verfahrens-in-der-Zi-
vilgerichtsbarkeit-OVErpG.pdf). 

381 Vgl. Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Ent-
wicklung und Erprobung eines Online-Verfah-
rens in der Zivilgerichtsbarkeit, BT-Drs. 
20/13082, 55. 
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V. Fast-Track-Verfahren 

Ein gesondertes Fast-Track-Verfahren mit ab-

geschwächter Durchdringungstiefe ist bei Ein-

führung eines Online-Verfahrens und Effekti-

vierung des Erkenntnisverfahrens jedenfalls 

derzeit nicht erforderlich. 

Über den Anwendungsbereich des Online-Ver-

fahrens hinaus könnte ein zivilgerichtliches 

Verfahren (auch für höherwertige Streitwerte) 

etabliert werden, das den Fokus auf eine be-

sonders zügige Verfahrensabwicklung legt. 

Denn manche Rechtsuchende wenden sich mit 

der Erwartung an die Ziviljustiz, einen Konflikt 

möglichst schnell zu beenden. Für diese Ziel-

setzung könnte sich eine besondere Verfah- 

rensart (sog. Fast-Track-Verfahren) anbieten, 

die dem Ziel einer schnellen Konfliktlösung 

den Vorrang vor einer uneingeschränkt belast-

baren Entscheidung einräumt.382 Andere 

Rechtsordnungen sehen vergleichbare Verfah-

ren bereits vor.383 

Dafür bedürfte es insbesondere eines stark 

standardisierten Verfahrens, um dieses schnell 

und für die Parteien vorhersehbar zu führen. 

                                                           

382 Vgl. dazu auch Podszun/Weber, ZZP 137 (2024), 
71 (73, 75 ff., 84, 92 ff.), die das Bedürfnis für ein 
Fast Track-Verfahren aus den Prozesszwecken 
des Zivilverfahrens ableiten und dabei der funk-
tional-individuellen Dimension den Vorrang ein-
räumen wollen. 

383 

30.000 CHF vor (Art. 243 Abs. 1 schwZPO). In 
England und Wales werden verschiedene Ver-
fahrenstypen (Small Claims Track, Fast Track 

Als weitere Instrumente zur Verfahrensbe-

schleunigung kommen neben einem strengen 

Fristenregime u.a. eine Stärkung der Schrift-

lichkeit der Verfahrensführung, das Freibe-

weisverfahren und eine Herabsetzung der 

Durchdringungstiefe in tatsächlicher und 

rechtlicher Hinsicht, etwa im Sinne einer bloß 

summarischen Prüfung durch das Gericht, in 

Betracht. Auch eine Absenkung der richterli-

chen Pflichten an die Urteilsformulierung ent-

sprechend § 313a ZPO wäre denkbar.  

Ein derart gestaltetes Fast-Track-Verfahren 

würde jedoch Grundvoraussetzungen des tra-

dierten Zivilprozesses berühren. Es würde ei-

ren, so wie er etwa der Rechtfertigung von 

Fast-Track-Verfahren in England und Wales 

These Rules are a procedural code with 

the overriding objective of enabling the court 

to deal with cases justly and at proportionate 

cost 384). Das würde in Deutschland die verfas-

sungsrechtlichen (Art.20 Abs. 3 GG) Verfah-

renszwecke ändern (dazu unter B.I.). 

und Multi Track) bereitgestellt, denen Rechts-
streitigkeiten angelehnt an ihre Streitwerte und 
deren Komplexität zugeordnet werden; vgl. Hu-
ber, ZEuP 2023, 777 (787). 

384 CPR Rule 1.1 (1). 
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Solche Abweichungen von den bisherigen Pro-

zesszwecken könnten zwar aufgrund der Ver-

fahrensautonomie der Parteien noch vertretbar 

erscheinen, wenn sich die Parteien überein-

stimmend für eine Absenkung der materiellen 

Richtigkeitsgewähr entscheiden. Unklar ist je-

doch, ob es  nicht nur mit Blick auf die Ähn-

lichkeit zum beschriebenen Online-Verfahren 

bei geringen Streitwerten  überhaupt einen 

sinnvollen Anwendungsbereich für ein solches 

Fast-Track-Verfahren gäbe. Denn es dürften 

nur wenige Konstellationen denkbar sein,385 in 

denen sich Beklagte freiwillig auf ein Verfahren 

mit einer herabgestuften Richtigkeitsgewähr 

einlassen würden. 

Probleme ergeben sich aber insbesondere 

dann, wenn der Klagepartei die Möglichkeit er-

öffnet würde, die beklagte Partei einseitig (ggf. 

auch nur über eine Art rügelose Einlassung) in 

ein Fast-Track-Verfahren zu zwingen, da damit 

gewisse Verfahrensrechte der beklagten Partei 

zur Disposition der Klagepartei gestellt wür-

den. Die Wahrung des Grundsatzes der Verfah-

rensfairness und der prozessualen Waffen-

gleichheit wäre in einem solchen Fall genauso 

wenig gewährleistet wie die Befriedungsfunk-

tion gerichtlicher Entscheidungen. Und auch 

wenn es in Fällen eines zwischen den Parteien 

bestehenden strukturellen Machtungleichge-

                                                           

385 Möglicherweise würden sich z.B. manche Kauf-
leute anstelle einer Schiedsvereinbarung für ein 
Fast Track-Verfahren entscheiden. Allein für 
derartige Fälle eine gesonderte Verfahrensart 
einzuführen, ist aber  insbesondere angesichts 

wichts (Verbraucher vs. Großkonzern) gerecht-

fertigt erscheinen könnte, die beklagte Partei in 

ein Fast-Track-Verfahren zu zwingen, ist die 

Abgrenzung von Fallgruppen im Einzelfall 

schwierig. 

Vor diesem Hintergrund sollte sich derzeit da-

rauf konzentriert werden, statt eines zusätzli-

chen Fast-Track-Verfahrens das Regelverfah-

ren selbst durch unterschiedliche Maßnahmen, 

wie z.B. die Einführung einer frühen obligatori-

schen Verfahrensförderung (dazu E.I.4.), der 

Stärkung der aktiven Verfahrensleitung durch 

das Gericht (E.III.) und Möglichkeiten zur 

Strukturierung des Parteivortrags (E.IV.) sowie 

eine Effektivierung der mündlichen Verfahren 

(dazu E.V.), zu beschleunigen.386 Auch das ein-

zuführende Onlineverfahren (IV.) enthält etli-

che Elemente einer Verfahrensbeschleunigung. 

des bestehenden Angebots der außergerichtli-
chen Streitbeilegung  nicht sinnvoll. 

386 Ablehnend für schnelle Entscheidungen unter 
Vernachlässigung der materiellen Rechtslage 
auch Bettermann, ZZP 91 (1978), 365 (379 ff.). 
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VI. Verfahren für komplexe Streitigkei-

ten 

Es braucht auch für komplexe und umfangrei-

che Streitigkeiten, insbesondere solche wirt-

schaftsrechtlicher Natur, ein effektives staatli-

ches Verfahrensangebot. Die Einrichtung von 

Commercial Courts und Commercial Chambers 

mit besonderen Verfahrensregeln ist ein wich-

tiger Schritt, genügt aber alleine nicht. Auch für 

die Kammern für Handelssachen und andere 

mit komplexen oder umfangreichen Verfahren 

befasste Spruchkörper besteht Handlungsbe-

darf. Es bedarf aber keiner speziellen prozessu-

alen Regelungen. Vielmehr werden die verbes-

serten Rahmenbedingungen der modernisier-

ten Ziviljustiz  insbesondere die Ausweitung 

des Kammerprinzips und das effektivierte Er-

kenntnisverfahren  dem ausreichend Rech-

nung tragen. 

1. Ausgangslage 

Vor allem tatsächlich und/oder juristisch kom-

plexe Streitigkeiten  die häufig wirtschafts-

rechtlicher Natur sind  stellen die Justiz seit 

jeher vor besondere Herausforderungen. Der 

erhebliche Aufwand, den ein einziges komple-

xes Verfahren mit sich bringen kann, ist im rich-

terlichen Alltag häufig nur schwer zu bewälti-

                                                           

387 Vgl. den Abschlussbericht zum Forschungsvor-

gangs der Eingangszahlen bei den Zivilgerich-
, S. 24 ff., 339: Die Amtsgerichte waren mit 

einem Rückgang von 36,1 % stärker betroffen als 
die Landgerichte (-20,6 %). 

gen. Für reine Umfangsverfahren gilt Entspre-

chendes. Gerade diese Verfahren drohen, zu 

lang andauernden Verfahren zu werden.  

Die Ziviljustiz ist erheblich gefordert, den fach-

lichen Anforderungen an die Bearbeitung kom-

plexer Verfahren noch im vollen Umfang ge-

recht zu werden. Dies zeigt der Rückgang der 

Eingangszahlen, der bei den Kammern für Han-

delssachen gravierend ausfällt. Während die 

Anzahl der erstinstanzlichen Verfahren bei den 

Zivilgerichten im Zeitraum zwischen 2005 und 

2019 um etwa 32,5 % zurückgegangen ist, ha-

ben sich die Verfahrenszahlen bei den Kam-

mern für Handelssachen im selben Zeitraum 

sogar halbiert. 387 

Die Funktionsfähigkeit staatlicher Justiz stellt 

einen wichtigen Standortfaktor dar, denn ge-

richtliche Entscheidungen prägen die Wirt-

schaftsordnung. Da ihnen Rechtsfortbildungs- 

und Orientierungsfunktion zukommt, ist die 

Aufrechterhaltung des Rechtsgewährungsan-

spruchs in diesem Bereich von besonderer Be-

deutung. Bei einem zu geringen Fallpotential 

droht zum einen der Verlust an Expertise bei 

Gericht, zum anderen aber  und dies ist noch 

bedeutsamer  auch eine fehlende Rechtsfort-

bildung durch Grundsatz- oder Leitentschei-
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https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
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dungen, da auch den Bundesgerichtshof zu we-

nige entsprechende Fallgestaltungen errei-

chen.388 

Um die Ziviljustiz auch im Bereich wirtschafts-

rechtlicher und anderer komplexer Verfahren 

wieder zu stärken, bedarf es auch einer Fort-

entwicklung der gesetzlichen Regelungen zur 

Verfahrensgestaltung. Dabei ist zu berücksich-

tigen, dass komplexe Verfahren nicht nur in 

den auf wirtschaftsrechtliche Streitigkeiten 

ausgerichteten Commercial Courts, Commer-

cial Chambers und Kammern für Handelssa-

chen, sondern auch vor allgemeinen und spezi-

alisierten Zivilkammern geführt werden. 

2. Commercial Courts und Commercial 

Chambers 

Die durch das Justizstandort-Stärkungsgesetz 

vom 7.10.2024 eröffnete Möglichkeit für die 

Länder zur Einrichtung von Commercial Courts 

und Commercial Chambers kann ab dem 

1.4.2025 genutzt werden (Art. 7 Abs. 1 Justiz-

standort-Stärkungsgesetz).389  

                                                           

388 Vgl. auch Diekmann, NJW 2021, 605; sowie 
grundlegend zu der Bedeutung der Justiz für die 
Funktionsfähigkeit der Marktwirtschaft Pods-
zun/Rohner, Staatliche Gerichte für wirtschafts-
rechtliche Streitigkeiten stärken  

Brexit, 2017, S. 18 ff., abrufbar unter: 
https://www.jura.hhu.de/fileadmin/redak-
tion/Fakultaeten/Juristische_Fakultaet/Pods-
zun/Podszun_Rohner_Paper_Staatliche_Ge-
richte_staerken.pdf. 

Für die Commercial Courts und Commercial 

Chambers sieht das Gesetz regelmäßig die An-

beraumung eines Organisationstermins vor, in 

dem die Parteien Vereinbarungen über die Or-

ganisation und den Ablauf des Verfahrens tref-

fen (§ 612 ZPO; dazu bereits E.II.). Diese Ver-

einbarungen sind jedenfalls insoweit verbind-

lich, als eine Verlängerung der vereinbarten 

Fristen nur unter Darlegung von erheblichen 

Gründen gewährt werden kann (Verweis auf 

§ 224 Abs. 2 ZPO in § 612 S. 2 ZPO). Eine Prä-

klusion ist im Rahmen der allgemeinen Vor-

schrift des § 296 ZPO (i.V.m. § 612 S. 2 ZPO) 

möglich. An den Commercial Courts und Com-

mercial Chambers ist darüber hinaus auf über-

einstimmenden Antrag ein Wortlautprotokoll 

zu erstellen (§ 613 ZPO). 

Inwieweit die Option, eine Verhandlung durch-

gehend auf Englisch zu führen, von den Par-

teien genutzt und entsprechende Anträge ge-

stellt werden, gilt es wiederum abzuwarten.390 

Jedenfalls dürfte die bestehende Möglichkeit, 

Verträge und andere schriftliche Unterlagen in 

englischer Sprache  ohne kostenträchtige 

Übersetzung  in das Verfahren einzuführen, 

eine spürbare Vereinfachung darstellen.  

389 BGBl. 2024 I Nr. 302. 
390 Kritisch insofern Köhler/Hudetz, BB 2020, 2179 

(2181 f.); Podszun/Rohner, ZRP 2019, 190 (191); 
Reichert/Groh, NZG 2023, 1007 (1011 f.). 

 

 

https://www.jura.hhu.de/fileadmin/redaktion/Fakultaeten/Juristische_Fakultaet/Podszun/Podszun_Rohner_Paper_Staatliche_Gerichte_staerken.pdf
https://www.jura.hhu.de/fileadmin/redaktion/Fakultaeten/Juristische_Fakultaet/Podszun/Podszun_Rohner_Paper_Staatliche_Gerichte_staerken.pdf
https://www.jura.hhu.de/fileadmin/redaktion/Fakultaeten/Juristische_Fakultaet/Podszun/Podszun_Rohner_Paper_Staatliche_Gerichte_staerken.pdf
https://www.jura.hhu.de/fileadmin/redaktion/Fakultaeten/Juristische_Fakultaet/Podszun/Podszun_Rohner_Paper_Staatliche_Gerichte_staerken.pdf
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Besondere Regelungen für das Einreichen der 

Schriftsätze und die Kommunikation zwischen 

Parteien und Gericht sind hingegen für die 

Commercial Courts und Commercial Chambers 

nicht vorgesehen. Dabei können die Commer-

cial Courts und Commercial Chambers in be-

sonderem Maße von der Einführung einer 

Kommunikationsplattform profitieren (dazu 

C.V.). Die Nutzung von Datenräumen oder 

Plattformen zum Datenaustausch entspricht 

außerhalb der staatlichen Gerichtsbarkeit auch 

den heutigen Üblichkeiten. Sie werden bei-

spielsweise von der Deutschen Institution für 

Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (DIS) in seinem 

Leitfaden zur Informationstechnologie in 

Schiedsverfahren als Grundlage für eine mög-

lichst effiziente Kommunikation benannt.391  

3. Kammern für Handelssachen und Zi-

vilkammern 

Das Ziel, die Kammern für Handelssachen zur 

effizienten Behandlung wirtschaftsrechtlicher 

Streitigkeiten weiter zu stärken, kann durch 

eine Optimierung der Besetzung (dazu unter 

D.IV.) ebenso wie durch ein für komplexe Ver-

fahren geeignetes Verfahrensrecht erreicht 

werden.  

Einen Ansatz stellt es dar, die für die Commer-

cial Courts und Commercial Chambers ge-

schaffenen Regelungen eines Organisations-

termins mit einem verbindlichen Fristenregime 

                                                           

391 Schäfer, SchiedsVZ 2019, 195 ff.; vgl. auch zur 
digitalen Verfahrensakte DIS eFile 

(§ 612 ZPO) wie auch die Möglichkeit zur An-

fertigung eines Wortprotokolls (§ 613 ZPO) auf 

die Kammern für Handelssachen zu übertra-

gen. Damit würde allerdings die Grenze zu den 

Commercial Chambers bei den Landgerichten 

verwischt, für die die §§ 612 f. ZPO ebenfalls 

gelten. Überdies sollte die Optimierung des 

Verfahrensrechts für wirtschaftsrechtliche 

Streitigkeiten nicht auf die Kammern für Han-

delssachen beschränkt bleiben, da solche Ver-

fahren auch vor den Zivilkammern geführt wer-

den. Eine ähnliche Situation liegt bei sonstigen 

lang andauernden und damit zeitliche und fi-

nanzielle Ressourcen bindenden Verfahren vor. 

Komplexe Streitigkeiten und Umfangsverfah-

ren können sich unabhängig von einer konkre-

ten Rechtsmaterie und in jedem Spruchkörper 

entwickeln. Bei einer Einzelrichterzuständig-

keit können dann auch die Effektivierungen zur 

Kammerzuständigkeit greifen (dazu unter 

D.III.). 

Die Einführung spezieller prozessualer Rege-

lungen für komplexe Streitigkeiten vor den 

Kammern für Handelssachen (oder anderen 

Spruchkörpern) ist auch nicht erforderlich, 

wenn das Regelverfahren durch die Einführung 

eines (wahlweise) obligatorischen Organisa- 

tionstermins effektiviert wird (dazu unter E.II.). 

Die Möglichkeit zur Geheimhaltung von ge-

heimhaltungsbedürftigen Informationen ist in 

§ 273a ZPO bereits vorgesehen und in ihrer 

https://www.disarb.org/werkzeuge-und-
tools/dis-efile. 
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Geltung nicht auf Verfahren vor den Commer-

cial Courts und Commercial Chambers be-

schränkt. Eine über den Anwendungsbereich 

des § 613 ZPO hinausgehende Option zur Er-

stellung eines Wortprotokolls erscheint nicht 

erforderlich, da durch die Neuregelung des 

§ 160a ZPO i.d.F. des Gesetzes zur Förderung 

des Einsatzes von Videokonferenztechnik in 

der Zivilgerichtsbarkeit und den Fachgerichts-

barkeiten vom 15.7.2024392 nunmehr eine un-

mittelbare Aufzeichnung der Verhandlung mit 

anschließender Verschriftlichung erleichtert 

wurde. 

                                                           

392 BGBl. 2024 I Nr. 237. 

VII. Digitales Urkundenverfahren 

Der gesetzlich auf reine Papierurkunden ausge-

richtete klassische Urkundenprozess droht an-

gesichts zunehmend nur noch digitaler Erklä-

rungen seine Bedeutung einzubüßen. Da es 

aber nach wie vor einen Bedarf für schnelle Ti-

tulierung im Wege des Vorbehaltsurteils auf 

der Grundlage eingeschränkter Beweismittel 

gibt, ist eine Anpassung an die zunehmende Di-

gitalisierung des Rechtsverkehrs erforderlich.  

Notwendig ist eine rechtssichere Öffnung für 

elektronisch abgegebene Willenserklärungen 

unter Berücksichtigung des jeweils unter-

schiedlichen Beweiswerts.  

Qualifiziert elektronisch signierte Erklärungen 

sollen wie Papierurkunden behandelt werden. 

Sonstige nur elektronisch abgegebene Erklä-

rungen sollen dagegen zwar entsprechend Ur-

kunden vorgelegt werden können, aber wie Au-

genscheinsobjekte nach § 286 ZPO frei gewür-

digt werden.  

Die Auswirkungen des elektronischen Urkun-

denarchivs auf die Vorlagemöglichkeiten und 

die Beweiskraft der darin enthaltenen Urkun-

den sollen gesondert geprüft werden. 

1. Allgemeines 

Die Vorschriften des (zweiteiligen) Urkunden-

prozesses (§§ 592 f. ZPO) streben raschen und 

vorläufigen Rechtsschutz an, der überwiegend 
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auf einer Beschränkung der Beweismittel be-

ruht. Das sich an den eigentlichen Urkunden-

prozess und das Vorbehaltsurteil anschlie-

ßende Nachverfahren kennt keine derartigen 

Beschränkungen. Auch der Urkundenprozess 

kann im Sinne des Grundsatzes der Verfahrens-

wahlfreiheit als bereits bestehende Option zum 

klassischen Regelverfahren gedeutet wer-

den.393 Der Schnelligkeit des Verfahrens steht 

als Nachteil gegenüber, sich im Falle von Voll-

streckungsmaßnahmen bei späterer Aufhe-

bung des Vorbehaltsurteils schadensersatz-

pflichtig zu machen (§ 302 Abs. 4 S. 3 ZPO).  

Urkunden i.S.d. Strengbeweises sind bisher 

schriftlich im Verfahren vorzulegen (Papierdo-

kument). Definitionsgemäß muss es sich um 

schriftlich verkörperte Gedankenerklärungen 

handeln, die den Aussteller erkennen lassen.394 

Ihnen kommt ein besonders hoher Beweiswert 

zu (vgl. für Privaturkunden: §§ 416, 440 Abs. 2 

ZPO und für öffentliche Urkunden: §§ 415, 

416a, 417 f., 437 Abs. 1, § 438 Abs. 2 ZPO), der 

das Vorbehaltsurteil rechtfertigt. Elektronische 

Dokumente werden lediglich zum Zwecke ei-

nes Augenscheins an das Gericht übermittelt 

(§ 371 Abs. 1 S. 2, § 371a Abs. 1 ZPO). Sie sind 

nur mittels technischer Hilfsmittel lesbar 

kunden dar.395 Sie sind im Urkundenprozess so-

mit an sich unstatthaft (§ 595 Abs. 2 ZPO). 

                                                           

393 Vgl. auch Tunze, JuS 2017, 1073 (1078). 
394 Abel, MMR 1998, 644 (645). 
395 Brand/Skowronek, RDi 2021, 178 Rn. 11. 

2. Reformbedarf 

a) Qualifiziert signierte elektronische 

Dokumente 

Die Beschränkung auf im Urkundenprozess 

vorlagefähige Papierurkunden steht in einem 

Widerspruch zur erhöhten Beweiskraft qualifi-

ziert signierter elektronischer Erklärungen und 

behördlich erstellter elektronischer Doku-

mente (§§ 371a, 371b ZPO).396 Es sollte selbst-

verständlich sein, dass elektronische Doku-

mente, die mit einer qualifizierten elektroni-

schen Signatur versehen sind (§ 371a Abs. 1 

ZPO), ohne Weiteres als Urkunden nach 

§§ 592, 595 Abs. 2 ZPO gelten, weil nur diese 

Sichtweise dem Zweck des Urkundenprozesses 

entspricht.397 Soweit die Voraussetzungen von 

§ 371a Abs. 1 S. 1 ZPO gegeben sind und eine 

entsprechende qualifizierte Signatur des priva-

ten elektronischen Dokuments vorliegt, gilt als 

bewiesen, dass die Erklärungen vom Inhaber 

des Signaturschlüssels abgegeben wurden 

(Gleichstellung mit Privaturkunde, § 416 Abs. 1 

ZPO). Die qualifizierte elektronische Signatur 

trägt nach § 371a Abs. 1 S. 2 ZPO den Anschein 

der Echtheit in sich, was sogar über §§ 439, 440 

ZPO (bei Privaturkunden) hinausreicht. Eine 

Erschütterung ist nur durch Tatsachen mög-

lich, welche ernstliche Zweifel an der Erklä-

rungsabgabe durch die Signaturschlüssel-In-

haberin oder den Signaturschlüssel-Inhaber 

396 BT-Drs. 15/4067, 34.  
397 Ähnlich Sander, DSRITB 2013, 845 (858). 
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begründen. Weitergehender Regelungen zum 

Beweiswert bedarf es hier nicht. 

b) Sonstige elektronische Dokumente 

Bei nicht qualifiziert signierten elektronischen 

Dokumenten besteht dagegen erheblicher Re-

formbedarf. Teile der Rechtsprechung sehen, 

nachdem zunächst die Vorlage einer Fotokopie 

der Originalurkunde zugelassen wurde, nun-

mehr auch Ausdrucke von elektronischen Do-

kumenten sowie die Übermittlung einer Scan-

kopie von Papierurkunden im elektronischen 

Rechtsverkehr als Urkunden an und lassen da-

her ihre Vorlage im Urkundenprozess zu.398 

Dies führt allerdings zu Rechtsunsicherheit und 

Inkonsistenzen. So wird zum Teil in der Recht-

sprechung gefordert, dass die Übereinstim-

mung von Kopie und Original unstreitig oder 

anwaltlich bzw. notariell beglaubigt ist; an-

dernfalls sei eine Vorlage im Urkundenprozess 

nicht möglich und dieser ggf. daher unzuläs-

sig.399 Ungeklärt ist auch, ob rein elektronisch 

                                                           

398 OLG München, Beschl. v. 20.3.2012  7 U 
3199/11, BeckRS 2012, 7418; Urt. v. 21.11.2019 

 23 U 4170/18, BeckRS 2019, 31002 Rn. 38: 
Eine technische Aufzeichnung erlangt durch ih-

ren menschenveranlassten Ausdruck Urkunden-
qualität  2 U 99/90, 
NJW 1992, 1774 (Faxkopie); KG, Urt. v. 1.2.2024 

 2 U 130/21, BeckRS 2024, 5131 (Ausdruck ei-
ner WhatsApp-Nachricht); LG Ulm, Urt. v. 
29.5.2020  2 O 276/19, BeckRS 2020, 47052 
(Beifügung eines Scans einer Papierurkunde); in 
der Literatur in diesem Sinne auch Büttner/Aig-
ner, WM 2005, 1729 ff. (Abschriften mikrover-
filmter Urkunden als zulässige Beweismittel); 
Sander, DSRITB 2013, 845 (850) (Ausdruck einer 
E-Mail); Windau, RDi 2021, 419; im Überblick 
auch BeckOK ZPO/Kratz, 54. Ed. 1.9.2024, § 592 

vorliegende Dokumente, wenn sie nicht ausge-

druckt und wieder eingescannt werden, entge-

gen § 

werden können.400  

Die gesetzliche Regelung im Urkundenprozess 

sollte zur Wiederherstellung von Rechtssicher-

heit und konsistenter Wertungen unter den Be-

dingungen des elektronischen Rechtsverkehrs 

erweitert werden. Es sollte im Urkundenpro-

zess gesetzlich klargestellt werden, dass rein 

elektronisch abgegebene Willenserklärungen 

als zulässige Beweismittel eingeführt werden 

können. Diese sollten (nur) insoweit Papierur-

kunden gleichgestellt werden. Darüber hinaus 

sollte es zulässig sein, digitalisierte Kopien 

(Scans) von Papierurkunden einzureichen. Für 

die Zulässigkeit des Urkundenprozesses und 

der dortigen Beweisführung sollte es auch 

nicht darauf ankommen, ob es überhaupt ein 

Papieroriginal gab und ob die Übereinstim-

ZPO Rn. 26 f.; Musielak/Voit/Voit, ZPO, 21. 
Aufl. 2024, § 592 ZPO Rn. 12. 

399 BGH, Urt. v. 16.11.1979  V ZR 93/77, NJW 1980, 
1047 (1048); OLG Düsseldorf, Urt. v. 21.1.1988  
10 U 181/87, BeckRS 1988, 1223; Urt. v. 
16.8.2007  10 U 6/07, NJOZ 2008, 411 (412); 
OLG Hamm, Urt. v. 20.11.2017  8 U 16/17, 
BeckRS 2017, 135406. 

400 Dagegen Roßnagel/Wilke, NJW 2006, 2145 
(2148). 
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mung mit einem evtl. vorhandenen Papierori-

ginal unstreitig oder anwaltlich bzw. notariell 

beglaubigt worden ist.  

Vielmehr ist diese Frage erst bei der Würdigung 

des Beweiswerts digital eingereichter Erklär-

ungen zu berücksichtigen. Soweit es sich um 

nicht qualifiziert signierte Erklärungen handelt, 

sind diese wie Augenscheinsobjekte nach § 286 

ZPO frei zu würdigen,401 wobei der gegenüber 

einer (echten) Papierurkunde geringere Be-

weiswert zu beachten ist. Der Beweiswert ein-

zelner Messenger-Dienste hängt damit auch 

vom Einzelfall und insbesondere von den vor-

gegebenen technischen Sicherheitsstandards 

ab (WhatsApp; SMS).402 Vereinheitlichte Rege-

lungen hinsichtlich des Beweiswerts sind hier 

kaum möglich, sodass es bei der freien Beweis-

würdigung bleiben sollte.403  

                                                           

401 Diese freie Beweiswürdigung ist mit Art. 25 Abs. 
1 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 über elek-
tronische Identifizierung und Vertrauensdienste 
für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt 
(eIDAS- 1) Einer elektronischen 
Signatur darf die Rechtswirkung und die Zuläs-
sigkeit als Beweismittel in Gerichtsverfahren 
nicht allein deshalb abgesprochen werden, weil 
sie in elektronischer Form vorliegt oder weil sie 
die Anforderungen an qualifizierte elektronische 

Die hiermit verbundenen möglichen Abstriche 

bei der Schnelligkeit des Urkundenverfah-

rens404 sind im Verhältnis zu dem andernfalls 

eintretenden Bedeutungsverlust hinzunehmen. 

c) Auswirkungen des elektronischen 

Urkundenarchivs 

Schließlich sollte geprüft werden, wie mit der 

Schaffung des Elektronischen Urkundenarchivs 

und den darin niedergelegten Urkunden (§ 45 

Abs. 2, § 56 Abs. 4 BeurkG) eine stärkere und 

vereinfachte Nutzung des Urkundenbeweises 

erreichbar ist. Zum einen können gemäß § 56 

Abs. 4 BeurkG bereits jetzt Ausfertigungen und 

Abschriften unmittelbar von der elektroni-

schen Urkunde erteilt werden. Zukünftig sollte 

aber erwogen werden, anstelle der Vorlage von 

Abschriften oder Ausfertigungen elektronisch 

verwahrte Urkunden auch im normalen Ge-

richtsverfahren über die Zurverfügungstellung 

eines sicheren Links abzurufen.405  

Signaturen nicht erfüllt.
Vogt/Herrmann/Danz, NJW 2020, 2991 (2993). 

402 Dazu näher Brand/Skowronek, RDi 2021, 178 
(181). 

403 Vgl. auch 
, S. 63. 

404 Windau, RDi 2021, 419. 
405 Vgl. entsprechende Pläne im Registerbereich 

unter https://www.elektronisches-urkundenar-
chiv.de. 

https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
https://www.justiz.bayern.de/media/images/behoerden-und-gerichte/oberlandesgerichte/nuernberg/diskussionspapier_ag_modernisierung.pdf
https://www.elektronisches-urkundenarchiv.de/
https://www.elektronisches-urkundenarchiv.de/
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H. 

Die Reformkommission hat im Rahmen der Be-

arbeitung ihres Arbeitsauftrags (dazu A.II.) 

festgestellt, dass sich allein durch Änderungen 

der Zivilprozessordnung und der in den Blick 

genommenen Vorschriften des Gerichtsverfas-

sungsgesetzes das Ziel eines bürgerfreundli-

chen und effizienten Zivilprozesses, der zu-

gleich den Bedürfnissen der Wirtschaft ent-

spricht, nicht vollständig erreichen lässt. Es be-

steht über den Bereich der zivilverfahrens-

rechtlichen Gesetzgebung hinaus Reformbe-

darf (dazu bereits unter B.III., D.II.7., D.V.4.). 

Soweit dieser im Rahmen der Beratung augen-

scheinlich war, wird er nachfolgend ergänzend 

dargestellt. 

I. Effizienzsteigerung bei justizinter-

nen Abläufen 

Justizinterne Abläufe um die Zustellung, Ter-

minfindung und Zahlung des Gerichtskosten-

vorschusses sind auch durch digitale Anwen-

dungen zu beschleunigen, um die an anderer 

Stelle erzielten Effizienzgewinne zu erhalten. 

Hierzu bedarf es kurz- und mittelfristig keiner 

Gesetzesänderung. Mittels Prozessoptimie-

rung lassen sich bereits heute erhebliche Effizi-

enzgewinne in der Justiz erzielen. Potentiale 

können bereits durch schlichte Automatisie-

rung sowie durch den Austausch strukturierter 

Datensätze gehoben werden. Die Verwendung 

von KI-Systemen im Sinne der KI-Verordnung 

ist dazu nicht erforderlich. 

1. Ausgangslage 

Die Vorteile eines effizienten Erkenntnisver-

fahrens (dazu unter E.) können durch unpro-

duktive Standzeiten der Akte wieder zunichte 

gemacht werden. Verzögerungen in den justiz-

internen Abläufen betreffen vor allem um-

ständliche Zustellungen sowie Schwierigkeiten 

bei der Terminfindung etwa infolge einer Viel-

zahl von Verlegungen; hinzu kommen biswei-

len antiquiert erscheinende Abläufe um die 
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Einzahlung des Gerichtskostenvorschusses so-

wie häufige Richterwechsel, aber auch gezielte 

Verzögerungen durch die Parteien.406 

Das Zustellungswesen soll perspektivisch 

durch die Kommunikationsplattform abgelöst 

werden (dazu C.V.4.a)); schon davor kann die 

Abschaffung des elektronischen Empfangsbe-

kenntnisses zum Tragen kommen (dazu F.II.2.). 

Der einfacheren Bestimmung und gesteigerten 

Verbindlichkeit von Verhandlungsterminen 

dienen der im Organisationstermin festzule-

gende Verfahrensplan (E.II.2.b)) und ein Termi-

nierungstool auf der modular aufgebauten 

Kommunikationsplattform 

(C.V.4.c)C.V.4.c)aa)). Die Einzahlung von Kosten 

kann von den Parteien über das Justizportal 

einfacher abgewickelt werden (C.IV.4.e)). Um 

die Standzeiten der Akte zu verkürzen, bedarf 

es darüber hinaus aber auch Maßnahmen der 

Gerichtsorganisation und -verwaltung. 

2. Transparente und zügige Kommuni-

kation 

Neben einer aktiven Verfahrensleitung (dazu 

im Einzelnen E.III.) erwarten die Parteien ins-

gesamt eine transparente Kommunikation zur 

gerichtlichen Organisation des Verfahrens, was 

beispielsweise schnelle Mitteilungen über Kla-

geeingang und Aktenzeichen, klare Frist- 

                                                           

406 
forschung der Ursachen des Rückgangs der Ein-

, S. 181, 191 
ff., 232, 282. 

setzungen und zeitnahe Informationen zu ei-

nem Richterwechsel miteinschließt. Eine zü-

gige und stete Kommunikation zum Verfah-

rensstand von Seiten des Gerichts, auch über 

die Serviceeinheiten, kann dazu beitragen, auch 

bei den Parteien das Gefühl der Selbstwirksam-

keit und Selbstverantwortung für ein effizien-

tes Verfahren zu stärken. 

3. Beschleunigung durch Digitalisie-

rung 

Unabhängig von den durch Gesetz vorgegebe-

nen Verfahrensweisen können die gerichtsin-

ternen Abläufe z.B. um die Zustellung, Termin-

findung und Zahlung des Gerichtskostenvor-

schusses auch durch digitale Anwendungen 

beschleunigt werden. Es ist davon auszugehen, 

dass durch die flächendeckende Nutzung der 

E-Akte, auf die mehrere Personen zeitgleich 

Zugriff haben, Standzeiten von Akten reduziert 

werden können. 

a) Notwendigkeit einer systematischen 

Prozessoptimierung 

Ein bisher noch ungehobenes Automatisie-

rungspotential liegt darin, dass viele justizin-

terne Prozesse nach wie vor eine manuelle Da-

tenextraktion aus unterschiedlichen Quellen 

(z.B. Schriftsätze, Beschlüsse, Sitzungsnieder-

https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/Abschlussbericht_Eingangszahlen_Zivilgerichte.html
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schriften) erfordern. Das Automatisierungspo-

tential kann allerdings nur durch eine systema-

tische Prozesserhebung und -optimierung so-

wie einen Best-practice-Vergleich kurzfristig 

aktiviert werden. Die Kommission regt an, 

Workflows bei Gericht systematisch zu erfas-

sen und Optimierungspotentiale und Automa-

tisierungsmöglichkeiten zu ermitteln. 

b) Skizzierung des möglichen Verbesse-

rungsprozesses 

Dies lässt sich am Beispiel der Kostenfest- 

setzung illustrieren: Der justizinterne Prozess 

der Kostenfestsetzung ist derzeit nicht überall 

durchgängig automatisiert. Weder werden die 

notwendigen Daten aus den Kostenfest- 

setzungsanträgen noch aus den in den Jus-

tizsystemen vorhandenen Daten in die vorhan-

denen Tools zur Erstellung von Kostenfestset-

zungsbeschlüssen übernommen. Auch wei-

chen die zur Verfügung stehenden Berech-

nungshilfen und Bearbeitungsprogramme in 

ihren Funktionalitäten stark voneinander ab.  

In ähnlicher Weise wie die Kostenfestsetzung 

werden sich auch andere standardisierte justiz-

interne Prozesse, bei denen derzeit noch die 

manuelle Extraktion der notwendigen Daten 

stattfindet, wie etwa die Anforderung des Kos-

tenvorschusses oder die Zeugen- und Sachver-

ständigenladung, vereinfachen und effizienter 

gestalten lassen. Es ist zur Effizienzsteigerung 

arbeitskraftbindende Vorgänge zu identifizie-

ren und Möglichkeiten sowie Ertrag einer wei-

tergehenden Automatisierung abzuschätzen. 

Dabei ist mit Blick auf den in Erwägung zu zie-

henden Einsatz KI-gestützter Unterstützungs-

hilfen (z.B. automatisierte Texterkennung zur 

Datenextraktion) insbesondere auch zu eruie-

ren, welche erforderlichen Daten nicht auto-

matisiert ausgelesen werden können, sondern 

noch manuell erhoben werden müssen. Im An-

schluss ist eine Bewertung erforderlich, ob 

hierfür der Einsatz KI-gestützter Tools möglich 

und sinnvoll ist oder ob durch eine Ergänzung 

der Fachverfahren bzw. der E-Akte Abhilfe ge-

schaffen werden kann. Auf dieser Grundlage 

erscheinen Effizienzsteigerungen durch techni-

sche Lösungen möglich, wie sie nachstehend 

beispielhaft dargestellt werden. 

aa) Ertüchtigung vorhandener Systeme  

Zu prüfen wäre, ob die bestehenden Systeme 

kurzfristig ertüchtigt werden können, indem ei-

nerseits E-Akte, Fachverfahren und Textverar-

beitungssysteme sowie gegebenenfalls Kas-

sensysteme miteinander vernetzt werden und 

so Mehrfacherfassungen bzw. manuelle Neu-

eingaben bereits vorhandener Daten vermie-

den werden. Zum anderen sollen die vorhande-

Best-

practice-

ches Niveau gebracht werden, wobei (weitere) 

Parallelentwicklungen möglichst vermieden 

und Kostenfestsetzungstools in die bereits vor-

handene IT-Landschaft eingebettet werden.  
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bb) Brückentechnologie und Teilautomati-

sierung 

Bis die technischen und gesetzlichen Voraus-

setzungen für den Austausch strukturierter Da-

ten 

n der antragstellenden Person 

übermittelten Informationen maschinell aus 

den per beA oder anderen sicheren Übermitt-

lungswegen eingereichten PDFs ausgelesen 

und in die Justizsysteme übernommen. Ziel ist 

es, Daten, die nicht aus den Justizsystemen 

heraus generiert oder berechnet werden kön-

nen, wie z.B. Reisekosten, automatisiert aus 

den Kostenfestsetzungsanträgen in das Kos-

tenfestsetzungstool zu übernehmen, automa-

tisiert anhand der nunmehr in den (ertüchtig-

ten) Justizsystemen vorhandenen Daten einen 

Entwurf eines Kostenfestsetzungsbeschlusses 

zu erstellen und diesen automatisiert mit den 

Kostenfestsetzungsanträgen der Parteien ab-

zugleichen, sodass die Rechtspflegerinnen und 

Rechtspfleger nur noch manuell eingreifen 

müssen, soweit es Abweichungen gibt. 

c) Optimierung ohne Gesetzesände-

rung oder Einsatz von KI  

Die vorstehend beschriebene Optimierung jus-

tizinterner Prozesse lässt sich in weiten Teilen 

ohne Änderung der Zivilprozessordnung durch 

eine bessere Vernetzung der innerhalb der Jus-

tiz verwendeten IT-Lösungen bzw. einen pro-

grammübergreifenden Zugriff auf bereits vor-

handene Daten beheben. Die Schnittstelle zu 

den Daten, die von den Parteien stammen, lässt 

sich gegebenenfalls durch elektronische For-

mulare verbessern; hierfür bietet § 130c ZPO 

bereits eine Rechtsgrundlage.  

Eine solche Automatisierung fällt nicht unter 

-  1 KI-

Verordnung, da die hierfür erforderlichen IT-

ausgelegt sind. Die ertüchtigten Programme 

sind weder selbstlernend noch extrahieren sie 

Daten eigenständig aus dem Aktenbestand. Sie 

beschränken sich auf die Berechnung der Kos-

ten nach den Vorgaben der Zivilprozessord-

nung, des Gerichtskostengesetzes und des 

Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes. Nach Er-

wägungsgrund 12 KI-Verordnung fallen Sys-

Personen definierten Regeln für das automati-

nicht unter den Begriff KI-System. Der eventu-

ell erforderliche Einsatz von KI-gestützten 

Tools zur Extraktion und Verarbeitung der Da-

ten, die sich nicht automatisiert aus der E-Akte 

oder dem Fachverfahren auslesen lassen, wäre 

auch nicht als Hochrisiko-KI-System im Sinne 

des Art. 6 Abs. 2 i.V.m. Anhang III Nr. 8 lit. a KI-

Verordnung (KI-Systeme für die Rechtspflege) 

Verwaltungstätigkeit, die die tatsächliche 

Rechtspflege in Einzelfällen nicht beeinträch-
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II. Organisatorische Verbesserungen für 

das Güterichterverfahren 

Durch gezielte organisatorische Maßnahmen 

kann die Vermittlerrolle des Gerichts gestärkt 

werden. Dies umfasst die Einrichtung von Ge-

schäftsstellen speziell für gütliche Streitbeile-

gungsverfahren, die Berücksichtigung der Gü-

terichtertätigkeit bei der Geschäftsverteilung 

und die Fortbildungs- und Unterstützungsan-

gebote für Güterichterinnen und Güterichter.  

Die gütliche Streitbeilegung ist ein wichtiger 

Baustein im Zivilprozess der Zukunft. Nicht in 

allen Fällen kommt es den Parteien allein auf 

eine gerichtliche Entscheidung auf Grundlage 

eines nach Maßgabe des Prozessrechts aufge-

klärten Sachverhalts an. 

Vielmehr können die Parteien (auch) ein Inte-

resse an einer zügigen und kostengünstigen 

vergleichsweisen Streitbeilegung haben. Das 

gilt selbst dann, wenn die Parteien den Weg des 

gerichtlichen Klageverfahrens gewählt haben, 

wie die teilweise hohen Vergleichsquoten der 

Gerichte zeigen. 

Dabei bietet das Güterichterverfahren (§ 278 

Abs. 5 ZPO) die Möglichkeit, die Güteverhand-

lung von der Entscheidungszuständigkeit ab-

zukoppeln und dadurch eine privatautonome, 

von der Prozesslage unabhängige Konfliktlö-

sung zu eröffnen. Die Konfliktbehandlung 

durch die Güterichterin bzw. den Güterichter 

unterscheidet sich als Instrument der kon-

sensualen Streitbeilegung in Form der Schlich-

tung grundlegend von Vergleichsverhandlun-

gen beim erkennenden Gericht. In geeigneten 

Fällen kann hier eine umfassendere und nach-

haltigere Lösung erreicht werden als durch eine 

streitige Entscheidung.  

Mit gezielten organisatorischen Maßnahmen 

kann das Gericht auch in seiner Vermittlerrolle 

gestärkt und sichtbarer gemacht werden.  

Wirksam ist hier etwa die Einrichtung von Ge-

schäftsstellen speziell für Güterichterverfah-

ren: Hierdurch können die nicht-richterlichen 

Verfahrensabläufe wie die Korrespondenz mit 

den Beteiligten vereinheitlicht und effektiv ge-

staltet werden. Dies hat auch für die Rechtsan-

wältinnen und Rechtsanwälte den Vorteil kla-

rer Strukturen. Außerdem wird so gewährleis-

tet, dass die Geschäftsstelle mit den Besonder-

heiten bei der Aktenführung, insbesondere 

dem hier geltenden Grundsatz der Vertraulich-

keit, vertraut ist.  

Weiter kann es vorteilhaft sein, wenn die Güte-

richtertätigkeit im Rahmen der innergerichtli-

chen Geschäftsverteilung  je nach den im je-

weiligen Gericht vorhandenen personellen 
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Möglichkeiten  mit einem konkreten Arbeits-

kraftanteil berücksichtigt wird.407 Auch allge-

mein könnte es sich bei der institutionellen Un-

terstützung, die Güterichterinnen und Güte-

richter durch Kollegenschaft und Präsidium er-

fahren, um eine für den Erfolg von Streitbeile-

gungsverfahren statistisch relevante Größe 

handeln.408 Solche Unterstützung stellen zum 

Beispiel auch Supervisions- und Fortbildungs-

angebote für Güterichterinnen und Güterichter 

dar. 

Diese Maßnahmen können als Best-Practice-

Beispiele herangezogen werden, um die Güte-

richtertätigkeit zu stärken. Rechtsänderungen 

sind hierfür nicht erforderlich. 

III. Technische Möglichkeiten zur Vor-

lage von Beweisen  

Technischer Verbesserungsbedarf besteht bei 

der Übermittlung von umfangreichen Schrift-

sätzen, Anlagen und digitalen Beweismitteln.  

Derzeit fehlt eine Übermittlungsinfrastruktur 

für größere Dateien, seien es Anlagen oder Be-

weismittel, die sich auch in der Umfangsbe-

grenzung für Nachrichten im elektronischen 

Rechtsverkehr nach § 3 i.V.m. § 5 Abs. 1 Nr. 3 

ERVV, Nr. 3 2. ERVB 2022409 niederschlägt. In 

Kombination mit der in § 371 Abs. 1 S. 2 ZPO 

                                                           

407  Siehe Lentz, Rückläufige Statistik  wie kommt 
frischer Wind in das Güterichterverfahren?, jM 
2023, 97, 99; Greger, Das Güterichterverfahren  
Große Chancen, zu wenig genutzt, MDR 2017, 
1107. 

408  Kaiser/Eisenkopf/Gabler/Lehmann, NCMR 16 
(2) (2022), 132, 154, online unter 

enthaltenen Vorlagemöglichkeit führt das 

dazu, dass dem Gericht auch heute noch CDs 

bzw. andere Datenträger übersandt bzw. im 

Termin zur Beweisaufnahme überreicht wer-

den. Diese Praxis ist für die Prozessbeteiligten 

unpraktisch und aufgrund von IT-

Sicherheitsrisiken sehr bedenklich.  

Dieses technische Defizit sollte behoben wer-

den. Sofern aufgrund von Größen- oder For-

matbeschränkungen eine Übermittlung im 

elektronischen Rechtsverkehr nicht möglich 

ist, besteht dringend Handlungsbedarf, um 

bundeseinheitlich digitale Lösungen bereitzu-

stellen. Ferner müssen technische Lösungen 

gefunden werden, wie auch große Anlagen, z.B. 

Videos, in der E-Akte revisionssicher veraktet, 

trotzdem außerhalb der E-Akte im Originalfor-

mat geöffnet und im Rahmen der Akteneinsicht 

bereitgestellt werden können. Die Nutzbarkeit 

einer entsprechenden Übermittlungsinfra-

struktur sollte in den technischen Vorschriften 

der ERVV nachvollzogen werden. 

IV. Fortbildungsangebot 

Die in den Spezialspruchkörpern gewünschte 

hohe Expertise in den jeweiligen Fachgebieten 

erfordert Aus- und Fortbildung der Richter- 

ncmr.lps.library.cmu.edu/article/612/gal-
ley/483/view/. 

409 Zweite Bekanntmachung zu §  5 der Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung (2. Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Bekanntmachung 2022  
2. ERVB 2022) vom 10.2.2022, BAnz AT 
18.2.2022 B2. 

https://ncmr.lps.library.cmu.edu/article/612/galley/483/view/
https://ncmr.lps.library.cmu.edu/article/612/galley/483/view/
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innen und Richter. Ein entsprechendes Rege-

lungsmodell soll zur Fortbildung auffordern, 

aber zugleich gewissen Raum zur Flexibilität 

belassen. 

Das vermehrte Aufkommen digitaler Beweis-

mittel macht gezielte Fortbildungsangebote 

für die Richter- sowie für die Rechtsanwalt-

schaft erforderlich. 

1. Fortbildungspflichten für Spezialma-

terien 

Auch wenn einige Richtergesetze der Länder 

eine allgemeine Fortbildungspflicht regeln,410 

bestehen gesetzliche Vorgaben zur Teilnahme 

von Richterinnen und Richtern an fachspezifi-

schen Fortbildungen derzeit nicht. Mittelbar 

wirken insofern die gerichtsverfassungsrechtli-

chen Anforderungen an fachspezifische Kennt-

nisse in bestimmten Spruchkörpern. Solche be-

stehen derzeit nur für Richterinnen und Richter 

in Insolvenz- und Restrukturierungssachen ge-

mäß § 22 Abs. 6 S. 2 GVG411 sowie für Familien-

richterinnen und Familienrichter gemäß § 23b 

Abs. 3 S. 3 bis 5 GVG.  

Die gewünschte hohe fachliche Expertise der in 

den Spezialspruchkörpern tätigen Richterinnen 

                                                           

410 Siehe z.B. in Baden-Württemberg § 8a Landes-
richter- und -staatsanwaltsgesetz (LRiStAG), in 
Bayern Art. 6 Richter- und Staatsanwaltsgesetz 
(BayRiStAG), in Hamburg § 3b Hamburgisches 
Richtergesetz (HmbRiG), in Nordrhein-Westfa-
len § 13 Landesrichter- und Staatsanwältegesetz 
(LRiStaG), in Sachsen-Anhalt § 7 Landesrichter-
gesetz (LRiG), in Thüringen § 9 Richter- und 
Staatsanwältegesetz (ThürRiStAG); vgl. auch die 

und Richter ist insbesondere dadurch zu errei-

chen, dass neben der überwiegenden Befas-

sung mit der Spezialmaterie auch entspre-

chende staatlich finanzierte Fortbildungsange-

bote bereitstehen und genutzt werden. Starre 

Vorgaben zur Fortbildung bergen allerdings die 

sondern lediglich formal auf dem Papier erfüllt 

wird. Zudem muss eine ordentliche Besetzung 

des Gerichts auch im Fall personeller Engpässe 

jederzeit möglich bleiben. Vorzugswürdig er-

scheint daher ein Regelungsmodell, das die 

Richterinnen und Richter in Spezialspruchkör-

pern zur einschlägigen Fortbildung motiviert, 

aber zugleich einen gewissen Raum zur Flexibi-

lität belässt. 

2. Fortbildungsangebot zu digitalen 

Beweismitteln 

Im Rahmen der fortschreitenden Digitalisie-

rung und etwaiger weiterer Reformen des Zivil-

verfahrensrechts werden zahlreiche neue 

Schulungs- und Fortbildungsbedarfe entste-

hen, die zudem in immer kürzeren Abständen 

an aktuelle Entwicklungen anzupassen sein 

werden. Beispielhaft kann auf das Thema der 

digitalen Beweismittel verwiesen werden. Die 

Ausarbeitung der Wissenschaftlichen Dienste 
des Deutschen Bundestags zur Verfassungsmä-
ßigkeit einer Fortbildungspflicht für Richter vom 
2.10.2019, WD 3 - 3000 - 229/19  
(abrufbar unter: https://www.bundestag.de/re-
source/blob/671952/7b297d8bdab137e5b71cd
5a9aff7c7a8/WD-3-229-19-pdf-data.pdf). 

411  Vgl. dazu Nöhre/Meller-Hannich, NJW 2023, 
2701. 

https://www.bundestag.de/resource/blob/671952/7b297d8bdab137e5b71cd5a9aff7c7a8/WD-3-229-19-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/671952/7b297d8bdab137e5b71cd5a9aff7c7a8/WD-3-229-19-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/671952/7b297d8bdab137e5b71cd5a9aff7c7a8/WD-3-229-19-pdf-data.pdf
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Gerichte sind im Rahmen der freien richterli-

chen Beweiswürdigung (§ 286 ZPO) verpflich-

tet, den Inhalt der mündlichen Verhandlung 

und namentlich die beigebrachten Beweismit-

tel zu bewerten und in ihrem Beweiswert zu 

hinterfragen.  

Für die Beurteilung der Qualität von zuneh-

mend wichtiger werdenden digitalen Beweis-

mitteln sind allerdings bestimmte technische 

Grundkenntnisse etwa über elektronische Sig-

naturen, Siegel und Zeitstempel bei elektroni-

schen Dokumenten, aber auch über die Gefah-

ren von Manipulationen durch KI etwa bei Vi-

deos oder Tonaufnahmen erforderlich, derer es 

in Bezug auf analoge Beweismittel bisher nicht 

gleichermaßen bedurfte.  

Um dem Gericht auch unter den Bedingungen 

der Digitalisierung weiterhin eine angemessene 

Beweiswürdigung zu ermöglichen, könnten da-

her verstärkt Fortbildungen zu einem solchen 

technischen Grundverständnis angeboten wer-

den. Diese Angebote können durch Leitfäden 

mit den wichtigsten Informationen in diesem 

Zusammenhang ergänzt werden. Wird eine 

eingehende Untersuchung digitaler Beweis-

mittel auf Manipulationen erforderlich, wird 

diese allerdings auch künftig  nicht zuletzt 

wegen sonst allzu leicht entstehender falscher 

                                                           

412 Diesem System sind bislang 11 Bundesländer 
angeschlossen, vgl. https://justiz.de/kosten-
marke/index.php. 

Anreize  Sachverständigen vorbehalten blei-

ben müssen. 

V. Modernisierung des elektronischen 

Zahlungsverkehrs mit Justizbehör-

den 

Zur Modernisierung des elektronischen Zah-

lungsverkehrs der Justiz ist ein Angebot von 

einzelnen etablierten elektronischen und mög-

lichst sicheren bankbasierten Zahlungsmitteln 

ausreichend. 

Der für Rechtsuchende wesentliche Zahlungs-

verkehr mit der Justiz in Zivilverfahren besteht 

in der Zahlung des Gerichtskostenvorschusses; 

weitere Vorschusszahlungen kommen für die 

Durchführung von Beweisaufnahmen sowie im 

Rahmen der Zwangsvollstreckung in Betracht. 

Unbare Zahlungen können aufgrund des Ge-

setzes über den Zahlungsverkehr mit Gerichten 

und Justizbehörden vom 22.12.2006 zugelas-

sen werden (§ 1 Abs. 1 i. V. m. Abs. 3 S. 1 und 3 

ZahlVGJG). Barzahlung ist zu gewährleisten, 

wenn dem Zahlungspflichtigen eine unbare 

Zahlung nicht möglich oder wenn Eile geboten 

ist (§ 1 Abs. 3 S. 2 ZahlVGJG). 

Entsprechend sind in den meisten Ländern 

Zahlungen der Gerichtskosten per Banküber-

weisung, per Kreditkarte, in bar oder über den 

Erwerb einer elektronischen Kostenmarke412 

 

 

https://justiz.de/kostenmarke/index.php
https://justiz.de/kostenmarke/index.php
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möglich, teilweise auch die Erteilung eines 

SEPA-Lastschriftmandates zugunsten der zu-

ständigen staatlichen Kasse.413  

Bei der Nutzung des Online-Mahnverfahrens 

kann die oder der Antragstellende zwischen 

Zahlung auf Kostenrechnung oder per Einzugs-

ermächtigung wählen.414 Die Zahlung erfolgt 

an das jeweilige Mahngericht.  

Gebühren für Auskünfte aus dem Vollstre-

ckungsportal415 können per Kreditkarte bezahlt 

werden.416 Eingehende Gebühren werden in 

Nordrhein-Westfalen vereinnahmt und am 

Ende des Jahres abzüglich Kosten an die Länder 

ausgekehrt. 

Im allgemeinen Zahlungsverkehr eingesetzte 

und etablierte elektronische Zahlungsmetho-

den (z.B. Paypal, Klarna, etc.) stehen regelmä-

ßig jedoch nicht zur Verfügung.417 

Die direkte Abwicklung von Zahlungen ist zu-

meist nicht ohne digitalen Medienbruch und je 

nach justizieller Leistung auf unterschiedlichen 

                                                           

413 Z.B. in Bayern, § 1 Abs. 3 GerZahlV. 
414 https://www.mahngerichte.de/verfahrensu-

eberblick/besondere-verfahrensgestal-
tung/kostenbehandlung/. 

415 https://www.vollstreckungspor-
tal.de/zponf/allg/hilfe/faq.jsf. 

416 Giropay wurde zum 31.12.2024 eingestellt, vgl. 
https://www.giropay.de/newsroom/paydirekt-
stellt-online-bezahlverfahren-giropay-ende-
2024-ein.html; Nachfolger ist WERO, ein Pro-
dukt der European Payments Initiative (EPI), ei-
ner Partnerschaft europäischer Banken und Fi-
nanzinstitute, vgl. https://wero-wal-
let.eu/de/about. 

Wegen möglich. Die Zahlung mit elektroni-

scher Kostenmarke ist nur für Kostenvor-

schüsse geeignet. Die teilweise noch in Papier-

form erfolgenden Mitteilungen über den Zah-

lungseingang sind bei online geführten Verfah-

ren nicht mehr zeitgemäß und ineffizient.  

Hieraus folgt zwar nicht, dass es jede Form 

möglicher Zahlungsmethoden anzubieten gilt. 

Hierzu ist die Justiz unter Berücksichtigung der 

Neutralität und des schonenden Ressourcen-

einsatzes nicht verpflichtet. Dies wäre haus-

haltsrechtlich auch nicht zulässig.418 Aus Grün-

den der Nutzendenfreundlichkeit und der Ak-

zeptanz sollten aber weitere etablierte elektro-

nische Zahlungsmittel419 angeboten und einge-

bunden werden. Da die Justizkassen bzgl. der 

Vereinnahmung der Kosten und Vorschüsse si-

cher sein müssen (keine Rückbuchbarkeit) und 

die Anforderungen des Datenschutzes einge-

halten werden müssen, sind nur elektronische 

Zahlungsmöglichkeiten möglich, die auf einem 

der Bankenaufsicht unterliegenden Zahlungs-

system beruhen. Als hinreichend sicher gelten 

417 In Hessen ist beispielsweise die Zahlung per 
Paypal nach Eingabe des Kassenzeichens mög-
lich, vgl. https://ps-pa.hes-
sen.de/HZD_ePayment/EPAY. 

418 Vgl. z.B. VV 3.1 zu §§ 70 bis 72 und 74 bis 80 LHO 
(Niedersachsen), abrufbar unter: https://vo-
ris.wolterskluwer-on-
line.de/browse/document/208e1e94-a7e3-
3f32-b214-822b54d2442f. 

419 Gegebenenfalls mit Zustimmung der jeweiligen 
Finanzministerien. 

 

 

https://www.mahngerichte.de/verfahrensueberblick/besondere-verfahrensgestaltung/kostenbehandlung/
https://www.mahngerichte.de/verfahrensueberblick/besondere-verfahrensgestaltung/kostenbehandlung/
https://www.mahngerichte.de/verfahrensueberblick/besondere-verfahrensgestaltung/kostenbehandlung/
https://www.vollstreckungsportal.de/zponf/allg/hilfe/faq.jsf
https://www.vollstreckungsportal.de/zponf/allg/hilfe/faq.jsf
https://www.giropay.de/newsroom/paydirekt-stellt-online-bezahlverfahren-giropay-ende-2024-ein.html
https://www.giropay.de/newsroom/paydirekt-stellt-online-bezahlverfahren-giropay-ende-2024-ein.html
https://www.giropay.de/newsroom/paydirekt-stellt-online-bezahlverfahren-giropay-ende-2024-ein.html
https://wero-wallet.eu/de/about
https://wero-wallet.eu/de/about
https://ps-pa.hessen.de/HZD_ePayment/EPAY
https://ps-pa.hessen.de/HZD_ePayment/EPAY
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/208e1e94-a7e3-3f32-b214-822b54d2442f
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/208e1e94-a7e3-3f32-b214-822b54d2442f
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/208e1e94-a7e3-3f32-b214-822b54d2442f
https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/208e1e94-a7e3-3f32-b214-822b54d2442f
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Girokonto-basierte Online-Zahlungen, Kredit-

zahlungen mit 3D-Secure-Verfahren sowie 

Zahlungen über E-Wallets mit Zwei-Faktor-

Authentifizierung.420  

                                                           

420 Einzelheiten zur Sicherheit im Zahlungsverkehr 
auf der Grundlage der EU-Richtlinie 2015/2366 
über Zahlungsdienste im Binnenmarkt  sog. 
PSD 2 (Payment Services Directive 2)  und den 
von der Europäischen Zentralbank formulierten 
Regulierungsstandards ergeben sich aus der 
vom Bundesamt für Sicherheit in der Informati-
onstechnik (BSI) herausgegebenen Information 

-  10 ff., abruf-
bar unter 
https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Untern
ehmen-und-Organisationen/Standards-und-
Zertifizierung/Elektronischer-Zahlungsver-
kehr/Veroeffentlichungen/ECommerce/ECom-
merce_node.html. 

https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Standards-und-Zertifizierung/Elektronischer-Zahlungsverkehr/Veroeffentlichungen/ECommerce/ECommerce_node.html
https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Standards-und-Zertifizierung/Elektronischer-Zahlungsverkehr/Veroeffentlichungen/ECommerce/ECommerce_node.html
https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Standards-und-Zertifizierung/Elektronischer-Zahlungsverkehr/Veroeffentlichungen/ECommerce/ECommerce_node.html
https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Standards-und-Zertifizierung/Elektronischer-Zahlungsverkehr/Veroeffentlichungen/ECommerce/ECommerce_node.html
https://www.bsi.bund.de/DE/Themen/Unternehmen-und-Organisationen/Standards-und-Zertifizierung/Elektronischer-Zahlungsverkehr/Veroeffentlichungen/ECommerce/ECommerce_node.html

